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mJeber  die  Veranlassung  und  den  Zwöck  dieses  Werk^ 
habe  ich  mich  in  der  Einleitung  zu  den  kritischen  Anmer- 
kungen S.  1.  ff.  hiidänglich  erklärt^  um  den  Gesichtspunkt 
genau  zu  bestimmen,  aus  welchem  es  zu  beurtheiien  ist. 
Dahin  muss  ich  also  den  Leser,  dem  mit  unnöthigen  Wie- 
derholungen nicht  gedient  seyn  kann,  verweisen,  und  ich 
muss  ihn  bitten,  diese  kurze  Einleitung  vor  allem  Andern 
za  lesen. 

_fi  Wenn  der  Bearbeiter  eines  rechtsAvissenschaftlicheii 
Stoffs  von  allem  Zwang  des  Positiven  und  Conventionellen 
befreit  ist,  wenn  er,  von  dem  mühseligen  und  undankbaren 
Berufe  des  Zusammentragens,  Erklärens  und  Ordnens  zer- 
streuter, unvollständiger,  oft  inconsequenter  Gesetze  und 
hergebracliter ,  deren  Stelle  vertretender  3Ieinungen,  sich 
auf  den  höheren  und  freieren  Standpunkt  des  Gesetzgebers 
erheben  darf;  so  legt  ihm  dieser  Vortheil  zugleich  die  Pflicht 
auf,  gewissen  höheren  Forderungen,  welche  zu  machen  das 
Zeitalter  nun  einmal,  glücklicher  Weise,  gewöhnt  ist.  Ge- 
nüge zu  leisten.  Das  Bedürfniss,  die  bürgerlichen  Gesetz© 
zu  verbessern,  das  heisst,  ilinen  mehr  Vollständigkeit,  mehr 
Deutlichkeit,  mehr  Uebereinstimmung  mit  der  Billigkeit  und 
den  Grundsätze»  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und  mehr  ver-; 
nuuftmässigen  Zusammenhang ,  als  sie  bisher  hiebt  hatten 
zu  geben,  wird  nicht  mehr  blos  gefühlt,  sondeni  man  ist 
eJidlich  darüber  beinahe  überall  »ur;  klaren  Einsicht  nnd  zw 
eiMStUchen  Vorsätzen  gelangt.  W^r  es  also  uuternimmty 
neue    Gesetze    vorzuschlagen,    dcff -wird    nur*  iasofern    Auf- 
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inerksamkeit  verdienen ,  als  er  diesen  Begriff  von  Verbes- 
serung immer  vor  Augen  hat^  sich  nach  demselben  ein  Ideal 
von  Vollkommenheit  bildet,  und  diesem  Ideal,  in  der  Würk- 
lichkeit,  wenigstens  bis  auf  einen  erheblichen  Grad  nahe  zu 
kommen  im  Stande  ist. 

Von  dieser  Wahrheit  war  ich  überzeugt,  als  ich  es 
unternahm,  die  Lehre'  vom  rechtlichen  Beweise  in  bürger~ 
liehen  Rechtssachen ^  nicht  doktrinal,  sondern  legislatorisch 
zu  bearbeiten.  Mein  Bestreben  ging  vor  allen  Dingen  da- 
hin, diesen  wichtigen  Theil  der  angewandten  Rechtswissen- 
schaft auf  einfache ,  aus  der  Natur  der  Sache  entwickelte 
Grundbegriff'e  zurückzuführen,  diö  dahin  gehörigen  einzel- 
nen Materien  in  einen  natürlichen  Zusammenhang  zu  o^d^* 
nen,  die  häufig  vorkommenden  schwankenden  Begriffe  ge*- 
nauer  zu  bestimmen,  die  falschen  zu  berichtigen,  und  an  diÖ 
Stelle  hergebrachter  Vorurtheile,  auch  selbst,  wenn  sie  durch 
den  Buchstaben  des  Gesetzes  geheiligt  seyn  sollten,  veif- 
nonftmässige  Wahrheiten  zu  setzen. 

Ob  und  in  wie  weit  es  mir  damit  gelungen  sey,  dar- 
über wünsche  ich  nun  das  Urtheil  der  Kenner  zu  verneh- 
men. Jeder  gründliche  Tadel  wird  mir  um  deswillen  dop- 
pelt willkommen  seyn,  weil  er  nicht  blos  zu  meiner  Beleh- 
Fuog,  sondern  auch  zugleich  zur  Vervollkommnung  eines 
Werks,  das,  wie  ich  in  der  angeführten  Einleitung  bemerkt 
habe,  vielleicht  dazu  bestimmt  ist,  als  Gesetzbuch  zur  Würde 
einer  Staatsanstalt  erhoben  zu  werden,   gereichen  wird.'^  ^"^^ 

Ich  war  übrigens  bei  Aufstellung  meines  Systems  kiei- 
neswegs  in  dem  Falle,  das  System  des  gemeinen  Rechts  in 
der  Materie  vom  Beweise  von  Grund  aus  niederreissen  zu 
müssen.  Vielmehr  sind  die.  Jenem  zur  Grundlage  dienen- 
den Principien  beinahe  durchaus  eben  die ,  welche  man  bis- 
her allgemein  in  der  Theorie  anerkannt,  und  in  der  Praxis 
befolgt,  oder  wenigstens  zu  befolgen  geglaubt  hat.  Es  kam 
hauptsächlich  nur  darauf  an,  theils  diese  Prinzipien,  als  dasy 
was:  sie  sind,  in  ihr  gebührendes  Licht  zu  stellen^  theils 
ifere  durch  unphilosophische  Behandlung  verwahrlöste  Anwen- 
dung zu  berichtigen,  theils  endlich  durch  zweckmässige  An- 
or-diuung  aller  einzelnen  Theile,    und  durch  Aufliellung  ihres 
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Zusammenhangs^,  dem  praktischen  Rcchtsgclehrten  die  rich- 
tiffe  Anwenduno-  auf  den  individuellen  Fall  zu  erleichtern. 
Bios  bei  der  zweiten  dieser  verschiedenen  Operationen  bin 
ich  zuweilen  auf  ein  geschriebenes  Gesetz,  oder  auf  ein 
verjährtes  Herkommen,  oder  auf  eine,  wenn  gleich  bestrit- 
tene, doch  von  der  Mehrheit  angenommene  Rechtsmeinung 
gestossen^  wogegen  die  Gründe  des  philosophirenden  Theo- 
retikers ,  ohne  die  hinzukommende  Autorität  des  Gesetzge- 
bers, unzulänglich,  und  wo  also  meine  Sätze  wahre  Neue- 
rungen sind.  Diess  ist  aber  bei  weitem  der  seltnere  Fall, 
und  ich  habe  davon  jedesmal,  ausser  da,  wo  die  Gründe 
allzu  klar  am  Tage  liegen ,  in  den  Anmerkungen  Rechen- 
schaft gegeben.  Bei  diesen  Umständen  darf  ich  also  immer 
hoffen,  dass  das  öffentliche  Erscheinen  dieses  Werks  auch 
solchen  Freunden  der  Wissenschaft,  welchen  seine  Bestim- 
mmig  zu  einem  Particularlandesgesetz  gleichgültig  ist,  ange- 
mehm  seyn,  und  dass  es  für  jeden,  selbst  den  praktischen 
Rechtsgelehrten,  in  jedem  Lande,  einen  gewissen,  nicht 
unbeträchtlichen  Grad  von  Brauchbarkeit  haben  werde.  Dies 
wird,  obgleich  freilich  in  geringerem  Maase  selbst  in  Anse- 
hung des,  von  der  äusseren  Form  des  Beweisverfahrens 
handelnden  dritten  Theils  der  Fall  seyn. 
1  Die  Lehre  vom  Beweise  in  Fällen  des  Straf  rechts  (^pein- 
lichen Sachen)  ist  hier  nicht  abgehandelt.  Sie  hat  zwar 
mit  der  Lehre  vom  Beweise  in  bürgerlichen  Rechtssachen 
die  meisten  Hauptgrundsätze  gemein:  aber  einige  sind  ihr 
doch,  nach  der  Natur  dieser  Art  von  Rechtsfallen,  eigen- 
thümlich,  und  sie  erfordert  deswegen  in  der  Criminal-Pro- 
cessordnung,  eine  eigene  Behandlung,  welche  inzwischen, 
da  ihr  das  System  vom  Beweise  in  bürgerlichen  Sachen  zur 
Grundlage  dienen  kann,  nicht  sehr  weitläuftig  zu  werden 
braucht.  Eine  Verbindung  derselben  mit  dem  gegenwärti- 
gen Werke  würde  eben  so  unschicklich  gewesen  seyn,  als 
es  unschicklich  wäre,  die  Criminal-Processorduung  mit  der 
Civil-Processordnung  in  ein  gemeinschaftliches  System  brin- 
gen zu  wollen. 

Erst  nachdem  der  Druck  dieses  Werks  behiahe  vollen- 
det war,  ist  mir  das,    schon  in  den   Jahren  1801  und  1802, 


^'^  Vonedi' 

ZU  Erlangen  bei  Palm,  in  tlrei  Bänden  ersciüeneite  und  mit 
verdientem  Beifall  aufgenommene  Hundbuch  des  deutschen 
gemeinen  Processes,  von  Herrn  Ilofrath  und  Professor  Gön- 
>her  zu  Landshut  y  zu  Gesicht  gekommeiL  Es  enthält  ver- 
.schiedeue  in  die  Materie  vom  Beweise  einschlagende  Ab- 
handlungen^ und  insbesondere  gehören  dahin:  No.  XI.  XIII. 
XIV.  XX.  XXI.  {jm  ersten  Bande),  XXXII.  XXXIU. 
XXXIV.  XXXV.  XXXVI.  {jm  zweiten  Bandej.  Dass  ein 
mit  so  viel  gründlicher  Kenntniss  unserer  Gesetze,  mit  so- 
viel Einsicht  in  den  wahren  Geist  derselben,  und  mit  soviel 
Scharfsinn  in  Beurtheilung  ihres  Werths  und  ihrer  Mängel 
begabter  Schriftsteller  in  Ansehung  mehrerer  von  mir,  im 
Widerspruch  mit  den  bisherigen  gewöhnlichen  Vorstellungs- 
arten, angenommenen  Sätze  mit  mir  zusammentrifft,  das  kann 
nicht  anders  als  diesen  Sätzen  zur  Bestätigung  gereichen. 
Aber  auch  da,  wo  er  von  mir  abweicht,  ist  Avohl  meistens 
nur  die  Verschiedenheit  des  Standpunkts,  aus  welchem  er, 
als  doklrinaler  Schriftsteller,  der  das  Positive  nie  aus  den 
Augen  verlieren  durfte,  die  Gegenstände  zu  betrachten  hatte, 
der  Grund  dieser  x\bweichungen.  Auf  alle  Fälle  liegen  die 
Gründe  meiner  Meinungen,  in  den  Anmerkungen ^  nothdürf- 
tig  vor;  und  ob  ich  gleich,  wenn  ich  Hrn.  Gönner^ s  Werk 
früher  gekannt  hätte,  dadurch  vielleicht  veranlasst  worden 
wäre,  bei  einigen  dieser  Anmerkungen  noch  etwas  ausführ- 
licher zu  seyn,  so  werden  sie  doch  auch  schon  so,  wie  sie 
jetzt  sind,  den  sachverständigen  und  denkenden  Leser  in 
den  Stand  setzen,  zwischen  ihm  und  mir  zu  entscheiden. 
K^iDiarmstadt,  im  April  1803.  ""*» 
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Mofc  jUi-   y^orrede  des  Herausgebers.,f|.j^  <,g  ,„}, 
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Bei  der  neuen  Auflage  des  vorliegenden  Werks^  welches 
in  der  wissenschaftlichen  Welt  nicht  ohne  Beachtung  geblie- 
ben istj  bestrebte  sich  der  Herausgeber,  dasselbe,  indem  er 
den  Text  überall  unangetastet  liess_,  für  Doctrin  und  Praxis 
sebräuchlicher  zu  machen.  -   -''  "^' 

Da  der  Autor  das  Buch  zunächst  in  der  Absicht  ^*>^ 
schrieben  hatte,  einen  Gesetzesvorschlag  zu  geben,  wobei 
er  aber  in  hohem  Grade  die  Ansicht  v.  Almendingen' s 
theilte,  dass  die  bisherigen  deutschen  Prozessgesetze  in  bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiteu  so  vorzüglichen  Werth  haben, 
dass  deren  Reform,  aber  keine  Umschafliung  zu  wünschen 
sey,  da  er  demgemäss  von  der  bisherigen  gemeinrechtlichen 
Lehre  nur  unbedeutend,  fast  nur  in  Einzelnheiten,  abgewi- 
chen ist,  so  konnte  man  die  Belege  zu  seinen  Ansichten 
oder  Gesetzesvorschlägen,  deren  er  zu  seinem  Zwecke  nicht 
bedurfte,  leicht  aus  den  Gesetzen  und  andern  Quellen  der 
gemeinrechtlichen  Beweislehre  in  der  Gestalt  von  Noten  an^ 
fügen  und  zugleich  in  dieser  die  Avichtigsten  Sireitfragen 
und  alle  Ahiveichnngen  wenigstens  andeuten,  ohne  über  die 
Gebühr  hinaus  Weitläufig  werden  zu  müssen.  Die  meisten 
seiner  Abweichungen  hatte  Schneider  bereits  in  einer  Reihe 
von  kritischen  Anmerkungen  zu  den  einzelnen  §§.,  übrigens 
mehr  von  seinem,  dem  legislativen,  als  dem  doctrinellen 
Standpunkte  aus  zu  rechtfertigen  gesucht,  er  hatte  diese 
Anmerkungen  aber  in  einen  besonderen  Anhang  zum  Gan- 
zen zusammengestellt,  und  nicht  einmal  in  den  betreflFenden 
%%.  darauf  verwiesen ;  man  hielt  diess  für  einen  Fehler  der 
Anordnung,  welcher  die  Uebersicht  erscliAverte  und  glaubte, 
ihn  zu  heben,  wenn  man  die  kritischen  Anmerkungen  gleich 
unter  die  betreffenden  §§,  in  den  Text  drucken  Hess,  wozu 
man  um  so  mehr  v^eranlasst  war,  weil  die  Noten  des  Her- 
ausgebers, welche  übrigens  nirgends  in  die  kritischen  An- 
merkungen des  Verfassers  eingestreut  sind,  noch  hinzukamen 
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In  den  Noten  hat  man  ferner,  so  weit  solche  Studien 
dem  mit  Geschäften  überhäuften  Praktiker  mögUch  wurden, 
die  so  sehr  beträchtlichen  Fortschritte  der  Wissenschaft  seit 
dem  ersten  Erscheinen  dieses  Buches  bis  jetzt,  berücksichtigt. 

Es  wird  keinem  Rechtskundigen  fremd  seyn,  welche 
bedeutende  Männer  sich  seitdem  um  die  Boweislehr^, ver- 
dient gemacht  haben.     , 

Wenn  irgend  eine  Lehre  der  Rechtswissenschaft  ihre 
Bemühungen  erforderte  und  fortwährend  in  Anspruch  nimmt, 
so  ist  es  gerade  diese,  die  in  jedem  einzelnen  Rechtsfalie^ 
weil  jedesmal  der  Richter  fragen  muss,   was  bewiesen  ist, 

in  Anwendung  gebracht  wirdl,c->.-i)  iunio  . olturf  nadaivb« 
Das  vorliegende  Werk  hat  nun  vor  Allen  über  dasselbe 
Thema  geschriebenen  eine  nicht  zu  verkennende  Vollstänr 
digkeit  voraus,  und  auch  darum  möchte  seine  neue  Ausgabe 
nicht  ohne  Nutzen  erscheinen.  Allerdings  würde  man  wohl 
eine  ganz  neue  Bearbeitung  der  Beweislehre,  die  so- 
wohl die  sämrotlichen  Resultate  der  Wissenschaft  zusam- 
menfasste,  als  auch  neue  gute  Ansichten  enthielte,  mit  wel- 
chen der  Herausgeber  sich  nicht  berühmen  will,  mit  grösse- 
rem Interesse  begrüssen.  "Vielleicht  aber  enthält  das  Buch 
in  seiner  jetzigen  Gestalt,  in  der  es  nicht  melir  als  unver- 
bürgte Ansicht  eines  Einzelnen  erscheint,  zugleich  ein  reich- 
licheres Material  und  könnte  so  dem  zur  neuen  Bearbeitung 
Befähigten  bessere  Dienste  leisten ;  vielleicht  auch  ist  es  dem 
Praktiker,  der  das  gemeine  Recht  noch  anzuwenden  hat, 
dienlicher  geworden,  indem  er  überall  Sicherheit  darüber  erhält, 
was  ^s  blosser  Gesetzesvorschlag,  als  Entscheidung  einer 
Streitfrage,  kurz  als  eigne  Ansicht  des  Autors  erscheint,  oder 
was  im  Gegensatz  hiervon  auf  die  bereits  mit  Geltung  bestehen- 
den Quellen  gegründet  ist.  —  Der  Wunsch  des  Herausgebers 
ist  erfüllt,  wenn  man  seine  Arbeit  nicht  ganz  uuuützlich  findet. 
Man  bittet  schliesslich,  die  wegen  Entfernung  des  Druck- 
orts eingeschlichenen  Druckfehler,  von  denen  die  sinnentstel- 
lenden angegeben  wurden^  im  Voraus  zu  verbessern,;!,  lolnn 
i     Darmstadt,  im  December  1841.  fnif  asm 
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Ö8f:   und  355,     ^^s'v.  -aVS»  i-n-.-rt'vr'-''.>^»'*^\  -,ä»  -'.s^NvX 
i\^\^^^^zeli  nter  '^\i^\.'    Von  demv^^erfahfe'A  heiiti^  Wlie- 

_|(ig ^deraufhebungbetveise    und   bei  .Erneuerung  des  ver- 

>^0r,     xfeht^en  Beweises.     §.  724-t-728.  .  iS;  356.  357.: 
-dPüiifÄtebiit er  Titel.      Von  dem   Verfahren  bei  Beschei- 
nigungen.    §.  729^734.     S;  ä58.  359;^ 
\'t^ritter  Abschnitt.    A^on  dem  Verfahren  nach  geen- 
digter  Beweisführung.      §.  735—741.     S.  360—362. 
sv.\v  vJCritische  Anmerkung  Nr.  XCII.  zu  §.738-^741-    Üeher 

defi   Vorbehatl  eines  bessei'en  .Beweise»     '^l  362. 
Ah  h  a  h  g.     Die  hakiptsächlichäten  Abti^ei^iüngen  deö  Gross- 
.4       lierzoglich  Hessisichen   Particütatfeclils    voiri" '^meinen 
.fl     Recht  in  der  Beweislehre  betr.     R  363.  36^4.^  f'^ 
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Unter  die  Gebrechen  der  Justizverfassung  in  den  meisten, 
vielleicht  in  allen,  teutschen  Ländern  gehört  vorzüglich  auch 
der  Mangel  einer  vollständigen  und  zweckmässigen  Gesetz- 
ffebunff  in  der  Materie  vom  rechtlichen  Beweise.  Dass  die 
Bruchstücke,  welche  darüber  in  den  Büchern  des  Römischen 
und  des  Canonischen  Rechts  zu  finden  sind,  nicht  hinreichen, 
um  daraus  ein,  den  Gegenstand  nach  allen  seinen  Theilen, 
umfassendes  Ganzes  systematisch  zusammensetzen  zu  können, 
das  hat  freilich  diese  Materie  mit  noch  vielen  andern  wich- 
tigen Rechtsmaterien  gemein  :  aber  hier  wird  dieser  Mangel 
vorzüglich  fühlbar,  um  deswillen,  weil  man  über  die  Ver- 
nunftprincipien,  nach  welchen  die  Lücken  zu  ergänzen  sind, 
weit  weniger,  als  über  die  Grundsätze  des  Naturrechts,  mit 
welchen  man  sich  in  zweifelhaften  Fällen  der  materiellen 
Rechtswissenschaft  helfen  kann,  im  Reinen  ist. 

Die  Lehre  vom  Beweise  nämlich  ist  dem  reinen  Natur- 
rechte  ganz  fremd.  Sie  beschäftigt  sich  nicht  mit  der  Frage : 
Was,  in  jedem,  als  möglich  gedachten^  Falle,  Rechtens  ist? 
sondern :  Was,  in  jedem,  als  tvürklich  gegebenen  Falle,  für 
erfahr imgsmässig  wahr  anzunehmen  ist?  und  über  diese  letz- 
tere Frage  kann  kein  Princip  des  Naturrechts  Auskunft  geben. 
Die  Regeln,  nach  welchen  sie  entschieden  werden  muss,  ge- 
l)ören  e^^en  so  wenig  in  die  (^reine)  Rechtslehre,   als  wenig 
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z.  B.  der  Inbegriff  der  physikalischen  Erfahrungssätze  der 
Mechanik,  um  desswillen^  weil  diese  Sätze  hauptsächlich 
erst  durch  Anwendung  der  Arithmetik  und  Geometrie  der 
menschlichen  Gesellschaft  nützlich  werden,  für  sich  eine 
mathematische  AVissenschaft  ist. 

Aber  unentbehrlich  sind  diese  Regeln  für  die  Rechts- 
lehre, als  eine,  ihrem  wesentlichen  Charakter  nach,  prak~ 
tische  Wissenschaft.  Um  der  Anwendung  willen  hat  die 
Vernunft  die  Begriffe  von  Recht  und  Unrecht,  und  um  der 
Anwendung  willen  sind  die  Positivgesetze,  wodurch  die,  aus 
diesen  Begriffen  fliessende  Wahrheiten,  dem  Bedürfnisse  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  gemäss,  theils  nachdrücklicher 
sanctionirt,  theils  modificirt  werden,  gegeben.  Die  Gegen- 
stände dieser  Anwendung  sind  sinnlich^  sie  betreffen  den 
Zustand  der  Dinge  in  der  äusseren  Erscheinung;  und  es 
kann  also  ohne  die  Wissenschaft,  welche  sich  mit  der  Natur 
der  sinnlichen  Erkenntniss  beschäftigt,  und  die  Kennzeichen 
der  erfahrungsmiissigen  Wahrheit  lehrt,  keine  Rechtswissen- 
schaft angewandt  werden. 

Man  hat  diese  Wissenschaft  bisher  gewöhnlich  in  einem 
Capitel  der  Logik  a()gehandelt.  Ob  und  in  wie  weit  sie  da- 
hin, nach  dem  strengen  Begriffe  des  Wortes,  gehöre,  darüber 
zu  streiten,  ist  hier  der  Ort  nicht.  Es  kommt  darauf  an,  ob 
sie  so  vollständig  und  bündig  abgehandelt  sey,  als  die 
Rechtswissenschaft  ihrer  nöthig  hat.  Diess  ist  nun  nicht  der 
Fall,  und  er  kann  es  nicht  seyn,  weil  die  Regeln  von  der 
historischen  Wahrheit^  auf  die  es  hauptsächlich  ankommt, 
nur  auf  Induktionen  beruhen,  und  desswegen  keiner  strengen 
Demonstration  fähig  sind.  So  sehr  auch  alle  denkende  Men- 
schen über  die  Richtigkeit  dieser  Regeln,  im  Allgemeinen 
einverstanden  seyn  mögen  ;  so  sind  sie  doch  zu  allgemein, 
als  dass  nicht,  bei  ilu-er  Anwendung  auf  bestimmte  Fälle, 
sich. eine  grosse  Verschiedenheit  der  Urtheile  ergeben  sollte, 
die,,  selbst  bei  gleichem  Grade  der  Urtheilskraft  und  der  mo- 
ralischen Unbefangenheit,  von  der  Stärke  oder  Schwäche  des 
Charakters  der  urthcilenden  Subjekte ,  von  dem  grösseren 
.oder  geringeren  Grade  der  subjektiven  Empfänglichkeit  für 
diejenigen    Eindrücke,    auf  wielchen   ^e   historische  lieber- 
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%eiigung  beruht,  abhängt.  In  diesem  Sinne  kann  man  immer 
sagen,  dass  jeder  Mensch  seine  eigene  Logik  habe. 

Das  darf  aber,  da  wo  es  auf  Anwendung  der  Gesetze 
ankommt,  nicht  seyn.  Es  ist  dem  Wohl  der  bürgerUchen 
Gesellschaft  nachtheilig,  wenn  das  Schicksal  des,  für  seine 
Rechte  streitenden  Bürgers  bloss  davon  abhängt,  ob  er  einen 
schwer  zu  überzeugenden  oder  einen  leichtgläubigen  Richter 
antreffe.  Hier  tritt  also  das  Amt  des  Gesetzgebers  ein.  Er 
muss  jenen  schwankenden  Regeln  durch  Positivgesetze  mehr 
Festigkeit  und  vor  allen  Dingen  mehr  Bestimmtheit  geben. 
Freilich  kann  er  damit,  der  Natur  der  Sache  nach,  nicht  zur 
Vollkommenheit  gelangen,  sondern  nur  sich  derselben  bis 
auf  einen  gewissen  Grad  nähern :  und  Kaiser  Hadrian  ist 
desswegen  zu  entschuldigen,  wenn  er  einem,  bei  ihm  an- 
fragenden Richter  den  wenig  tröstlichen  Bescheid  gibt*3' 
„Dass  er  es  dem  Ausspruche  seines  Gemüths  Tex  sententia 
animi  tui])  überlassen  müsse,  was  er  glauben,  oder  für  un- 
erwiesen halten  solle. ^^  Aber  den  möglichen  Grad  der 
Annäherung  zu  erreichen,  das  sollte  billig  das  Bestreben 
jeder  Staatsverwaltung  seyn :  denn  das  Uebel  der  3Ienge 
und  Weitläuftigkeit  der  Rechtshändel,  und  der  Willkührlich- 
keit  in  Entscheidung  derselben,  wird  dadurch  gewiss  be- 
trächtlich gemindert. 

So  wird  also  die  Lehre  vom  Beweise  ein  wesentlicher 
Theil  der  angetvandten  und  vorzüglich  der  positiven  Rechts- 
wissenschaft, ob  sie  gleich  mit  den  Gegenständen  des  Rechts 
([Persönlichkeit  und  Sachen)  durchaus  nichts  zu  thun  hat. 
Sie  ist  mit  der,  beinahe  bloss  positiven  Lehre  von  der  Form 


•)  I.  3.  §.  2.  D.  22.  5.  (de  Tesfibus).  Das  Gesetz  ist  zwar  schon  oft 
aUegirt  worden ,  aber  es  verdient  auch  hier  eine  Stelle  :  Quae  ar- 
gumenta ad  quem  modum  probandae  cuiqne  rei  sufficiant,  nuUo 
certo  modo  satis  deßniri  potest.  Sicut  non  .seniper^  ita  saepe  sine 
publicis  nionuiuentis  cujusque  rei  verifas  deprehenditur.  Alias  nu- 
merus testiuiu^  alias  dignitas  et  auctoritas  ,  ajias  A-eluti  consentiens 
fama  conHruiat  rei,  de  qua  quaeritur,  fideni.  Hoc  ergo  solum  tibi 
rescribere  poäsuin.äumm^tini :  jXon  utiqtie  aA  unam  probationis  spe- 
ciem  Cognitionen!  statiin  ^|lig*ri  d.ebere,  sed  $x  sententia  animi  tui 
te  aestimare  opportere,  quid  aut  credas,  »ut  parum  probatum  tibi 
opiuaris, 
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des  rechtlichen  Verfahrens ,  als  welche  ebenfalls  bloss  die 
Anwendung  der  Gesetze  zum  Gegenstand  hat^  aufs  Engste 
verbunden^  und  kann  desswegen  ganz  schicklich  als  ein  Theil 
der  Processordnungj  und  zwar  als  der  wichtigste  Theil  der- 
selben^ betrachtet  werden.  Eine  Processordnung  von  diesem 
Uiufang  wird  alsdann  der  vollständige  Codex  aller  Gesetze 
über  die  Anwendung  der  Gesetze  seyn. 

Der  gegenwärtige  Entwurf  ist  in  der  Absicht  gemacht^ 
um  einem  bestimmten  Teutschen  Lande  als  ein  einzuführen- 
des Gesetz  ([als  ein  Theil  einer  einzuführenden  neuen  Pro- 
ccssordnung3  vorgeschlagen  zu  -werden  *3-  ^^  ^^^^  ^^^ 
Grundlagen  desselben  beinahe  durchaus  solche  Sätze  sind, 
welche  mit  den  in  Teutschland  als  gemeines  Recht  gelten- 
den Grundsätzen  übereinstimmen ,  da  der  Verfasser  sich, 
insofern  die  Positivgesetze  schweigen,  bemüht  hat,  die,  zur 
Ergänzung  nöthigen  Bestimmungen  aus  der  Natur  der  Sache 
abzuleiten,  da  selbst  die,  hier  und  da  vorkommenden  Ab- 
weichungen von  dem  bisher  Positiven,  insofern  sie  auf  guten 
Gründen  beruhen,  in  gewisser  Rücksicht  belehrend  sind,  und 
da  es  endlich  an  einer  vollständigen  systematischen  Dar- 
stellung der  ganzen  Lehre  vom  Beweise  in  der  juristischen 
Litteratur  bisher  noch  gefehlt  hat  **3  5  so  kann  die  öffent- 
liche Bekanntmachung  dieses  Ent\A'urfs  vielleicht  nützlich  seyn. 

Zur  Beförderung  dieses  Zweckes  werden  auch  noch 
nachfolgende,  auf  einzelne  Stellen  sich  beziehende  kritische 
Anmerkungen  dienen.  Die  authentisch -dispositive  Form,  in 
welcher  der  Entwurf  abgefasst  ist,  erlaubte  dem  Verfasser 
nicht,  die  Gründe  seiner  Vorschläge  da,   wo  ihm  eine  aus- 


*)  An  merk,  des  Heiausgebers.  Die  damals  im  Werk  gewesene 
Gesetzgebuug  für  das  Grosshcrzogthum  Hessen  ist  noch  zur  Zeit 
nicht  zu  Stand  gekommen. 

*^  Ob  ,  r.  Tevennr,  Theorie  der  Beweise  im  Civilproccss^  Magdeb.  u. 
Leipz.  1780 ,  die  gegenwärtige  Theorie  überflüssig  mache,  darüber 
mag  eine  Vergleichung  entscheiden.  Das  Buch  giebt  übrigens  manche 
neue  Ansicht  und  hat  entschiedene  Vorzüge.  Ich  leugne  nicht,  es 
bei  meinei^  Arbeit  benutzt  zu  haben. 

Aniu.  des  Heraus g.  Ueber  die  Fortschritte  der  Literatur  in  dieser 
Beziehung  s.  unten  S.  7. 
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führlichere  Auseinandersetzung  derselben  nöthig  schien^  an- 
ders als  in  diesen  Anmerkungen  vorzutragen. 

Es  würde  ein  Fehler  seyrij  wenn  diese  Anmerkungen 
auch  dazu  dienen  müsstcii.  die  vorgeschlagenen  gesetzlichen 
Dispositionen  deutlicher  zu  machen.  Bei  sehr  abstrakten 
Sätzen  sind  deswegen  die  erläuternden  Gründe  und  Beispiele, 
deren  sie,  um  von  jedem  richtig  verstanden  zu  werdeUj 
nöthifi:  haben,  in  den  Text  aufoenommen.  Es  thut  der  Würde 
des  Gesetzgebers  keinen  Eintrag,  wenn  er  zu  seinen  Unter- 
thanen  nicht  bloss  in  einer  befehlenden,  sondern  auch  da, 
wo  es  nöthig  ist,  in  einer  belehrenden  Sprache  redet.  Die 
Verfasser  der  Römischen  Gesetze  haben  hiervon  häufig  das 
Beispiel  gegeben,  und  diess  macht  vielleicht  den  vorzüglich- 
sten Werth  dieser  Gesetze  aus. 

"Wenn  übrigens  dieser  Entwurf  so  vollständig  befunden 
werden  sollte,  dass  darin  alle  Fälle,  deren  Entscheidung  man 
bisher  bald  in  dem  Corpore  Iuris  Romanik  bald  in  dem  Cor- 
pore Iuris  Canonici ,  bald  in  einer  ganzen  Bibliothek  von 
Abhandlungen,  Commentarien  und  praktischen  Schriften  su- 
chen musste,  und  zuweilen  vergeblich  suchte,  entschieden 
wären :  oder  wenn  er  auch  nur  dieser  Vollständigkeit  bis 
auf  einen  erheblichen  Grad  nahe  kommt  5  so  wird  der  Ver- 
fasser die  Einwendung,  dass  sein  Werk  für  eine  einzelne 
Rechtsmaterie  zu  weitläuftig  sey,    nicht  besorgen  dürfen. 


Anm.  des  Herausgebers.  Die  bei  der  ersten  Auflage  dieses  Werks  in 
einem  abgesonderten  Anhange  mit  HrnwcTsüng  auT  die  §§.  zusam- 
mengestellten krittiachen  Anmerkungen  sind  in  dieser  Auflage  au  deu 
betreffenden  Stellen  unmittelbar  unter  die   §g.  abgedruckt. 


Gemeinschaftliche  Quellen    und  Literatur 

über 

die  Lehre  vom    Beweis. 
!.  '»Ottelleii. 

A.    Römisches  Recht.  uhw/aA  g;j 

Die  Titel  im  gemeinen  Recht,    die    sick    ausschhesslich 
über  die  Lehre  vom  Beweis  verbreiten^    sind    in    einer    ge- 
drängten Zusammenstellung  folgende : 
1)  Aus  den  Digesten 
üb.     2.  tit.  13.  de  edendo. 

de  jurejurando  s.  volunt.  s.  necess.  s.  judic. 
de  probationibus  et  praesumtionibus. 
de  fide  instrumentor.   et  amissioue  eoruin. 
de  testibus. 
de  confessis. 
de  tabulis  exhibendis. 
2}  Aus  dem  Codex 
m.  2. 'iitV  '  1  de  edendo.  ^  '''" 

—  4.  ~     1-  ^^  rebus  creditis  et  jure  jurando.  '^<^«ß» 

—  '41  '--19.  de  probationibus.  '^^^^ 


12.  — 

2. 

22.  — 

3 

22.  — 

4. 

22.  — 

5. 

42.  — 

2. 

43.  — 

5. 

-  * 


—  20.  de  testibus. 


„     4.—  21.  de  fide  instrumentorum.        , 
>—  7.  —  58.  si  ex  fal^is  J4is,triimejaU.^,yiElV  ftesliuionüs  judi- 
dicatum  sit.'.iiri  üM'-ni  -m  n^if'»ja 

—  7.  —  59.  de  confessis. 

—  8.  —     7.  de  tabulis  exhibendis. 

39  Aus  den  Novellen 
Nov.  73.  de  instrumentorum  cautela  et  fide. 
Nov.  90.  de  testibus. 

B.  Kanonisches  Recht. 
1)  Ans  dem  Lib.  X. 
Üb.  2.  tit.     6.  ut   Ute    non     contestata    non    procedatur    ad 
testium  rceoptionem. 
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lib.  2.    tit.  18.  de  confessis. 

—  19.  de  probationibus. 

—  20.  de  testibus  et  attestatibus. 

—  21.  de  testibus  cogendis. 

■ —   22.  de  fide  iiistrumentorum. 

—  23.  de  praesumtionibus. 

—  24.  de  jurejurando. 

2J  Aus  dem  liber  sextus  (lib.  2.J 
lib.  2.  tit.     9.  de  confessis. 

—  10.  de  testibus. 

— -11.  de  jurejurando." 
3J  Aus  den  Clementinen  '{lib.  2,J 
lib.  2.  tit.  7.  de  probationibus. 

—  8.  de  testibus. 

—  9.  de  jurejurando. 

C.    Unter  den  teutschen  Gesetzen  ist  der  I.  R.  A.  hier 
der  \viclitigste. 

Anmerk.  Bezüglich  der  übrigen  Quellen^  namentlich  der  ungeschriebenen, 
verweist  man  auf  die  Quellen  -  Lehre  fiir  den  Process  überhaupt; 
siehe  Linde's  Process  §§.  14  bis  26, 


11.    liileratnr. 

i    «^  ,   X     j  1.  .    ^«rtM    r       •     -V. '>§«*<!  Vhh  't^n^^ 

J.  Mascard,  tr.  de  probat.  1731  (noviss. ).■   ?    „     . 

J.  M.  Schneidt ,   specim.  prodroraum  j|ur...ciy.^yst  si;stens 

doctrinam  de  probat.   Wirzeb.  1767.  '.'!' 

J.   W.  V.  Tevenarj,    Theorie    des  Beweises  im  CivilprocesS; 

herausg.  v.  jrMry.,Magdeb.  1803.  /,  *^ 

Fr%.  V.  Nowack,  die  gerichtl.  Beweise.    Prag  1805. 
H.  E.  V.  Globia,  Versuch  einer  Theorie  d.Wahrscheinliclü;.. 

Regensb.  1806.  2  Thle.  '!"V    ",  f"^-  r"*  *^ 

C.  Ch.  Collmann,   Grundlinien   einer  Theorie    des  Beweises 

im  Civilpr.  Braunschw.   1822. 
A.  D.   Weber j   über    die  Verbindlichkeit  zur  Beweisführung 

im  Civilpr.    2te  Ausg.    mit  Anm.  u.  Zusätzen  Voff  A.   \V 

Hefler.  Halle  1832.  ''  ''   '^"'''^  '**  ' 

J.  Bentham,  Theorie  des  gerichtlichen  Beweises.    Alis   dem 

Franz.  des  Etienne  Dumont.  Berlin  ISBs.  ^  '  ' 


Erster     T  h  e  i  1. 

Von  der  Natur  des  rechtlichen  Beweises  im 
Allgemeinen. 


Erster     Titel.    , 

Grundbegriffe.  '^»i"  '^'^^ 


.A\'ti«ttl. 


Unter  der  Benennung :  RecJttsfall  wird  derjenige  Zu- 
stand der  Dinge  ^  wodurch  zwischen  zwei  bestimmten  Per- 
sonen, in  Beziehung  auf  einen  bestimmten  Gegenstand,  ihre 
wechselseitigen  Rechte  und  Pflichten  bestimmt  werden,  ver- 
standen. Was  an  diesem  Zustande  sinnlich  wahrnehmbar 
ist,  oder  zu  irgend  einer  Zeit  gewesen  ist,  heisst  im  ersten 
F&We  Erscheinung,  im  zweiten  Begebenheifj  beides  aber, 
mit  einem  gemeinschafthchen  Namen,  Thalsache  (^Factum). 
Der  Satz ,  wodurch  die  WürkUchkeit  einer  Thatsache  aus- 
gedrückt wird,  heisst  ein  Thatsatz.  "    "     '__     .    °       . 

§•   2. 

Bei  jedem  vor  den  bürgerUchen  Richter,  zur  Entschei- 
dung, gebrachten  streitigen  Rechtsfalle  kommt  es  immer  auf 
die  zwei  Fragen  an: 

Erstens:  Ob  das,  was  der  eine  der  streidenden  Theile 
von  dem  andern  fordert,  in  dem,  von  ihm  angegebenen 
Rechtsfalle,  wenn  man  die  denselben  bestimmende  7%rt/5rtfAe 


Theil.  1.  Titel.  Grundbegri/fe.  9 

als  vorhanden  tcillkührlich  annimmt ^  deu  Gesetzen  göniäss, 
oder  nicht  gemäss  sey  ?   und 

Zweitens:  Ob  diese  Thatsache^  mit  allen  ihren  Bestim- 
mungen^ auch  icürklich  vorhanden  sey? 

Auf  der  zweiten  dieser  Fragen  beruht  die  N^othwendig- 
keit  des  rechtlichen  Beiceisesy  das  heisst  solcher  sinnlich 
wahrnehmbaren  Merkmale j,  an  welchen  der  Richter  die 
Würklichkeit  der  angegebenen  Thatsache  (^die  Wahrheit 
des^  dieselbe  ausdrückenden  Thatsatzes)  zuverlässig  er- 
kennen kann.  Beweisführung  heisst  diejenige  Handlung, 
wodurch  dem  Richter  diese  31erkmale  vorgelegt  werden  *3« 

§    3. 

Das  Verhältniss  der  Thatsache  zu  den  Forderungen  des 
Gesetzes  gehört  also,  als  bloss  dem  Verstände  erkennbar, 
nicht  unter  die  Gegenstände  des  rechtlichen  Beweises:  und 
eben  so  wenig  allgemeine  Rechtssälzej  oder  andere  Vernunft- 
Wahrheiten. 

In  so  fern  jedoch  von  dem  bestrittenen  **9  Daseyn  eines 
Positiv  -  Gesetzes  (^wohin  auch  die  sogenannten  nicht  ge- 
schriebenen Gesetze  gehörenj  die  Rede  ist,  so  muss  auch 
dieses  Daseya  al;^  Thatsache  betrachtet  und  |b|?]sv^q%\yerden. 

»il»   '  .t.i^.  «_     i|_  .-->;)   ?sh  "'ti'i'.i'i) 

Es  giebt  Thatsätze,  welche  keines  Beweises  bedürfen, 
weil  sie  die  Würklichkeit  einer  solchen  Thatsache  aus- 
drücken, welche,  nach  bekannten  A'atur- Gesetzen,  als 
physisch- nothwendig  zu  betrachten  ist***')-  ^^o  dieses  nicht 
der  Fall  ist,  da  steht  dem,  von  Einem  der  streitenden  Theile 
behaupteten  Thatsatze  immer  die  Möglichkeit  des,  denselben 

,  J»)  Gensler's  Archiv  f.  civ.  Prax.   Band   I.    S.  26^    258    und    339.   — 
•,,    JJartin  und  Walch.  Mag-,  f.  d.  gem.  teut.  Proz.  Abb.  IL  —   Linde, 
I       .  Lehrb.  des  Proz.  §.  234. 

**)  An  in.  d.  Heraus».  Das  Daseyn  der  Gesetze  kann  bestritten  wer- 
den^ wenn  von  ausländischen  Gesetzen^  örtlichen  Gewohnheiten  und 
,-,  .  der  gehürijjen  Promulgation  des  Gesetzes  die  Rede  ist. 
j  .,  Kümmericli ,  lib.  de  prob,  coiisuctud.  et  observ.  1773.  —  Mailin, 
,i„i;  Lehrb.  des  Proz.  §.  172.  —  Gemler,  1.  c.  Abh.  III,  Note. 
•^*)  Siehe  Unten  %.  24.  —  Gensler,  1.  c.  S.  261.  Xote.  über  den  Be- 
griff von  Menschenkundigkeit. 
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aufhebenden  entgegengesetzten  Thatsatzes  entgegen:  und 
alsdann  muss  Einer  von  beiden  so  lange  für  wahr  ange- 
nommen werden,  als  nicht  der  Andere  von  dem,  der  ihn 
behauptet,  bewiesen  ist.  Dieses  Fürwahrannehmen  heisst 
in  der  gerichtlichen  Sprache:  rechtliche  VermiUhung.  Nur 
Einem  von  beiden  Theilen  kann  also,  in  Ansehung  eines 
und  ebendesselben  Thatsatzes,  oder  dessen,  der  ihm  ent- 
gegengesetzt ist,  die  Last  der  Beweisführung  aufliegen,  und 
sie  liegt  Demjenigen  auf,  der  die  rechtliche  Vermtithung 
gegen  sich  hat.  Die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Frage 
von  der  rechtlichen  Vermuthung  und  der  davon  abhängenden 
Verbindlichkeit  zur  Beweisführung,  in  jedem  vorkommenden 
Falle,  zu  beurtheilen  ist,  sind  im  nächstfolgenden  zweiten 
Titel  vorgeschrieben  *3. 


*)  An  m.  des  Herausg.  Die  in  diesem  Werk  entwickelte  Lehre  von  den 
Vermiithungen  weiclit  in  wesentlichen  Punkten  von  der  des  gemeinen 

?,f^iiV:  Hechts  ab.   Während  das  gemeine  Recht  in  einer  nicht  gar  grossen 

___.^    Anzahl  von  Fällen  verordnet^  dass  eine  gewisse  factische  Praemisse 

j         den  Richter  zu  einem  Schlüsse  auf  die  Wahriieit  einer  andern  That- 

sacJie  als  Folge  oder  Wirkung  nöthigen  soll  ^    so    dass    ein    Be%veis 

..tODl-^ggigj.  x^veiten  Thalsache  nicht  vreiter  geführt  zn  werden  braucht^ 
(indem  das  Gesetzbuch  selbst  als  Beweismittel  diesen  Beweis  zum 
j.,j|_  Voraus  hergestellt  hat)  —  während  das  gemeine  Recht  durch  diese 
Anordnungen  der  rechtlichen  Vermuthungeu  eben  so  viele  Aus- 
nahmsfälle feststellt  j  durch  v.elche  die  Beweis -Last  entweder  ganz 
aufgehoben^  oder  dem  Gegentlieil  aufgebürdet  wird^  — ■  geht  Schneider' s 

Jii!>!i!  Ansicht  dahiii^  dass  in  jedem  Falle  und  i mm  er  dem  einen  Theil  eine 

o['->     rechtliche  Vermuthung  Bur  Seite  steht^    welche   bewirkt,    dass  der 

andere    Theil    die  Beweis -Jjai^ttragtj    und    stellt  in  ^d^en  folgenden 

SS.  24.  —  38.  dreizehn  aus  der  Natur  der  Dinge  hergeleitete  Regeln 

auf,    welche    seiner  ganzen  Lehre  von  der  Beweislast  zum  Grunde 

.'''liegen,  —  Gleicher  Ausidit  ist  Grolmann's  Theorie  des  gerichtlichen 

' "*  '  Verfahrens  S.  135.  fF.  —  lieber  die  sehr  bestrittene  gemeinrechtliche 
Lehre  von  den  Veru;uthungen  überhaupt  siehe  :    E.  Chr,  Ganz,    de 

-rr,7    probabilitate   juridica.    TuWng.   1750. 31.  Weindler ,   iibet  Ver- 

»nnfhnngtjh.  Landsh.  1807.  — •  N.  Borst ,  Fiber  die  Beweislast  SS- 
29  —  39,  —  Coli  mann,  Grundlinien  einer  Theorie  des  Bcw.  S. 
41  —  15.  n.  S.  81  —  94.  —  GensJer,  Archiv  B.  I.  Abh.  Ilf.  §.  4.  ii. 
B.  IV.  Abb.  XXni.  S.  296.  ff.  —  D.  Weber^  über  d'e  Verbindlich- 
keit zur  Beweisführung  im  C.  Proi.  Halle  1805.  ö.  115.  ff.  und  die 
dort  N.  V.    S.  120.  ff.    allg.  einzcineii  Gesetze.    —    Mwtin   (Proz.) 
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§5. 

Ein  Thatsatz^  der  aus  einem  andern  unbezweifelten  oder 
erwiesenen  Thatsatze^  nach  richtigen  logischen  Regeln^  noth- 
wendig  folgt,  ist  als  eine  Vernunftwahrheit  kein  Gegenstand 
des  Beweises  (^§.  S.}.  Eben  diess  ist  der  Fall^  wenn  die 
Positiv  -  Gesetze  einen  gewissen  Thatsatz  für  eine  nothwen- 
dige  Folgerung  aus  einem  andern,  unbezweifelten  oder  be- 
wiesenen^ Thatsatze^  ungeachtet  Jener  aus  Diesem,  der  Natur 
der  Sache  nachj  nicht  nolhivendig  folgt,  erklären  (^fictio  juris, 
praesumtio  juris  et  de  jure). 

§.    6. 

Notorisch  (^offenkundig])  heisst  eine  Thatsache,  die  sich 
so  öffentlich  zugetragen  hat,  dass  sie,  an  dem  Orte,  wo  sie 
sich  zutrug,  von  Jedem,  der  Zeuge  seyn  wollte,  mit  Zu- 
verlässigkeit beobachtet  werden  konnte,  und  die  zugleich 
wichtig  genug  war,  um  die  Aufmerksamkeit  vieler  Menschen 
auf  sich  zu  ziehen.  Auch  grosse,  zur  allgemeinen  Theil- 
nehraung  geeignete,  Staats  -  oder  Naturbegebenheiten,  welche 
in  die  ältere  oder  neuere  Zeitgeschichte^  unbestritten,  aji^T- 
genommen  sind,  werden  als  notorisch  angesehen  *]).  ••'>f>f> 
_i-j  :EiuGj  in  diesem  Sinne,  an  dem  Orte  des  Gerichts,  wo 
sie  sich  zugetragen  hat,  notorische  Thatsache  bedarf  keines 
Beweises.  Ist  sie  zwar  nicht  an  dem  Orte  des  Gerichts, 
aber  anderwärts  notorisch  ;  so  kann  der  Beweis  der  Notorietät 


■A 


4.  J 


V:' 


§.  123.  und  171.  —  I/?«rfe/(Proz.)  %.  255.  —  Die  Lehre  von  den 
praes.  hominis  ist  in  den  Gesetzen  ohne  besondere  Beziehung  auf 
den  Civiiprozess  gegeben.  Ueber  ihre  Bedeutung  in  demselben 
siehe:  Gensler,  I.  c.  B.  FV.  S.  301  —  303.  —  Ueber  den  Unter- 
schied von  fictioiies  und  prafsumtiones  j.  et  de  jur.  siehe :  Wening 
Ingenheim  (Fand.)  I.  Buch  (§.  69.)  Note  u  und  S-  (124)  am  E. 
hierzu  Frili  Erl.  S,  tSl.  imd  182,5  Miihhnbruch  Fand.  S-  146. 
Note  13. ;    Glück  Commentar  I.  S.  272.  ff.  und  IV.  S.  100  tf. 

*)   Anm.    d.   H.     Die  Andeutungen   des   H.   R.    über  Notorietät  siehe: 
lex  9.  S.  2.  D.  22.  6. ;  lex  213.  §•  2. ;  lex  223.  pr.  D.  50.  16.    Das 

Canonischc  Hecht  spriclit  von  Notorietät  ohne  Beziehung  auf  den 
Civil -Proz.  und  ist  sehr  bestritten  Siehe:  Mnitin  g.  123.  171. 
Gönner  Hdb.  11.  Abh.  37.  §•  H-  S.  259.  Linde  Froz.  §.  254. 
Gensler's  Magaz.  B.  I.  ä.  258.  fF.,  namentlich  über  6Vm/i/s/f««f//VÄt'i7. 
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die  Stelle  des  uiHiiitlelbar  auf  die  Thatsachc  gerichteten  Be- 
weises vertreten  *). 

§.  7. 

Derjenige  von  beiden  streitenden  Theilenj  dem  der  Be- 
weis aufliegt^  wird^  in  so  fern  er  ihn  zu  führen  unternimmt^ 
in  der  gerichtUchen  Sprache  Proditcent ,  Derjenige  aber, 
gegen  den  er  unternommen  wird^    Produkt  genannt. 

§.   8. 

Gegen  jeden  **)  unternommenen  Beweis  ist  es  dem  Pro- 
dukten gestattet^  zu  Entkräftung  oder  Aufhebung  desselben, 
den  Gegenbeweis j  das  heisst,  den  Beweis  des  entgegen- 
gesetzten Satzes,  zu  unternehmen.  In  so  fern  der  Produkt 
dieses  thut,  heisst  er  Reproducenij  der  Producent  aber  Re- 
produkt. 

§  9. 
Der  Zweck  der  Beweisführunsf  ist  die  Ueberzeuffun^ 
des  Richters,  als  solchen,  von  der  Wahrheit  des  angegebenen 
Thatsatzes.  Wenn  allenfalls  der  Richter,  als  Privat-PersoUy 
diese  Ueberzeugung  zufälliger  Weise  ohnehin  schon  hat, 
oder  zu  haben  glaubt,,  so  ist  dieses,  ausser  dem  Falle  der 
Notorietät  (^§.  6.3  nicht  genug,  sondern  es  Avird  schlechter- 
dings erfordert,  dass  er  dieselbe  durch  üusserej  ihm,  in  der 
Eigenschaf t -^  als  Richter j  vorgelegte  solche  Merkmale  der 
Wahrheit ,  Avelche  ausser  ihm  auch  jeden  andern^  an  seine 
Stelle  tretenden  Richter  überzeugen  können^  erhalte. 
\ni  .;a         -.i   -  ,§.   10. 

Es  hängt  desswegen  auch  nicht  von  der  Willkühr  des 
Richters  ab,  welchen  Merkmalen  er  die  Kraft,  seine  Ueber- 
zeugung zu  bewürken,  beilegen  will;  sondern  er  ist  in 
dieser  Rücksicht  an  die  Vorschriften  der  Gesetze  insoweit 
gebunden,  als  nicht  diese  ausdrücklich  den  Werth  gewisser, 
im  Allgemeinen  nicht  genau  zu  würdigender  Merkmale,  seiner 


*)  Linde  Proz.  §.  254.  Note  11. 
**)   Anui,  (l.  H.  Bczilglich  des  auf  einer  praes.  .j.  et  de  jiir.  Beruhenden 

siehe:  Leyser   3Iedit.  ad  pand,  sp.  260.  in.  i.  7.   CoUmann  Grundl. 

S.  58. 
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eignen  gewissenhaften  Beurthcilung,  nach  Anleitung  der  ein- 
tretenden individuellen  Umstände;,  überlassen  haben  *}. 

§.  11. 

Diese  Merkmale  vrürken  entweder  tmmittelbar  auf  die 
Sinne  des  Richters ,  oder  nur  mittelbar j  durch  Zeugnisse. 
Bloss  im  ersten  Falle  bewürken  sie  vollkommene  erfahrungs- 
massige  Ueher%eiigung ,  oder^  welches  gleichbedeutend  ist^ 
anschauende  Geivissheit,  nach  welcher  der  Thatsatz^  objectiv 
betrachtet ,  für  physisch  -  tvahr  zu  erklären  ist ,  im  andern 
aber  immer  nur  einen  gewissen^  grössern  oder  geringern 
Grad  von  historischer  Vermuthung,  oder,  objectiv  betrachtet; 
historischer  ^Vahrscheinlichkeit.  Derjenige  Grad  von  histo- 
rischer Vermuthung,  welchen  die  Gesetze  für  hinlänglich 
erklären ,  um  in  bürgerlichen  Rechtsfällen  die  Stelle  der 
anschauenden  Gewissheit  zu  vertreten  ^  heisst  juristische 
Gewissheitj  der  Beweis  aber^  welcher  sowohl  auf  jener  an- 
schauenden ^  als  auf  dieser  juristischen  Gewissheit  beruht^ 
ein  vollhommner  (^voller^  Beweis  (^probatio  plena^  Ist  die 
Wahrscheinlichkeit  nur  so  gross^  dass  für  den  zu  bcAveisen- 
den  und  den  entgegengesetzten  Satz  gleich  starke  Zweifel 
übrig  bleiben^  so  ist  ein  halber  Beweis ^  wenn  aber  die 
Zweifel  gegen  diesen  oder  gegen  jenen  überwiegend  sind^  im 
ersten  Falle  ein  mehr  als  halber,  und  im  andern  ein  iveniger 
als  halber ,  in  allen  diesen  Fällen  aber  ein  unvollkommner 
Beweis  ([probatio  minus  plena)  vorhanden  *"*3- 


Crittische 


Aumerkuug  des  Verfassers. 

lieber   die  Grade   des  rechtlichen  Beweises. 

Zu  §.  10.  und   11. 
Der  Einfall  der  Rechtslehrer^  die  Ueberzeugung^  welche 
der  Richter  durch  den  Beweis   erhält,    als  eine  Grösse^  die 

*)   Weber,  Verbindl.   zur  Beweisfülir.  S.  7.  u.  10,   —    GensJer,  Archiv 

S.  297.  Xote  3.  —   Linde,  §.  231. 
**)  Linde,  Proz.  §.  237.  Note  10  und  die  Alleg. 
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sich  mathematisch  hehandeln  lässt,  zu  betrachten^  ist,  in 
neueren  Zeiten,  oft  getadelt  worden.  Aber^  bei  näherer  Prü- 
fung findet  er  sich  docli  nicht  so  ganz  verwerflich,  und  ich 
glaube  vielmehr ,  dass  diese  Vorstellungsart ,  um  ihres  im- 
leugbaren  praktischen  Nutzens  willen,  gesetzlich  sanctionirt 
zu  werden  verdient,  so  wie  sie  bisher  schon  durch  den  Ge- 
richtsbrauch sanctionirt  war.  Dass  es  bei  der  Frage  von 
Ueberzeugung  einen  Punkt  giebt,  wo  die  Vernunft  zwischen 
Annehmen  und  Verwerfen  in  der  Milte  schwankt,  und  dass 
es  zwischen  dieser  Mitte  und  den  beiden  äussersten  Enden 
unendlich  viel  Punkte  giebt,  wird  Niemand  leugnen.  Die 
Grade  der  Ueberzeugung,  so  wie  des  Beweises,  von  wel- 
chem sie  abhängt,  lassen  sich  also,  wenn  man  den  höchsten 
Grad,  oder  die  Vollendung  derselben,  als  die  Einheit  ansieht, 
allerdings  durch  Brüche  ausdrücken.  Und  da  es  der  Natur 
der  Sache  überhaupt,  und  dem  Bedürfnisse  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  insbesondere  angemessen  ist^  den  verschiedenen 
Graden  der  Ueberzeugung  verschiedene  Würkungen ,  vor 
dem  bürgerUchen  Richter,  beizulegen;  so  ist  es  doch  immer 
schicklicher  und  für  die  Ausübung  bequemer,  sie  durch  ge- 
nau bestimmende  einfache  Ausdrücke,  als  durch  weitläuftige 
Umschreibungen,  die  nicht  genauer  bestimmen,  zu  bezeichnen. 
Auch  sind  in  allen  Umschreibungen,  die  man  machen  kann, 
malhpxiatische  Begrijffe  doch  immer  die  Hauptsache.  Z.  B. 
eine  j,nahe  an  Gewissheit  gränzende  Vermuthung^^,  eine 
,,entf ernte  Vermuthung^^  *3-  Diess  ist  nicht  bestimmter  und 
nicht  richtiger,  als;  „ein  mehr  als  halber  ^^  und  ^^em  weniger 
als  halber  Beweis."  Der  Unterschied  ist  nur,  dass  dort  die 
Ausdrücke  aus  der  Geometrie ^  und  hier  aus  der  Arithmetik 
entlehnt  sind.  Will  der  Richter,  anstatt  die  Grade  des  ge- 
führten Beweises  zu  %ühlenj  oder  die  Entfernung  vom  Ver- 
niuthungspunkte  bis  zum  Ueberzeugungspunkt  zu  messen, 
den  Werth  der  Beweisgründe,  dem  uralten  Herkommen  nach, 
ivägen;  so  ist  auch  hiergegen  nichts  einzuwenden:  immer 
aber  muss  er  bei  Prüfung  des  Beweises  mathematisch  zu 
Werke  gehen.  Man  streitet  also,  im  Grunde  nur  über  Worte. 


*)  Grolman,  Theorie  des  gerichtl.  Verfahrens.   Giessen  1800.  §.  81.  a. 
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Freilich  würde  der  Richter  sich  irren  ^  welcher,  anstatt 
die  Grade  des  Beiceises  zu  zählen  ,  bloss  die  Beweismiftelj, 
z.  B.  die  Zeugen,  zählte.  Aber  schon  unsere  bisherigen  Ge- 
setze haben  dafür  gesorgt,  ihn  ^^gen  diesen  Irrthuni  zu  be- 
wahren. Auch  sind  sie,  in  dieser  Rücksicht,  noch  eines 
hohem  Grads  von  Vollkommenheit  fähig.  Es  kommt  näm- 
lich darauf  an ,  den  Werth  der  verschiedenen  Arten  von 
Beweismitteln,  in  Beziehung  auf  die  Begriffe  von  voUkommnem 
und  halbem  etc.  Beweis,  durch  allgemeine  Regeln,  der  Natur 
der  Sache  gemäss,  so  genau  als  möglich  zu  bestimmen, 
Dass  dieses,  wie  ich  schon  in  der  Einleitung  bemerkt  habe, 
wegen  der  unendlichen  Verschiedenheit  der  Fälle,  nur  bis 
auf  einen  gewissen  Punkt  geschehen  kann ,  jenseits  dessen 
dem  Wahrheitsgefühle  des  F^ichters  doch  noch  immer  freier 
Spielraum  gelassen  werden  muss,  ist  kein  Grund,  diesseits 
dieses  Punkts  stehen  zu  bleiben.  Es  giebt  der  Richter  in 
einem  Staate  eine  so  grosse  Menge,  dass  es,  nach  allen  Er- 
fahrungen, nicht  erlaubt  ist,  bei  Allem  den  erforderlichen  Grad 
von  richtifirera  Wahrheitsffefülile  vorauszusetzen.  Wo  es 
daran  fehlt,  tritt  die  Willkühr  ein,  in  so  fern  ihr  nicht  durch 
Positivgesetze  Schranken  gesetzt  werden.  Diese  Willkühr 
aber  ist  ein  Uebel,  auf  dessen  Verminderung  der  Gesetz- 
geber nie  zu  viel  bedacht  seyn  kann. 

Auf  der  andern  Seite  ist  es  zwar  auch  ein  Uebel,  dass 
es  nicht  leicht  ein  Positivgesetz  geben  kann,  dessen  An- 
wendung nicht,  so  selir  es  auch  im  Allgemeinen  den  Grund- 
sätzen der  natürlichen  Gerechtigkeit  gemäss  abgefasst  ist, 
irgend  einmal  in  einem  individuellen  Falle  unbilligr  wäre: 
und  dieses  Uebel  muss  bei  den  Positivgesetzen  über  den 
Beweis  um  desswillen  häufiger,  als  bei  andern  eintreten, 
weil  sie  nur  das  Resultat  schwankender  Erfahrungssätze,  nicht 
fester  Vernunftbegriffe  sind.  Aber  es  ist,  mit  der  Willkühr 
verglichen,  doch  offenbar  nur  das  kleinere  Uebel.  Mag  es 
also  z.  B.  immer  hart  und  unbillig  seyn,  dass  mein  Vater, 
dessen  Redlichkeit  allgemein  anerkannt  ist,  und  den  Nle=- 
mand,  der  ihn  kennt,  für  fähig  hält,  sich  durch  die  väter- 
liche Liebe  zu  einer  Unwahrheit  verleite»  zu  lassen,  in 
meiner    Rechtssache    als    Zeuge   verworfen   ava-d;      Bieser 
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einzelne  Fall  kann  gegen  die  Menge  derer,  wo  es  unbillig 
seyn  würde,  das  Schicksal  der  Bürger  von  dem,  im  Allge- 
meinen so  sehr  verdächtigen  Zeugnisse  des  Vaters  für  seinen 
Sohn  abhängen  zu  lassen,  und  gegen  die  Gefahr  einer,  dem 
Richter,  in  Fällen  dieser  Art  zu  überlassenden  Willkühr, 
nicht  in  Betrachtung  kommen. 


§.  12. 

Daraus  dass  der  Beweis  nicht  zu  Ueberzeugung  des 
Produkten,  sondern  zu  Ueberzeugung  des  Richters  geführt 
wird  (%.  9.3,  folgt  nicht,  dass  Jener  nicht  befugt  seyn  sollte, 
den  AVerth  des  gegen  ihn  unternommenen  Beweises  zu  prüfen, 
und  seine  Einwendungen  dagegen  dem  Richter  vorzutragen. 
Der  Produkt  hat  vielmehr  dieses  Recht  in  eben  der  Aus- 
dehnung, in  welcher  dem  Producenten  das  Recht  zusteht, 
sich  aller  schicklichen  Mittel  zur  Führung  seines  Beweises 
zu  bedienen ,  und  der  Richter  darf  desswegen  über  keinen, 
von  diesem  Letztern  beigebrachten  Beweis  ein  entscheiden- 
des Urtheil  fällen,  ehe  er  denselben  dem  Produkten  mitge- 
theilt^  und  dessen  Erklärung  darüber  vernommen  hat.  Die 
hierbei  zu  beobachtende  Form  des  Verfahrens  erfordert  eiffne 
Vorschriften,   welche  unten,   im  dritten  Theilcj   vorkommen. 

§.   13. 

Die  Merkmale,  auf  welchen  der  Beweis  beruht  (^§.  10, 
11.^,  heissen  Beiveismitlel.  Sie  lassen  sich,  ihrer  verschie- 
denen Beschaffenheit  nach,  in  mehrere  Hauptarten  oder  Classen 
abtheilen,  und  werden  im  %weitenf  Theile  ausführlich  darge- 
stellt wer  den  *3- 

§.  14- 

Es  giebt  verschiedene  Fälle,  in  welchen,  um  eine  rich- 
terliche Verfügung  zu  begründen ,  nur  ein  unvollkommener 
Beweis,  und  selbst  nur  ein  geringer  Grad  von  Wahrschein- 
lichkeit (§.  11.3  hinlänglich  ist.  In  Fällen  dieser  Art  heisst 
. .T  9fh;; 

*)  Lindej  %.  235. 
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der  unvollkommne  Beweis  Bescheinigung.  Es  wird  tlavon 
im  vierzehnten  Titel  des  zweiten  Theils  ausführlicher  ge- 
handelt. 


Zweiter     T  i  t  e  K 

Von  der   Verbindlichkeit  %ur  Beiceisführuug   und  von  der 
rechtlichen   Vertnufhitng. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  11.  des  Verfassers» 

Veber  die  rechtliche   Vermuthung  überhaupt. 

Zu  S-  15  —  50. 
Die  Lehre  von  der  VerbindUchkeit  zum  Beweise  ist  in 
Unsern  bisherigen  Gesetzen  äusserst  mangelhaft  enthalten, 
und  in  den,  nach  Anleitung  derselben  aufgestellten  Theorien 
herrscht  grosse  Verwirrung.  Wir  wissen  zwar,  was  rechtliche 
Vermuthung  ist,  und  für  viele  Arten  von  Fällen  schreiben  die 
Positivgesetze  dergleichen  rechtliche  Vermutliungen  ausdrück- 
lich vor.  Aber  über  einen  allgemeinen  Grundsatz,  aus  wel-^ 
chem  für  jede  Art  von  Fällen  sichre  Regeln  abgeleitet  wer* 
den  könnten,  ist  man  noch  nicht  einig.  Die  Regel,  düss 
verneinende  Sätze  die  rechtliche  Vermuthung  für  sich  haben, 
und  dass  also  dem  bejahenden  Theile  der  Beweis  aufliege, 
sagt,  da  die  Begriffe  von  Bejahen  und  Verneinen^  wie  man 
sie  gewöhnlich  nimmt,  bloss  logische  Formalbegriffe  sind,  im 
Grunde  gar  nichts.  Eben  so  wenig  kann  der  8 atz:  Dass  dem 
Kläger  der  Beweis  des  Grundes  seiner  Klage  aufliege,  als 
allgemeine  Regel,  Beifall  verdienen,  da  es  oft  nur  von  zu- 
fälligen Umständen  abhängt,  welcher  von  beiden  Theilen  die 
Holle  des  Klägers  übernehmen  rauss.  '"^   "'" 
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Ein  neuerer,  sehr  schätzbarer  Schriftsteller  *  )  sagt : 
jjEs  wird  als  durchaus  erschöpfende  Regel  betrachtet  wer- 
..den  können^  dass  die  Verbindlichkeit,  zu  beweisen;,  deni- 
,,jenigen  aufliege,  der  sein  anzuerkennendes  Hecht,  sey  es 
..nun  ausschliessend,  oder  nur  zum  Theil,  auf  die  Existenz 
„solcher  Begebenheiten^  deren  Existenz  nicht  nothwendige 
„Folge  einer  unumstösslichen  Wahrheit  ist,  oder  solcher 
..Eigenschaften  und  Verhältnisse  einer  Sache,  welche  nicht 
,.aus  der  natürlichen  Beschaffenheit  desjenigen  fliessen,  in 
„Ansehung  dessen  sie  behauptet  werden,  gründet/* 

Diese  Regel  ist  zwar  richtig,  und  in  vielen  Fällen  an- 
wendbar: aber  ob  sie  durchaus  erschöpfend  sey,  das  wird 
sich  am  sichersfen  an  einigen  Beispielen  tnitersuchen  lassen. 
Wenn  ich  auf  Zurückbezahlung  eines  Darlehens,  Avel- 
ches  ich,  empfangen  zu  haben,  nicht  leugne,  belangt  werde, 
und,  um  mich  von  der  Klage  zu  befreien,  (^das  Anerkenntniss 
meines  Rechls  auf  Befreiung  auszuwürken])  behaupte,  dass 
ich  die  Zurückzahlung  schon  geleistet  habe  5  so  ist  diese 
Thatsache  eine  solche  Begebenheit ,  die  nicht  als  noth- 
nendige  Folge  einer  unumstösslichen  Wahrheit  betrachtet 
werden  kann.  Ich  niuss  sie  also,  wie  mich  die  Regel  lehrt, 
beweisen:  und  hier  ist  die  Anwendung  derselben  ganz  richtig. 
Beweise  ich  nun  bloss,  dass  mir  mein  Gläubiger,  schon 
vor  angestellter  Klage^  mein  ausgestelltes  schriftliches  Schuld- 
bekenntniss  freiwillig  zurückgegeben  habe;  so  ist  der  Satz, 
dass  ich  meine  Schuld  wieder  abgetragen  habe,  offenbar  keine 
nothwendige  Folge  des,  als  unumstössliche  Wahrheit  anzu- 
nehmenden Satzes  der  geschehenen  Zurückgabe  der  Schuld- 
verschreibimg. Und  dennoch  legen  ihm  die  Gesetze  die 
Würkung  bei,  dass  ich  jenen  Satz,  vermöge  der  mir  zur 
Seite  stellenden  rechtlichen  Vermuthung,  nicht  zu  be\veisen 
(brauche,  sondern  dass  mein  Gegner  die  Fortdauer  der  Schuld 
ÄU  beweisen  verbunden  ist.  Diess  liesse  sich  indessen  noch 
als  eine  blosse ,  auf  dem  Positivgesetz  beruhende  Ausnahme, 
welche  die  Regel  nicht  aufhebt ^  betrachten. 

Aber    nun    folgender   Fall:    Ich   besitze   eine   Sache   als 

*i  OioltHfUK  TJieori«  des  gcriclitl.  Verfahiens.  §,  80. 
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tnein  Eigenthum,  die  von  einem  Andern  als  sein  Eigeathum 
in  Anspruch  genommen  wird.  Durcli  diesen  Anspruch  ent- 
steht das  Verhältniss,  dass  der  Kläger  sein  Eigenthumsrecht^ 
und  ich  mein  Eigenlhumsreckt  von  dem  Richter  anerkannt 
haben  will.  Keiner  von  uns  beiden  kann  sich  auf  eine  ww- 
timstössliche  }Va/irheit  berufen,  von  welcher  die  Begebenheit 
der  Erwerbung  des  Eigeuthums  für  den  Einen  oder  den  An- 
dern eine  nothwendige  Folge  ^väre.  Also  läge^  nach  der  an- 
genommenen Regel,  uns  Beiden  zugleich  der  Beweis  auf, 
und  mir  käme  mein  Besitz,  da  aus  demselben  auf  mein  Eigen- 
thumsrecht  nur  nach  gewissen  Regeln  der  M^tihrscheiHlichkeit 
geschlossen  werden  kann,  nicht  zu  Statten '? 

Oder:  Ich  besitze  ein  fremdes  Eigenthum^  und  es  ent- 
steht nur  darüber  die  Frage,  ob  ich  redlicher  Weise  Tbona 
fide3  besitze?  Hier  ist  auf  der  einen  Seite  die  unumstöss- 
liche  Wahrheit,  dass  die  Sache  fremdes  Eigenthum  ist,  und 
auf  der  andern  die,  eben  so  unumstössliche  Wahrheit^  das« 
ich  sie  besitze.  Aber  aus  jener  folgt  nicht  nothwendige 
dass  ich  mir  der  Unrechtraässigkeit  —  und  aus  dieser  nicht 
nothwendige  dass  ich  mir  der  Rechtmässigkeit  meines  Be- 
sitzes bewusst  gewesen  ßey.  Der  Beweis  läge  also  hier 
abermals  beiden  Theilen  zugleich  auf? 

Oder:  der  Intestaterbe  behauptet  gegen  den  Testaraents- 
erben,  dass  der  Testirer,  zur  Zeit  des  errichteten  Testa- 
ments ^  das  gesetzmässige  Alter  noch  nicht  erreicht  gehabt 
habe.  Das  Recht  zur  Testamentserbfolge  hängt  von  dem 
grossem»  und  das  Recht  zur  Intestaterbfolge  von  dem  gerin- 
gern Alter  des  Testirers  ab.  Aber  weder  auf  der  einen,  noch 
auf  der  andern  Seite  ist  eine  unumstössliche  Wahrheit,  aus 
der  man  auf  jenes  oder  auf  dieses  einen  nothwendigen  Schluss 
ziehen  könnte. 

Noch  mehrere  Beispiele  von  andrer  Art  giebt  der  Text 
an  die  Hand:  und  es  ist  also  wohl  klar  genug,  dass  obio-e 
Regel  nicht  befriedigend  ist. 

Ueberhaupt  kann  bei  einem  Satzse,  der  nothwendige  Folge 
einer  nnumstösslichen  W'aÄrÄ«/  ist  i,  genau  «-enommen,  nie 
von  rechtlichem  Beweise  die  Rede  seyn :  denn  ein  solcher 
Satz   ist,   obgleich    in  seinen  Praemissen  Thatsätze  vorkom^ 

2* 
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jnen,  als  Folgerung^  kein  Thatsat%,  sondern  eine  Vernunft" 
icahrheil  (§.  3.  5.),  welclie  durch  die  Sinne  nicht  erkannt 
werden  kann. 

Die  Frage  ist  bloss  von  Erfahrungssätzenj  und  sie  ist, 
genau  bestimmt^  die : 

Welcher  von  zweien  möglichen,  einander  als  wechselseitig 
sich  aufhebend,  entgegengesetzten  Erfahrungsätzen,  so  lange 
für  wahr  angenommen  werden  müsse,  als  nicht  der  ihm 
entgegengesetzte  bewiesen  ist? 

Diese  Frage  muss  nach  erfahrungsmassigen  Regeln  der 
Wahrscheinlichkeit  entschieden  werden.  Also  nicht  der  Be- 
griff von  logischer  JS othtcendigkeit ^  sondern  von  logischer 
Wahrscheinlichkeit^  ist  das  Princip,  von  welchem  man  hier 
ausgehen  muss. 

Die  Thatsätze,  welche  vor  Gerichte  vorkommen  können, 
sind  indessen  von  so  manchfaltiger  Art,  dass  man  bei  Ableitung 
der,  aus  diesem  Princip  fliessenden  Regeln  nicht  wohl  ganz 
einfach  zu  Werke  gehen  kann.  Auch  ist  der  Gegenstand 
von  sehr  abstrackter  Natur,  und  kann  also  nicht  zu  kurz  be- 
handelt werden,  wenn  nicht  Manches  dunkel  bleiben  soll.  Es 
kommt  hierzu,  dass  der  Gesetzgeber  zuweilen  nöthig  findet, 
auch  noch  andre  Principien,  z.  B.  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt, der  allgemeinen  Menschenliebe  etc.,  zu  Hülfe  zu  nehmen. 
Nach  diesen  Grundsätzen  habe  ich  es,  in  den  vorliegen- 
den §§.,  versucht,  die  schwierige  Lehre  \on  der  rechtlichen 
Vermuthung  systematisch  abzuhandeln.  Es  lässt  sich  viel- 
leicht noch  Manches  dagegen  erinnern:  um  desto  mehr  halte 
ich  es  für  nöthig,  auch  noch  die  wichtigsten  einzelnen  Stel- 
len mit  Anmerkungen  zu  begleiten  *). 


')  Anm.  des  Heraiisg.  zu  §.  1.5  —  50.  Die  Lehre  von  der  Ver- 
bindliclikeit  zur  Beweisführung  und  von  der  Beweis  -  Last  ist  seit 
dem  ersten  Erscheinen  dieses  Werks  bedeutend  bereichert  worden^ 
besonders  aber  durch  Weber  und  Borst.  Weber  nimmt  an  vielen 
Orten  eine  spccielle  Rücksicht  auf  Schneider  und  deutet  dessen  Ab- 
weichung vom  gemeinen  Recht  an. 

Leber  Beweislast  und  Vermuthungen  im  Allgemeinen  siehe:  di« 
in  Linde  Proc.  §.  242.  Note*^  Allegirten.—  Gens/er,  Archiv.  8.  Bd. 
S.  90,  und  S.  147  IT.  ~   Gönner,  Archiv  etc.  4.  Bd.  Abhdl.   1, 


%ur    Beweisführung  etc. 


Sl 


§.15. 

Alle  Thatsachen,    wodurch  der  Zustand   der   Dinge   in 
der  sinnlichen  Erscheinung  bestimmt  wird,  beruhen  entweder 
1^  auf  Naturbegebenheiten,  oder 
23  auf  menschlichen  Handlungen. 

§.  16. 

Eine  Naturbegebenheit  heisst  bejahend  (im  engeren 
Verstände^,  wenn  dadurch  der  ursprüngliche  Zustand  der 
Dinge  verändert  wird;  vertieinend  aber  (^die  als  Thatsache 
betrachtete  Abwesenheit  einer  Naturbegebenheit)  wenn  der 
ursprüngliche  Zustand  ttnverändert  bleibt. 

§.    17. 

Ein  Thatsatz  heisst  bejahend  oder  verneinend,  je  nach- 
dem er  entweder  eine  bejahende^  oder  eine  verneinende  Na- 
turbegebenheit ausdrückt.  Drückt  der  bejahende  Thatsatz 
zugleich  die  näher  bestimmenden  Umstände,  mit  welchen, 
unter  mehreren  möglichen,  sich  die  Naturbegebenheit  zugetra- 
gen hat,  aus;  so  heisst  er,  in  dieser  Rücksicht,  einschränkend. 

§.   18. 

Die  Naturbegebenheiten  erfolgen  entweder 

a)  nach  gewissen  vollständig  bekannten^  und  für  all- 
gemein gültig  angenommenen  Naturgesetzen ,  in  beständig 
übereinstimmender  Qualität ,  bejahend  oder  verneinend,  und 
auf  beständig  übereinstimmende  Weise  einschränkend,  wie 
z.  B.  der  Wechsel  der  Jahreszeiten,    oder 

b)  nach  unvollständig  bekannten,  oder  ganz  unbekann- 
ten Gesetzen^  in  verschiedetier  Qualität,  bald  bejahend,  bald 
verneinend,  und  auf  verschiedene  Weise^  bald  so,  bald  anders 
einschränkend,  wie  z.  B.  die  Krankheit  eines  3Ienschen, 
Witterung,  Fruchtbarkeit  etc. 

Im  ersten  Falle  heisst  die  Naturbegebenheit  physisch 
nothwendig^  im  zweiten  zufällig. 

§.   19. 

Eine  zufällige  Naturbegebenheit  heisst  geivöhnlich,  wejui 
sie  in  der  Qualität  und  au^  die  Weise,  wie  sie  erfolgt  ist, 
in  den  meisten  Fällen,  ungewöhnlich  aber,  wenn  sie,  in  die- 
ser Qualität  und  auf  diese  Weise  nur  in  seltneren  Fällen  zu 
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erfolgen  pflegt.  Ist  keins  von  beiden  der  Fall:  so  lieisst  sie 
schlechterdings  %ufüllig.  So  ist  z.  B.  der  fehlerfreie  körper- 
liche Zustand  eines  Menschen  eine  gewöhnliche^  die  Gebrech- 
lichkeit desselben  aber  eine  «/w«7^7t'öÄw//cÄc  Naturbegebenheit. 
Ob  dieser  Mejisch  vor  30  oder  vor  40  Jahren  geboren  sev^ 
das  ist  schlechterdings  zufällig. 

§.    20. 

^iiie  Naturbegebenheit  kann  ihrer  allgemeinen  Qualität 
nach  physisch  nothwendig j,  in  Ansehung  ihrer  näheren  Be- 
stinimungeu  aber,  in  so  fern  sie  nämlich  einschränkend  aus- 
gedrückt wird^  {%.  \7.)  zufällig  seyn.  Wie  z.  B.  der  Tod 
eines  schon  vor  300  Jahren  gestorbenen  3Ienschen^  in  An- 
sehung des  bestimmten  Zeitpunkts,  da  er  erfolgt  ist. 

§.    21. 

Auch  eine  menschliche  Handlung  (^§.  15.^  heisst  he-, 
jfihend  (^Handlung  im  engeren  Verstände^  oder  verneinend 
(^Unterlassung^,  je  nachdem  der  ursprüngliche  Zustand  ent- 
weder   dadurch    verändert    wird .    oder    unverändert    bleibt. 

{%.  i6.:i 

§.  22. 

Also  auch  in  Beziehung  auf  menschliche  Handlungen 
gibt  es  bejahende  y  verneinetide  und  einschränkende  Tha^-- 
sät?:c.  (§.  17,} 


f  I  i  ♦  i  s  c  li  e 

Aiiinerkuiig  III.  des  Verfasse i;», 

lieber  bejahende  und  verneinende  Sät%e. 

Zu  §.  16,  i7,  21,  22. 
Die  Bcgrifle  von  bejahenden  uiul  verneinenden  Sätzen 
sind  in  der  Lehre  von  der  rechtlichen  Vermuthung  und  vonJ 
Beweise  überhaupt ,  allerdings  brauchbar  und  unentbehrlich. 
Es  kommt  nur  darauf  au,  sie  gehörig  zu  bestimmen.  Von 
dem  bloss  logischen  Formulbegriffe,  vermöge  dessen  ein  Satz 
bejahend  oder  verneinend  ist.    je    nachdem    er  das  Prädikat 


^       ^Mr    Betr  eis  füll  11(111/  etc.  ** 

mit  dem  Subjekte  verbindet,  oder  von  demselben  trennt,  ist 
die  Rede  nicht:  denn  dieser  ist  nur  ein  leeres  Spiel  des 
Verstandes,  da  der  bejahende  Satz,  durch  Einschiebung  eines 
andern  Prädikats,  ohne  Veränderung  seines  Inhalts,  will- 
kührlich  auch  verneinend,  und,  umgekehrt  der  verneiude  be- 
jahend ausgedrückt  werden  kann.  Ob  A  noch  am  Lehen 
sey,  oder  nicht  gestorben  sey,  das  ist,  Aer  Sache  nach, 
einerlei,  ob  es  gleich  den  Worten  nach,  das  erstemal  be- 
jahend und  das  andremal  verneinend  ausgedrückt  wird.  Aber 
es  ffiebt  im  Gebiete  der  sinnlichen  Erkenntni^s  auch  ein  zu- 
verlässiges  Realkriteriiim  des  Bejahens  und  des  Verneinens ; 
und  dieses  beruht  auf  den  Begriffen  von  Bleiben  und  ver- 
ändert werden.  Der  Satz  nämlich,  der  die  erfolgte  Verän- 
derung eines  gewissen,  als  bekannt  angenommenen,  unsprüng- 
lichcn  Zustandes  ausdrückt,  ist  ein  bejahender ,  und  der- 
jenige, welcher  die  Fortdauer  dieses  Zustandes  ausdrückt, 
ist  ein  verneinender  Satz.  Wenn  ich  also  sage.  A  lebt  noch^ 
so  ist  mein  Satz  realverneinend ^  eben  so  gut,  als  v.  enn  ich 
sagte:.  A  ist  nicht  gestorben.  Und  wer  dagegen  behauptet, 
dass  A  nicht  mehr  am  Leben  sey ^  der  drückt  die,  durch 
seinen  Tod  erfolgte  Veränderung  des  ursprünglichen  Zustan- 
des realbejahend  aus.  Wenn  der  Gläubiger  zu  seinem  Schiüd- 
ner  sagt:  „Du  bist  mir  das  erhaltene  Darlehn  noch  schuldig^*, 
und  dieser  darauf  antwortet :  „Ich  bin  dir  nichts  mehr  schul- 
dig'^^:  so  drückt  sich,  nach  dem  Formalbegriffe,  Jener  be- 
jahend, und  Dieser  verneinend  aus.  Nach  dem  Healbcgriffe 
aber  verhält  sichs  umgekehrt:  Denn  Jener  behauptet  den/o/V- 
dauernden_,  Dieser  aber  den,  durch  die  geschehene  Tilgung, 
veränderten  Zustand. 

Diese  Bestimmung  der  Begriffe  ist  dem  bisherigen  wis- 
senschaftlichen Sprachgebrauche  keinesAvegs  ganz  fremd. 
3Ian  kennt  schon  lange  verneinende  Handlungen  (^Unter- 
lassungen]) und  denkt  sich  darunter  nichts  anders,  als  die 
unveränderte  Fortdatier  des  Zustandes  der  Dinge,  als  Folge 
der  Bestimmung  des  Willens  eines  freien  Wesens.  Ich  habe 
raich^lso  einer  A'euerung  nur  in  so  weit  schuldig  gemacht, 
als  ich  diesen  Sprachgebrauch  auch  auf  Ereignisse  der  phy- 
sischen  Welt ,   auf  Xaturbegebenheilen  anwende,     lud   wenn 
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es  nicht  zu  leugnen  ist^  dass  das^  was  ich  verneinende  Natur'- 
begebenheii  nenne  ^  eben  so  gut,  als  die  verneinende  Hand- 
lung, der  Grund  eines  llechtsanspruchs ,  und  dass  also  von 
dem  Beweise  des  verneinenden  Satzes^  der  dieselbe  aus- 
drückt; die  Rede  seyn  kann;  so  ist  diese  Neuerung,  da  sie 
dazu  dient;  die  Theorie  aufzuklären  und  zu  befestigen,  hin- 
länglich gerechtfertigt.  Der  Eigenthümer  einer^  auf  das  Leben 
eines  Dritten  versicherten  Leibrente  gründet  seinen,  auf  den 
Genuss  derselben  gemachten  Anspruch  auf  die  Thatsache, 
dass  der  Dritte  noch  am  Leben  sey,  mithin  auf  eine  vernei- 
nende Naturbegebenheit  (^die  Fortdauer  dessen  Lebens). 
Wenn  nun  dieser  Dritte  abwesend  ist,  und  der  Leibrenten- 
pflichtige die  Fortdauer  des  Lebens  bezweifelt,  das  heisst, 
den  erfolgten  Tod  des  Abwesenden,  als  die  entgegengesetzte 
bejahende  Naturbegebenheit  behauptet;  so  entsteht  vor  dem 
llichter  nothwendig  die  Frage:  ob  Jener  die  verneinende, 
oder  Dieser  die  bejahende  Naturbegebenheit  zu  beweisen 
schuldig,  und  welcher  von  beiden  Thatsätzen,  bis  zum  ge- 
führten Beweise  des  entgegengesetzten,  für  wahr  anzuneh- 
men sey? 

Es  ist  in  den  vorliegenden  §§.  auch  von  einschränken'- 
deti  Thatsätzen  ([näheren  Bestimmungen  der  bejahenden)  die 
Rede.  Auch  dieser  Begriff  ist,  wie  die  Folge  zeigen  wird, 
hier  unentbehrlich.  Die  Begriffe  von  Bejahen  und  Verneinen 
hönnen  darauf  nicht  anders  als  im  formalen  Sinne  ange- 
wandt werden  *). 


§.  23. 

Nach    Aideitung    dieser    verschiedenen   Begriffe    lassen 
sicii ,  zu  Entscheidung  der  Frage :    welche  Arten  von  That- 


*)  Ann),  des  Herausg.  Auf  diese  Weise  unterscheiden  die  Gesetze 
bpjalicnde  inid  verneinende  Thatsatze  niclit ;  siehe :  Weber  1.  c. 
S.  187  fT.  S.  227 — 232-  —  Von  dem  Beweis  einer  Verneinung  über- 
haupt siehe:  Borst.  I.  c.  §.  18.  ff.  —  Linde  in  seiner  ßlurezolU  und 
WeniiigK  Zeitschrift  B.  l.S.  94, —  E.  F.  Klein,  Merkw.  Rechtssp. 
der  Hnilischon  FncnUüt  S.  144,  —  WestpJial,  rechtl.  AbhdI.  S,  II, 
Abth.  .1.  II,  die  in  Linde's  Process  $.  243.  Xoto   10.  «lieg. 
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salzen  rechtlich  vermuthet  werden,  und  welche  m  beweisen 
sind?  folgende  allgemeine  Regeln  festsetzen. 

§.  24. 

Erste     Regel. 
Ein  Thatsatz,    der  eine  bejahende  oder  verneinende,  p^j/" 
tisch  notliwendige  NaturbegebeiJieit  ausdrückt,  bedarf  kei- 
nes Beweises,  {%.  4.3 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  IV.   des  Verfassers. 

lieber  die  Regel  von  der  physisch- nothwendigen  Natur-' 
hegehenheit. 
Diese  Regel  ist  durch  sich  selbst  klar  ffenusf.  Es  wird 
mir  z.  B.  Niemand  zumuthen,  zu  beweisen,  dass  es  am  22. 
Junius,  früh  um  6  Uhr,  an  irgend  einem  Orte  in  Teutsch- 
land, heller  Tag  gewesen  sey.  Auch  das  ergiebt  sich  von 
selbst^  das  die  physische  Unmöglichkeit  einer  bejahenden 
Naturbegebenheit  nichts  anders  als  die  physische  Noihwen- 
digkeit  der  entgegengeset%ten  verneinenden  ist.  Strenge  ge- 
nommen ist  der  Satz,  der  eine  physich  -  notliwendige  Natur- 
begebenheit ausdrückt,  als  nothivendige  Folgerung,  eine  Ver- 
nunftwahrheit, und  also  gar  kein  Gegenstand  des  Beweises 
{j,.  die  2te  crit.  Anmcrk.).  Die  Regel  steht  also  hier  nur 
als  der  Gränzpunkt^  von  welchem  aus  ich  in  das  Gebiet  der 
des  Beweises  fähigen  Thatsätze  übergehe  *3- 


§•  25. 

Zweite  Regel. 
Ein  Thatsatz,  der  eine  bejahende  oder  verneinende  ge- 
wöhnliche Naturbegebenheit  ausdrückt,  hat  die  rechtliche 
Vermuthung  für  sich,  und  wird  also  so  lange  für  wahr 
angenommen,  als  nicht  der,  die  ungewöhnliche  Naturbe- 
gebenheit, in  der  entgegengesetzten  Qualität,  ausdrückende 
Thatsatz  bewiesen  ist. 


*)  Siehe:    Weber,  ).  c.  S.   12.   —    ioUmann  im   Anhang;   über  jut.  Ge- 
wissh.   §.  ?.  n.  3. 
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Es  wird  also  z.  B.  rechtlich  veimuthetj  dass  ein  Mensch, 
von  dessen  persönlichen  Eigenschaften  die  Frage  ist,  des 
Gebrauchs  seiner  Vernunft  und  seiner  Sinne  mächtig  sey, 
und  dass  er  überhaupt  mit  allen  geistigen  und  körperlichen 
Eigenschaften,  welche  der  menschlichen  Natur  im  Allgemeinen 
angemessen  sind,  begabt  sey-  Behauptet  Jemand,  dass  dieser 
Älensch  wahnsinnig,  dass  er  mit  körperlichen  Gebrechen  be- 
haftet sey  u.  s.  w.,  so  ist  er  seinen,  eine  ungewöhnliche 
Naturbegebenheit  ausdrückenden  Thatsatz  zu  beweisen  ver- 
bunden. 


C  r  i  t  i  s  c  ü  e 

Anmerkung  V.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Regel  voji  der  gewöhnlichen  Naturbegebenheit. 
Diese  Regel  beruht  auf  dem  Princip  der  Wahrschein- 
lichkeit :  denn  es  ist  wahrscheinlicher,  dass  das  Gewöhnliche, 
als  dass  das  Ungewöhnliche  geschehe.  In  dem,  im  Text 
angeführten  Beispiele,  und  in  andern  ähnlichen,  ist  ihre  An- 
wendung ausser  Zweifel.  In  andern  Fällen  ist  sie  es,  haupt- 
sächlich wegen  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  gewöhnlich, 
weniger,  und  es  sind  dcsswegen  noch  nähere  positivgesetz- 
liche Bestimmungen  nöthig,  dergleichen  einige  im  Folgenden 
vorkommen  *^, 


§•    26. 

Dritte  Regel. 
Wenn  eine  bejahende  Naturbegebenheit  weder  physisch 
nothwendig  (^§.  24.]),  noch  gewöhnlich  (^§.  25.3  j  mithin 
entweder  ungewöhnlich  oder  schlechterdings  zufallig  ist; 
so  wird  die  entgegengesetzte  verneinende  Naturbegebenheit 
(^der  unveränderte  Zustand])  rechtlich  vermuthet,  und  der 
Beweis  liegt  also  demjenigen  auf,  der  den  bejahenden  Thal- 
satz behauptet. 


•)  Vergl.  :  CoUmaun,  ).  c.  §.  17  ff.—  Borst,  §.  63.  —  tVehcr.  H.  H2, 
aus  welclmn  hervoigelif,  dass  diese  Regel  im  gemeinen  HetJit  nicht 
7.U  finden  ist. 
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Wer  also  z.  B.  behauptet,  dass  ein  3Ienscli,  der  vor- 
mals (.\es  Gebrauchs  seiner  Vernunft  mächtig  war,  wahn- 
sinnig geAvorden^  dass  ein  Abwesender,  der,  nach  dem  or- 
dentlichen Laufe  der  Natur,  noch  leben  kann^  gestorben  sey, 
der  ist  seinen  bejahenden  Thatsatz  zu  beweisen    verbunden. 

Wird  hingegen  behauptet,  dass  der  Zustand  des  Wahn- 
sinns, in  welchem  ein  Mensch  sich  unstreitig  befunden  hat, 
in  einem  gewissen  Zeitpunkt  unterbrochen  gewesen  sey,  oder 
ganz  aufgehört  habe ;  so  muss  diese  Unterbrechung  oder 
gänzliche  Heilung,  als  eine  ungewöhnliche  oder  wenigstens 
schlechterdings  zufällige  bejahende  Xaturbegebenheit ,  be- 
wiesen werden  ^J. 

§.   «7. 

Vierte  Regel. 
Der  Thatsatz.  der  eine  bejahende  Naturbegebenheit,  Avelche 
als  solche^,  im  Allgemeinen,  unbestritten  ist,  einschränkend, 
tinter  näheren  Bestimmungen  ausdrückt,  muss  von  Dem, 
der  diese  näheren  Bestimmungen  behauptet,  in  so  fern  sie 
nicht  entweder  physisch  nothwendig  oder  gewöhnlich  sind, 
alsdann  bewiesen  werden,  wenn  die  blosse  Verneinung 
dieser  näheren  Bestimmungen  hinreicht,  um  den  Streit  über 
den  darauf  gegründeten  Rechts -Anspruch  zum  Vortheil 
des  verneinenden  Theils  zu  entscheiden. 

3Iuss  aber,  um  die  Entscheidung  zum  Vortheil  des  ver- 
neinenden Theils  geben  zu  können,  erst  noch  eine  andere 
nähere  Bestimmung  an  die  Stelle  der  verneinten  bejahend 
gesetzt  Averden ,  und  ist  diese  ebenfalls  weder  physisch 
nothwendig,  noch  gewöhnlich;  so  liegt,  in  so  fern  nicht 
besondere  Gesetze  eine  andere  Entscheidung  geben,  jedem 
Theil  der  Beweis  seines  einschränkenden  Satzes  auf,  und 
wenn  keiner  von  beiden  iim  führt,  so  muss  der  Streit  ent- 
weder für  immer  unentschieden  bleiben,  oder  er  kann  nur 
durch    das  Loos    entschieden   werden,    es  sey  denn,    dass 

*)  S.  unten  die  crit.  Anmerkung  VI.  /,n  §.  29.  —  Die  gcmeinr  e  cli  1 1. 
Auslegung  der  beiden  1.  1.  2.  u.  23.  D.  et  C.  de  prob.  s.  \Vebei\ 
S.  187  ff.,  205  und  bes.  227  unten.  -  -  BorsI,  S.  23  IT.  -  Derselb. 
Meinung  f.   IJihr,  Maga?;.  III.  S.  507  ff. 
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der  Gegenstand  des  Streits  theilbar  wäre,  und  einer  von 
beiden  Theilen  die  Theiiung  desselben  vorzöge. 

So  muss  z.  B.  (ja  Beziehung  auf  den  ersten  dieser 
FälleJ  eine  Weibsperson,  welche  eine  Mannsperson,  mit  der 
sie  Beischlaf  gepflogen  hat,  als  Vater  ihres  unehelichen 
Kindes  in  Anspruch  nimmt,  wenn  nicht  allein  der  gepflogene 
Beischlaf,  sondern  auch,  als  N^aturbegebenheit ,  die  Geburt 
ausser  Zweifel  ist,  doch  noch,  als  nähere  Bestimtniiug  die- 
ser letztern,  den,  mit  der  Zeit  des  Beischlafs,  nach  physio- 
logischen Grundsätzen,  übereinstimmenden  Zeitpimkl  der 
Entbindung  beweisen,  da  die  blosse  Verneinung  dieser  nä- 
hern Bestimmung  hinreicht,  um  den  Anspruch  ungegründet 
zu  machen. 

Wenn  hingegen  Qn  Beziehung  auf  den  zweiten  Fall) 
diese  Weibsperson  zu  gleicher  Zeit  mit  zwei  verschiedenen 
Mannspersonen  Beischlaf  gepflogen  hat,  und  sowohl  hierüber, 
als  über  die  Uebereinstimmung  des  Zeitpunkts  der  Geburt 
mit  der  Zeit  des  Beischlafs  kein  Zweifel  ist,  jede  von  bei- 
den Mannspersonen  aber,  um  die  Vaterschaft  von  sich  ab- 
zulehnen, als  nähere  Bestimmimg  der  Naturbegebenheit,  dass 
Einer  von  Beiden  die  Ursache  der  Schwangerschaft  gewe- 
sen, behauptet,  dass  nicht  Er,  sondern  der  Andere  diese 
Ursache  gewesen  sey;  so  hat  in  Ansehung  dieser,  zugleich 
verneinenden  und  bejahenden  näheren  Bestimmung,  keiner 
von  Beiden  die  rechtliche  Vermuthung  für  sich,  und  der 
Streit  muss,  falls  nicht  Einer  oder  der  Andere  zufälliger  Weise 
«einen  Beweis  zu  führen  vermag,  unentschieden  bleiben  *)• 

§.  28. 
Der  Satz  der  Identität ^   wodurch    behauptet  wird,  dass 
ein  bestimmter  Gegenstand  (^Person  oder  Sache)    mit    dem- 
jenigen, von  welchem  die  Frage  ist,  einer  und  eben  derselbe 


*)  Anni.  des  Heiausgeb.  Nach  Hofimjer  über  widerreclilliclic  Be- 
n;unstigimg  ausserehelich  geschwängerter  Mädchen,  LandshiiJ  1817, 
muss  der  Beweis  der  Klägerin  auf  die  Paternität  überhanpt  gcrichlel 
werden.  —  Im  l  ebrigen  verweisst  man  auch  hier  auf  die  Beweis- 
regel  des  gemeinen  Rechts. 
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sey^  drückt  das  Daseyn  des  Gegenstandes^  als  Naturbegeben- 
heit, einschränkend,  unter  näheren  Bestimmungen,  aus.  Die 
so  eben  aufgestellte  vierte  Regel  f§.  27-3  hat  also  auch  auf 
den  Satz  der  Identität  ihre  Anwendung  *])• 


C  r  i  f  i  s  c  h  c 

Anmerkung  VII.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Regel  von  einschränkenden  Thatsäfzen. 
Zu  §.  27.  und  28. 

Ich  glaube  diese  Regel  durch  die,  in  dem  Text  ange- 
führten Beispiele  hinlänglich  erläutert  zu  haben.  Sie  ist  für 
die  häufig  vorkommenden  Fälle,  wo,  bei  einschränkenden 
Sätzen,  die  Begriffe  bejahend  und  verneinend  nur  im  formalen 
Sinne  anwendbar  sind,  von  grosser  Wichtigkeit. 

Der  erste  Theil  derselben  ist  im  Grunde  nur  Folgerung 
aus  der  Regel  von  bejahenden  und  verneinenden  Sätzen: 
denn  wenn  die  bejahende  Naturbegebenheit,  nur  unter  der 
einschränkend  hinzugesetzten  näheren  Bestimmung,  den  ge- 
raachten Rechtsanspruch  dergestalt  begründet,  dass  schon 
bloss  die  Verneinung  dieser  letzteren  zu  Ablehnung  dessel- 
ben, das  heisst,  zu  Begründung  des  entgegengesetzten  An- 
spruchs, hinreicht;  so  nimmt  der,  die  nähere  Bestimmung 
ausdrückende  einschränkende  Satz,  er  mag  nun  formal -be- 
jahend oder  verneinend  ausgedrückt  seyn,  die  real-bejahende 
Natur  des  Hauptsatzes  an,  da  er  ohne  diese  nähere  Bestim- 
mung gar  nicht  unter  das  darauf  anzuwendende  Gesetz  ge- 
fasst  werden  kann. 

Der  zweite  Theil  der  Regel  führt  uns  auf  den  Punkt, 
wo  das  Gebiet  der  rechtlichen  Vermuthungen  ein  Ende  hat, 
und  wo  der  Richter  in  Versuchung  kommen  kann ,  Orakel 
zu  fragen,  oder  Gottesurtheile  anzuordnen.  An  einem  Falle 
dieser  Art   würde,   in   dem  Streite   der   beiden   Mütter  über 


*)  Anm.  des  Hcrausg.  Dass  gerade  der  richtige  Gegenstand  in  An- 
spruch genommen  wird,  gehört  zum  Klagfundament :  Borst,  §.  73. 
und  74. 
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das  lebendige  Kind,  selbst  Salomons  Weisheit  ^ai  Schandert 
geworden  seyn,  wenn  ihm  nicht  eine  psychologische  Hypo- 
these zu  Hülfe  gekommen  wäre.  Diese  Fälle  sind  nicht  so 
selten ,  dass  sie  nicht  die  Aufmerksamkeit  des  Gesetz- 
gebers verdienen  sollten.  Durch  einen  Zufall  kann  das  Eigen- 
thum  verschiedner  Personen  so  mit  einander  vermischt  wer- 
den, dass,  ungeachtet  sie  sich  wechselseitig  als  Eigenthümer 
eines  Theils  der  vermischten  Masse  anerkennen ,  doch  die 
Grösse  der  Antheile  eines  Jeden,  oder  die  Identität  der  A'on 
Jedem  in  Anspruch  genommenen  bestimmten  Gegenstände, 
wechselseitig  bestritten  wird.  Eine  Ueberschwemmung  kann 
die  Gränzbezeichnung  zweier  Aecker,  welche  zwei  ver- 
schiednen  Eigenthümern  gehören ,  vernichten  u.   dgl. 

Eür  gewisse  Arten  der  hierher  gehörigen  Fälle,  welche 
am  häufigsten  vorzukommen  pflegen,  giebt  es  schon  in  un- 
gern bisherigen  Gesetzen  besondre  positive  Bestimmungen. 
So  ist  z.  B.  im  Falle  der  ehelichen  Erwerbsgemeinschaft 
die  rechtliche  Vermuthung,  nach  dem  Römischen  Rechte,  für 
den  Satz,  dass  die  zweifelhafte  Sache  von  dem  Ehemanne 
eingebracht  scy  (l.  51.  D.  24.  1.),  nach  einigen  Landesge- 
setzen aber,  dass  sie  gemeinschaftlich  erAvorben  sey.  Wenn 
zwischen  zwei  gegenseitigen  Erbschaftsprätendenten  die  Ent- 
scheidung des  Streites  von  der  Frage  abhängt,  zu  welcher 
Zeil  der  A'erschollene  Erblasser,  der,  nach  dem  ordentlichen 
Laufe  der  Natur,  nicht  mehr  leben  kann,  gestorben  sey?  so 
nimmt  das  Gesetz,  bis  zum  Beweise  eines  andern  Zeitpunkts, 
an,  dass  er  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  70  volle  Jahre 
gelebt  habe.  Noch  ein  anderes  Beispiel  ist,  so  wie  dieses, 
in  dem  Texte  (§.  39.  43.)   enthalten. 

Aber  es  ist  nicht  wohl  möglich,  für  alle  Arten  solcher 
Fälle,  die  sich  oft  in  sonderbarer  Gestalt  ereignen  können, 
besondere  Gesetze  zu  geben.  Wo  es  also  daran  fehlt,  und 
wo  es  zugleich  an  allem ,  von  dem  einem  oder  dem  andern 
Theile  beizubringenden  Beweise  fehlt,  da  bleibt  nichts  übrig, 
als  entweder  den  streitigen  Gegenstand  zwischen  beiden  Thei- 
len,  wenn  er  der  Theilung  fähig  ist,  gleich  zu  vertheilen, 
oder  die  Entscheidung  des  Streits  dem  reinem  Zufalle  zU 
überlassen. 
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Einer  unsier  berühmtesten  Rechtsgelehrten  .  Carl  FerJ. 
liommel,  (^C.  F.  Hommel  Rhaps.  A'ol.  2.  Obs.  417.)  tadelt  zwar 
schon  selbst  das  Vertheilen ,  und  hält  dafür^  dass  eine  so 
ungeschickte  Art  zu  entscheiden^  des  Richters  unwürdig  sey. 
Aber  er  lehrt  nicht^  auf  welche  andere  Art  der  Richter  sich 
helfen  soll^  und  das  Beispiel,  das  er  anführt ,  kann  darüber 
keine  Auskunft  geben ,  weil  es  von  einem  Falle  redet,  wo 
der  eine  Theil  seinen  Beweis  würklich  bis  auf  den  Grad, 
der  den  Erfüllungseid  zulässig  machte,  geführt  hatte. 


§.  29. 

Fünfte  Kegel 
Ein  Thatsatz,  der  eine  bejahende  Handlung  ausdrückt,  hat 
die  rechtliche  Vermuthung  gegen  sich,  und  muss  also  von 
dem,  der  ilin  behauptet,  bewiesen  werden.  Es  folgt  dar- 
aus, dass  jeder,  eine  verneinende  Handlung  ausdrückende 
Thatsatz,  so  lange  als  nicht  der  entgegengesetzte  bejahende 
bewiesen  ist,  rechtlich  vermuthet  wird. 

Wer  also  z.  B.  behauptet,  dass  ein  Anderer  sich  ihm 
durch  einen  Vertrag  verbindlich  gemacht  Q.  19.  D.  22.  3.]), 
dass  er  die,  ihm  obgelegene  Bezahlung  einer  Schuld  ge- 
leistet habe  (^c.  1,  C  4.  19-3,  der  ist  seinen  Satz,  da  das 
Scliliessen  eines  Vertrags,  das  Bezahlen  einer  Schuld,  be- 
jahende Handlungen  sind  (^§.  21.),  zu  beweisen  schuldig, 
und  der  andere  Theil,  welcher  den  geschlossenen  Vertrag, 
die  geschehene  Bezahlung  leugnet,  hat,  da  in  diesem  Leugnen 
die  Behauptung  einer  verneinenden  Handlung  enthalten  ist, 
die  rechtliche  Vermuthuna:  für  sich. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aimierkuiij^  VI.  des   Verfassers. 

IJeber  die  Regel  von  bejahenden  und  verneinenden  Thalsützen. 
Zu  §    26.  und  29 

Diese   Regel   ist    von  dem  weitesten  Umfang,    und   sie 
kann  als  die  Grundregel  betrachtet  werden,  von  Avelcher  alle 
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Übrigen  nur  Aiisnalmien ,  oder  nähere  Bestimmungen  sind. 
Nach  dem  im  Vorhergehenden  bestimmten  Begriff  von  be- 
jahenden und  verneinenden  Sätzen  ([s.  die  crit.  Anm.  HI.) 
kann  über  die  Fälle  ihrer  Anwendung  nie  Zweifel  entstehen, 
und  die  Aussprüche  des  Römischen  Rechts: 

Ei  incumhit  probatio ,  qui  dicit,    non   qui  negat. 

2.  D.  2^.  3. 
Per  rertim  naturam  factum  neganiia  probatio 
nulla  est.  L.  23.  C.  4.  19. 
haben  nun  einen  bestimmten  Sinn ,  den  man  nicht  mehr  auf 
dem  AVege  mühsamer  und  oft  unfruchtbarer  Distinktionen  zu 
suchen  iiöthig  hat^  und  der  alle  bisherigen  Controversen  nie- 
derschlägt. 

Uebrigens  beruht  die  Deduktion  dieser  Regel  ebenfalls 
auf  dem  Princip  der  Wahrscheinlichkeit.  Denn  obgleich  Alles 
in  der  Natur  einem  ewigen  Wechsel  unterworfen  ist ;  so  ist 
doch  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  von  den  unendlich  vielen 
möglichen  Veränderungen  des  Zustandes  der  Dinge  sich  ir- 
gend eine  andere  zugetragen  habe,  weit  grösser,  als  die, 
dass  sich  gerade  diejenige,  welche  der  bejahende  Thatsatz 
ausdrückt,  zugetragen  habe. 

Man  hat  den  Grund  dieser  Regel  auch  in  der  weit  grös- 
sern Schwierigkeit,  einen  verneinenden  als  einen  bejahenden 
Thatsatz  zu  beweisen,  zu  finden  geglaubt.  Aber  dieser  Grund 
beweist  zu  viel:  denn  es  giebt  Fälle,  wo,  ungeachtet  dieser 
grössern  Schwierigkeit,  der  verneinende  Thatsatz  doch  be- 
wiesen werden  rauss  *])• 


§.  30. 
Es  ist  der  moralischen  Würde  der  menschlichen  Natur 
gemäss,  vorauszusetzen,  dass  jeder  Mensch,  in  allen  Fällen, 
pflichtmässig  zu  handeln  geneigt  sey.  Daraus  folgt  aber  nicht, 
dass,  wenn  die  Frage  entsteht,  ob  ein  Mensch,  in  einem 
bestimmten  Falle,  seine  Pflicht  erfüllt  habe,  derselbe  die 
geschehene  Erfüllung  zu  beweisen  nicht  schuldig  wäre.     Es 


*)  Vergl,  übrigens   Weber,  S.  129,  163  und  164.  —  Bor$f^  %.  7«, 
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ist  vielmehr  zu  unterscheiden,  ob  die  Erfüllung  der  Pflicht 
auf  einer  bejahenden,  oder  auf  einer  verneinenden  Handlung 
beruht;  und  nur  im  letzten,  nicht  aber  im  ersten  Falle,  wird, 
nach  der  so  eben  aufgestellten  fünften  Regel  (^§.  29.^ ,  die 
geschehene  Erfüllung  rechtlick-.v^ermutket,.  Hieraus  ergiebt 
sich   die  l  o'>i)f»" 'i'>fn '/   » '!-n  noliü;):!!;! 

Sechste     Regel  ,1..  AsV   iv\ 

(jds  nähere  Bestijnmung  der  fünftenj:  -y 
Selbst  alsdann,    wenn    von   einem  begangenen    Verbrechen 
die  Rede  ist,  muss,  in  so  fern  dasselbe  auf  einer  verneinen- 
den Handlung   (^delicttim  onitnissiomsj  beruht,    Derjenige, 
der  dessen  beschuldigt  wird,  den  Beweis  seiner  Unschuld, 
i^das  heisst,    den  Beweis,  dass  er  die   bejahende  Handlung, 
jj,j welche  jener  verneinenden  entgegengesetzt  ist,,. yerrichtet 
jj^^abe,  übernehmen.  fr 

.^^  So  hegt  z.  B.  dem  öffentlichen  Beamten,  welcher  der 
Vernachlässigung  seines  Amts  beschuldigt  wird,  die  Last 
der  Beweisführung  auf,  dass  er,  in  den  bestimmten  Fällen, 
wovon  die  Frage  ist,  die  schuldige  Thätigkeit  angewandt 
habe  *). 

§.  31. 

Bei  einer  menschlichen  Handlung  von  unerlaubter  Art 
kommt,  ausser  der  sichtbaren  Würkung,  die  sie  hervorbrin«>-t, 
oft  auch  das  Beirusstseyn,  in  welchem  sie  von  dem  Han- 
delnden unternommen  worden  ist,  nämlich  die  Frao-e:  ob  sie 
auch  in  dem  Betvtisstseyn  dieses  Handelnden  unerlaubt  fob 
Derselbe  in  bona  oder  mala  fide^  gewesen  sey  ?  als  nähere 
Bestimmung  (^§.  22.3  ^^  Betrachtung:  und  in  Beziehung  auf 
diese  Frage  kommt  dem  Handelnden  obige  allgemeine  Vor- 


*)  Sielie  die  crit.  Anmerk.  VIII.  unter  §.  31. 

Anmerk.  des  Heraus g.  Nach  gem.  Recht  möchte  sich  diese 
Regel  dahin  feststellen  lassen  :  nur  wenn  der  in  Anspruch  genom- 
mene dem  Beschädi3;ten  zur  Diligentia  et  custodia  verpflichtet  war 
muss  er  darthun^  dass  er  die  schuldige  Thätigkeit  angewandt  habe- 
in allen  andern  Fällen  liegt  dem  Beschädigten  selbst  der  Beweis  auf 
I.  27.  §.  2.  D.  17.  1.  1.  6.  S.  1.  eod.  1.  H.  D.  23.  3.  1.  18.  %.  1 
eod.  —  Mühlenbruch^  Pand.  I.  %.  147.  II.  —  Weber  S.  132.  Not. 
13.    S.  248.  Not.  83. 
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aussetzung  der  Pflichlmässigkcit  seiner  Absichten  zu  Statten. 
Genauer  wird  dieses  ausgedrückt  in  der 

Siebenten  Regel 
(jl\s  näheren  Bestimmung  der  fünften): 
Wenn  bei  einer,  ihrer  Aeusserung  nach,  unerlaubten  (^be- 
jahenden oder  verneinenden)  Handlung  nicht  etwa  schon 
in  der  Art  der  Aeusserung  dieser  Handlung  selbst  deut- 
liche Kennzeichen,  dass  der  Handelnde  die  Pflichtwidrig- 
keit derselben  eingesehen  habe,  liegen;  so  wird  rechtlich 
vermuthet,  dass  er  sich  dieser  Pflichtwidrigkeit  nicht  be- 
wusst  ([dass  er  in  bona  fide)  gewesen  sey. 

Es  wird  also  z.  B.  bei  dem  Besitzer  eines  fremden 
Eigenthums,  wenn  die  Art,  wie  er  zum  Besitze  gelangt  ist, 
unbekannfj  oder  wenn  ihm  derselbe  von  einem  Dritten ^  den 
er  für  den  Eigenthümer  zu  halten  Ursache  hatte,  übertragen 
worden  ist,  rechtlich  vermuthet,  dass  er  redlicher  Besitzer 
(^bonae  fidei  possessor)  sey.  Hat  er  aber  den  Besitz  tm- 
mittelbar  dem  Eigenthümer  selbst,  ohne  einen  auch  nur 
scheinbaren  rechtmässigen  Titel,  entzogen ;  so  steht  ihm  die 
rechtliche  Vermuthung  der  Unredlichkeit  entgegen,  und  er 
muss  den  Beweiss  führen,  dass  er  Ursache  gehabt  habe, 
seinen  Besitz  für  rechtmässig  zu  halten  *).  Wer  eine  von 
ihm  selbst  contrahirte  Schuld  nicht  bezahlt,  und  vorgiebt,  er 
habe  ihre  Existenz  vergessen,  und  also  redlicher  Weise  die 
Bezahlung  unterlassen,  dem  liegt  die  Last  der  Beweisführung 
seiner  Redlichkeit  auf:  den  Beweis  der  Unredlichkeit  hat 
aber  sein  Gegner  alsdann  zu  führen,  wenn  die  Schuld  nicht 
von  dem  Schuldner  selbst,  sondern  von  seinem  Erblasser 
gemacht  worden  ist  **). 


*)  Anm.  des  Heraus g.  Was  die  Vermuthung  für  die  rechtmässige 
Erwerbung  des  Besitzes  aiigelit,  siehe :  Weher ,  S.  136  ff.  —  Borst, 
''  *•  8.  88.  —  Ders.  Mein.  Savigny.  —  S.  ausserd.  1.  5.  D.  6.  2. 
""'**)  Anm.  d.  H.  Wenn  von  tnora  die  Rede  ist,  kommt  es  auf  luired- 
'  "'"  lichcs  Bewusstseyn  nicht  an.  —  Beweislast  bei  derselben,  siehe: 
'^«""'BorsOS.  82. 
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C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aimierkung  VIII.  des  Verfassers. 

lieber  die  rechtliche   Venmithung  für  das  Pflichtmässige. 

Zu  §.  30.  und  31. 

Die  berühmte  Regel:  In  dubio  quilibet  praesutnitur 
honuSf  donec  probetur  contrarium ,  hat  manchen  Praktiker 
.schon  oft  in  Verlegenheit  gesetzt.  Jedermann  fühlt  ^  dass 
sie  etwas  Wahres  enthält,  und  Jedermaim  fühlt  zugleich, 
dass  in  den  meisten  Fällen  ihre  Anwendung  nicht  Statt  findet. 
Es  ist  unstreitig  pflichtmässig,  seine  Schuld  zu  bezahlen, 
und  der  Schuldner,  der  dieses  nicht  thut^  handelt  nicht  mo- 
ralisch gut.  Und  doch  wird  ihm^  wenn  er  vor  Gericht  be- 
hauptet, seine  Schuld  bezahlt  zu  haben,  dieses  nicht  eher 
geglaubt,  als  bis  er  es  bewiesen  hat.  Es  ist  mir  nicht  be- 
kannt, das  der  Grund  hiervon,  zu  Auflösung  des  anscheinen- 
den Widerpruchs,  schon  genau  untersucht  worden  wäre.  So- 
viel ist  vor  der  Hand  oflFenbar,  dass  jene  Regel  einer  grossen 
Einschränkung  bedarf;  und  diese  Einschränkung  muss,  so- 
viel ich  einsehe,  darin  bestehen,  dass  sie  in  alleu  den  Fällen, 
wo  die  Regel  von  bejahenden  und  verneinenden  Thatsätzen 
([s.  die  crit.  Anmerk.  VI.J  angewandt  werden  kaim,  durch- 
aus für  unstatthaft  erklärt  wird.  Dass  —  um  bei  dem  Bei- 
spiele eines  Schuldners,  der  bezahlt  zu  haben  behauptet, 
stehen  zu  bleiben  —  der  bekannte  ursprüngliche  Zustand  der 
Dinge,  nämlich  das  Schuldverhältniss ,  auf  die  Weise,  wie 
der  Schuldner  behauptet,  nämlich  durch  Bezahlung,  verän- 
dert worden  sey,  ist  zwar  möglich:  aber  es  sind  dagegen 
auch  unendlich  viele  andere  Handlungen,  wodurch  diese  be- 
stimmte Veränderung  nicht  hervorgebracht  worden  ist,  mög- 
lich, und  der  kleine  Grad  von  Wahrscheinlichkeit,  den  die 
Handlung  der  Bezahlung,  durch  die  moralische  iVatur  des 
Menschen,  als  über  seine  sinnliche  herrschend,  erhält,  kommt 
gegen  den  weit  grössern  Grad  der  Wahrscheinlichkeit,  dass 
irgend  eine  andere  von  jenen  unendlich  vielen  möglichen 
Handlungen  Statt  gefunden  habe,  nicht  in  Betrachtung.  So 
bleibt  also  für  die  Regel  von  der  Pflichtmässigkeit  nur  das 
Gebiet  der,  auf  Handlungen  sich  beziehenden  einschränken- 

3* 
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den  S(it%e  übrig,  derjenigen  nämlich,  welclie,  indem  sie  die 
Würklichkeit  der  Aeusserung  einer  Handlung  ausdrüclcen. 
zugleich  die  innere  Moralilüt  derselben  zu  bestimmen  sich 
anmassen.  Hier  steht  dem  einschränkenden  Satz  von  dem 
Bewusstseyn  der  Pflichtmässigkeit  nur  der  einzige  ebenfalls 
einschränkende  Satz  von  dem  Bewnisstseyn  der  Pflichhcid- 
rigkeit  entgegen.  Es  ist  Eine  Älöglichkeit  gegen  Eine  Mög- 
lichkeit; also  auf  keiner  Seite  Wahrscheinlichkeit:  und  bei 
diesem  absoluten  Gleichgewichte  ist  es  wohl  erlaubt,  die 
Idee  von  der  moralischen  Würde  des  Menschen  den  Aus- 
schlag geben  zu  lassen. 


§•   32. 

Bei  Verträgen^  das  heisst^  bei  denjenigen  Arten  von 
Handlungen,  wodurch  Einer  dem  Andern  etwas  zu  geben 
oder  zu  leisten  sich  verbindlich  macht,  entstehen  oft  über 
die  näheren  Bestimmungen  (^§.  22.)  der  Gegenstände  der 
übernommenen  Verbindlichkeit,  in  so  fern  sie  nicht  vollständig 
oder  nicht  deutlich  ausgedrückt  sind,  Zweifel,  und  diese 
Zweifel  müssen  durch  Beweisführung,  so  lange  es  aber  daran 
fehlt^  durch  rechtliche  Vermuthung  gehoben  werden.  Jede 
Art  von  Vertrag  hat,  nach  der  dabei  zum  Grunde  liegenden 
Hauptabsicht  der  contrahirenden  Theile,  oder  nach  dem,  in 
den  Positivgesetzen  davon  festgesetzten  Begriff,  gewisse 
wesentliche  Bestimmungen,  welche  ihm  nicht  felilen  können, 
ohne  dass  jene  Hauptabsicht,  oder  dieser  gesetzliche  Begriff 
o-anz  aufgehoben  würden.  So  ist  es  z.  B.  eine  wesentliche 
Bestimmung  des  Kauf-Contrakts,  dass  das  Eigenthum  der 
verkauften  Sache  auf  den  Käufer  übergehe.  Wenn  also  das 
Daseyn  eines  gewissen  Kauf-Contracts  überhaupt  bewiesen 
ist ;  so  kann  über  das  Daseyn  dieser  wesentlichen  Bestim- 
mung kein  Zweifel  seyn. 

Andere  Bestimmungen  sind,  bei  einer  gegebenen  Art 
von  Verträgen,  zwar  gewöhnlich ^  doch  so,  dass  sie  auch 
fehlen,  und  ungewöhnlichere  an  deren  Stelle  treten  können, 
ohne  dass  desswegen  die  Hauptabsicht  der  contrahirenden 
Theile,  oder  der  gesetzliche  Begriff  des  V'ertrags  aufgehoben 
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würde.  So  ist  es  z.  B.  bei  einem,  auf  Credit  geschlossenen 
Kauf-  Contracte  zwar  gewöhnlich,  dass  die  verkaufte  Sache 
sogleich  nach  erfolgter  Uebergabe  das  Eigenthum  des  Käu- 
fers wird :  wenn  aber  der  Verkäufer  sich  das  Eigenthum 
bis  zu  erfolgler  Bezahlung  des  Kaufschillings  vorbehält;  so 
wird  durch  diese  ungewöhnliche  Bestimmung  das  Wesen  des 
Vertrags  nicht  aufgehoben.  Es  ist  ferner  gewöhnlich ,  dass 
der  Käufer  unmittelbar  nach  geschehener  Uebergabe  den 
vollständigen  Kaufschilling  bezahlen  müsse,  und  dagegen  un- 
gewöhnlichj  dass  er  sich  zur  Vorausbezahlung  verbindlich 
mache,  oder  dass  ihm  der  Verkäufer  Credit  gebe. 

Schlechterdings  zufällig  heissen  solche  Nebenbestimniun^ 
gen  eines  Vertrags,  welche,  an  sich  betrachtet,  einen  eigenen 
Vertrag  enthalten,  wie  z.  B.,  wenn  der  Käufer  eines  Hauses, 
sogleich  bei  Schliessung  des  Vertrags  dem  Verkäufer  eine 
Wohnung  in  demselben  vermiethet. 

Nach  Anleitung  dieser  Begriffe  ergiebt  sich  folgende 
Achte  Regel. 
Wesentliche  Bestimmungen  eines  Vertrags  bedürfen  keines 
Beweises.  Gewöhnliche  werden  rechtlich  vermuthet.  Un- 
gewöhnliche und  schlechterdings  zufällige  hingegen  haben 
die  rechtliche  Vermuthuug  gegen  sich,  und  sind  also  von 
dem,  der  sie  behauptet,  zu  beweisen. 

Die  so  eben  angeführten  Beispiele  sind  hinlängUch,  diese 
Regel  zu  erläutern. 


Cr  i  t  i  s  che 

Anmerkung  IX.  des  Verfassers. 

lieber  die  Regel  von  den  wesentlichen  und  von  den  gewöhn- 
lichen Bestimmungen  eines   Vertrags. 

Die  Gültigkeit  dieser  Regel  ist  allgemein  anerkannt. 
Sie  fliesst  aus  eben  den  Principien,  auf  welchen  die  Regeln 
von  der  physisch  -  nothwendigen  und  von  der  gewöhnlichen 
Naturbegebenheit  (s.  die  crit.  Anmerk.  IV.  u.  V.)  beruhen, 
und  bedarf  desswegen  keiner  eigenen  Deduktion.  Die  Sätze, 
auf  welche  sie  anzuwenden  ist,   sind  immer  aIs  einschrän- 
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kend,  in  Beziehung  auf  den  bejahenden  Thatsalz^  der  den 
geschlossenen  Vertrag  ausdrückt^  zu  betrachten,  und  hier- 
aus ist's  klar,  dass  sie  mit  der  Regel  von  bejahenden  und 
verneinenden  Thatsätzen  nie  in  Collision  kommen   kann  ^J. 

0-  

§.  33. 

Es  ist  der  natürlichen  Selbsthebe  gemäss,  vorauszu- 
setzen, dass  kein  Mensch  irgend  eine,  ihm  von  Natur  nicht 
aufliegende  Verbindlichkeit  zu  übernehmen,  oder  sich  irgend 
eines  ihm  zustehenden,  auf  seine  Person  oder  sein  Eigen- 
thum  sich  beziehenden  Rechts  freiwillig  zu  begeben  geneigt 
sey,  ohne  sich  dagegen  einen  angemessnen,  ihn  für  seine 
Aufopferungen  entschädigenden  Vortheil  auszubedingen.  Hier- 
auf gründet  sich  die 

Neunte  Regel. 
Wenn  ein  Mensch  einem  andern  persönliche  Dienste  leistet, 
oder  etwas  von  seinem  Eigenthum  giebt ;  so  wird  die  Ab- 
sicht, die  Dienste  unentgeltlich  zu  leisten,  das  Eigenthum 
zu  verschenken y  nicht  rechtlich  vermuthet,  es  sey  denn, 
dass  schon  in  der  Beschaffenheit  des  Gegenstandes,  in 
den  Verhältnissen  der  Personen,  oder  in  den  übrigen  Um- 
ständen, unter  welchen  die  Handlung  (]das  Leisten  oder 
Geben])  geschehen  ist,  Gründe  lägen,  dieselbe  für  eine 
absichtliche  Handlung  der   Wohlthätigkeit  zu  halten. 

Wenn  also  z.  B.  ein  Mensch,  dessen  Beruf  oder  Ge- 
werbe es  ist.  Andern,  durch  Handarbeit  oder  auf  andere 
Weise,  gegen  Bezahlung  zu  dienen.  Jemanden  in  einem  be- 
stimmten Falle  würklich  Dienste  geleistet   hat;    so    ist   der, 


*)  Anm.   des  Heraus«:.     Ob    iuterpretafioiisregeln    der   Willeusäuse- 

rung   uach    der    gewöhnlichen    Definition    von    Rechtsvermuthungen 

zu  denselben  zu  rechnen  sind^    möchte  sich  bezweifeln  lassen.     Bei 

den  Intcrpretalionsregeln  soll  niimlich  nicht  von  einem  Factum   auf 

ein  anderes  als  Folge  oder  Wirkung  geschlossen    werden ,    sondern 

^..       es   liegt   nur    ein   Facluin    vor,    die    unvollkommene    oder    unklare 

^.  .Willensäusseruii":,    welche   von  den  Gesetzen  nur  ergänzt  oder  er- 

'  klärt    wird.    —     Siehe  V ollmann ^   %.  17.  ff.  und    die  dort  allegirtcn 

■*'^- "V^sietzlichen  ßeij^piclf^  ~  namentlich  1.  14.  D.  50.  17. 
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dem  sie  erwiesen  worden  sind,  in  so  fern  er  behauptet^  dass 
dieses  unentgelllich  gescliehen  sey,  seine  Behauptung  zu 
beweisen  verbunden.  Wenn  der  Empfänger  einer  Summe 
Geldes  behaupten  will,  dass  ihm  dieselbe  geschenkt  worden 
sey;  so  hegt  ihm  die  Last  der  Beweisführung  auf.  Hin- 
gegen werden  zufällige  Dienste,  welche  ein  Mensch,  der 
damit  kein  Gewerbe  treibt,  einem  Andern  erweist,  wenn 
sie  auch  von  Wichtigkeit  sind,  aus  Freundschaft^  oder  aus 
Antrieb  der  allgemeinen  Menschenliebe ,  unentgeltlich  er- 
wiesen zu  seyn  rechtlich  vermuthet.  Was  der  Vater  seinem 
Kinde,  der  Herr  seinem  Diener  giebt,  wird,  so  lange  als  es 
an  dem  Beweise  einer  andern  Absicht  fehlt,  als  ein  Ge- 
schenk augesehen  *3- 

§  34. 
Der  Besitz  einer  Sache  als  Eigenthum  (^vollständiger 
Besitz^  kann  als  eine  fortgesetzte  Handlung  angesehen  wer- 
den,  vermöge  deren  der  Besitzer,  indem  er  alle  anderen 
Menschen  von  dem  Gebrauche  dieser  Sache ,  nach  seinem 
Gutfinden,  ausschliesst,  das  Eigenthumsrecht  auf  dieselbe 
ausübt,  und  er  setzt  immer  eine  erste  Handlung  voraus,  ver- 
möge deren  der  Besitzer  das  Eigenthumsrecht  auszuüben 
angefangen  ([den  Besitz  ergriffen)  hat.  Vermöge  des  Grund- 
satzes der  Selbstliebe  (]§.  SS.)  muss  man  voraussetzen, 
dass,  wenn  irgend  ein  anderer  Mensch  zum  Eigenthum  die- 
ser Sache  berechtigt  gewesen  wäre^  dieser  dem  Besitzer  die 
Ausübung  desselben  nicht  überlassen  haben  würde.    Hierauf 

beruht  die 

Zehnte     Regel. 

Der    vollständige  Besitzer  einer  Sache   hat   die   rechtUche 

Vermuthung  des  Eigenthums  für  sich,    und  wenn  also  ein 

Anderer    diese   Sache    als   sein    Eigenthum    in    Anspruch 

nimmt  5  so  liegt  ihm  die  Last  der  Beweisfülirung  auf. 


*)  Siehe  die  crit.  Auuierk.  X.  unter  g.  34. 

Anni.  des  Heraiisg.  Bezüglich  geleisteter  Dienste  siehe  §.  1. 
Inst.  3.  24.  l.  23.  D.  19.  5.  D.  3.  5.  I.  2.  19.  I.  1.  prc.  %  \  —  7. 
%.  11.  14.  D.  50.  13.  1.  1.  3.  D,  50.  14.  —  Bezüglich  der  Ver- 
äusserung  des  Eigenthums  wird  frcihch  so  wenig  eine  Schenkung 
als  ein  oueroses  Gcüchaft  vermuthet. 
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I>er  Besitzer  einer  Saclie  ist  also  den  Titel  der  Erwer- 
bung derselben  zu  beweisen  nicht  eher  verbunden,  als  bis 
derjenige^  der  diese  Sache  in  Anspruch  nimmt,  sein  früheres 
Eigcnthum  bewiesen  hat. 

C  ri  (  j^cjie 

Anmerkung  X.  des  Verfassers. 

Ueber  die  rechtliche   Vermuthung   des  Eigennul%es, 

Zu  §.  33.  und  34. 

Das  Prinzip  des  sinnlichen  Egoismus  des  Menschen 
ist,  für  die  Lehre  von  den  rechtlichen  Vermuthunffen,  frucht- 
barer,  als  das  Prinzip  seiner  moralischen  Güte.  Dieses  giebt 
uns  nur  eine,  jenes  aber  zwei,  in  der  Anwendung  sehr  häufig 
vorkommende  Regeln  an  die  Haml.  Die  erste  (%.  33.)  ist 
eine  unmittelbare  Anwendung  desselben  auf  gewisse,  den 
Thatsatz  einer  bejahenden  Handlung  einschränkende  Sätze. 
Bisher  hat  man  sie  gewöhnlich  in  den  Formeln:  Animus  do^ 
nandij  animus  remmciandi ,  non  praesumitur:  Nemo  sutim 
jaclare  praesumitur  etc.,  ausgedrückt.  Aber  jeder  Praktiker 
weiss,  dass  diese  Formeln,  um  in  allen  Fällen  richtig  zu 
seyn,  genauere  Bestimmungen  erfordern.  Es  giebt  Umstände, 
die  einen  höhern  Grad  von  Wahrscheinlichkeit,  als  derjenige 
ist,  der  auf  dem  Grundsatze  der  Selbstliebe  beruht,  für  den 
entgegengesetzten  Satz  hervorbringen.  Hierauf  habe  ich  bei 
Abfassung  der  Regel,  und  bei  Aufstellung  der  erläuterudeu 
Beispiele,  Rücksicht  genommen.  *'''^* 

Die  zweite  Regel  (^§.  34.)  ist  nur  eine  umgfekelirte 
Anwendung  des,  bei  der  ersten  zum  Grunde  liegenden  Prin- 
zips der  Selbstliebe  auf  den  Fall  des  umgekehrten  Verhält- 
nisses. Da  es  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  jemand  ein 
Recht,  welches  er  unstreitig  hat,  nicht  geltend  machen  wolle  5 
so  ist  es  auch  nicht  wahrcheinlich,  dass  jemand  ein  Recht, 
welches  er,  nachdem  er  dazu  Veranlassung  hatte,  unstreitig 
nicht  geltend  gemacht  hat,  gehabt  habe.  Auf  diesem  Ar- 
gument  a   contrario   beruht   die  ganze,    für    die    bürgerliche 
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Gesellschaft  so  wichtige  Lehre  von  der  Sicherheit  des  Be- 
sitzstandes *]). 

§.  35. 

v,}'«;,  Diese  Regel  hat  jedoch  auf  deu  sogenaniiten  quasi- 
Besil%  einer  Real  -  Dieustbarkeit  keine  Anwendung.  Da  näm- 
lich; wenn  das  Eigenthum  einer  Sache  an  sich  ausser  Zweifel 
ist,  die  Einschränkung  der  Eigenthumsrechte  durch  Dienst- 
barkeiten nothw^endig  eine  bejahende  Handlung  des  Eigen- 
thümers,  wodurch  er  in  diese  Einschränkung  eingewilligt 
hat^  voraussetzt,  und  da  diese  bejahende  Handlung  nicht 
rechtlich  vermuthet  werden  kann  (^§.  29.^ )  so  ergiebt  sich 
daraus  die 

K  1  f  t  e  Regel 
(jk\s  Einschränkung  der  zehnten.) 
Der  Besitzer  einer  Dienstbarkeit  wird  durch  den  blossen 
Besitz  ([in  so  fern  nicht  Verjälurung  hinzukommt)  der  Last 
der  Beweisfülu-ung  in  Ansehung  des  rechtmässigen  Titels 
der  Erwerbung  nicht  entledigt.  ([Obgleich,  je  nachdem 
dieser  Besitz  beschaffen  ist,  er  verlangen  kami,  in  der 
Fortsetzung  desselben,  während  als  er  seinen  Beweis  un- 
ternimmt und  so  lange  als  derselbe  nicht  für  verfehlt  er- 
klärt ist,  nicht  gehindert  zu  werden). 


C  ritische 

AiimerkuDg  XI.  des  Verfassers. 

Ueber  die,  dem  Besitzer  einer  Dienslbarkeit  entgegen- 
stehende  rechtliche   Vermuthung. 
In   dem  Begriffe   einer  Real  -  Dienstbarkeit   ist  der  Be- 
griff des,    einem   bestimmten  andern  Menschen  zustehenden 
Eigenthums,    und  einer  bejahenden  Handlung,    wodurch  der 
Eigenthümer    sich    eines  Theils  seiner  Eigenthumsrechte  be- 


'  '  *)  Anui.  des  Heraiisg.  Ob  im  gemeinen  Recht  eine  Vermuthung 
für  den  Besitz  existire ;  siehe:  Borst,  %.  88.  —  Weber,  S.  140. 
S.  auch  I.  5.  D.  6.  2,  c.  II,   C.  3.  31.  c    16.  C.  4.   19. 
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geben  hat,  immer  wesentlich  enthalten.  Da  nun  jede  be- 
jahende Handlung  die  rechtliche  Verrauthung  gegen  sich 
hat;  so  wird  hierdurch  die,  auf  dem  uneigentlichen  oder 
Quasi -Besitz  beruhende  nur  schwächere  Vermuthung,  eben 
so  aufgehoben,  wie  sie  auch  selbst  für  den  eigentlichen  Be- 
sitzer einer  körperlichen  Sache  nur  so  lange  gilt,  als  nicht 
das  frühere  Eigenthum  eines  bestimmten  andern  Menschen 
bewiesen  ist. 

Es  ist  bisher  in  praxi  zuweilen  darüber  gestritten  wor- 
den, ob  es  bei  dem  Streit  über  eine  Real  -  Dienstbarkeit,  für 
denjenigen,  der  sie  behauptet,  genug  sey,  sich  im  Quasi- 
Besitz  zu  befinden,  oder  auch  nur  in  denselben  von  dem 
Richter,  durch  ein  possessorische«  Erkenntniss  eingewiesen 
worden  zu  seyn,  um  von  der  Last  der  Beweisführung  be- 
freit zu  bleiben.  Aber  die  verneinende  Meinung  hat  doch 
immer  den  meisten  Beifall  gefunden  (^Hommel,  1.  c.  Vol.  6. 
Obs.  717.),  und  ich  glaube,  dass  die  Richtigkeit  dieser  Mei- 
nung hier  hinlänglich  ins  Klare  gesetzt  ist*^)* 


§.  36. 

Der  Mensch  kann  seine  natürliche  Freiheit  nicht  anders 
als  vermöge  seiner  freien  Einwilligung,  mithin  durch  eine 
bejahende ,  verlieren.  Indessen  hängen  gewisse  Einschrän- 
kungen der  natürlichen  persönlichen  Freiheit  schon  bloss  von 
der,  allen  Staatsbürgern  gemeinschaftlichen  Eigenschaft  eines 
Unterhanen  ab,  jedoch  dergestalt,  dass  bei  gewissen  Classen 
von  Unterthanen  ([den  privileghrten  Ständen)  dieser  Ein- 
schränkungen weniger  als  bei  der  gemeinen  Classe  sind. 
Hierauf  bezieht  sich  die 

Zwölfte     Regel. 
Nur  solche  Einschränkungen   der   natürlichen   persönlichen 
Freiheit,  welche,    der  bürgerlichen  Verfassung  nach,  allen 


*)  Anm.  des  Herausg.  Vergl.  Borst,  §.  90.  —  Weber,  S.  137.  — 
Von  der  Beweislast  bei  der  Negatorienklage  eiuer  bekannten  Contro- 
verse,  siehe:  Borst,  S.  133  ff.  und  die  dort  allg.  —  In  Bezug  auf 
serv.  praed.  urbanor.  a.  M.  r.  Lölir,  Magai.  III.  S.  507.  mit  Rück- 
sicht aiif  1.  8.  S.  3.  D.  8.  5.  u.  1.   15,  D.  39.   1. 
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Uuteitliaucn  gemein  siud^  werden  rechtlich  vermuthet.  Da- 
gegen steht  diese  rechtliche  Vermutimng  auch  Demjenigen 
entgegen ,  der  zu  einem  privilegirten  Stande  zu  gehören 
behauptet^  und  diese  Behauptung  nicht  zu  beweisen  ver- 
mag ;  so  wie  sie  in  iVnselimig  zweifelhafter  Gegenstände 
der  Befreiung  dem  ganzen  Stande  entgegensteht  *). 

§    37. 

Mit  der  Freiheit  des  Eigenthums  von  allen  an  Nicht- 
eigenthümer  zu  entrichtenden  Abgaben  verhält  sichs  eben  so^ 
\v4e  mit  der  natürlichen  persönlichen  Freiheit  (ß.  So.)'  Sie 
ist  nämlich^  im  Staate^  in  Ansehung  des  Grundeigenthums^ 
durch  die  Steuerverfassung  eingeschränkt;  und  es  gilt  dess- 
wegen^  in  Beziehung  darauf^  die 

Dreizehnte  Regel. 
Wer  die  Befreiung  seines  Grundeigenthums  von  der  ge- 
meinen Landsteuer  behauptet,  der  ist  diese  Behauptung  zu 
beweisen  verbunden.  Hingegen  hat  auch  derjenige  die 
rechtliche  Vermuthung  gegen  sich,  der  dieses  Grundeigen- 
thum  wegen  einer  andern,  in  der  gemeinen  bürgerlichen 
Verfassung  nicht  gegründeten  Abgabe  in  Anspruch  nimmt. 


C  r  i  t  i  s  c  li  e 

Auiuerkuug  XII.  des  Verfassers. 

lieber  die  rechtliche  f'^ermuthung  für  die  natürliche  Freiheit, 

Z(i  §.  36.  und  37. 
,.jj  Dass  die  bekaimte  praesumtio  pro  Über  täte  naturuli  nur 
eine  näher  bestimmende  Anwendung  der  Regel  von  bejahen- 
den und  verneinenden  Thatsätzen  (^s,  die  crit.  Anm.  VI.) 
sey,  ist  offenbar.  Im  Staate  tritt  die  (^eingesclu-änktere) 
bürgerliche  Freiheit  an  die  Stelle  der  natürlichen.  Die  dar- 
auf sich  beziehenden  Regeln  haben  also,  um  allen  Missver- 


*3  Siehe  die  critische  Anmerk.  XII,  unter  §.  37. 

Anm.  des  Herausg.  Veigl.  c.  15.  C.  4.  19.  1.  1.  14.  18.  20. 
U.  22.  3.  I.  7.  §.  5.  D.  4y.  12,  —  lui  deutschen  Recht  erinnert 
mau  an  die  Ahnenprobe. —   Eichhorn,  d.  Pr.  H.  g.  59.  bes.  Note  g. 
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verstände,  wovon  man  zuweilen  Beispiele  antrifft,  vorzubeu- 
gen, etwas  bestimmter  gefasst  werden  müssen*^. 

_!l*iv     MX 

§.  38. 

Durch  vorstehende  allgemeine  Regeln  ist  die  Lehre  von 
der  rechtlichen  Vermuthung  noch  keineswegs  vollständig  er- 
schöpft. Es  giebt  besondere  Arten  von  Fällen,  in  welchen 
es  nöthig  ist,  dass  die  Positiv -Gesetze  noch  nähere  Be- 
stimmungen geben,  oder  auch  wohl,  aus  Gründen  der  Billig- 
keit und  der  öffentlichen  Wohlfarth ,  Ausnahmen  machen. 
Die  wichtigsten  dieser  näheren  Bestimmungen  und  Ausnah- 
men sind  also  noch  hier  zu  bemerken. 

§.  39. 

Die  Zeit  der  Geburt,  und  das  davon  abhängende  Alter 
eines  Menschen,  hat  zwar,  in  so  fern  ein  bestimmter  Zeit- 
punkt behauptet  wird,  als  schlechterdings  zufällige  nähere 
Bestimmung  einer  Naturbegebenheit,  die  rechtliche  Vermu- 
thung weder  für  noch  gegen  sich.  ([§.  20.  27.3  Wenn  aber 
die  Frage  entsteht,  ob  ein  Mensch,  der  eine  gewisse  Hand- 
lung, zu  deren  Gültigkeit  ein  gewisses  Alter  erfordert  wird, 
verrichtet  hat,  dieses  Alter,  zur  Zeit  der  Handlung,  erreicht 
gehabt  habe  oder  nicht,  so  ist  die  rechtliche  Vermuthung  für 
die  bejahende  Entscheidung.  Wer  also  z.  B.  behauptet, 
dass  er  einen  gewissen,  ihm  nachtheiligen  Vertrag,  zur  Zeit 
seiner  Minderjährigkeit  geschlossen  habe,  der  hat  den  Be- 
weis, dass  er  damals  noch  minderjährig  gewesen  sey,  zu 
führen.  Wenn  Jemand  behauptet,  dass  der  Errichter  eines 
Testaments,  zur  Zeit  der  Errichtung  das  gesetzmässige  Alter 
noch  nicht  gehabt  habe  5  so  liegt  ihm  die  Last  der  Beweis- 
führung auf*3. 


*)  Anw.  des  Herausg.  Die  Staatsverfassung  ist  für  den  Richter 
des  Staates  notorisch.  —  Beweislast  bei  Real -Lasten,  siehe:  Eich- 
horn, §.  178.  Note  a.  nr.  2.  —  Thibaut,  Pand.  §.  608.  —  Glück, 
Commentar.  X,  S.  185.  —  Runde,  deutsch.  Priv.  H.  §.  279.  —  Ein 
Beispiel  Weber  S.  336. 

*)  Weber,  S.  244.  —  Borst,  §•  68  —  69.  S.  114. 
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Critische  rßi» 

Anmerkung  XIII.  des  Verfassers  f- 

VermutJiung  für  das  gesetzliche  Alter. 
Im  Römischen  Rechte  ist's  klar  entschieden^  dass  Der- 
jenige^ der  seine  Minderjälirigkeit  behauptet^  den  Beweis 
führen  muss  {\.  9.  Cod.  4.  lO.)-  Der  Grund  davon  ist  ohne 
Zweifel  kein  anderer^  als  der^  weil  es  nicht  wahrscheinlich 
ist,  dass  jemand,  der  ein  Geschäft,  zu  dessen  Gültigkeit  das 
grossjährige  Alter  erfordert  wird,  würklich  verrichtet  hat, 
sich  dieses  erlaubt  haben  würde,  wenn  er  dieses  Alter  nicht 
erreicht  gehabt  hätte.  3Ieistentheils  gereicht  der  Mangel  des 
gesetzlichen  Alters  zum  Vortheil  dessen,  der  ihn  behauptet. 
Aber  auch  selbst  alsdann,  wenn  er,  wie  z.  B.  bei  der  Frage 
von  der  Gültigkeit  eines  Testaments,  zu  dessen  Nachtheil 
gereicht,  muss  die  hier  aufgestellte  Regel  gelten,  da  der  an- 
geführte Grund  ebenfalls  eintritt. 


g.  39. 
Die  Lebensdauer  eines  Menschen,  dessen  Schicksal  un- 
bekannt ist,  wird  70  volle  Jahre  zu  seyn  rechtlich  vermuthet. 
Die  Last  der  Beweisführung  liegt  also  Demjenigen  auf,  wel- 
cher behauptet,  dass  ein  Mensch  früher  gestorben  sey,  oder 
länger  gelebt  habe. 


Critische 

Anmerkung  XTV.  des  Verfassers. 

Lebensdauer  des  Menschen. 
'"^  Eine  positive  Bestimmung  zu  Entscheidung  der  so  oft 
Vorkommenden  Frage,  wie  lange  ein  Verschollener  gelebt 
habe,  ist  unumgänglich  nöthig ,  da  sonst  der  Fall  der 
Entscheidung  durch  das  Loos  (^s.  die  crit.  Anmerk.  VII.^ 
alizuhäufior  eintreten  würde.  Ich  habe  diese  Bestimmung:  so 
beibehalten ,  wie  sie  bisher  in  praxi  beinahe  allgemein  an- 
genommen war,  und  auch  in  dem  neuen  Plreussischen  Ge- 
setzbuch wieder  angenommen  ist.  Die  sogenannte  politische 
Rechenkunst   giebt  zwar  über  die  wahrscheinliche  Lebens- 
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dauer  des  Menschen  im  Allgemeinen  ganz  andere  Resultate, 
aber  die  Prämissen,  worauf  diese  Resultate  beruhen,  sind  so 
zusammengesetzt  und  verwickelt,  dass  der  Gesetzgeber  dar- 
auf unmöglich  Rüchsicht  nehmen  kann.  Er  A\'ür(!e  vor  allen 
Dingen  damit  anfangen  müssen,  die  Menschen,  nach  der 
ursprünglichen  Beschaffenheit  ihres  körperlichen  Zustandes, 
nach  ihrem  Stande,  nach  ihren  Sitten,  nach  der  Luft,  in  der 
sie  gelebt,  nach  den  Schicksalen,  die  sie  erlitten  haben,  etc., 
zu  classificiren,  um  alsdann  für  jede  dieser  Classen  eigne 
Regeln  geben  zu  können:  und  wenn  er  damit  fertig  wäre; 
so  würde  man  doch,  in  concreto,  mit  dem  Beweise,  dass  ein 
bestimmter  Mensch  zu  einer  dieser  bestimmten  Classen  ge- 
hört  habe,  selten  fertig  werden  können.  Wenn  es  übri- 
gens auf  gewisse  Arten  von  Verfügungen  über  das  Ver- 
mögen eines  Ahtvesenden ^  der  von  seinem  Schicksale  keine 
Nachricht  giebt ,  ankommt ;  so  kann  es  allerdings  rathsam 
seyn,  diese  Verfügungen  nicht  schlechterdings  von  der  recht- 
lichen Vermuthung  über  seine  Lebensdauer  abhängen  zu 
lassen.  Die  zu  hierüber  gebenden  Positivgesetze  gehören 
aber  nicht  zur  Materie  vom  rechtlichen  Beweise  *^. 

§.  40. 
Ungeachtet  der  Thatsatz^  dass  ein  Mensch,  dessen  Mutter 
zur  Zeit  seiner  Geburt^  in  der  Ehe  gelebt  hat,  rechtmässig 
geboren  sey,  von  einer  bejahenden  Handlung  des  Ehemanns 
der  Mutter  abhängt;  so  wird  doch,  um  der  bürgerlichen 
Ordnung  willen,  dieser  Thatsatz,  so  lange  als  nicht  solche 
Umstände,  nach  welchen  man  die  Vaterschaft  des  Ehemanns 
für  unmöglich  halten  muss,  bewiesen  sind,  rechtlich  vermu- 
thet,  und  diese  rechtliche  Vermuthung  tritt  selbst  alsdann 
ein,  wenn  es  auch  bewiesen  ist,  dass  die  Mutter,  zu  gleicher 
Zeit,  als  sie  mit  ihrem  Ehemanne  lebte,  mit  andern  Manns- 
personen ehebrecherischen  Umgang  gepflogen  habe  **3' 


")   Wening  Ingenheim,  Pandecten  :  I.  §.  77.  Note  v.  —    Weber  S.   120. 

*)  Diese  Vermuthung  steht  einer  praes.  juris  et  de  jure  gleich ;  siehe : 
1.  12.  D.  1.  5.  I.  5.  D.  2.  14.  1.  3.  §.  12.  D.  38.  16.  —  Colbnann, 
8.  56.  —  Borst^  §.  30.  31.  —  Ein  Rechtsfall  Weber,  S.  146  fF.  — 
Bezüglich  des  Gegenbeweises  siehe  I.  6.  D.  1.  6. 
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§.41. 

Aus  Beweggründen  der  allgemeinen  Menschenliebe  wird, 
bei  Menschen^  deren  Abstammung  unbekannt  ist^  auch  selbst 
bei  Fündlingen,  die  rechtmässige  Geburt  rechthch  vermuthet. 

Cri  ti  s  ch  e 

Anmerkung  XV.  des  Verfassers. 

Vermuthung  für  die  rechtmässige  Geburt. 
Zu  %.  40.  und  43. 
Was  der  §.  41.    enthält,   ist  vielleicht   eine    Neuerung. 
Aber  ich  sehe  nicht,    was   es   der  bürgerlichen  Gesellschaft 
schaden  kann,   Aveim  man  hier  der  Stimme  der  Menschlich- 
keit Gehör  giebt. 


§.  42. 

Ist  aber  die  Abstammung  bekannt ;  so  wird  die  recht- 
mässige Geburt  nur  alsdann  rechtlich  vermuthet,  wenn  es 
bewiesen  ist,  dass  beide  Eltern  sich  wechselseitig  als  Ehe- 
gatten anerkannt  haben  *). 

§.  43. 

Bei  einer  unehelichen  Geburt  wird  die  Vaterschaft  der- 
jenigen Mannsperson,  welche  zu  einer  Zeit,  da,  in  Ver- 
gleichung  mit  dem  Zeitpunkt  der  Entbindung,  nach  physio- 
logischen Grundsätzen,  die  Zeugung  erfolgt  seyn  konnte,  mit 
der  Mutter  fleischlichen  Umgang  gepflogen  hat,  rechtlich 
vermuthet.  Hat  sie  aber,  zu  derselben  Zeit,  mit  mehreren 
Mannspersonen  solchen  Umgang  gehabt;  so  bleibt  die  Vater- 
schaft für  immer  unentschieden.  ([§.  27.  u.  das  dort  bemerkte). 


C  r  iti  sc  he 

Anmerkung  XVI.  des  Verfassers. 
Vermuthung  der   Vaterschaft. 
Bei  der  Concurrenz  mehrerer  Mannspersonen,  gegen  die 
der  gepflogene  Beischlaf  bewiesen  ist,  kann,  wenn  entschie- 

*)  An  in,  d.  H.     Bezüglich  einer  putativen  Ehe:  I.  14.  X.  c.  4.  17, 
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den  AVerden  soll^  nur  das  Loos  entscheiden.  Aber  es  würde 
vielleicht  das  moralische  Gefühl  des  Volks  beleidigen,  wenn 
das  Gesetz  das  ehrwürdige  Verhältniss  zwischen  Vater  und 
Kinde  zum  Gegenstande  eines  Glücksspiels  machte.  Ein  Ge- 
setz, welches  den  mehreren  Mannspersonen  gemeinschaftlich 
und  in  solidum,  die  Verbindlichkeit  zur  Alimentation  auflegte, 
würde  vielleicht  zweckmässig  seyn.  ,  |]|le£;s  gehört  aber 
nicht  hierher. 


§•  44. 
Schwangerschaft  wird,  wenn  auch  der  Beischlaf  be- 
wieisen  ist^  ungeachtet  dieselbe  als  gewöhnliche  Folge  des 
Beischlafs  nicht  betrachtet  werden  kann  (^§.  25.)  rechtlich 
vermuthet.  Doch  tritt  in  dem  hier  erwähnten  Falle^  so  wie 
auch  bei  Weibspersonen,  die  in  der  Ehe  leben,  oder  gelebt 
haben,  die  rechtliche  Vermuthung  für  die  Schwangerschaft,  bis 
zum  natürlichen  Zeitpunkte  der  Entbindung,  provisorisch  ein. 


Cr  itis  ch  e 

Aumerkimg  XVII.  des  Verfassers.         '*^*'^^ 

VermutJmng  der  Schtvangerschaft. 
Eine  andere  als  bloss  provisorische  rechtliche  Vermu* 
thmig  für  die  Schwangerschaft  ist  um  desswillen  nicht  nö- 
thig,  weil  die  Schwangerschaft  für  sich  allein,  ohne  die  hin- 
zukommende Thatsache  der  Geburt ,  ausser  den  dadurch 
begründet  werdenden  provisorischen  Verfügungen  keine  recht- 
liche Würkungen  hat.     , 

,  .  rDass  übrigens  der  von  den  Praktikern  angenommene 
Rechtssatz :  probato  concuhitu  praesumitur  impraegnatio, 
nicht  von  der  Schwangerschaft,  sondern,  in  so  fern  als  diese 
bewiesen  ist,  vor  der  Vaterschaft  zu  verstehen  sey,  braucht 
kaum  bemerkt  zu  werden. 


*)  Aiun.  des  Herausgebers.      Bezüglich  der  actio  de  part.  agnos.  : 
.  j   Wenimj  Ingenheim,  IV.  (§.  28.  und  29.)    —     Bezüglich  der  bonor. 
possessio  ventris  nom. :   Wening  Ingenheim,  V.  (§•  205.) 
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§•  45. 

Von  der  Regel ,  dass  eine  bejahende  Handlung,  auch 
selbst  wenn  auf  derselben  die  Erfüllung  einer  Pflicht  beruht, 
nicht  rechtlich  vermuthet  werde  (^§.  29.  30.^,  finden,  in  An- 
sehung gewisser  Arten  solcher  Handlungen,  unter  gewissen 
Umständen,  Ausnahmen  Statt.     Nämlich  : 

13  Wer  sich,  einem  Andern  Etwas  zu  geben  oder  zu 
leisten,  durch  eine  schriftliche  Urkunde  verbindlich  gemacht, 
und  demselben  die  Urkunde  eingehändigt  hat,  dem  steht, 
wenn  die  Urkunde  nicht  mehr  im  Original  beigebracht  wer- 
den kann,  die  rechtliche  Vcrmuthung,  dass  er  sich  seiner 
Verbindlichkeit  entledigt  habe,  so  lange  zur  Seite,  als  nicht 
der  Berechtigte  beweist,  das  ihm  die  Urkunde  ohne  seine 
Einwilligung  ([durch  Zufall,  Gewalt  etc.^  entkommen  sey  *3' 

23  Wer  eine  vertragsmässige  VerbiudUchkeit  übernom- 
men (z.  B.  ein  Anlehen  empfangen)  hat,  ohne  darüber  ein 
schriftliches  Bekennfniss  auszustellen ^  und  sich  derselben 
wieder  entledigt  zu  haben  behauptet,  der  hat  die  rechtliche 
Vermuthung  für  sich.  War  aber  zur  Entledigung  ein  ge- 
wisser Zeitpunkt  bestimmt,  und  ist  dieser  noch  nicht  er- 
schienen; so  fällt  die  rechtliche  Vermuthung  weg.  Auch 
fallt  sie  alsdann  weg,  wenn^  bei  Schliessung  des  Vertrags, 
Zeugen,  ausdrücklich  in  der  Absicht,  um  die  Stelle  der  Ur- 
kunde zu  vertreten,  zugezogen  Avorden  sind  **3- 

§.  47. 

33  Wer  einen  Andern  mit  einer  solchen  Schuld,  die  sich 
nach  gewissen  Perioden  erneuert,  verhaftet  ist  ([z.  B,  Capi- 


*)  Siehe  die  crit.  Anmerk.  XVIII.  imfer  §.  49. 

Anm.  des  Heraiisg.     Im  gemeinen  Recht  begründen: 

a)  das  Vertilgen  oder  Durchstreichen  der  Handschrift  Vermuthung 
für  Aufhebung  der  Schuld  im  Allgemeinen.     1.  24.   D.  22.  3. 

b)  die  Rückgabe  des  Schuldscheins  Vermuthung  für  den  Nachlass 
der  Schuld.  1.  2.  g.  1.  U.  2.  14.  —  Linde  in  der  Zeitschr. 
Abhandl.   10.  S.  241. 

**)  Siehe  die  crit.  Anmerk.  XVIII.  unter  §.  49. 

Anm.  des  Uerausg.     Nach   gemeinem  Recht  muss    der   Behnup- 
tende  die  solutio  beweisen.  C.  1.  u.  12.  C.  4.  19.  c.  25.  C.  8.  43.  u.  a. 
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tal- Zinsen^  jährliches  Pachtgeld  etc.)  und  bewiesen  hat^ 
dass  er  sich  diesser  Schuld  von  einer  gewissen  späteren 
Periode  entledigt  habe,  der  hat  in  Ansehung  aller  früheren 
Perioden  die  rechtliche  Vermuthung  der  geschehenen  Ent- 
ledigung auf  seiner  Seite  *). 

§.  48. 

43  Der  Käufer  einer  beweglichen  Sache  hat,  sobald  sie 
ihm  übergeben  und  von  ihm  in  Verwahrung  genommen  ist, 
die  rechtliche  Vermuthung  der  geschehenen  Bezahlung  des 
Kaufschillings  für  sich  **[)• 

§.49. 

53  Dem  Käufer  einer  unbeweglichen  Sache  aber  kommt 
diese  rechtliche  Vermuthung  nur  alsdann  zu  Statten,  wenn, 
ausser  der  Uebergabe ,  auch  noch  die  Einhändigung  des 
Kaufbriefs,  oder  einer  andern,  dessen  Stelle  vertretenden 
Urkunde,  hinzugekommen  ist.  Dass  diese  Urkunde  eine  aus- 
drückliche Quittung  über  den  bezahlten  Kaufschilling  ent- 
halte, ist  nicht  erforderlich. 


C  ritische 

Anmerkung  XVIII.   des  Verfassers. 

Besondre  Fälle  der  rechtlichen   Vermuthung  für  die  Ent- 
ledigung von  einer  Verbindlichkeit. 

Zu  8.  45  —  49. 

In  Ansehung  des  ersten  dieser  Fälle  (§.  45.3  ^^^^  ich 
die  rechtliche  Vermuthung  etwas  weiter  ausgedehnt,  als  sie 
gewöhnlich  von  den  Praktikern  genommen  wird.  So  ver- 
langt z.  B.  Mevius  (y.  7.  D.  283-3,  ^^^s,  um  die  gesche- 
hene  Tilgung  einer  handschriftlichen   Schuld   vermuthen  zu 


*)  Siehe  die  crit.  Anmerk.  XVIII.  zu  %.  49. 

Anm.  des  Heraiisgeb.  Nach  c.  3.  C.  10.  22,  bezieht  sich  diese 
Vermuthung  bloss  auf  öffentliche  Abgaben,  wenn  die  Quittungen 
von  den  drei  späteren  Jahren  beigebracht  worden  sind.  Gester- 
ding  in  Gensler's  Archiv  B.  2.  Abhandl.  III. 

•)  Siehe  die  crit.  Anmerk.  XVHI.  unter  §.  49.   und   die  zu  %.  46.  all. 
Gesetee. 
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können^  die  Handschrift  nicht  bloss  nicht  mehr  in  den  Hän- 
den des  Gläubigers  j  sondern  auch^  dass  sie  in  den  Händen 
des  Schuldners  sey.  Diese  leztere  Einschränkung  scheint 
mir  gar  nicht  der  Natur  der  Sache  gemäss.  Wer  eine  be- 
zahlte Handschrift  zurück  erhält^  der  hat  keine  Ursache  sie 
aufzubewahren^  und  er  vernichtet  sie  gewöhnlich.  Auch  kann 
der  Umstand^  dass  sie  noch  in  seinen  Händen  existirt,  die, 
in  dem  Umstand,  dass  sie  nicht  mehr  in  den  Händen  des 
Gläubigers  ist,  gegründete  Vermuthung  nicht  verstärken: 
denn  der  Schuldner,  der  fähig  ist,  eine  nicht  geleistete  Zah- 
lung fälschlich  vorzugeben,  ist  auch  fähig,  ein  zweites  Exem- 
plar der  \on  ihm  selbst  ausgestellten  Handschrift  zu  verfer- 
tigen, und  der  Beweis  der  Identität  dieses  Exemplars  mit 
demjenigen,  welches  der  Gläubiger  in  Händen  gehabt  hat, 
kann  ihm  billiger  Weise  nicht  abgefordert  werden,  da  er, 
der  Natur  der  Sache  nach,  weit  schwerer,  als  der  direkte 
Beweis  der  geschehenen  Zahlung  ist,  und  also  die  rechtliche 
Vermuthung  ihm  im  Grunde  von  gar  keinem  AVerthe  seyn 
würde.  Es  ist  im  gemeinen  bürgerlichen  Leben  so  sehr  ge~ 
w'öhnlichj  dass  der  Schuldner,  welcher,  gegen  die  geleistete 
Zahlung,  seine  Handschrift  vernichten  sieht,  oder,  nachdem  er 
sie  zurück  qrhalten  hat,  selbst  vernichtet^  sich  dadurch  für 
quittirt,  und  gegen  alle  weitere  Ansprüche  gesichert  hält,  und 
est  ist  dagegen  so  ungewöhnlich j  dass  der  Gläubiger,  ehe 
er  bezahlt  ist,  seine  Urkunde  zurückgiebt  oder  verwahrloset, 
das  für  die  öffentliche  Sicherheit  in  Schuldensachen  sfewiss 
weit  besser  gesorgt  Avird,  wenn  man,  in  dem  hier  angenom- 
menen Falle,  dem  Gläubiger,  als  wenn  man  dem  Schuldner 
die  Last  der  Beweisführung  auflegt. 

Mit  dem  zweiten  Falle  ([§.  46-3  hat  es  ungefähr  eben 
die  Bewandtnis«.  Wenn  der  Gläubiger  in  die  Redlichkeit 
seines  Schuldners  so  viel  Vertrauen  setzt,  dass  er  ihm  auf 
sein  blosses  Wort  Geld  leiht;  so  fordert  er  gewöhnlich  auch 
von  dem  Schuldner  wieder  so  viel  Vertrauen,  dass  er  ihm 
die  Wiederbezahlung  aufs  blosse  Wort  leiste,  und  dieser 
kann  es,  ohne  eine  Art  von  Beleidigung,  nicht  wohl  verwei- 
gern. Das  wechselseitige  Zutrauen  ist  eine,  für  das  Wohl 
der   bürgerlichen  Gesellschaft   sehr    wichtige    Tugend,  und 
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durch  das  hier  vorgeschlagene  Gesetz^  welches  mit  den  ohne- 
hin schon  im  geraeinen  Leben  gangbaren  Begriffen  genau 
übereinstimmt^  widerfährt  dieser  Tugend  die  gebührende  Ehre. 

Der  dritte  Fall  {%.  47.}  ist  im  Römischen  Rechte  f  1.  3. 
C.  10.  22.3  cinigermassen  anders  entschieden.  Dieses  er- 
fordert nämlich^  dass  die  Bezahlung  von  drei  nach  einander 
folgenden  Perioden  bewiesen  werde.  Ich  halte  diese  For- 
derung für  zu  streng,  da  sich  nicht  wohl  ein  Grund  gedenken 
lässt,  warum  der  Gläubiger,  welcher  noch  von  früheren  Jah- 
ren Zinsen  zu  fordern  hat,  die  empfangenen  auch  nur  ein- 
mal auf  ein  späteres  Jahr  quittiren  sollte. 

Bei  dem  vierten  und  fünften  Falle  (^§.  48.  49-3  treten 
eben  die  Gründe  ein,  die  ich  in  Beziehung  auf  den  ersten 
und  zweiten  angefülirt  habe. 


§.  50. 
Ausser  den  hier  erwähnten  Arten  von  Fällen  können 
noch  mehrere  vorkommen,  in  welchen  die  Positiv  -  Gesetze 
die  Wahrheit  eines  gewissen  Thatsatzes,  als  rechtliche  Ver- 
muthung,  bis  zum  Beweis  des  Gegentheils,  anzunehmen  ver- 
ordnen. Diese  Gesetze  sind  also  ebenfalls  als  nähere  Be- 
stimmungen oder  Ausnahmen  von  obigen  allgemeinen  Regeln 
zu  betrachten,  und  nur  in  so  fern  als  ihnen  eine  der  hier 
ausdrücklich  gemachten  näheren  Bestimmungen  und  Ausnah- 
men entgegensteht,  können  sie  als  aufgehoben  angesehen 
werden  *3' 


*)  Anni.  des  Herausg.  Noch  andere  Beispiele  s.  1.  9.  §.  ull.  1.  22. 
23.  D.  34.  5.  I.  26.  pr.  D.  23.  4.  —  1.  51.  D.  24.  1.  —  1.  7.  pr. 
D.  26.  7.  —  1.  12.  pr.  D,  20.  6.  —  1.  4,  C.  4.  30. 


Ausser  deu  Rechtsvermuthungen  giebt  es  noch  andere  Befrei- 
ungs- Gründe  von  der  Beweislast ;  1)  wenn  die  Beweislast  vom 
Gegner  erlassen  ist,  1.  14.  D.  22.  3.  —  2)  ans  Begünstigung  der 
Person,  bei  der  condictio  indebiti,  1.  25.  %,  1.  D,  22.  3.  —  3)  zur 
Strafe,  a)  wegen  Leugnens,  1.  25.  pr.  D.  eod.  —  I.  80.  D.  6.  1. 
.j.^.^^Nov.  18.  c.  10.  —  Auth.  item  poss.  C.  8.  18. —  b)  wo  das  jurani. 
in  litem  zulässig  ist. 
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Dritter      Titel. 

Von  der  Erheblichkeit  der  Thatsälze  und  von  der 
gemeinen  Vermutliung. 

§•  51. 

Ehe  von  der  Wahrheit  eines  vor  Gericht   aufgestellten 
Thatsatzes^  und  von  dem  darüber  zu  führenden  Beweise  die 
Rede  seyn  kauu^   muss    die  Erheblichkeit  dieses  Thatsatzes 
ausser  Zweifel  seyn  (s.  übr.  §.  53.  a.  E.^.  Diese  Erheblichkeit 
beruht   darauf  ^    dass    der    Thatsatz   eben   den   Zustand   der 
Dinge j  welchen  das  Gesetz ,  das  darauf  angewandt  werden 
soll^   als  möglich  voraussetzt  ([§.  2.)^    in   dem   vorliegenden 
bestimmten  Falle  als  würklich  vorhanden  ausdrückt.   Drückt 
der  Satz  eüien  solchen  Zustand  der  Dinge  aus^  von  welchem 
das  Gesetz  nicht  redet^  und  auf  welchen  also  auch  die  An- 
'\rendung  desselben  nicht  Statt  findet;  so  heisst  er  unerheb- 
lich. Nach  diesen  Begriffen  ist  der  Grundsatz  zu  verstehen: 
Ein  in  Beziehung  auf  den  vorliegenden  Rechtsstreit  uner- 
heblicher Thatsatz  kann^  wenn  er  auch  bewiesen  ist^  auf 
die  Entscheidung  dieses  Rechtsstreits  keinen  Einfluss  ha- 
ben,   und    der  Beweis    eines   solchen  unerheblichen  That- 
satzes darf  also  keinem  der  streitenden  Theile  weder  auf- 
erlegt noch  zugelassen  werden.  tjoit^j^ 

Wer  also  z.  B.  Denjenigen,  der  mit  einem  Verstorbeneu 
im  dritten  Grade  der  Seitenlinie  verwandt  ist,  auf  die  Hälfte 
der  Intestat  -  Erbschaft,  aus  dem  Grunde  in  Anspruch  nimmt, 
weil  er  mit  eben  dem  Verstorbenen  im  vierten  Grade  der 
Seitenlinie  verwandt  sey,  der  kann  zu  dem  Beweis  dieses 
Thatsatzes,  da,  nach  den  Gesetzen,  der  vierte  Grad  vom 
dritten  in  der  Intestat  -  Erbfolge  ausgeschlossen  wird,  nicht 
zugelassen  werden*). 


*)  Anui.  des  Hcrausg.  S.  unten  §.  4-54.  Leber  den  Begriff  von  Re- 
levanz sind  die  Ansichten  der  Reclitslelirer  sehr  verschieden  :  Weber, 
Nr.  II.  S.  17  ff.  —  Gensler,  Archiv  I.  B.  S,  339  —  386.  —  Büloic 
lind  Hagemann,  Pr.  Eiört.  VI.  S.  183  ff.  —  Collmann,  1.  c.  im  An- 
hang Nr.  IV.  —  Linde,  Proz.  S-  24ö.  —  Bezüglich  de»  im  Text 
angeführten  Beispiels  s.  Gensler,   I.  c.  378. 
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§•52. 

Unmittelbar  erheblich  heisst  ein  Thatsatz,  welcher  die 
Würklichkeit  der  vom  Gesetz  vorausgesetzten  Thatsache 
selbst  unmittelbar  ausdrückt:  mittelbar  erheblich  aber  derje- 
nige^ welcher  die  Würklichkeit  einer  andern  solchen  That- 
sache ausdrückt^  woraus  sich  die  Würklichkeit  der  vom  Ge- 
setz vorausgesetzten  nur  durch  eine  Schlussfolge  ergiebt, 
oder  welche  nur  eine  rechtliche  Vermuthiing  ^  nach  den,  im 
nächst  vorhergehenden  Titel  davon  festgesetzten  Begriffen 
begründet.  Wenn  also  z.  B.  Jemand  eine,  gegen  ihn  ein- 
geklagte Anlehns- Schuld  getilgt  zu  haben  behauptet,  und 
zuj^dem  Ende  den  Satz: 

Dass  er  dem  Kläger  den  Betrag  der  Schuld  zurückbezahlt 

habe, 
zu  beweisen  unternimmt ;  so  ist  diess  ein  unmittelbar  erhebe 
licher  Thatsatz.     Richtet  er  aber  seinen  Beweis  darauf: 

Der    Kläger   habe    ihm  in   Gegenwart   von  Zeugen,   das 

überlegte  und  bestimmte  Geständniss  gethan,  dass  er  ihm 

überhaupt  nichts  mehr  schuldig  sey; 
oder : 

Der  Kläger  habe  ihm  sein  ausgestelltes  schriftliches  Schuld- 

bekenntniss  zurückgegeben: 
so  sind  diese  Thatsätze,  da  aus  dem  ersteren  die  geschehene 
Tilgung  jener  Schuld    insbesondere  sich  als  eine  Folgerung 
ergiebt,    der   letztere  aber  eine   rechtliche  Vermuthung  be- 
gründet (^§.  45.3  j   nur  mittelbar  erheblich. 

§.  53. 
Wenn  aus  einem  nur  mittelbar  erheblichen  Thatsätze  der 
zn  beweisende  Hauptsatz  nicht  mit  logischer  Nothwendigkeit, 
sondern  nur  mit  einem,  grösseren  oder  geringeren  Grade  von 
Wahrscheinlichkeit  folgt,  ohne  dass  jedoch  diesem  Grade  von 
Wahrscheinlichkeit  die  Kraft,  eine  rechtliche  Vermuthung  zu 
begründen,  von  den  Gesetzen  beigelegt  wäre ;  so  wird  dadurch 
jener  Thatsatz  nicht  ganz  unerheblich^  sondern  er  bewürkt, 
in  so  fern  er  bewiesen  wird,  in  Ansehung  des  Hauptsatzes, 
einen  unvollkomtnnen  Beweis  (§.  11.).  Sätze  dieser  Art 
heissen  (]im  Gegensatze  der  rechtlichen  Vermuthung)  gemeine 
(_bloss   logische)    Fermuthungsgründe   (Conjecturae ,   Prae- 
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sumtiones  hominis.)      Wenn    z.  B.  der  in  Anspruch  genom- 
mene Schuldner^  um  seinen  Hauptsatz : 

Dass  die  Schuld  getilgt  sey, 
zu  beweisen,  sich  darauf  beruft,  dass  sie  schon  vor  vielen 
Jaliren  entstanden  sey,  dass  sein  Gläubiger  ihm  seit  der 
Zeit  mehrmals  Zahlungen,  ohne  dieser  Schuld  zu  erwähnen 
und  deren  Compensation  zu  verlangen,  geleistet  habe  Q.  26. 
D.  22.  3-3,  dass  derselbe  seines  Geldes  bedürftig,  er  aber 
in  solchen  Umständen  gewesen  sey,  um  keiner  Nachsicht 
nöthig  zu  haben,  dass  der  Gläubiger  mit  Einforderung  die- 
ser Schuld  so  lange  gewartet  habe,  bis  er  durch  den  Tod 
der  Zeugen,  in  deren  Gegenwart  er  die  Zahlung  geleistet, 
seiner  Beweismittel  beraubt  worden  sey,  u.  d.  gl. ;  so  können 
alle  diese  Thatsachen,  wenn  sie  bewiesen  werden,  zwar 
keine  rechtliche  Vermuthung^  wodurch  die  Last  der  Beweis- 
führung der  nicht  geschehenen  Bezahlung  auf  den  Gläubiger 
geschoben  wird,  begründen,  aber  sie  begründen  eine  gemeine 
Vermuthung,  und  bewürken  also  einen,  obgleich  zur  juristi- 
schen Gewissheit  (^zum  vollkommuen  Beweis)  nicht  lünläng- 
lichen  Grad  von  logischer  Wahrscheinlichkeit. 

Mit  dem  Beweise  solcher,  bloss  wahrscheinlich  erhebli- 
cher Thatsachen  kann  der  Producent  nicht  abgewiesen  werden. 


Critis  cbe 

Aiimerkuüg  XIX.  des  Verfassers. 

Ueber  die  gemeine   Vermuthung, 

Zu  §.  33. 
Es  hat  immer  seine  Schwierigkeiten,  den  Charakter, 
worauf  der  Unterschied  zwischen  der  rechtlichen  und  der 
gemeinen  Vermuthung  berulit,  scharf  zu  bezeichnen,  da  so- 
wohl die  eine  als  die  andere,  auf  dem  Princip  der  Wahr- 
scheinlichkeit berulit.  Selbst  der  höhere  Grad  der  Wahr- 
scheinlichkeit ist,  wemi  sich  auch  dieser  Grad,  im  Allge- 
meinen, genau  bestimmen  liesse,  kein  allgemein  gültiges 
Kennzeichen:  deim  es  giebt  (^wie  sich  im  Folgenden  zeigen 
wird)  Fälle,    wo  man  durch  blosse  gemeine  Vermuthungen 
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dem  Punkt  des  voUkomninen  BcaacIscs  sehr  nahe  kommen, 
ja  sogar  ihn  erreichen  j  und  also  die  rcchtUche  Vermuthung 
aufheben  kann.  Nur  durch  Positivgesetze  kann  diese  Schwie- 
rigkeit gehoben  werden,  indem  der  Gesetzgeber  diejenigen 
Gattungen  und  Arten  von  Wahrscheinlichkeit,  welche  er,  im 
Allgemeinen,  das  heisst^  ohne  Rücksicht  auf  Ausnahmen  in 
bestimmten  einzelneu  Fällen,  für  hinlänglich  hält,  um  eine 
rechtliche  Vermuthung  zu  begründen,  ausdrücklick  bestimmt, 
und  eben  dadurch  alle  übrigen  Gattungen  und  Arten  in  das 
Gebiet  der  gemeinen  Vermuthungen  verweist.  Diejenigen 
Arten  von  Wahrscheinlichkeit,  welche  nicht  auf  emfacheu 
Verhältnissen,  sondern  auf  einem  Zusammenßuss  von  Um- 
ständen beruhen,  müssen  natürlicher  Weise  meistens  in  die- 
ses Letztere  gehören:  denn  ihre  Mauchfaltigkeit  ist  so  gross, 
dass  kein  Gesetzbuch,  wie  v\eitläuftig  es  auch  wäre,  die 
dafür  erforderlichen  Regeln  alle  A\wde  fassen  können.  Ein 
anschauliches  Beispiel  hiervon  giebt  die  oben  berührte  Frage 
von  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  eines  Menschen  an 
die  Hand.    (s.  die  crit.  Anmerk.  XIV.) 

Solchemnach  besteht  der  Unterschied  zwischen  der  recht- 
lichen und  der  gemeinen  Vermuthung  Avesentlich  nur  darin, 
dass  bei  Ersterer  eine,  von  dem  Gesetzgeber  in  abstracto 
anerkannte j  bei  Letzterer  aber  eine  von  dem  Richter  in  concreto 
%u  beurtheilende  Wahrscheinlichkeit  zum  Grunde  liegt. 

Es  ist  übrigens  noch  zu  bemerken,  dass  diese  gemeine 
Vermuthung  sich  zu  der  historischen,  von  welcher  im  Ersten 
Titel  (^§.  11.3  die  Rede  ist,  nur  wie  Art  eu  Gattung  ver- 
hält. Erstere  fasst  ftlle  historische  ([auf  Zeugnissen  beru- 
hende)  Wahrscheinlichkeit ,  letztere  aber  nur  diejenige, 
welche  mittelbarer  Weise  aus  historisch  wahrscheinlichen 
Sätzen,  durch  einen  zweiten  Schluss,  nach  Regeln  der  Wahr- 
scheinlichkeit,  gefolgert  werden,  in  sich.  Hieraus  ergiebt 
sich  der  specifische  Unterschied  zwischen  Beweisgründen 
(\m  engeren  Verstände)  und  (^gemeinen)  Vermuthungs- 
gründen.  In  ersteren  nämlich  ist  der  zu  beweisende  Satz 
([wenn  gleich  nur  historisch)  ummttelbar  enthalten.  Es  kann 
leicht  der  Fall  scyn,  dass  durch  Vermuthungsgründc  ein 
höherer  Grad  von  juristischer  Gewissheit,  als  durch  Beweis- 
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gründe   {ja.   B.    durch  das  unmittelbare  Zeugnis«  Eines  ver- 
dächtigen Zeugen)  hervorgebracht  wird  *3- 


§.  54. 
Von  der  tcahr scheinlichen  Erheblichkeit  ist  die  unvoll- 
ständige verschieden.  Unvollständig  erheblich  ist  nämlich 
eine  Thatsache  alsdann,  wenn  sie  nothwendig  noch  mit  ir- 
gend einer  ahdern  Thatsache  verbunden  seyn  muss,  um  den 
gemachten  Anspruch  zu  begründen.  Wer  also  z.  B.  als 
Erbe  eines  Verstorbenen ,  einen  Dritten  in  Anspruch  nimmt, 
der  hat  nicht  allein  die  Thatsache,  worauf  der  Anspruch  des 
Verstorbenen  sich  gründet,  sondern  auch  zugleich  die  That- 
sache, dass  er  der  Erbe  desselben  geworden  sey,  zu  be- 
weisen. Eine  unvollständig  erhebliche  Thalsache ,  ist  für 
sich  allein,  als  ganz  unerheblich  zu  betrachten  '•''■*3' 


*}  Anni.  des  Heraus»,  lieber  |iraesuiutiones  hominis  s.  Weber  und 
CoUmann,  1.  c.  —  Borsl,  §.34.  —  Gensler,  Archiv  B.  I.  S.  35  ff. 
B.  IV.  S.  296 — 301.  —  Die  pra^s.  hoiu.  ergebeu  sicli  oft  zufällig 
im  Lauf  des  ersten  Verfahrens  und  gehe»  stillschweigend  in  die 
Beweisinstanz  über:  Gensler,  1.  c.  —  Sie  begründen  zuweilen  vol- 
len Beweis :  Mtirtiu,  Proz.  §.  177. ;  Gensler,  1.  c.  B,  IV.  S.  300.  — 
Beispiele  von  praes.  houi.  s.  1.  31.  §.  21.  D.  21.  1.;  1.  3.  §.  1. 
D.  1.  15. 5  ferner  das  bekannte  c.  12.  X.  2.  23,  —  Xach  Gensler 
sind  Indicieu  im  C-rimiual-Prozess  ebenfalls  Präes.  hom. 

*)  Anm.  des  Heran sg.  Andere  Meinungen  bei  den  alleg.  Schrift- 
stellern. 


-^ 


Zweiter     Theil. 
Voii  de«  verschiedenen  Arten  der  Beweismittel. 


Erster     Titel. 
Vom  Eide  überhaupt^}. 


§.  55. 

Wenn  Jemand,  indem  er  einen  gewissen  Tliatsatz  be- 
hauptef^  mit  dieser  Behauptung  die  feierliche  Erklärung  ver- 
bindet: dass  er  an  einen  allwissenden  und  gerechten  Gott 
glaube,  und  dass  er  so  gewiss  die  Wahrheit  sage,  als  ge- 
wiss er  von  den,  nach  den  Lehren  seiner  Religion  auf  vor- 
sätzliche Unwahrheit  gesetzten  göttlichen  Strafen  befreit  zu 
bleiben  verlange ;  so  heisst  diese  feierliche  Erklärung  ein  Eid. 

Der  Gebrauch  des  Eides  findet  zwar  in  mancherlei,  auf 
bürgerliche  Rechte  sich  beziehenden  Geschäften,  hauptsäch- 
lich aber  in  der  Materie  vom  Beweise  Statt,  und  desswegen 
ist  hier  der  schicklichste  Ort,  die  Erfordernisse  und  rechtli- 
chen Würkungen  desselben  überhaupt  abzuhandeln. 


*)  D.  12.  2.  —  C.  4.  1.  —  X.  2.  24.  —  In  IVto  2.  11.  Clem.  2.  9.— 
J.  F.  Malblank f  doctr.  de  jurejur.  editio  nov.  Tubing.  1820.  — 
J.  C.  F.  Meister ,  über  den  Eid  nach  reinem  Vernunftbegriff  Zül- 
lichau  1810.  —  F.  B.  Bayer,  Betrachtungen  über  den  Eid.  Nürnb. 
1829.  —  M.  A.  Barth,  Beitrüge  zur  Lehre  vom  Haupteid  etc. 
Augsb.  1833.  —  G.  Riegler,  der  Eid  etc.  3te  Aufl.  Augsb.  1837.  — 
K,  F.  Göschel ,  der  Eid  nach  seinem  Princip  etc.  Berlin  1837.  — 
Linde,  Proz.  §.  301,  die  Note  *  Alleg. 
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C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aiiuierkuiig  XX.  des  Verfassers. 

Ueber  den  Begriff  des  Eides. 

Eiue  ausführliche  Untersuchung  über  die  Natur  des 
Eides  überhaupt^  und  insbesondere^  in  der  Anwendung  auf 
die  Lehre  vom  Beweise  hier  anzustellen,  würde  überflüssig 
seyn,  da  ich  die  von  einigen  neueren  Schriftstellern  darüber 
in  wahrhaft  philosophischem  Geiste,  angestellten  Untersuchun- 
gen (^man  sehe  unter  andern:  Joh.  Ernst  Christ.  Schmidt 
und  Grolman,  Gedanken  über  den  Eid,j  in  Grolman's  3Ia- 
gazin  für  die  Philosophie  des  Rechts  und  der  Gesetzgebung 
Iten  Bandes  2tes  Heft.  Giessen  1799.3  als  bekannt  voraus- 
setzen kann,  und  da  übrigens  in  der  Hauptsache,  nämlich 
über  die  Rechtmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Eides, 
in  gewissen  Fällen,  zum  Behuf  des  rechtUchen  Beweises, 
alte  und  neue  Schriftsteller  mit  einander  einverstanden  sind. 
Ich  bemerke  also  nur,  in  Beziehung  auf  die,  in  diesem  §. 
gegebene  Definition,  dass  der,  in  den  bisherigen  Definitionen 
des  Eides  immer  vorkommende  Begriff  der  Zeugenschuft 
Gottes  offenbar  falsch  ist.  Wollte  man  diesen  Begriff,  so 
wie  ihn  das  Wort  ausdrückt,  annehmen  5  so  würde  dieses 
notlivv  endig  auf  eine  ganz  um'ichtige  Beurtheilung  der  Wür- 
kungen  des  Eides  führen:  denn  die  zum  Zeugen  aufgefor- 
derte Gottheit  schweigt;  und  wir  haben  keine  Ursache,  die- 
ses Schweigen  als  eine  Bestätigung  anzusehen,  da  wir  wissen, 
dass  sie  auch  im  Falle  der  Unwahrheit  keine  Wunder,  zu 
Offenbarung  und  Bestrafung  des  Meineids,  thut.  Jeder  Eid 
wäre  also,  in  diesem  Sinne,  vergeblich.  Zum  Glück  bcr- 
hauptet  hier  der  gemeine  Menschenverstand,  gegen  die  In- 
consequenz  der  Schule,  gewöhnlich  seine  Rechte:  aber  er 
kann  diess  nicht  anders  thun,  als  indem  er  sich  bei  den  er- 
wähnten Worten  gar  nichts  denkt,  und  nur  bei  dem  Rächer 
der  Lügen  stehen  bleibt.  Besser  ist  es  also  doch  immer,  wenn 
man  den  Hauptbegriff  in  einer  so  wichtigen  Lehre  von  dem 
falschen  und,  auf  alle  Fälle,  wenigstens  ganz  müssigen  Ne- 
benbegriffe  reinigt. 

Die  Würksamkeit  des  Eides,  als  eines  Mittels  zu  Er- 
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foischuug  der  Wahrheit  in  bürgerhchen  Rcchtsräüen,  und 
überhaupt  zu  Erreichung  poHtischer  Zwecke,  beruht  übri- 
gens ganz  auf  der  Voraussetzung,  dass  dem  Schwörenden 
die  Pflichten  seiner  Rehgion,  wenigstens  alsdann,  wenn  er 
daran  ernstUch  und  feierlich  erinnert  wird,  über  Alles  gehen, 
und  dass  ihm  die  natürliche  und  bürgerliche  Pflicht,  die 
Wahrheit  zu  sagen,  und  seine  Versprechen  zu  erfüllen,  als 
Religionspflicht  noh  heiliger  ist.  Es  ist  aber  nicht  die  Sache 
des  Gesetzgebers,  sondern  des  Religionslehrers,  und  insbe- 
sondere des  Erziehers,  dem  Volke  die  Begriffe  und  Gesin- 
nungen beizubringen,  welche  diese  Voraussetzung  rechtfer- 
tigen köimen*). 

§.   56. 

Der  Eid  hat  entweder  die  Absicht  a3  die  Aufrichtig- 
keil eines ,  von  dem  Schwörenden  gethauen  Versprechens^ 
nämlich  den,  als  Thatsache,  bloss  ihm  selbst,  in  seinem  ße- 
wusstseyn  bekannten,  festen  Vorsatz^  dieses  Versprechen 
zu  erfüllen,  zu  bezeugen,  oder  b3  die  Wahrheit  einer,  von 
dem  Schwörenden  behaupteten  vergangnen  Begebenheit  zu 
versichern.  Im  ersten  Falle  heisst  er  Versprechiings  -  Eidj 
im  zweiten  aber  Versicherungs  -  Eid  ^^J. 

§.  57. 

Die  Würkung  des  Versprechungs-  Eides  ist  bloss  die, 
dass  sie  die  Verbindlichkeit,  das  gethane  Versprechen  zu  er- 
füllen, im  Gewissen  des  Schwörenden  verstärkt,  und  zugleich 
denselben^  im  Falle  er  vorsätzlich  das  Versprechen  unerfüllt 
lässt,  der,  in  den  Gesetzen  bestimmten  bürgerlichen  Strafe  des 
Meineids  unterwirft.  Ein,  den  Rechten  nach,  an  sich  unver- 
bindliches Versprechen  kann  also  dadurch ,  dass  es  eidlich 
geschehen  ist,  keine  äusssere  Verbindlichkeit  erhalten.  Auch 
ist  durch  die  geschehene  eidliche  Bestärkung  eines  Ver- 
sprechens der  Thatsatz,  dass  dasselbe  würklich  erfüllt  wor- 
den sey,  keineswegs  bewiesen. 

*)  Anm.  des  Herausg.     yergl.:    Miihlenbiuch ,    Fand.    I.   §.  149.  — 

GUlck,  12,  B.  S.  182  ff. 
**)  Aniu.  des  H.  Andere  OcGnitiouen  des  Versicherungs  -  Eides  siehe: 
Linde f  1   c.  etc. 


//.  Theil.  I.  Titel.    Vom  Eide  überhaupt.  Ol 

C  rit ischo 

Anmerkung  XXI.  des  Verfassers. 
Ueber  die  bürgerlichen   Wiirkungen  des  Versprechungseides. 

Wenn  das  Canonische  Recht  und  gewissermassen  auch 
das  neuere  Römische  (1.  1.  et  Auth.  Sacramenta  puberum, 
C.  si  ad  versus  vendit),  dem  Versprechungseide  die  Wür- 
kung  beilegt,  ein,  an  sich  selbst  nichtiges  Versprechen  gül- 
tig und  vor  dem  bürgerlichen  Richter  verbindlich  zu  machen  5 
so  ist  zwar  dabei  die  fromme  Absicht,  den  Schwörenden 
von  der  Sünde  des  Meineids  abzuhalten  und  seine  Seele  zu 
retten,  nicht  zu  verkennen;  aber  es  ist  auch  eben  so  offen- 
bar, dass  diese  gut  gemeinte  Absicht  verfehlt  wird;  denn 
wer  sein  eidlich  gethanes  Versprechen  nicht  freiwillig,  son- 
dern nur  durch  richterlichen  Zwang  erfüllt,  der  ist  der  Sünde 
des  Meineids  eben  so,  als  ob  er  es  gar  nicht  erfüllt  hätte, 
schuldig.  Freilich  ist  dem  betrogeneu  Gläubiger  damit  nicht 
geholfen,  dass  sein  gewissenloser  Schuldner  die  göttUchen 
Strafen  des  Meineids  zu  erwarten  hat.  Aber  es  war  seine 
Schuld,  dass  er  sich  mit  einem  Unterp fände  begnügte,  von 
dem  er  voraus  wusste,  dass  es  für  ihn  keinen  Werth  ha- 
ben würde,  sobald  als  sein  Schuldner  leichtsinnig  genug 
wäre,  keinen  für  sich  darauf  zu  setzen.  Es  verhält  sich 
damit  eben  so ,  wie  mit  der  Verpfändung  der  Ehre.  Wer 
kein  anderes  als  dieses  Unterpfand  hat,  der  kann  seinen 
wortbrüchigen  Schuldner  der  allgemeinen  Verachtung  Preis 
geben,  und  aller  Vorzüge  seines  Standes  verlustig  sehen:  aber 
der  Richter  kann  ihm  nicht  zu  seiner  Befriedigung  verhelfen. 

Es  ist  Zeit,  dass  die  Gesetzgebung  von  einem  Vorur- 
theile  zurückkehre,  das  gewiss  die  MoraUtät  nicht  befördert 
hat ,  und  das  desswegen  schon  längst  allen  vernünftigen 
Praktikern  anstössig  war.  Das  neue  Preussische  Gesetzbuch 
([Allgem.  Gesetzbuch  für  die  Preuss.  Staaten.  Berlin  1791. 
Th.  I.  Tit.  5.  §.  199.3   hat  damit  den  Anfang  gemacht  *). 


'')  All m.  des  H  erausg.  S.  dagegen  ausser  Auth.  sacr.  pub.  c.  28. 
X.  2.  24.  u.  c.  2.  VI.  2.  II.  —  C.  2.  VI.  1.  18.  Weber  von  der 
natürlichen  Verb.  Schwerin  1781.  %.   118  —  123. 
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§.  58. 

Die  Würkung  des  Versicherungs- Eides  ist;  dass  der 
eidlich  versicherte  Thatsatz  in  der  inneren  üeberzeugung 
des  Schwörenden  wahr  zu  seyn  angenommen  werden  muss^ 
und  dass  die  auf  diese  Art  ausgedrückte  innere  Üeberzeu- 
gung des  Schwörenden  auch  bei  dem  Richter  einen  gewissen^ 
nach  Beschaffenheit  der  Umstände  grösseren  oder  geringeren 
Grad  von  üeberzeugung^  zum  Behuf  des  rechtlichen  Be- 
weises —  also  einen  gewissen  Grad  von  ohjectiver  Wahr- 
heit —  hervorbringt  *3' 

§.  59. 

Ein  Versprechungs  -  Eid^  bei  welchem  das  Versprechen 
dahin  geht^  dass  der  Schwörende  über  gewisse  Umstände 
die  Wahrheit,  seiner  innern  Üeberzeugung  gemäss,  sagen 
wolle,  hat  in  Ansehung  der,  auf  diesen  Eid  ausgesagten 
Thatsätze,  die  Würkung  eines   Versicherungs -Eides. 

§.60. 

Wenn,  bei  dem  Versicherungs -Eide,  die  Üeberzeugung 
des  Schwörenden  sich  auf  seine  eigene  unmittelbare  deut- 
liche sinnliche  Wahrnehmung  und  die  davon  ungeschwächt, 
in  seinem  Gedächtniss  gebliebenen  Eindrücke  gründet;  so 
heisst  er  Eid  von  Gewissheit. 

Diesem  wird  der  Eid  von  Nichtwissen  entgegengesetzt, 
vermöge  dessen  der  Schwörende  versichert,  dass  er  sich 
keiner  Wahrnehmungen  erinnere,  nach  welchen  er  Ursache 
habe,  den  Thatsatz,  von  welchem  die  Frage  ist,  für  wahr 
oder  für  unwahr  zu  halten.  Ein  Eid  von  Vermuthung  ist 
derjenige,  wodurch  der  Schwörende  versichert,  dass  er, 
seinen  sinnlichen  Wahrnehmungen  nach,  den  zu  beschwö- 
renden Thatsatz  für  tvahrscheinlich  halte.  Erklärt  er  zu- 
gleich, dass  diese  Wahrscheinlichkeit  bei  ihm,  seiner  sub- 
jectiven  Üeberzeugung  nach,  die  Stelle  der  Gewissheit  ver- 
trete; ho  heisst  er  Eid  vom  Glauben.  Der  Eid  von  Vermu- 
thung und  vom  Glauben  findet  vor  Gerichte  nur  in  dem  ein- 
zigen Falle  Statt,    wenn  'der  Glaube   des  Schwörenden  die 


*)  Anm.  des  Herausg.     1.  34.  §.  9,  D,   12.  2.   —     Gensler,  Archiv 
B.  1.  S.  53. 
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Thatsache  ist,  auf  deren  unmittelbaren  Beweis  es  ankommt, 
Wohl  aber  können  die  Wahrnehmungen^  worauf  der  Schwo- 
rende seine  Vermuthung,  oder  seinen  Glauben  gründet,  als 
Thatsachen,  der  Gegenstand  des  Eides  von  Gewissheit  seyn. 


Cr  itis  che 

Anmerkung  XXII.  des  Verfassers. 

lieber  den  Eid  vom  Nichtwissen  und  vom  Glaubett. 

Ich  habe  die  Stimmen  einiger  neueren  und  achtungs- 
würdigen  Schriftsteller  (Malblanc,  Doctrina  de  jurejurando 
e  genuinis  legum  et  antiquitatis  fontibus  illustrata.  Norimb. 
1781.  §.  44.  —  V.  Tevenarj,  Theorie  der  Beweise  etc.  S.  88.  — 
Grolman,  Theorie  des  ger.  Verf.  §.  95.),  und,  wie  ich 
hoffe,  aller  denkenden  Rechtsgelehrten,  auf  meiner  Seite, 
wenn  ich  darauf  antrage,  das  sogenannte  Juramentum  de 
credulitate,  als  eine,  vor  der  gesunden  Vernunft  nicht  zu 
rechtfertigende,  unnütze  und  zweckwidrige  Erfindung,  ganz 
aus  den  Gerichten  zu  verbannen.  Die  Versicherung  des 
Schwörenden,  dass  er  einen  gewissen  Satz,  als  (^nothwen- 
dige  oder  wahrscheinliche)  Folgerung  aus  andern,  auf  seiner 
unmittelbar  sinnlichen  Wahrnehmung  beruhenden  Thatsätzen, 
für  wahr  halte,  drückt  einen  von  dem  Schwörenden  gemach- 
ten Vernunftschluss  aus.  Vernunftschlüsse  zu  machen,  kommt 
aber  nur  dem  Richter,  nicht  dem  Schwörenden  (^dem  Zeu- 
gen oder  der  Parthei)  zu,  da  Vernunftwahrheiten  kein  Ge- 
genstand des  Beweises  sind.  (^S.  die  crit.  Anmerk.  II.) 
Oder  mit  andern  Worten,  es  kommt  nicht  darauf  an,  was 
der  Schwörende  aus  gewissen  Thatumständen  folgert,  son- 
dern was  der  Richter  daraus  zu  folgern,  sich  bewogen  findet. 
Weiss  der  Schwörende  die  Thatumstände,  worauf  seine  Fol- 
gerung beruht,  gar  nicht  mit  Bestimmtheit  anzuführen:  so 
ist  sein  Glaube,  so  sehr  man  auch  seiner  Gewissenhaftig- 
keit trauen  mag,  noch  verdächtiger,  da  man  ihn  alsdann  ent- 
weder als  vernunftlos,  oder,  in  so  fern  sein  eigner  Vortheil 
bei  der  Sache  ins  Spiel  kommt ,  als  eine  egoistische  Täu- 
schung ansehen  muss. 
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In  allen  Fällen^  wo  man  bisher  nach  der  nur  allzuhäu- 
figeu  Praxis^  den  Eid  vom  Glauben  zuliess.  kann,  in  so  fern 
überhaupt  ein  Eid  nöthig  ist,  di^r^x^  vom  Nichhvissen  dessen 
Stelle  vertreten.  Ich  werde  unten  Gelegenheit  haben,  da- 
von und  von  den  dagegen  anscheinend  eintretenden  Schwie- 
rigkeiten und  Bedenklichkeiten  noch  mehr  zu  reden.  ([S.  die, 
crit,  Anmerk.  LXIII.) 

üebrigens  ist  es  ganz  etwas  anders,  wenn  der  Glaube 
des  Schwörenden,  als  Thatsache^  von  welcher,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  objecfive  Wahrheit,  Rechte  abhängen  (^bona 
oder  mala  fides),  bewiesen  werden  soll.  In  diesem  Falle 
kann  der  Eid  vom  Glauben,  nach  Umständen,  allerdings  zu- 
lässig seyu  *3' 


§.  61. 

Zum  Eide  können  nur  solche  Personen  zugelassen  wer- 
den, welche  des  Gebrauchs  ihrer  Sinne  und  ihrer  Vernunfl 
mächtig  genug  sind,  um  sowohl  von  der  Thatsache,  die  sie 
beschwören  sollen,  als  von  der  Natur  dieser  feierlichen 
Handlung  deutliche  Vorstellungen  zu  haben.  Wahnsinnige, 
Blödsinnige,  Betrunkene  und  Unmündige  sind  also  davon 
ausgeschlossen.  Ob  ein  Mensch  zwischen  dem  14ten  und 
18ten  Jahre  zum  Eide  zulässig  sey,  das  muss  von  dem 
Richter,  in  vorkommenden  Fällen,  nach  dem  Grade  der  in- 
dividuellen Verstandeskräfte  beurtheilt  werden  *-*\). 

§.   62. 

Ein  Mensch,  der  durch  grobe  Verbrechen  oder  über- 
haupt durch  ruchloses  Leben  bewiesen  hat,  dass  er  keine 
Religion  habe,  und  allen  Glauben  an  3Ioralität,  an  Gott  und 
Unsterblichkeit  verwerfe,  ist  zum  Eide  nicht  zuzulassen  **-). 


*^  Anm.  des  Heraiisg.     S.   übrigens   1.  2.    feiid.  58.  i.  f.     Ist  Delat 
bereit,  den  Glaiibenseid  zu  schwören,  so  möchte  nichts  entgegen- 
stehen.    S.  Hagemann,    prakt.  Erört.  N.  21.   S.  132  ff.  —     Linde, 
§,  301.  Not.  4.  —   Qensler,  Arch.  IL  S.  27  ff. 
*0   Anm.  des  H.     Can.  14.  15.  16.  Taus.  22.  q.  5.  Bezügl.  des  Eides 
1  »i  i  Unmündiger  siehe:    1.  34.    §.  2.    D.  12.  2.  vergl.  mit  1.  26.  eod. 
***)  Linde,  Proz.  %,  302.  Not.  6.  u.  10. 


;/.  TIn'it.  /.   tirH.  •  Vom  "Eille  itbefhaupt.  *6& 

E^  kommt  übrig-ens  nichts  darauf  an ,  zu  welcher ' Reli- 
gionsparthci  sich  der  Sch^A-örende  bekennfe,  wenn  nur  die 
Begriffe  von  Gott  und  Unsterblichkeit  die  Grundlage  seines 
GlaubcHS  -  Systems  sind.  Doch  können  Mitglieder  solcher 
chrislliclien  guckten,  welchen,  wie  z.  B.  den  Menoniten,  nach 
den  Lehren  ihrer  Religion^  der  Eidschwur  gänzlich  unter- 
sagt istj  dazu  nicht  gelassen  werden.  Ist  eine  solche  Sekte 
im  Lande  geduldet;  so  tritt  diejenige  feierliche  Versiche- 
rungsformel^  welche^  nach  ihren  lleligionsgrundsätzenj  die 
Kraft  eines  Eides  hat,  nur  alsdann  an  dessen  Stelle,  wenn 
der  Versicheriuie  glaubhafte  Zeugnisse  seines  untadelhaften 
Lebenswandels  beibi-iu^en  kann  -•O« 

,  ti;r!  )if'-.'-'^  ''■■'        §.  64.        ''to'/    -vrr    . 

Ein  Versicherungs-Eid  kann  nur  dem  Richter,  oder 
einer  andern ,  hierzu  obrigkeitlich  autorisirfen  Person,  mit 
vöüer  AViirkung  der  gerichtUchen  Glaubwürdigkeit,  abffelesrt 
■werden  **3.  ;i..:Mr»/   ha.;   ,•  •<!::'  , 

Ein  Versicherungs-Eid  rauss,  der  Reoel  nach,  immer 
mündlich ,  durch  ausgesprochene  Worte  (^körperlich")  ge- 
schworen Averden.  Nur  Ausnahmsweise  finden,  bei  Stum- 
men und  bei  Personen  von  besonders  privilegirtem  Stande, 
schriflliclie  Eidesleistungen  Statt.  Diese  Ausnahmen  werden 
im  Folgenden  näher  bestimmt  werden. 

i9g>!Kl*ift/  Hob»!i^Z  3nü>li^jiiiuA 

Eben  so  kann  ein  Versicherungs  -  Eid,  der  Regel  nach, 
nicht  anders  als  in  eignem  Namen  abgelegt  Averden.  Die 
Leistung  desselben  durch  einen  Bevollmächtigten  in  die  Seele 

■ .    M);;/l  -ijb    d';.n 

O  Can.    16.    caus.  22.    qw.    1.    —    Uebcr    Judeneiil    K.    G.    0.    1555. 

I.    86.    —    Osann,     über    den    Werth    des    Judeneides^     Güttino-en 

1794.  —  JIüMer ,   kann  der  Eid   der  den  Talmud  befolgenden  .Ju- 

,     den    verbindend   seyn?    etc.    Leipz.    1822.    —    Linde    Proz.  310 

jNTot.  7.  —    Ucber    ]Menoniten-Eid  :     MaJbUink,    1.  c.  §.  114 — 116. 

**)    Wening-Ingenheim,   Fand.    Buch  I.  (1^7.)  Not.    v.  —  c.  12.   §.  4. 

r  4  1 
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seines  Principalen  ist  Ausnahmsweise,  nur  alsdann  zulässig;, 
wenn  Derjenige,  über  dessen  Rechte  durch  den  Eid  ent- 
schieden werden  soll,  ausdrücklich  einwilligt  *). 

§.   67. 

Die  äusseren  Formen  und  Feierlichkeiten,  welche  bei 
Ablegung  des  Eides,  nach  Verschiedenheit  der  Fälle  zu 
beobachten  sind,  werden  im  Folgenden  ihre  nähere  Be- 
stimmungen erhalten  **])• 

§.  68. 

Wenn  Derjenige,  der  einen  Versicherungs  -  Eid  zu 
schwören  hatte,  den  ganzen  Inhalt  desselben,  in  bestimmten 
Sätzen,  vollständig  gewusst  und  deutlich  verstanden,  diese 
Sätze  ausdrücklich  für  wahr,  und  sich  zu  deren  eidlicher 
Bestätigung,  vor  dem  Richter  bereit  erklärt  hat,  vor  der, 
von  ihm  selbst  nicht  absichtlich  verzögerten ,  würklichen 
Ableistung  aber,  ohne  diese  Erklärung  zu  widerrufen,  ge- 
storben ist,  übrigens  auch  derselbe,  nach  seinen  persön- 
lichen Eigenschaften  und  Verhältnissen,  und  nach  der  Be- 
schafFenlieit  der  Sache,  zum  Eide  zulässig  war,  und  man 
voraussetzen  kann,  dass  er  von  der  Wichtigkeit  dieser 
Handlung  hinlänglich  unterrichtet  gewesen  sey;  so  gilt  sein 
Tod  anstatt  des  Eides  J  und  dieser  ist  als  würklich  abgelegt 
anzusehen. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Auiiierkuiig  XXIII.  des  Verfassers. 

lieber  den  Tod^  als  Stellvertreter  des  Eides. 

In  diesem  §.  sind  alle  Bedingungen  zusammengefasst, 
welche,  nach  der  Natur  der  Sache,  und  nach  dem  Urtheil 
der    bewährtesten   Rechtslehrer,    erfordert    werden    können^ 


"  *5J 'Anhi.  des  THäräusig.  Wichtig  bezüglicli  Abwesender^  Vormün- 
^'*'  "der,  Anwälte/  moralischer  Personen,  c.  12.  §.  4.  C.  4.  1.  ~ 
^*^     Nov.   124.  c.  1.   —   Linde,    Proz.    §.  302.   Not,  7.     Derselbe  im 

'   '%    Archiv-  Band  10.  i.  ^     '' 

**)   S.  Büloio  und  Hagetmnn,  prakt.  Erör^.  Thcil  4.   Nr.  31*.  S.  184. 
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um   dem   Tode  dessen,    der    zu    schwören  bereit    war,   die 
ganze  Kraft  des  würklich  abgelegten  Eides  beizulegen. 

Diese  Kraft  beruht  auf  der  verneinenden  Handlung  des 
Verstorbenen,  dass  er  sein  gethanes  Erbieten  nicht  zurück- 
genommen hat,  und  auf  der  Voraussetzung,  dass  er  es,  in 
dem  Zeitpunkte,  wo  alle  irdische  Dinge  für  ihn  ihren  Werth 
verloren  hatten,  zurückgenommen  haben  würde,  wenn  er 
sich  der  Unwahrheit  dessen,  was  er  zu  beschwören  hatte, 
bewusst  gewesen  wäre.  Wenn  gedachte  Erfordernisse  alle 
vorhanden  sind;  so  sehe  ich  nicht,  warum  nicht  die  Wür- 
kung  bei  jeder  Art  von  Eide ,  auch  selbst  bei  dem  Zeugen- 
eide, Statt  finden  sollte  *3' 


§.  69.     . 

Eine  blosse  Versicherung  unter  Handgelöhniss  an  Eides 
Statt  hat  nicht  gleiche  Kraft  mit  dem  Eide,  obgleich  da- 
durch ein  höherer  Grad  von  Ueberzeuguiig,  als. durch  die 
ganz  einfache  Versicherung  hervorgebracht  wird.  .sy/^Ä,^  nob 

§.   70,  i-''^    i-Ai     .ii'.'iaon  ^nsA-^ViVv 

Bei  den,  im  Folgenden  abzühändelifdefTi  veifsdiiedeneh 
Arten  der  Beweismittel,  ist  der  Versicherungs-Eid  theils 
als  ein  wesentlicher  Bestandtheil  einiger  derselben,  theils  als 
ein  Beweismittel  für  sich  allein  zu  betrachten. 


Zweiter     Titel, 
fow  dem  Betcei'ss  durch  richterlichen  Augenschein. 


§.  71. 
Der    unmittelbare   Beweis     (^§.   11.^    kann   nur    alsdann 
Statt  finden,  wenn  der  zu  beweisende  Thatsatz  den,  würk- 
lich noch  dauernden,  sinnlich  wahrnehmbaren  Zustand  einer 
körperlichen  Sache  ausdrückt.     Er  wird  durch  Augenschein 


*3  Anni.  des  Heran s"^.  Ist  selir  bestriUen^  vergl,  LJnilelo/f,  im 
Archiv  für  civ.  Prax.  Band  4.  S,  423.  und  die  dort  alJcg.  A.  M. 
z.  B.  Martin  Proz.  §.  219.   Not.  6. 

5* 
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geführt,  indem  entweder  die  Sache  dem  Richter  vorgelegt 
wirdj  oder  dieser,  falls  die  Sache  unbeweglich  ist,  sich  an 
Ort  und  Stelle  begiebt.  Die  Ucberzeugung,  welche  der 
Richter,  als  solcher ^  durch  diese  seine  eigene  uuniittbare 
sinnhche  Wahrnehmung  (^per  evidentiam  facti)  erhält,  hat 
strenge  anschauende  Gewissheit  (§.  11-3?  und  der  zu  be- 
weisende Thatsatz  ist  also,  soweit  er  mit  dieser  Wahrneh- 
mung übereinstimmt,  vollkommen  bewiesen  ^J. 


':J.{j«y<l  iiCrit  isch:e  '   ,  /   \\i\    > 

Anmerkung  XXIV.   des 'Verfassers. 
Ueber  den  Beweis  durch  Äugenschein. 

Der  Beweis  durch  richterlichen  Augenschein  (per  evi- 
dentiam facti)  ist  der  natürlichste  von  allen,  und  es  ist  dess- 
wegen  nicht  viel  davon  zu  sagen.  3Ian  könnte  ihn  auch 
den  physischen  Beweis  (%.  11. 3,  im  Gegensatz  dea  hislo~ 
rischen,  nennen.  Der  Fall,  dass  er  förmlich  geführt  wird, 
kommt  nicht  häufig  vor,  weil  die  Entscheidung  der  Rechts- 
streitigkeiten seltner  von  einem  noch  dauernden  sichtbaren 
Zustande  der  Dinge,  als  von  vorübergehenden  Begebenhei- 
ten (]§.  1.3  abhängt.  Uebrigens  ist  der  Beweis  durch  Au- 
genschein, in  einem  gewissen  Sinne,  mit  jeder  andern  Be- 
weisart verbunden:  denn  die  Thatsache,  dass  ein  gewisser 
Beweis,  z.  B.  ein  gerichtliches  Eingeständniss,  beigebracht 
ist,  muss  der  Richter  immer  mit  eignen  Augen  (^aus  den 
Aklen3  sehen. 

Es  kommt  zuweilen  vör^  dass  bei  dem  Beweise  durch 
Augenschein  auch  noch  andre  Sinne,  als  das  Gesicht,  be- 
fl  .(g  )     r-'07/'jtl 

*)  Anm.  des  Herausg.  Ueber  den  Beweis  durch  Augenschein  etc. 
siehe  Pvchta^  in  der  Zeitsclir.  für  Civilr.  und  Prozess^  3r  Band, 
S.  31.  ff:  —  Einen  Rechtsfall  s.  Overbeck  Meditat.  etc.  Band  9. 
S.  131  —  Sonst  noch  Linde,  Proz.  §.  292,  —  Ueber  zusamiuenge- 
.setzten  Augenschein  s.  I.  R.  A.  §.  51,  und  Gensler^  Archiv 
Rand  1.  S  ."iS.  Augens  ch  ei  n,  ohne  Antrag  det  Parteien  s,  1.  8, 
§.  1.  D.   10.   1. 
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schaftigt  sind:  aber  dieses  letztro  ist  dabei  doch  immer  un- 
entbehrlich^ 4rtnd  die  Benennung  ist  desswegen  a  potiori  ge- 
nommen. 

:J|G  .\\\  btlBWOL   ?Olioi 


:<  )  ",^u<    '.i,.      .  i'-.iii;     KKi'jji.     TJ;< 

Von  dem  Beweiss  durch   EingeständnisslM!   .  .;  . 

,(■  ..,,,    :,^.     ,     '  ..;..,    ,., ,.    ;.ÄV/Jli    ioL 

WaoTI    >j     fi    72.  •^^'*  noY  Tjb   .moü 

Eingestänihiiss  heisst  dasjenige  Zeugniss,  welches  der 
Product,  dadurch  dass  er  den,  von  dem  Producenten  be- 
haupteten Thatsatz  für  wahr  erkläret^  gegen  sich  selbst 
ablegt  *J. 

Critische-' '  ''        •  - 

Anmerkung  XXV.  des  Verfassers. 

lieber  den  Betoeis  durch  Eingesländniss. 
>Venn  man  den  Beweis  durch  Eingeständniss  den  Kö- 
nig der  Beweise  nennt  5  so  ist  diess  nur  von  den  histori- 
schen Beweisen  zu  verstehen:  denn  der  Beweis  durch  richr^\ 
terlichen  Augenschein  geht  über  ihn.  , Den  EingestehendcKi, 
kann  sein  Gcdächtniss  betrügen,  er  kann  selbst  nur  eine 
historische  Kenntniss  haben^  und  diese  kann  ein  Irrthum 
seyuj  auch  kann  er  seinen  eigenen  Schaden  wollen,  und 
desswegen  absichtlich  die  Unwahrheit  sagen:  aber  die  Sinne 
des  Richters  sind  —  nach  einer  .  Voraussetzung  ,,j/lij3^^^<^^ 
Staat  notiiwendig  machen  muss  —  untrügUch.  ; ,;      .y-j-'. 


IJevveisführung  S.  53.  ff.     331.  ff.^    Gesterdiiig,    Ausbeute  (;tc.  2(er 
Theil^   Abh.  3.  —  und  die  Linde_  Pioz.  §.  2.36.   alle^. .—  Die  ge- 

,  uicinrechll.  Quellen    reden  nur  vom    Gestäiiduiss   vor  der  Obrigkeit 

und   vom    aussergericlitiiclicu    bei    Gelegeulieit    der    Handscluiften, 

-JiK  .'jj.  42.  2.     C.  7.  59.     X    2.  t8.     IVto  2.  9.  '■*;* 

2)  Die  BegrilTsboslinimungcu  Anderer  siehe :  Beitihnrd,  Handb. 
1.  §.  209.:  Bayer,  Vorträge  über  den  C'iv.  Proz,  S.  301.;  Linde., 
§.  256.  Warum  die  confcssio  auch  im  C'ivilproz.  regiua  prohat., 
siehe  Gcnsler.  l.   c.  S.  43.  Not.  ■'.,    m,.,.,     .....  ..».. 
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-  iin  Uebrigens  gebührt  dem  Zeugnisse,  das  Jemand  ^&(/«/} 
»id»  selbst  ablegt,  der  Vorzug  vor  dem  Zeugnisse  eines 
Dritten^  aus  eben  dem  Grunde,  aus  welchem  das  Zeugnis«, 
welches  Jemand  für  sich  selbst  ablegt,  gar  nichts  gilt.  Die 
Herrschaft  der  moralischen  Natur  des  Menschen  über  seine 
sinnlich -egoistische  ist  nur  eine  Idee,  und  in  der  Erfahrung 
verhält  sich,  der  Regel  nach,  die  Sache  umgekehrt  (s. 
Anm.  VIII.  und  X.).  Wenn  man  Dem  nicht  glauben  darf, 
der  Etwas  «m  seinem  Vorlheile  sagt;  so  kann  man  wohl 
Dem,  der  von  seiner  Aussage  weder  Vortheil  noch  Nach- 
theil erwartet,  einigermassen  trauen:  Alsdann  aber,  wann  er 
sogar  SchqdeH  zu  erwarten  hat,  lässt  sich  vernünftiger. 
Weise  gar  nicht  mehr  an  seiner  Aufrichtigkeit  zweifeln.      ({ 


§    73. 

Das  erste  Erforderniss  eines  gültigen  Eingeständnis- 
ses ist: 

13  Dass  der  Eingestehende  die  natürliche  und  bürger- 
liche Fähigkeit  habe,  über  sein  Vermögen,  nach  eigner 
AVillkühr  zu  verfügen.  Der  Wahnsinnige,  der  Blödsinnige, 
der  Minderjährige,  und  überhaupt  Jeder,  den  die  Gesetze 
für  unfähig  erklären,  verbindliche  Verträge  zu  schliessen, 
ist  eben  so  auch  unfähig,  ein  gültiges  Eingeständniss  zu 
thun  *). 

§.   74. 
'""Es  wird  weiter  erfordert, 
'''23  dass  das  Eingeständniss  frei,  das  heisst  nicht  durch 
Pni^cht  vor  unrechtmässiger  Gewaltthätigkeit  hervorgebracht 
sey.      Ein    erzwungenes    Eingeständniss    kann    keine ,    dem 
Eingestehenden  nachtheilige  rechtliche  Würkung  haben**). 
'•■:     ^"   •  .M,  .  §.  75. 

Das  Eingeständniss  muss 

"33  überlegt j  das  heisst,  der  Eingestehende  muss  sich 
der  Gründe,  aus  welchen  er  den  Thatsatz  für  wahr  erklärt, 
deutlich  bcwusst  seyn.  ., 


■J\yLinde'h.c.  §.  256.  Not  8. 

**)  Miihlenbruth,  Pand.  BKiid  I.  g.  93. 


.iV  A    '      durch    Eingeitändniss.  rT 

■  j  nr/h;;'.!'!    ,Mr.nj;(ii'   Mar.i.g.  76. 

■  Rs  "wird  ehdirch  ^' 

43    erfordert^    dass   das,  Eingestäiidniss    ernslUch    sey, 

neifmlich    dass  der  Eingestehende    dabei    die   Absicht   habe, 

seine-wahre  Ueberzeugung  von  der  Sache  auszudrücken  *); 

-:^:  §.    77.  '■'■''' 

Gerichtlich  heisst  ein  Eingeständnisse  welches  vor  dem- 
jenigen Richter ,  welcher  die  streitige  Rechtssache,  auf 
welche  es  sich  bezieht,  zu  verhandeln  hat,  oder  vor  der 
von  demselben  hierzu  beauftragten  Gerichtsperson,  im  Laufe 
des  gerichtlichen  Verfahrens,  zu  den  gerichtlichen  Akten, 
mündlich  oder  schriftlich  abgelegt  ist.  Jede  andere  Art  von 
Eingcständniss,  welches  nicht  alle  hier  crAvähnte  Erforder- 
nisse hat,  wenn  es  auch  selbst  vor  dem  Richter,  etwa  aus 
Veranlassung  eines  andern  Rechtshandels,  ^.schehen  ist, 
heisst  aussergerichtUch  **J.  '-^  ^«-'  "'''''  ^'^  »"Ji'iw 

Ein  gerich'tnches  Eingcständniss',  'wenn  es  die  oben 
(^§.  73 — 76.3  erfordeiiichen  Eigenschaften  hat,  bewürkt,  in 
Ansehung  des  Thatsatzes,  den  es  ausdrückt,  vollen  recht- 
lichen Beweis  ***Y  ■  ■>     .     v,    -i.  .^ 

§.79.  "  '       ,     " 

,  r     Dass  ein  fcerichtliches  Eingcständniss  frei,  überlegt  uiid 
ernstlich .  sey,  wird  rechtlich  vermuthet  t).  *  ..  .      ~ 

.  1|;';!rh;;:   •i'.i(ir;ii   •ii.;ni  §'  ^0.     ,  ,  t,   .,;,j 

Wer  vor  Gerichte  einen  gewissen  Thatsatz,  in  der  Al?- 

sicht,   um    davon    eine   Anwendung  zu  seinem   Vortheile  zu 

-^ ')  J/umiJa 

•)  Anm.    des    Heran sg.     Insoferne   das  Gestiindiiiss    im  CProz.  au/ 
dein   Prinzip    des    Verzichtes  beruht^    luöchlc  die  Ernstlichkeit  und 
,,:        Ueberlegtheit   eben    nur    auf    den    Willen    zu   verzichten    gerichtet 
seyn  (aniuius  coufidendi).     Linde  1.  c.  Xot.   13. 
**)  Linde,    1.  c.  Not.  4.  ,  •       »   :  . 

Anni,  des  Hcrausg.  Bezüglich  des  vor  Gericht  abgelegten 
aussergerichtliehcn  Geständnisses  s.  besonders  Gönner,  Handb.  IV. 
44.   12.     Gensler,  1.  c.  S.  50.  Not.  *.  ... 

***)  Linde,  1.  r.  S.  309.      Weber,  I.  c.  S.  61.  ff. 
I)   Weber,  S,  56.  ff. 
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machen,  behauptet,  der  muss  diesen  Thatsatz,  insofern  er 
ihm,  in  eben  dieser  Rechtssache,  zum  Nachtheil  gereicht, 
auch  als  pin  gerichthches  Eingeständniss  gegen  sich  gelten 
lassen.  Der  sogenannte  animua  coufitendi  ist  also  zur  Be- 
■vyeiskrftft  eines  gerichtlichen^.  Eingeständnisses  nicht  erfor- 
derlich. So  lange  jedoch  der  andere  Theil  diesem  Thatsatzc 
>y id erspricht ;  so  Jaugc  kann  er  ihn  auch  nicht  als  Einge- 
i^^^idni^,  zu  seinem  Vortheile  anführen  *3- 

lab  10Y  f  —■ 

elüß J  tiv  .ne?.io({elfk»i  r     C r  i  t  i s  c h  e 
^aoiiiA  oAiimerkuiig  XXVI.  des  Verfassers, 
nov  iiA  •■:•' 

-lolnoliä  aiti    ^^^^''  ^^^  tinimum  confitendi. 
j-.Kß   r,-:  CZii  §.  80.  und  99.) 

,,;  Pie  Würde  des  richterhchen  Amts  erfordert  es^  streng 
darauf  zu  halten,  dass  dem  Richter  keine  Ifimvahrheit  vor- 
getragen werde.  Derjenige  also,  der,  vor  dem  Richter, 
einen  gewissen  Thatsatz,  in  der  Meinung,  dass  er  zu  seinem 
Vortheil  gereichen  werde,  oder  dass  er  in  dieser.?Rücksicht 
wenigstens  gleichgültig  sey,  behauptet,  und  nachher,  wenn 
er  sieht,  dass  er,  ganz  oder  zum  Theil.  zu  seinem  Nach- 
theil gereicht,  ihn  gerne  zurücknehmen  mögte,  kann  es  als 
eine  verdiente  Strafe,  wodurch  die.  beleidigte  Würde  des 
Richteramts  gerächt  wird,  ansehen,  '  däss  ihm  dieses  nicht 
gestattet  wird.  Bei  dem  aüsserge'richtlichen'  Eingeständniss 
tritt  dieser  Grund  nicht  ein.  Es  ist  zwar  immer  unerlaubt, 
mit  Ueberlegung  mid  im  Ernste,  eine  Unwahrheit  zu  sagen, 
und  es  ist  selbst  alsdanu  unerlaubt,  \Venn  es  nicht  in' be- 
stimmter eigeimütziger  Absicht,  sondern  in  der  Meinung, 
eiwdiS  Gleichgültiges  %u  erzählen^  geschieht:  aber  eine  Strafe 
wie  diese  würde  doch  zu  hart  seyn ,  da  es  nur  als  eine 
A'rt  Von  Leichtsinnigkeit  betrachtet  werden  kann,  AVenn,  im 
gemeinen  Leben,  Jemand  eine  Thatsache,  von  deren  Wahr- 
heit er  nicht  überzeugt  ist,  in  der  Meinung,  dass  sie  ihm 
nicht  zum  Nachtheil  gereichen  könne,  als  gewiss  behauptet. 

'^'i  Anm.  des  Herausg.     Siehe  Anui.   d.  Hcraiisg.  zu  §.  76,     Gens-' 
ler,  S.  43.  —   Weber,  S.    103,     Ueber  die  Hegel:  qiü  excipitj    non 
fiitetiir  s.  uii(cn. 


M  ok'sa    tluirh  Eingestäiidniss.  *3t 

Wenn  also  z.  B.  Derjenige,  der  eine  gewisse  Sacke,  gegen 
den  Besitzer  derselben,  als  Eigenthum  in  Anspruch  nimmt, 
diesem  aussergerichtlich  den  Vorwurf  macht,  dass  er  diese 
Sache  schon  seil  länger  als  30  Jahren  widerrechtlich  be- 
sitze; so  kann,  Avenn  er  nachher  die  Vindikationsklage  an- 
stellt, und  der  Beklagte  ihm  die  Einwendung  der  Verjäh- 
rung entgegensetzt,  jene  aussergerichtliche  Behauptung  nicht 
als  ein  zum  vollen  Beweise  hinreichendes  Eingeständniss 
des  30jährigen  Besitzes  gelten:  es  würde  aber  alsdann  da- 
für gelten,  wenn  der  Kläger  diese  Behauptung  in  seiner 
gerichllich  übergebnen  Klagschrift  aufgestellt  hätte. 

Die  Begriffe  von  Ueherlegt  und  Ernstlich  (]§.  75.  76.) 
werden  mit  dem  Begriff  des  animus  confitendi  oft  verwech- 
selt, und  diess  ist  die  Hauptursache,  warum  bisher  in  die- 
sej^Iifthj:e^ifimnclj,.yi9f  Verwirrung  gß^Ptrscht  .lüat.  ,,,     ,,,  ,j_ 

oiJßJi^oUior)  <ni  *  ^    dotn^f^-      >    tH   in   f'i>o^   .i^.--Jnb(iüJg 

»s  lüir  §.81.  ',  C^yi^ßg»" 

*""*  Eni  gerichtliches  Eingeständniss,  welches  der'  gehörig 
fcfevoUmächtigte  SachAvalter  des  Produkten,  im  Namen  des- 
selben j  abgelegt  hat,  ist  von  eben  der  Würkung,  als  wenn 
es  der  Produkt  selbst  abgelegt  hätte,  und  es  bedarf  dazu 
keiner  Spöciah'^ollmacht  <"'3-  ''     "' 

In  jeder  vor  den  rlichter, gebrachten  Rechtssache.  115t 
der  Produkt  schuldig,  sic/i  über  die  Wahrheit- der!,  von  dem 
Producenten  aufgestellten  Thatsätze,  insoweit  als  sie  auf  die 
Entscheidung  der  Sache  Eiafluss  liaben  können  (^erheblich 
sind)  entweder  eingestehend  oder  widersprechend  deutlich 
zu  erkJ4r9JLi,**i.  Unterlasset  er  diese  Erklärung,,  so  dass  er 
entweder  ....  ,  ..v^  .  , 

IIS     ^y  ^^^  Vortrag    des    Producenten,     in   den    ihni   dazu 
'.  i,w      vorgeschriebenen- Fristen,   ganz  unbeantwortet  lässt, 
oder 

TT  .ij   irrf    iiuuiojI  '.<sinbtifi>:^^'&ni3    fe>»ii'i,Ji  T     .»^tut.T'tH  b«!»    inn/.  < 
tu  .?)  ^nm,  des  H^raij^sg.     Im  rpiqlschcDj  ^e.cht  war.  auch  die  Gegcn- 
^j^,,,  wart  der,  Partei  uölliig.     I.  1.  C.  2.  10-     Ovtrbeck,  MeiUt.  Band  10. 
S.  327.  (T.     Siehe    aber  Bßttmann-UoUwey,;^&x&}\i^i^  S,  27.b.  307. 

*')  1.  R.  A.  §    37.  ,,.i...i'   ..: 


^"^  11.  Th.il.  ///.   Tiicl    Von    dem    Beiceis 

2)  die  Thatsätze^   von    welchen  die  Rede   \st,   ganz  mit 
Stillschweigen  übergeht; 
so  wird    dieses   Stillschweigen   als   ein   gerichtliches  Einge-; 
ständniss;,   mit  aller   Würkungj    als  ob  es   ausdrücklich  ge-' 
scheheu  wäre^  angenommen  *). 

C  r  i  1  i  s  c  h  e 

Aiimei-kuug  XXVII.  des  Verfassers. 

Ueber  das  fingirle  gerichtliche   Eingeständniss. 

Zu  §.  82—87. 
'  In  den  meisten  Gerichten  ist  der  Grundsatz  angenom- 
men^ dass  das  Stillschweigen  Desjenigen^  auf  dessen  ge*- 
richtliches  Eingeständniss  es  ankommt^  nicht  für  ein  Einge- 
ständnisse sondern  für  einen  Widerspruch  (]Litis  conteslatio 
negativa)  gelte.  Hierdurch  wird  aber  das,  ohnehin  nur  zu 
häufige  Widersprechen  vor  Gerichte  allzusehr  erleichtert. 
Schweigen  und  Eingestehen  sind  freilich  zwei  an  sich  selbst 
ganz  verschiedne  Dinge:  aber  es  ist  billig,  dass  das  Gesetz 
den  Partheien  das  Reden  vor  Gerichte  zur  Pflicht  mache, 
und  diese  Pflicht  durch  eine  angemessene  Strafe  sanctionire. 
In  verschiedenen  Ländern  ist  desswegen  jeuer  Grundsatz, 
theils  schon  längst,  theils  in  neuern  Zeiten,  mit  Beifall  aller 
Sachverständigen,  abgeschafft  worden.  ;     '. 

Oih    'In  ;     .V>yW;^-tAfil'-   <i>y\''- 

^'"  §.  83.  ' 

Für  eui  solches  stillschweigendes  (^fingirtes)  Einge- 
ständniss gilt  es  aher  nicht,  sondern  es  wird  vielmehr  einem 
ausdrücklichen  Widerspruche  gleich  geachtet:  '  >  w,  i. 

\      V)  Wenn   der  Produkt,    anstatt  den  Thatsatz    geradezu 
für  unwahr  zu  erklären,  davon  nichts  zu  wissen  behauptet: 


*)  Anni.  des  Herausg.  Fingirtes  Eingeständniss  kommt  im  G.  R. 
nur  bei  unterlassener  Beantwortung  der  Possitionen  vor,  C.  2.  in 
IV.  2.  9.  I.  R.  A.  §.  49.  —  Dieses  dehnt  aus  Gensler,  Archiv 
B.  1.  S.  48.  Note  '^*;  s,  desselben  Werks  B,  10.  S.  416.  Ver- 
theidigung  des  fingirten  Eingest. 


(hiich  Eingestihidniss.  1^ 

23  Wenn  er  seine  widersprechende  Erklärung  in  an- 
dere, das  Eingeständuiss  ausschliessende  Worte ^  z.  B.  „der 
Satz  sey  gar  nicht  erwiesen"    —   u.  d.  gl.  einkleidet: 

33  Wenn  er  dem  aufgestellten  Thatsatz  einen  andern^ 
der  ihn  aufhebt^  entgegensetzt  *Q. 

§.    84. 

Hat  der  Producent,  zu  Begründung  seiner  Forderungen, 
mehrere  einzelne  Thatsätze  aufgestellt:  so  ist  der  Produkt 
sich  über  jeden  derselben,  bei  Strafe  des  sonst  anzunehmen- 
den stillschweigenden  Eingeständnisses,  zu  erklären  schuld 
dig.  Doch  kann  er,  falls  er  ihnen  allen  widersprechen  Avill, 
seinen  Widerspruch  in  einen  einzigen  Satz  (jn  coniplexu), 
zusammenfassen,  wofern  er  es  nur  mit  hmlänglicher  Deut- 
lichkeit und  Bestimmtheit  thut  **).     f*  nol>flßiIiOY  a8inhnii)^r 

§.   85. 

Die  allgemeine  Formel  des  Produkten:  „er  setze  dem 
., Vortrage  des  Producenten  einen  allgemeinen  Widerspruch 
„entgegen"  gilt,  für  sich  allein,  und  wenn  nicht  zugleich 
wenigstens  den,  von  dem  Producenten  aufgestellten  Haupt- 
thatsätzen  insbesondere  widersprochen  wird,  nicht  für  einen 
gerichtlichen  Widerspruch.  Doch  kann  sie  auch  nicht  für 
ein  Eingeständnis«  gelten,  sondern  dem  Produkten  muss  es 
frei  gestellt  werden,  sich  zuvor  noch  bestimmter  zu  erklären. 

Eben  dieses  findet  auch  im  Falle  einer  in  undeutlicheij 
Worten  abgefassten  Erklärung  Statt  ***3- 

§.  86. 

Ein  stillschweigendes  (^fingirtes)  Eingeständuiss  ver- 
liehrt  dadurch  nichts  an  seiner  Kraft,  dass  ,,der ,  J^rodukl^ 
nachher  behauptet  und  beweist,  er  habe  von  der  Sache 
nichts   wissen    können.     Es   ist   in    diesem   Falle  als  Strafe 

seines  Ungehorsams  oder  Nachlässigkeit  zu  betrachten.    In- 

. y.    .H  .  ■■ 

*)  Anni.  des  Herausg.  So  iiiibeschränUt  möchten  äi«^e' SfS^tze  im 
gemeinen  Prozess  nicht  gelten,  s.  auch  1.  9.  ff.'*l>j'"4^'''i.'  C.  6. 
X.  2.  25.     C.  2.  in  IVto  2.  3.  ' 

*'^)  An m.  des  Herausg.     S.  dagegen    Linde,    Abhandl.  I.  S.  16.  - 

Goldschniidt  über  Litiscont.  u.  Einr.  Frankf.   1812.  S.  63.  )t. 
»*')  1.  R.  A    §    .37,   und  §.  41.  —  Gensfer  l.c.'S.   48.      ''     '  "  '    ' 


76  //.  Theil.  ill.  l'itel.    Von  dem  Beneis 

sofern  jedoch  ein  gerichtliches  Eingcständniss  überhaupt  wi- 
derrufen werden  kann  fs.  unten  §.  89.  92-3;,  so  findet  die- 
ses auch  in  Ansehung  des  stillschweigenden  (^fingirten^  Statt.- 

§•  87. 
Es  geschieht  oft^  dass  der  Produkt  einem  aufgestellten 
Thatsatze  ausdrücklich  widerspricht,  zugleich  aber  die  von 
dem  Producenten  daraus  gezogene  rechtliche  Folgerung  zu 
widerlegen,  die  Unerheblichkeit  desselben,  entweder  durch 
Rechtsausführungen,  oder  durch  Entgegenstellung  anderer 
Thatsatze,  darzustellen  sucht.  In  diesem  Falle  wird  durch 
das  letztere  Unternehmen,  ob  es  gleich  die  Wahrheit  jenes 
Thatsatzes  voraussetzt^  der,  denselben  entgegengesetzte  Wi- 
derspruch nicht  aufgehoben,  und  es  ist  also  kein  Eingc- 
ständniss vorhanden  *3- 

§.  88. 
Ein,  ausdrückliches  oder  stillschweigendes,  gerichtliches 
Eingeständniss  bedarf,   um  die  Würkung  eines  voUkommnen 
Beweises   hervorzubringen,     keiner    Acceptation  von  Seiten 
des  Producenten  **3- 

'";";  .  §.  89.  ' 

Doch  kann  ej»  nicht  acceptirtes  gerichtliches  Eiuger 
ständn'iss,  so  lange  als  nicht  die  Verhandlung  geschlossen, 
ist,  von  dem  Produkten  zurückgenommen  werden,  uu,d,  als- 
darin  wird  es  als  nicht  geschehen  angesehen  ***3v,  \..     -/r 

"§.^90. 

Die  Acceptation  geschieht  durch  die,  von  dem  Produ- 
centen zu  den  Akt6n,  mündlich  oder  schriftlich,  abzulegende 
Erkläruno' ' 'dass  e^  das  Eino^eständniSs  annehme.  Sie  kähh' 
auch  mit  allgemeinen   Worten,    z. 'B.  ,ydass^ er  (^der  P*j^bdd-* 

*)  Ajiiu.  des  H'öi'attsg.:  Olli  excipit.  uBii'  fatetur.  I.  9.:  Ä.  .44;'l.' 
C.  6.  X  2.  25.  Reg.  63.  in  IVfo  de  veg.  juris  {b.  Vi.X  — 
Weber  I.  c.  S.  100,  —  Gensler  \.  c.  S.  44.  Not.  /*,  f.  tt,  ,  Linde 
Abhandl.  I.  1.  §.  5.  6.  —  S»</fyj»,s,iij,  (Jer  Zfilt^f^.  iiff.Qy^r.  und 
Proz.  IV.  S.  447.  ff.  ;.    ..  „c/i  i.j  ^i   : ',  '  .fS    l   .7 

•*)  C..13.  in  fine.    C.  4.  30.   C,„,lp,,,X^2.  Ji?„— .^t?'«?^«.  .?"z.  §.  .256. 

Npf-;;*^-  ^      I.;,..,        .,r.;V         .;,..>.,  ...I    c^.dij   \V,Uv.V.     u    .^ : 

***}  Anm.  des,Heraii,.sg.     S,_  dagrgeiv>H'iB*^f,,^.  ^»-  S»  8p,  8^,  ß. 
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.jCeiit)  Alles,  was  der  gegenseitige    Vortrag  SacluUenliches 
.^enthalte,  annehme'^^  geschelien.  ,v 

§.  91. 

Auch  wird  sie  in  Ansehung  derjenigen  Thatsätze^  welche 
der  Producent  zuerst  aufgestellt  ^  und  nachher  der  Produkt, 
ausdrücklich  oder  stillschweigend ,  eingestanden  hat^  zum 
Voraus  geschehen  zu  seyn  geachtet.  Ist  aber  ein  Thatsatz 
von  dem  Produkten  früher  eingestanden^  als  er  von  dem 
Producenten  aufgestellt  war;  so  kann  das  Eingeständnisse  so 
lange  als  die  Verhandlung  dauert  (^§.  89.),  nicht  anders 
als  durch  ausdrückliche  Worte,  oder  wenigstens  durch  solche 
Erklärungen,  welche  den  eingestaudnen  Thatsatz  als  erwie- 
sen nothwendig  voraussetzen,  acceptirt  werden  *3' 

§    92. 

Auch  ein  acccptlrtes  gerichtliches  Eingeständniss  ist 
der  Produkt  zurückzunehmen  alsdann  berechtigt^  wenn  er 
die  Unrichtigkeit  der,  nur  aus  Irrthum  eingestandenen  That- 
Sache,  durch  Gegenbeweis,  darzuthun  vermag  **).  >«« 

_ . >73r 

'■•    T'^'"''  :  I  '  '-     -■•  Critische  :>V  ' 

Aiimerkuiig  XXVIII.  des  Verfassers.         ''»^^ 

Ueher  den  Widerruf,  eines  gerichtlichen  Eingeständnisses. 
(Zu  S.  88—92.) 
Dass  ich  einem  solchen  Widerruf,  je  nachdem  er  vor 
oder  nach  geschehener  Acceptation  erfolgt,  verschiedene 
Würkungen  beilege,  diejenige  nehmlich,  dass  nur  im  letz- 
ten, nicht  aber  im  ersten  Falle,  der  Gegenbeweis  uöthig  ist, 
hat  seinen  Grund  darin,  weil  sonst  die  Acceptation  ohne 
alle  Wiükuug,  und  nur  eine  leere  Formalität  seyn  würde. 
Die  Acceptation  ist  aber  immer  etwas  Wesenthches,  da  das 
Verhältniss  zwischen  dem  Eingestehenden  und  Demjenigen, 
der  aus  dem  Eingeständniss  Vortheil.  ziehen  will,    die  Natur 

*)  Weher  1.  C.  und  S.  103.  ff. 
**)  Anm.    des    Heraus^.      Siehe    hoch    andere    Ausnahmen:     Linde, 
■  "•        Proz.  §.  256.  Not.  19.     Weber  betrachtet  die  Zulässigkeit  des  Ge- 
genbeweises als  Hegel^  1.  c.  S.  64.  ff,  85.  ff.   —  Wegen  Irrthums 
der  Advokaten  1,  3.  C.  2.  10,  —  C.  2.  X.  1.  41, 
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eines  Vertrags  hat.  Nur  inuss  man  diese  Acceptation  so 
wenig  als  möglich  von  überflüssigen  Worten  abhängig  ma- 
chen^ und  ich  halte  es  desswegen  (]§.  91.^  für  ganz  unnö- 
thig,  dass,  wenn  A,  als  Kläger,  vor  Gerichte  gesagt  hat: 
„B  ist  mir  die  Summe  von  100  schuldig^^,  und  B  darauf 
vor  Gericht  geantwortet  hat:  ^^Ich  bin  A  die  Summe  von 
100  schuldig'^;,  alsdann  A  noch  weiter  sage:  ^^Ich  acceptire, 
dass  B  mir  die  Summe  von  100  schuldig  zu  seyn  ein- 
gesteht/^ 

Dass  übrigens  gegen  ein,  auch  selbst  acceptirtes  ge- 
richtliches Eingeständniss  der  Gegenbeweis  (^probatio  mani- 
festi  erroris^  Statt  finde,  das  ist  schon  nach  der  bisherigen 
Praxis  keinem  Zweifel  unterworfen. 


§.  93. 

Ein  ausdrückhches  gerichtliches  Eingeständniss  ist  streng 
nach'  den  Worten,  in  welchen  es  abgefasst  ist,  ein  still- 
schweigendes (^fingirtes)^  aber  streng  nach  den  Worten,  in 
welchen  der  Producent  den  Thatsatz  ausgedrückt  hat,  zu 
verstehen.  Es  findet  also  keine  ausdehnende  Erklärung  auf 
solche  Thatsätze,  welche  nicht  entweder  wörtlich  ausge- 
drückt, oder  doch  als  nothwendige  Folgerungen  des  Ausge- 
drückten zu  betrachten  sind.  Statt  ^^J.X^*  ^^'-»^»^ ' 

§.  94. 

Ein  gerichtliches  Eingeständniss  ist  mit  allen  denen 
Einschränkungen^  Bedingungen  und  näheren  Bestimmungen 
'zu  'verstehen,  welche  der  Eingestehende  ihm  zu  geben  für 
gilt  befunden  hat.  Zur  näheren  Erläuterung  dieses  Satzes 
dienen  folgende  Beispiele: 

/ijd'i  Wenn  der  Producent,  um  seine,  auf  Zurückzahlung 
eiries  geschehenen  Darlehns  angestellte  Klage  zu  begründen, 
den  Thatsatz  aufstellt: 

„Er  habe   dem    Produkten    die    Summe    von    Hundert 

„darlehnsioeise  ausbezahlt.^* 
Der  Produkt  hingegen  zwar  das  empfangene  Darlehen  über- 
haupt eingesteht^  die  Summe  aber  nur  auf  Fünfzig  angiebt; 

*)  Linde,  l,  c.  §    256.  Not.  29.    <^«   ^    '*  •*'  •'   • 
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SO  ist  der  Beweis,    insofern  er  auf  dem  Eingeständnis«  be- 
ruht,  nur    in  Ansehung  eines  Darlehns  von  Fünfzig  geführt. 

2.  Wenn,  im  Falle  der  so  eben  erwähnten  Klage,  der 
Produkt  zwar  die  Summe  von  Hundert^  darlehensweise,  em- 
pfangen zu  haben  eingesteht,  zugleich  aber  behauptet,  er 
habe  sich  zur  Wiederbezahlung  und  unter  einer  gewissen 
Bedingung^  oder  nach  einem  gewissen  Zeitverlauf,  verbind- 
lich gemacht;  so  ist  durch  das  Eingeständniss  die  unbe- 
dingte und  uneingeschränkte  Verbindlichkeit  zur  Zurückzah- 
hmg  nicht  bewiesen. 

3.  Wenn  endlich  der  Produkt  zwar  die  Summe  von 
Hundert  empfangen  zu  haben  eingesteht,  die  Eigenschaft 
eines  Darlehens  aber  leugnet;  so  ist  der  Producent  diese 
Darlehens -Eigenschaft  durch  andere  Mittel  zu  beweisen 
verbunden. 

Es  ist  übrigens  wohl  zu  bemerken,  dass  diese  Regel 
nur  in  so  weit  gültig  ist,  als  der  Beweis  des,  von  dem 
Producenten  aufgestellten  Thatsatzes  blos  auf  dem  Einge- 
ständniss des  Produkten  beruht.  Kanu  er  diesen  Beweis 
durch  andere  3Iittel  führen;  so  ist  es  die  Sache  des  Pro- 
dukten, auch  seine  behauptete  Einschränkungen,  Bedingun- 
gen und  nähere  Bestimmungen  besonders  zu  beweisen  *^. 

§.   95. 

Wenn  der  Produkt  zwar  den,  von  dem  Producenten  auf- 
gestellten Thatsatz  ohne  Einschränkung,  Bedingung  und  nähere 
Bestimmung,  wodurch  die  ausgedrückte  Thatsache  an  sich 
selbst  eine  andere  Gestalt  erhielte,  eingesteht,  zugleich  aber, 
als  Zusatz  zu  diesem  Eingeständniss,  in  unmittelbarem  Zu- 
sammenhang mit  demselben  eine  andere,  ganz  für  sich  be- 
stehende^ solche  Thatsache j  durch  welche,  als  Einwendungj 
der  auf  jenen  Thatsatz  des  Producenten  gegründete  Rechts- 
Anspruch  aufgehoben  wird,  behauptet;  so  ist  derselbe  selbst 


*)  Anm.  des  Herausg.  Ueber  das  beschränkte  (fiualificirte)  Ge- 
ständiiiss  siehe  die  bei  Collmunn  Grundlinien  etc.  S.  118.  und 
Linde,  Proz.  1,  c,  Note  24  allegirten.  Prutobevera  Material  III. 
Band,  nr.  II.  S.  102.  E.  Kind,  Summarium  etc.  S.  466.  u.  525. 
Bedingtes  Geständniss,  eiu  Vergleichsantrag  Gensler,  Archiv  Bd 
IV,  S.  23,  f.     Siehe  die  Anmerk.  Nr.  XXIX.  unter  §■  95. 
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diese  für  sich  bestellende  Thatsache,  alsdann^  wenn  sie  ent- 
weder seine  eigne  Handlung^  oder  eine  solche  Begebenheit 
oder  fremde  Handlung^  welche  er  unmittelbar  selbst  beobach- 
tet zu  haben.^  versichert^  jetzt;,  besonders  zu  beweisen  nicht 
verbunden.  Ist  aber  das  Eine  oder  das  Andere  nicht  der 
Fall,  so  dass  er  die  Begebenheit  oder  fremde  Handlung  nur 
aus  der  Erzählung  Anderer  weiss;  so  liegt  ihm  die  Last 
des   darüber  zu  führenden  Beweises  auf. 

Wenn  also  z.  B.,  in  dem  angeführten  Falle  einer  Dar- 
lehens-Forderung  (^§.  94.3  der  Produkt  das  empfangene 
Darlehen,  ohne  alle  Einschränkung,  eingesteht,  dasselbe 
aber  nachher  wieder  abgetragen  zu  haben  behauptet;  so  ist 
durch  das  Eingeständniss  nicht  blos  die  Würklichkeit  der 
Schuld,  sondern  auch  zugleich  die  Würklichkeit  der  gesehe- 
nen Wiederabtragung  bewiesen.  Hinoeoen,  wer  als  Vater 
eines  unehelichen  Kindes  in  Anspruch  genommen  wird,  und 
den,  mit  der  Mutter  desselben,  zur  Zeit  der  entstandenen 
Scltwangerschaft,  gepflogenen  Beischlaf  eingesteht,  zugleich 
aber  behauptet,  dass  dieselbe,  zu  eben  der  Zeit,  auch  noch 
mit  andern  3Iannspersonen  Unzucht  getrieben  habe,  der  kann 
nicht  verlangen,  dass  diese  letztere  Behauptung,  oline  Be- 
weis, für  wahr  angenommen  werde  *). 


Crifiscfi'^    .li;l»oi*l  tob  mi9V/ 

j i , , ^fhßr. ; ^«*  einscJiräiikeiide   Eiiigesländmsff.^^  j^dl»?, 
..(.■;-;;-::;    ,     '■     (Z"  §.  94,  95,  104,  105.)    ,.       .  .     ......v     ^1, 

-SÄ  iX^ian  l\at  bei  dem  Beweis  durdia  Zeugen  und  durch  Ur- 
kunden^ die  Regel,  dass  der  Produccnt  die  Zeugen  und  die 
Urkunden,  die  er  für  js^c/i  aufülut ,  auch  gegen  si€h, gelten 
lasseji  müsse.  Der  vernunftmässiffe  Grund  hiervon. ist,  weil 
das,  Avas  als  Quelle  der  AVahrheit  angenommen  wird,  nicht 
auch  zugleich  Quelle  der  Unwahrheit  seyn  kann.  Wenn 
man  Grund  hat,  einem  Zeugen  tiichl  Alles  zu  glauben;  so 
hat  man  auch  eben  so' viel  Grund,  ihm  ^«r  mcÄ/5  zu  glauben. 

*)  Aiiiu.   des   Herausg;.     Verliält  sich   nach  den  oben  entwickelten 
Grundsätzen  über  Beweislast  im  G.  R.  anders.  —  S.  I.  Th.  II.  Titel. 
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Dass  dieses  Argument  auch  auf  das  Eingestäadniss  an- 
zuwenden sey^  darübei"  sind  im  Allgemeinen  unsere  Ausle- 
ger einverstanden.  Aber  man  glaubt,  zwischen  verschiede- 
nen Arten  von  einschränkenden  Eingeständnissen  (^gewöhn- 
lich, aber  sehr  unschicklich ,  Confessio  qualificata  genannt^ 
unterscheiden  zu  müssen.  Alsdann  nehmlich.  Avenn  die  Ein- 
schränkung den  einzugestehenden  Thatsatz  unmittelbar  be- 
trifft, so  dass  durch  das  Eiugeständniss  ein,  von  dem  be- 
haupteten, in  Ansehung  der  näheren  Bestimmungen,  ganz 
verschiedener  Thatsatz  ausgedrückt  wird,  soll  die  Einschrän- 
kung für  eben  so  wahr  als  der  übrige  Inhalt  des  Einge- 
ständnisses angenommen  werden,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  es  alsdann  nicht  der  von  dem  Produoenten  behauptete, 
sondern  ein  ganz  anderer  Satz  ist,  den  der  Produkt  einffe- 
Standen  hat.  Wenn  aber  die  Einschränkung,  ohne  den  That- 
satz des  Producenten  unmittelbar  zu  berühren,  einen  andern 
für  sich  bestehenden  Thatsatz,  der  nur  die,  aus  jenem  zu 
ziehende  rechtliche  Folgerung  aufhebt,  als  Zusatz  ausdrückt ; 
so  soll  dieser  Zusatz  an  der  Glaubwürdigkeit  des  Einge- 
ständnisses keinen  Antheil  haben,  sondern  seinen  eigenen 
Beweis  erfordern. 

Dies  ist  die  bisherige  gewöhnliche  Lehre  (^JCti  Tubing. 
Vol.  5.  Cons.  80.  N.  41.  Mevius  P.  1.  Dec.  123.  N^.  5- 
Grolman,  Theorie  des  gerichtlichen  Verf.  §.  82.3-  Aber  ich 
halte  sie  nicht  für  richtig,  und  wenigstens  stimmt  sie  mit 
obigem  Grundsatze  offenbar  nicht  überein.  Wenn  der  Pro- 
ducent  den  Richter,  anstatt  ihm  andere  Beweisgründe  vor- 
zulegen, blos  auf  die  Redlichkeit  des  Produkten  verweist; 
so  kann  er  diesen  letzteren  nicht  für  fähig  halten,  nur  in 
Ansehung  gewisser  Sätze  die  Wahrheit,  in  Ansehung  ande- 
rer aber  die  Unwahhreit  zu  sagen,  ohne  sich  mit  sich  selbi^t 
in  Widerspruch  zu  setzen.  Auch  hat  der  Produkt,  dadurch, 
dass  er  den  ihm  nachtheiligen  Satz  eingestanden  hat,  schon 
den  Beweis  gegeben,  dass  er  redlich  sey,  und  dieser  Be- 
weis muss  ihm  billig  auch  in  Ansehung  des  ihm  vortheil- 
haften  Satzes  zu  Statten  kommen.  Es  kostet  dem  Gewissen 
des  Schuldners,  welcher  nicht  bezahlen  will,  nicht  mehr,  die 
Existenz  der  Schidd    fälschlich  zu  leu<;iicn,    als  die  o;csche- 
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heiie  Bezahlung  fälschlich  vorzugeben.  Man  hat  also  keinen 
Grund,  Den,  der  das  Erstere  nicht  thut,  des  Letzteren  fähig 
zu  halten. 

Dagegen  muss  eine  Gesetzgebung,  welche  den  redlichen 
Mann,  der  sich  bewusst  ist,  eine  Schuld,  worüber  sein  Gläu- 
biger keine  Beweismittel  in  Händen  ha(te,  wieder  bezahlt 
zu  haben,  ohne  darüber  Beweismittel  zu  besitzen,  in  die 
Verlegenheit  setzt^  entweder  die  ursprüngliche  Existenz  der 
Schuld,  der  Wahrheit  zuwider,  zu  leugnen,  oder  sie  zum 
zweitenmal  zu  bezahlen,  nothwendig  der  Moralität  nachthei- 
lig seyn:  denn  die  Versuchung  ist  in  diesem  Falle  gross, 
sich    durch   eine  Nothlüge   aus  der  Sache  zu  ziehen. 

Nur  alsdann^  wenn  der,  als  Zusatz  einschränkende 
Thatsatz  des  Produkten  von  der  Art  ist,  dass  dieser  selbst 
davon  nicht  aus  eigner  Erfahrung  überzeugt  seyn  kann,  muss 
eine  Ausnahme  —  jedoch,  bei  dem  aussergerichtlichen  Ein- 
geständnisse nur  insofern,  als  es  nicht  vollständig  und  unbe- 
dingt acceptirt  worden  ist  (^§.  105.^  —  Statt  finden:  denn 
in  diesem  Falle  haben  das  Eingeständniss  und  der  Zusatz 
zwei  ganz  verschiedene  Quellen,  und  die  letztere  hat  an 
der  Zuverlässigkeit  der  ersteren  keinen  Antheil. 

Diess  wird  genug  seyn,  um  den  Inhalt  der  angeführten 
§.  §.  zu  rechtfertigen.  Carl  Ferd.  Hommel  ist  gewisser- 
massen  meiner  Meinung  (^Rhapsodia  Vol.  2.  Obs.  418.3- 


§.  96. 

So  wie  allgemeine  Rechtssätze  und  Rechts- Anwendun- 
gen überhaupt  kein  Gegenstand  des  Beweises  sind  (^§.  B.); 
so  hat  auch  in  Ansehung  derselben  das  gerichtliche  Einge- 
ständniss —  wenn  nehmlich  von  dem  einen  Theile  ein  fal- 
scher Rechtssatz  behauptet,  und  derselbe  von  dem  andern 
Theile  eingeräumt  wird  —  durchaus  keine  Würkung,  und 
der  Richter  darf  hierauf  bei  der  Entscheidung  —  es  sey 
denn,  dass  der  einräumende  Theil  die  Absicht,  auf  sein 
Recht  wissentUch  Verzicht  zu  leisten,  deutlich  erklärt  habe  — 
keine  Rücksicht  nehmen. 

Hieher   gehört  jedoch   nicht   der  Fall,    wenn   von  dem 


» 

durch    Eingeständniss.  83 

zweifelhaften,  und  desswegen  zu  beweisenden  Daseyn  eines 
Positiv -Gesetzes,  z.  B.  einer  Rechtsgewohnheit  etc.  die 
Frage  ist ,  als  welches  Daseyn  eben  so  gut  durch  Ein- 
geständniss als  durch  jedes  andere  rechtliche  Mittel  bewie- 
sen werden  kann  *3- 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aimierkuug  XXX.  des  Verfassers. 

Ueber  den  Beweis  der   Existenz  eines  Positivgesetzes  durch 
Eingeständniss. 

Man  lehrt  gewöhnlich,  dass  die  zweifelhafte  Existenz 
eines  Positivgesetzes  durch  Eingeständniss  nicht  bewiesen 
werden  kann.  Ich  halte  aber  diese  Lehre  für  ungegründet. 
Zwar  kann  ein,  dem  Richter  unbekanntes  Gesetz  dadurch, 
dass  zwei  Individuen  (Jiev  Producent  und  der  Produkt])  an 
dessen  Daseyn  glauben,  nicht  für  alle  übrige  Bürger  ver- 
bindlich werden:  aber  hiervon  ist  auch  nicht  die  Rede^  son- 
dern nur  von  der  Anwendung  dieses  Gesetzes  auf  den  ein- 
zelnen Fall,  in  welchem  diese  beide  Individuen  sich  einander 
befinden.  Wenn  der  Produkt  das  Daseyn  des  Gesetzes  ein- 
gesteht; so  erklärt  er  dadurch,  dass  er  sich  die  Anwendung 
desselben  auf  seinen  individuellen  Fall  gefallen  lassen  wolle. 
Dies  ist  nun  ganz  allein  seine  Sache,  und  volenti  non  fit 
injuria. 

Es  lässt  sich  gar  leicht  gedenken,  dass  die  Existenz 
eines  Positivgesetzes  beiden  streitenden  Theilen  sehr  «-ut 
bekannt,  dem  Richter  aber  ganz  unbekannt  seyn  kann.  Man 
nehme  z.  B.  eine,  in  einem,  von  dem  Orte  des  Gerichts 
entfernten  kleinen  Theile  des  Landes  eingeführte  Rechtsffe- 
wohnheit;  oder  auch  den  Fall,  dass  die  Streitigkeiten  zwi- 
schen zwei  Ehegatten  nach  den  eigenthümlichen  Gesetzen 
des  fremden  Landes,  wo  die  Ehe  geschlossen  wordpn  ist, 
entschieden  werden  müssen.  Wenn  hier  beide  Theile  über 
das    Daseyn    und   den    Inhalt    dieser   Gesetze  einverstanden 

*)  Mühlenhrnch  Pand.   f.  g.  .*J9.  \o(.  8.  .     ■ 
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sind;    so  sehe  ich  nicht  ein,    was  der  Richter  für  Ursache 
haben  sollte^  noch  einen  andern  Beweis   zu  verlangen. 


§.   Ö7. 

Auch  ein  aussergerichtliches  Eingeständniss  (§.  77.3; 
wenn  es  die  zu  einem  gültigen  Eingeständniss  überhaupt 
erforderliche  Eigenschaften  hat  {%.  73 — 76-3;  bewürkt  voll- 
kommnen  rechtlichen  Beweis.  Da  aber  das  aussergericht- 
liche  nicht,  wie  das  gerichtliche,  unmittelbar  vor  dem  Rich- 
ter abgelegt  wird;  so  folgt,  dass  das  Daseyn  desselben,  als 
eine  besondere  Thatsache,  immer  erst  durch  irgend  ein  ge- 
setzliches Mittel,   rechtlich  bewiesen  werden  muss  *3* 

§.  98. 

Ob  ein  aussergerichtliches  Eingeständniss  für  frei,  über- 
legt und  ernstlich  zu  achten  sey,  das  hat  der  Richter,  nach 
den  Worten,  in  welchen,  und  nach  den  Umständen,  unter 
welchen  es  abgelegt  worden  ist,   zu  beurtheilen  **3- 

§.   99. 

Zur  vollen  Beweiskraft  eines  aussergerichtlichen  Einge- 
ständnisses wird  überdiess  auch  erfordert,  dass  es  animo 
confitendi,  das  heisst,  in  der  Absicht,  dem  Producenten  da- 
von eine,  zu  seinem  Vortheil  zu  machende  Anwendung  zu- 
zugestehen, geschehen  sey  ([§  SO.)-  Doch  kann  ein,  mit 
dem  animo  confitendi  nicht  verbundenes  aussergerichtliches 
Eingeständniss,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände,  einen 
halben,  und  selbst  einen  mehr  als  halben  Beweis  aus- 
machen ***)• 

§.   100. 

Bloses  Stillschweigen,  oder  unbestimmte  Antwort,  auf 
die  vorgelegte  Frage:  ob  ein  gewisser  Thatsatz  Avahr  sey? 
kann  nie   für  ein  vollgültiges,    stillschweigendes,   ausserge- 


'0  Anm.  des  Herausg.  Ueber  aussergerichtliches  Geständniss  siehe  : 
Pradobevera  1.  c.  Band  3.  Nr.  II.  S.  94.;  Struben,  rechtl.  Bed.  3. 
Band,  S.  440.;  Linde,  Proz.  §.  256.  Not.  27.  u.  28.  siehe  Oben 
S.  77. 

•*)  Gensler,  Archiv  B.  I.  S.  49.  Note  **. 
***)  Gensler,  ebendas. 
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richtliches  Eingeständniss  gelten.  Doch  kann  es,  nach  Be- 
schaffenheit der  eintretenden  individuellen  Umstände,  einen 
gewissen^,  grösseren  oder  geringeren  Grad  von  unvollkonim- 
nem  Beweise  bewürken  *J. 

§.   101. 

Bejahende  oder  verneinende  Handlungen,  aus  welchen 
sich  auf  die  Wahrheit  des  zu  beweisenden  Thatsatzes,  mit 
eben  der  Zuverlässigkeit,  als  ob  sie  mit  ausdrücklichen 
Worten  eingestanden  worden  wäre,  schliessen  lässt,  bewür- 
ken ein  vollgültiges  stillschweigendes,  aussergerichtliches 
Eingeständniss. 

§.    102. 

Auch  ein  aussergerichtliches  Eingeständniss  kann,  so 
lange,  als  es  der  Producent  nicht  acceptirt  hat,  widerrufen 
werden.  Für  acceptirt  wird  es  auch  alsdann  angesehen, 
wenn  der  Producent  sich  darauf,  zum  Behuf  seines  Bewei- 
ses, vor  dem  Richter  berufen  hat  **3- 

§.  103. 

Der  Gregenbeweis,  dass  ein  aus  Irrthum  aussergericht- 
lich  eingestandener  Thatsatz  falsch  sey,  findet  auch  nach 
erfolgter  Acceptation  noch  Statt  (]§.  92.^ 

§.    104. 

Auch  ein  aussergerichtliches  Eingeständniss  ist  mit  allen 
den  Einschränkungen,  Bedingungen  und  nähereu  Bestimmun- 
gen zu  verstehen,  welche  der  Eingestehende  ihm  zu  geben 
für  gut  befunden  hat,  so  dass  der  Producent,  insofern  sein 
Beweis  auf  diesem  Eingeständnisse  beruht,  auch  alle  diese 
Einschränkungen  etc.,  als  wahr,  gegen  sich  gelten  lassen 
muss  (^§.  94.). 

§.    105. 
Eben  dieses  gilt  von  dem,  dem  aussergerichtlichen  Ein- 
geständniss,   in    unmittelbarem    Zusammenhang  mit  demsel- 
ben,   als  Einwendungen,    angehängten,  für  sich  bestehenden 
Thalsäizen,  alsdann,  wenn  das  Eingeständniss,  nach  seinem 


*3  Gensler,  Archiv  Band  I.  S.  44.  Not.  **. 
'*)  Gester  ding ,  Ausbeute  etc.  Theil  2.  Abli,  3. 
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ganzen  Inhalte^  und  ohne  Vorbehalt  und  Widerspruch  in 
Ansehung  des  gemachten  Anhangs;  von  dem  Producenten 
acceptirt  worden  ist  f§.  102.J.  Fehlt  es  aber  an  dieser 
uneingeschränkten  Acceptation,  so  sind  die  Fälle  eben  so, 
wie  bei  dem  gerichtlichen  Eingeständniss  (^§.  95.3  zu  un- 
terscheiden^  und  dem  Eingestehenden  liegt  also  der  Beweis 
seines  angehängten  Thatsatzes  alsdann  auf,  wenn  er  den- 
selben nur  auf  die  Erzählung  Anderer  behauptet  hat  *3- 

§.  106. 
Wenn  es  einem  aussergerichtlichen,  ausdrücklichen  oder 
stillschAveigendeUj  Eingeständnisse  an  einem  oder  dem  an- 
dern der  bisher  beschriebenen  Erfordernisse  fehlt,  wenn  es 
z.  B. ,  als  Thatsache  nicht  vollständig,  aber  doch  einiger- 
massen  bewiesen  ist  (^§.  97.3,  wenn  es  zweifelhaft  bleibt, 
ob  es  frei,  überlegt  und  ernstlich  gewesen  sey  (^§.  96.3^ 
wenn  es  nicht  animo  confitendi  geschehen  ist  (^§.  99.3; 
wenn  die  Handlung,  aus  welcher  ein  stillschweigendes  Ein- 
geständniss geschlossen  werden  soll ,  darauf  zwar  mit 
Wahrscheinlichkeit,  aber  nicht  mit  logischer  Nothwendig- 
keit  schliessen  lässt  (^§.  100.  101-3  etc.,  so  kann  ein  solches 
Eingeständniss  zwar  keinen  vollkommenen  Beweis  bewür- 
ken,  aber  doch,  als  ein,  mehr  oder  weniger,  unvollkomme- 
ner Beweis  (^§.  11.3?   richterliche  Kücksicht  verdienen  **3- 


Vierter     Titel. 
Von  dem  Beweise  durch  Zeugen  ^>**^, 


§.    107. 
Ein  Zeuge    heisst    diejenige    dritte  Person,    welche    von 
dem    Producenten    dem    Richter    vorgestellt    wird ,    um    die 


*)  Siehe  die  Note  des  Herausg.   zu  S.  95.    und  die  critische  Anmerk. 

Nro.  XXIX. 
**)   Weher,  Verbindl.   zur  Beweisfülir.  S.  56.  ff. 
*»*)  Vergl.  zu  diesem  Titel:  D.  22.5.  de  testibus.  Cod.  4.20.  de  testibus. 

Nov.  90.  de  testibus  X.  2.  20.de  testibus  et  attestationibus  X.  2.  21. 

de  fest,  cogendis  Causa  IV.  9.  2.  u.  3.  Tit.  in  IVto,  de  tesl.  2.  10. 
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Wahrheit   eines  von   ihm  aufgestellten,    von    dem  Produkten 
aber  widersprochenen  Thatsatzes  zu  versichern  *). 

§.  108. 
Der  Werth  eines  Zeugenbeweises  hängt  zuerst  von  der 
persönlichen  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  ab.  In  dieser 
Rücksicht  heisst  ein  voUgülliger  Zeuge  ftestis  classicus, 
omni  exceptione  major)  derjenige,  welchem  die  Gesetze  den 
höchsten  Grad  von  Glaubwürdigkeit  beilegen.  Gestehen  sie 
ihm  nur  einen  gewissen  geringeren  Grad  zu:  so  heisst  er 
mangelhaft  (^testis  suspectus,  non  omni  exceptione  major): 
unzulässig  (^inhabilis)  aber^  wenn  sie  ihm  gar  keine  Glaub- 
würdigkeit beilegen  **). 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung   XXXI.   des  Verfassers. 
Ueber  die  persönliche  Glaubwürdigkeil  der  Zeugen. 

(Zu  §.  108—144.) 

Es  sind  nur  zwei  Haupterfordernisse,  auf  welchem  die 
vollkommene  persönliche  Glaubwürdigkeit  eines  Zeugen  be- 
ruht, nelimlich  die  physische  Fähigkeit  desselben,  die  zu 
bezeugende  Thatsache  zu  wissen  (^§.  109. )  und  die  morali- 
sche Fälligkeit  (^der  moralische  gute  Wille)  desselben,  die 
Wahrheit  zu  sagen  (^§.  113.).  Diese  letztere  kann  nur  ent- 
weder durch  solche  Handlungen  des  Zeugen,  welche  seinen 
allgemeinen  moralischen  Charakter  bestimmen,  oder  durch 
individuelle  Verhältnisse  desselben  zu  den  streitenden  Thei- 
len,  zu  der  streitigen  Sache  (ß.  118.)  insofern  nehmlich  in 
diesen  Verhältnissen  egoistische  Beweggründe  zu  Ablegung 
eines  falschen  Zeugnisses  liegen,  zweifelhaft  werden. 

Beim  ersten  Anblicke  könnte  es  also  scheinen,  als  ob 
es    über   die    persönliche  GIaub^^ürdigkeit    der    Zeugen  nur 


•)  Vergleiche    andere    Bea;ri(Tsbestin)imingen:     Causa    III.    q.    9.  C'ap. 

15.  —  Litide  Prnz,  §.  257.     Gens/er  Archiv  Bd.   1.  S.  39.  u.  Ami. 
••)  Anm.   des  Heraiisg.    Diese  Unteischeidnngen  finden  «icli  in  den 

Gesetzen    nicht,     vergl.    Linde    S.  257.   Note   7.   und    die  daseibat 

allegirten  Gesetze:  auch  cap.  5.  X.  2.  21.  — 
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einiger  wenigen  Regeln  bedürfe.  Aber  wenn  man  die  Sache 
etwas  näher  betrachtet  5  so  findet  man  doch^  dass  der  Ge- 
setzgeber bei  diesen  wenigen  ganz  allgemeinen  Regeln  nicht 
stehen  bleiben  kann^  ohne  sowohl  der  Schule  als  auch  haupt- 
sächlich den  Gerichten  ein  weites  Feld  von  Controversen 
über  ihre  Anwendung  zu  eröifnen.  Die  Grade  der  Glaub- 
würdigkeit der  Zeugen  sind  so  verschieden^  als  es  die 
Grade  der  juristischen  Wahrscheinlichkeit  überhaupt  sind 
(S.  Anmerk.  I.^j  und  man  könnte  auch  hier  —  wie  Carl 
Ferd.  Hominel  (^Rhapsod.  Vol.  I.  Obs.  210.)  wirklich  ge- 
than  hat  —  die  arithmetische  Terminologie  anwenden.  Zwi- 
schen der^  als  die  Einheit  zu  betrachtenden  vollkommenen 
Glaubwürdigkeit  und  der  als  0  zu  betrachtenden  gänzlichen 
Verwerflichkeit  giebt  es  eine  halbe,  und  eine  mehr,  und  eine 
weniger  als  halbe  Glaubwürdigkeit^  in  unendlich  vielen  Ab- 
stufungen. Es  ist  also  zwar  nicht  möglich^  die  Kennzeichen 
jeder  dieser  Abstufungen  anzugeben:  aber  es  ist  doch  auch 
nicht  rathsam^  dem  unsicheren  Wahrheitsgefühle  des  Rich- 
ters schlechterdings  Alles  zu  überlassen.  Dass  dem  gewis- 
senhaften Richter  selbst  damit  nicht  gedient  ist^  beweist  die 
Aengstlichkeit^  mit  der  er  sich^  in  den^  so  häufig  vorkom- 
menden zweifelhaften  Fällen^  bei  theoretischen  und  prakti- 
schen Schriftstellern  nach  Belehrung  umsieht. 

Um  ihm  die  Mühe  zu  erleichtern^  hat  der  so  eben  er- 
wähnte Rechtsgelehrte  {\A.  ibid.  Vol.  1.  Obs.  210.  2II.3 
Alles,  was  theils  unsere  mangelhaften  Gesetze,  theils  das 
grosse  Heer  gedachter  Schriftsteller  darüber  zerstreut  gesagt 
haben,  in  14  sogenannte  allgemeine  Regeln,  und  in  ein  dem- 
selben angehängtes  alphabetisches  Verzeichniss,  nach  wel- 
chem die  Zeugen,  in  Rücksicht  des  Grades  ihrer  Glaub- 
würdigkeit classiticirt  werden,  zusammen  getragen.  Aber 
diese  eben  so  mühsame,  als,  nach  dem  bisherigen  Zustande 
unsrer  Jurisprudenz,  verdienstvolle  Arbeit  giebt  selbst  den 
anschaulichsten  Beweis,  dass  hier  eine  Verbesserung  der 
Gesetzgebung  nöthig  ist.  Denn  es  ist  doch  wohl  ein  Feh- 
ler der  Gesetzgebung,  wenn  man  erst  noch  einen  Schrift- 
steller von  Autorität  um  seine  Meinung  fragen  muss,  um  zu 
wissen,  dass  z.  B.  ein  Abdecker,  ein  Nachbar,  ein  Gevafler, 


durch  Zeugen.  ÖSf 

eine    WUtwe^     die    intra  atimim    htctiis    wieder  geheurathel 
hat  etc.;  ein  glaubwürdiger  Zeuge  seyn  könne. 

In  den  vorliegenden  §.  §.  habe  ich  es  versucht,  die 
Zeugen,  in  Rücksicht  ihrer  persönlichen  Glaubwürdigkeit, 
nach  Anleitung  der  drei  Hauptregeln  I.)  von  der  physischen 
Fähigkeit,  II.)  von  der  moralischen  Fähigkeit,  die  auf  dem 
uligemeinen  Charakter ^  —  und  III.^  von  der  rnoralischen 
Fähigkeit,  die  auf  besonderen  Verhältnissen  beruht,  syste- 
matisch zu  classificiren.  Mein  beständiges  Augenmerk  da- 
bei war,  vom  Allgemeinen  ins  Besondere  nur  so  weit  ein- 
zugehen, als  es  nothwendig  ist,  um  die  Anwendung  auf 
noch  speciellere  Fälle  der  gesunden  Logik  des  Richters  mit 
Sicherheit  überlassen  zu  können.  So  hat  das  System  zwar 
einen  merklich  kleineren  Umfang,  als  jenes  alphabetische 
Verzeichniss  erhalten :  aber  ich  glaube  behaupten  zu  können, 
dasa  es  ihm  an  Vollständigkeit    desswegen    nicht  nachsteht. 


§.  109. 

Zur  persönlichen  Glaubwürdigkeit  eines  Zeugen  wird 
vor  allen  Dingen  erfordert: 

1.3  dass  er  die  physische  Fähigkeit  habe,  die  Art  von 
Begebenheit,  die  er  als  Thatsache,  bezeugen  soll,  durch 
seine  eigenen  Sinne  zu  beobachten,  sich  davon  eine  deut- 
liche und  bestimmte  Vorstellung  zu  machen,  und  diese  Vor- 
stellung in  seinem  Gedächtnisse  zu  behalten. 

Auf  dieses  Erfordcrniss  gründen   sich  folgende   Regeln : 

§.   HO. 

1.^  Rasende,  Wahnsinnige  und  Blödsinnige  sind  ganz 
unzulässige  Zeugen.  Ist  jedoch  ein  solcher  3Iensch  imr  zu- 
weilen seines  Verstandes  beraubt;  so  kann  derselbe  zwar 
in  lichten  Zwischenräumen,  über  Thatsachen,  die  er  ebenfalls 
in  solchen  lichten  Zwischenräumen  zu  beobachten  Gelegen- 
heit gehabt  hat,  Zcugniss  geben:  für  einen  vollgültigen  Zeu- 
gen ist  er  aber  nie  anzunehmen  *])• 

§.    111. 

2.)  Kinder  unter  7  Jahren  sind  als  Zeugen  ganz  uiizu- 

n  S    8,  [nst.  3.  20.  siphe  jed.  L.  20.  §.  4,   P.  28.   1. 
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lässig.  Zwischen  dem  7ten  und  14ten  Jahre  kann  ihr  Zeug- 
niss  allenfalls  nur  als  ein  schwacher  Beitrag  zu  Aufklärunff 
zweifelhafter  Thatumstände ,  mit  Hücksicht  auf  das  Älaas 
ihrer  individuellen  Verstandeskräfte  ^  angenommen  werden. 
Ob  ein  Minderjähriger  zwischen  dem  14ten  und  18ten  Jahre 
volle  oder  nur  mangelhafte  Glaubwürdigkeit  habe,  das  hat 
der  Richter  ebenfalls  nach  Beschaffenheit  der  individuellen 
Umstände,  nach  dem  Grade  der  mehr  oder  weniger  ent- 
wickelten Geistesfähigkeiten  des  Zeugen,  und  nach  der 
Natur  des  Gegenstandes  des  Zeugnisses,  zu  beurtheilen. 
Wenn  der  Zeuge  zwar  das  18te  Jahr  zurückgelegt  hat,  die 
zu  bezeugende  Begebenheit  aber  in  seine  frühere  Jahre 
fällt;  so  wird  dadurch  die  Glaubwürdigkeit  immer  einiger- 
massen  gemindert,  und  sie  wird  desto  schwächer,  je  näher 
der  Zeitpunkt  der  Begebenheit  an  die  Jahre  der  Kindheit 
gränzt  *3- 

§•  112. 

Blinde  sind  in  Ansehung  der  Gegenstände  des  Gesichts, 
und  Taube  in  Ansehung  der  Gegenstände  des  Gehörs,  wenn 
sie  schon  zur  Zeit  der  zu  bezeugenden  Begebenheit  in  die- 
sem Zustande  waren,  unzulässige  Zeugen  **3- 

§.   113. 

Es  wird  zur  persönlichen  Glaubwürdigkeit  eines  Zeugen 
weiter  erfordert: 

11.3  dass  gegen  seinen  moralischen  Charakter,  insoweit 
derselbe  aus  seiner  Lebens-  und  Handlungsweise  mit  eini- 
ger Zuverlässigkeit  beurtheilt  werden  kann,  nichts  Erheb- 
liches einzuwenden  sey  **^"Q. 


*)  An  111.  des  He  raus j^.  Puberos  möclifcn  in  Civilsachen  vollgültige 
Zeugen  seyn. — L.  3.  §,  5,  D.  22.  5.  Bestritten  ist  es,  ob  es  auf 
die  Zeit  der  Wahrnehmung ,  oder  der  Zengnissabiage  ankommt. 
Linde  Proz.  ^.  258.  Not.  3.  —  Siehe  Schierschmidt  de  testim. 
impuber.  quandoque  admittend.  Jena  1760. 

**)  Hofbaiier,  die  Psychologie    in  ihion  Anwendungen   auf   die  Rechts- 
pflege. 2(e  Ann.  Halle   1823.  S.  358,  ff. 

***)  Anm.  des  Hcrausg.     So  allgemein  reden  die  Gesetze  nicht. 
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§.    114. 

Hiernach  ist  insbesondere 

1.)  Derjenige  j  der  erweisslich  schon  einmal  einen 
wissentlich  falschen  Versicherungs  -  Eid  geschworen  *), 
oder  ein,  durch  den  Versprechungs-Eid  bestätigtes  Ver- 
sprechen, Avelches  er  zu  erfüllen  im  Stande  war,  mit  erwie- 
senem bestimmtem  Vorsatze  unerfüllt  gelassen  hat,  ein  ganz 
unzulässiger  Zeuge. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  XXXII.    des  Verfassers. 

Unterschied   ztcischen    dem    Ve r sichern ng s  -     vnd   dem    Ver- 
sprechungs  -  Eide y    in  Beziehung  auf  den  Begriff  des 
Meineids. 
Nicht  jede  Nichterfüllung  eines  eidlichen  Versprechens 
ist   ein   Meineid:    denn    der   Versprechende   kann,    auch    bei 
dem  besten  Willen,  sein  Versprechen  zu  erfüllen,    im  Falle 
der    physischen    Unmöglichkeit   seyn:     und    in    den    meisten 
Fällen  dieser  Art  fehlt  es  wenigstens  an  strengem  Beweise, 
dass  er  den  bestimmten  Vorsatz,   sein  Versprechen  nicht  zu 
erfüllen,  gehabt  habe.     Der  Meineid,  im  strengen  Sinne  des 
Worts,    kommt    also    hauptsächlich    nur    bei  dem   Versiche- 
rungseide vor. 


§.  115. 

2.3  Eben  so  derjenige,  der,  wegen  eines  begangenen 
groben  Verbrechens,  bei  der  ihm  zuerkannten  Strafe,  aus- 
drücklich auch  durch  Urtheil  und  Recht,  für  ehrlos  erklärt 
worden  ist  **3. 


*)  An  in.  des  Hera  US  g.  Mit  einem  Worte  Meineidige.  Siehe  über- 
haupt cap.  54.  X.  2.  20.     PGO.  Art.   107.   vergl.  mit  Art.  66. 

•*9  Anm.  des  Herausg.  Oder  wenn  das  Verbreclien  Ehrlosigkeit 
von  selbst  zur  Folge  hat.  L.  3.  %.  5.  L.  13.  L.  15.  pr.  L.  18.  D.  22.  5. 
I-.  20.  g.  5.  6,  D.  28.  1.  Nov.  90.  cap.  9.  10,  13.  20,  54.  X. 
2.  20.  Cap.  1.  X.  2.  25.  —  Ueber  die  Zeugenfähigkeit  derjeni- 
gen, welche  wegen  verübter  Verbrechen  ehrlos  sind:  v.  Zu  Rkeiiij 
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S.    116. 

3.3  In  hohem  Grade  verdächtig,  undj  nach  Befinden 
der  individuellen  Umstände^  auch  ganz  unzulässig^  ist  der- 
jenige, der  durch  ruchlose  Reden  oder  Handlungen ,  durch 
lüderliches  und  ausschweifendes  Leben ,  durch  Lügenhaftig- 
keit,  niederträchtiges  Gewerbe  u.  d.  gl.  seine  moralische 
Grundsätze  zweifelhaft  gemacht  und  das  Zutrauen  seiner 
Mitbürger  verlohren  hat  *  1).  Dahin  gehören  auch  öflPent- 
liche  Huren  '^^,  Kuppler  und  Kupplerinnen,  rauthwillige  Ban- 
keroutierer,  gerichtlich  erklärte  Verschwender  3^,  Betrüger, 
Diebe,  treulose  Verwalter  fremder  Güter  u.  s.  w.  *). 

Solche  Verbrechen,  welche  bei  dem  Verbrecher  keinen 
Eigennutz,  keinen  gänzlichen  Mangel  an  moralischen  Grund- 
sätzen, und  insbesondere  an  Wahrheitsliebe,  und  keine  nie- 
derträchtige Gesinnungen  voraussetzen,  wie,  z.  B. ,  ein,  in 
der  Hitze  der  Leidenschaft  begangener  Älord  etc.,  können 
einen  Zeugen  nie  ganz  unzulässig,  und  oft  nur  schwach 
verdächtig  machen  ^3- 

§•  117. 

Fremde,  an  dem  Orte  des  Gerichts  ganz  unbekannte 
Personen,  sind  verdächtige  Zeugen.  Der  Grad  des  Ver- 
dachts hängt  von  den  eintretenden  übrigen  Umständen  ab; 
und  der  Verdacht  fällt  ganz  weg,  wenn  der  Zeuge  sich 
durch  Dokumente,  oder  durch  einzuholende  glaubhafte  Nach- 
richten aus  seiner  Heimath  in  Ansehung  seines  moralischen 
Charakters  legitimiren  kann  **3- 


Jahrb.  1.  Band,  Abh,  9.  —  Marezoll ,  über  die  bürgerliche  Ehre 
S.  220.  226.  288.  376—377.  —  Auch  wer  eines  solchen  Verbre- 
chens wegen  in  Untersuchung  steht  cap.  56.  X.  2.  20.,  oder  des- 
selben alsbald  überwiesen  werden  kann.  —  Linde,  §.  258.  Not.  4. 
*)  Anm.  des  Heraiisg. 

0  Siehe  die  Bemerk,  zu  §.   113. 

2)  L.  3.  S-  5.  D.  22.  5.    ' 

5)  Siehe  dagegen  Overbeck  med.  8.  B.  S.  166. 

■•)  Siehe  §.   115.  alieg.  Gesetze. 

^)  Die   Gesetze   unterscheiden   zwischen    Verbrechen,     welche    die 

Ehrlosigkeit   nach  sich    ziehen  oder   nicht.   —  Ueber  bestochene 

Zeugen  siehe  §.  131. 
**)  Anm.    des    Herausg.      \ov.    90.    Cap.    1.      Gesterding    Ausbeule 
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§.  118. 

Das  dritte  Erforderniss  zur  persönlichen  Glaubwürdig- 
keit eines  Zeugen  ist: 

III.3  dass  seine  Verhältnisse  zu  dem  Producenten  und 
zu  der  Sache  desselben,  oder  auch  zu  dem  Produkten,  nicht 
von  der  Art  sind,  um  auf  seine  Wahrheitshebe  in  dem 
vorhegenden  Falle  einen  nachtheiligen  Einfluss  haben  zu 
können  *3. 

Dieses  Erforderniss  giebt  folgende  Regeln  an  die  Hand : 

§.  119. 

1.3  Leibliche  Eltern  und  entferntere  Ascendenten  des 
Producenten,  sowohl  natürliche,  als  gesetzmässige,  sind  als 
Zeugen  unzulässig  **  ^3-  Doch  köiuien  sie  in  Ansehung 
solcher  Gegenstände,  welche,  ihrer  Natur  nach,  blos  im  In- 
neren der  Familie  genau  bekannt  seyn  können,  wenn  es  z.  B, 
darauf  ankömmt,  den  Tag  der  Geburt,  des  Todes  etc.  eines 
Kindes  zu  boAveisen,  als  Zeugen  zugelassen  Averden,  und 
der  Richter  hat,  nach  Beschaffenheit  der  individuellen  Um- 
stände^ zu  beurtheilen,  welcher  Grad  von  Glaubwürdigkeit 
ihnen  beizulegen  sey  '^3- 


etc.  IV.  Th.  2.  Abth.  S.  106.  —  Die  bisher  erwähnten  Verhält- 
nisse machen  absolut  unfähig  zum  Zeugniss.  Weiber  sind  fähige 
Zeugen  gegen  die  Vorschriften  des  canonischen  Rechts ,  nach  der 
von  der  Gewohnheit  bevorzugten  L.  18.  D.  22.  5. ,  worüber  zu 
vergleichen  Dirhsen,  Beiträge  zur  Kunde  des  röni,  R.  Leipzig 
1825.  S.  235.  ff. 

'')  Anmerk.    des   Herausg.     In  L.    13.   L.  21.    §.  3.  D.  22.  5.    ist 

darauf  hingedeutet,  dass  alle  Fälle  der  Verdächtigkeit  der  Zeugen 
nicht  aufgezählt  werden  können  und  hierbei  dem  richterlichen  Er- 
messen Vieles  überlassen  bleiben  müsse.  Vergl.  Pufendorf  Obs. 
T.  I.  Obs.  140.     I.  R.  A.  §.  56. 

*)  Anmerk.  des  Herausg. 

')  L.  9.  D.  22.  5.  c.  6.  C.  4.  20. 

-)  cap.  3.  X.  4.  18.  —  Tkibaut  Fand.  §.  1170.  a.  E.  —  Biiloto 
und  Ha^emann  pract.  Erört.  V.  Band,  S.  70.  — •  Sind  Eltern 
zulässige  Zeugen  in  Rechtssachen  ihrer  Kinder?  —  r.  Ende, 
vermischte  juristische  Auslührnngen.  Hannov.  bei  Hahn  1816. 
S.  139. 
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§.   120. 

3.)  Eben    so   verhält    sich's    mit  den  leiblichen   Kindern 
und  entfernteren  Desccndenten  des  Producenten  *^. 
inij  tidli«  §.  121. 

3.3  Stiefeltern  und  Schwiegereltern,  so  wie  Stiefkinder 
und  Schwiegerkinder  des  Producenten  sind  zwar  mangel- 
hafte, aber  keine  ganz  unzulässige  Zeugen.  Dahin  gehören 
auch   adoptive  Eltern  und  Kinder  **3. 

§.  122. 
4.3  Eben    dies    gilt  von  den  voUbürtigen  Geschwistern 
des  Producenten  ***^. 

,,  5.3    Weniger   mangelhaft,    aber    immer  nicht  vollgültig, 
sind  die  halbbürtige  Geschwister  desselben. 

§.  124. 
6.3  Eben  den  Grad  von  Glaubwürdigkeit,  wie  halbbür- 
tige Geschwister,  haben  Seitenverwandte  des  Producenten 
im  3ten  Grade,  aufsteigend  oder  absteigend.  Eine  grössere 
Glaubwwdigkeit  haben  Verwandte  im  4ten  Grade  f3-  -^"^ 
noch  entferntere  Grade  der  Verwandtschaft  wird,  wenn  nicht 
andere  Ursachen  des  Verdachts  eintreten,  keine  Rücksicht 
genommen. 

§.  125. 
7.3  Der  Ehegatte  und  die  Ehegattin  des  Producenten  sind 
als  Zeugen  unzulässig.    Eben  dies  gilt  von  Verlobten  773. 

§.  126. 
8.3  Der  Ehegatte  und  die  Ehegattin  einer  solchen  Per- 


*)  L.  9.  D.  22.  o. 

**)  Aiim.  des  Herausg.    Von  der  Schwagferscliaft  gilt  dasselbe,  was 
von  der   Verwandtschaft   gilt.     Ueber  verwandte    und  verschwl  Z, 
siehe    anch    Slruben,    recht!.  Bed.  IV.  Bed.   100. 
***)  Linde  Proz,    §.    259.    Not.   3.   —    Bülow    und    Hagemnnn,    pr.   Er. 
IV.  Band.  S.  244. 

f)  Anni.    des    Her^usg.     Das    gem.     Recht     dehnt     die    Verdach- 
tigkeit  der  Seifenverwandten  bis  zum   8.  Grad  aus.  L.  4.  D.  22.  6. 
L.  3.  pr.  L.   10,  D.  38.   10. _,    und  unterscheiden    nicht  genauer, 
ff)  L.  4.  und  5.  D,  22.  5. 
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son^  welche  als  Seitenverwandter  des  Producenten,  ein  un- 
zulässiger oder  mangelhafter  Zeuge  ist  (^§.  122 — 124.3  ^^h 
als  verschwägert,  ebenfalls,  obgleich  der  Regel  nach,  in 
geringerem  Grade  mangelhaft ,  an  sich  selbst  aber  —  wenn 
nehmlich  nicht  besondere  Gründe  des  Verdachts  eintreten  — 
nie  ganz  unzulässig.  Auch  die  zweite  Art  der  Verschwä- 
gerung ^  wie  z.  B.  bei  dem  Ehemann  derjenigen,  die  mit 
dem  Producenten  in  der  ersten  Art  verschwägert  ist,  schwächt 
einigermassen  die  Glaubwürdigkeit.  Auf  noch  entferntere  Ar- 
ten aber  ist,  der  Regel  nach,  keine  Rücksicht  zu  nehmen. 
Vergl.  Anm.  zu  §.  121. 

§.  127. 
9.3  Die  im  bisherigen  erAvähnte,  auf  Verwandtschaft 
und  Verschwägerung  beruhende  Gründe  der  Unzulässigkeit 
oder  3Iangelhaftigkeit  eines  Zeugen  fallen  alsdann  weg^ 
wenn  der  Produkt  mit  dem  Zeugen  in  eben  dem  Grade  der 
Verwandtschaft  oder  in  eben  der  Art  von  Verschwägerung, 
wie  der  Producent  steht.  So  ist  also  z.  B.^  bei  einem 
Rechtsstreite  zwischen  zwei  Brüdern  der  dritte  Bruder,  oder 
der  Vater,  oder  der  Sclnvager^  ein  gültiger  Zeuge  ^^. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Annierkuiig  XXXIII.  des  Verfassers. 

lieber   Verwandtschaft  und    Verschwägeriing  als  Grund  der 
Unzulässig keit  und  Mangelhaftigkeit  eines  Zeugen. 

(Zu  §.  119—127.) 
Für  keine  Art  von  Verhältniss  ist  es  misslicher,  als 
für  dieses ,  allgemeine  Regeln  vorzuschreiben.  Ein  hoher 
Grad  von  wechselseitiger  Anhänglichkeit  zwischen  Vater 
und  Sohn,  zwischen  Bruder  und  Bruder  etc.  ist  zwar  der 
menschlichen  Natur  gemäss:  aber  die  Erfahrung  lehret  uns, 
dass  es  oft  widernatürliche  Ausnahmen  von  dieser  Reffel 
giebt.  Indessen  kann  der  Gesetzgeber  auf  diese  Ausnah- 
men keine  Rücksicht  nehmen,  ohne  die  Theorie,  zum  N^ach- 
theil  der  Justizverwaltung  allzuschwankend  zu  machen.  Das_, 

*)  Anm.  des  Heraus«;.     Die  Gesetze   schweigen  hierüber.  —  Man 
glaubt  die  ratio  zu  finde»  in  li.  67.   %,  1.  D.  23.  2. 
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im  Allgemeinen  gerechte  Gesetz  muss  also  hier,  so  wie  in 
vielen  andern  Fällen,  um  der  Wohlfahrt  des  Ganzen  willen, 
feststehen,  selbst  auf  die  Gefahr,  durch  seine  Anwendung, 
zuweilen  —  doch  immer  nur  selten  —  die  Unbilligkeit  in 
Schutz  zu  nehmen. 

Nach  den  neueren  Preussischen  Processg-esetzen  fAUsre- 
meine  Gerichtsordnung  für  die  Preussische  Staaten.  Erster 
Theil.  Berlin  1795.  Tit.  10.  Abschnitt  4.  §.  228.)  kön- 
nen die  Personen,  die  ich  hier  für  ganz  unzulässige  Zeugen 
erklärt  habe,  zwar  ebenfalls  nicht  als  Zeugen,  wohl  aber, 
um  von  der  Bewandtniss  der  Sache  nähere  Erkundigung 
einzuziehen^  von  dem  Richter  vernommen  werden.  Wie 
selten  glücklich  muss  der  Staat  seyn,  der  von  keinem  der 
vielen  von  ihm  angestellten  Richter  zu  besorgen  hat,  dass 
er  von  diesen  eingezogenen  Erkundigungen  einen,  der  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  widersprechenden  Gebrauch  machen 
werde ! 

§.    128. 

10.)  Ein  Zeuge  der  mit  dem  Producenten  in  vertrauter 
Freundschaft  steht,  Avird  hierdurch  allein,  wenn  nicht  andere, 
seine  Glaubwürdigkeit  schwächende  Umstände  hinzukommen, 
nur  schwach  verdächtig  *3- 

§.  129. 

11.)  Stärkeren  Verdacht  begründet  ein,  erlaubtes  oder 
verbotenes,  Liebesverständniss  zwischen  dem  Producenten 
und  dem  Zeugen,  wenn  auch  keine  Verlobung  (]§.  125.) 
hinzugekommen  ist. 

§.   130v 

12.)  Mangelhaft,  aber  nicht  unzulässig,  ist  ein  Zeuge, 
der  gegen  den  Producenten  in  Dankverbindlichkeit  steht, 
oder  auch  noch  künftig  Wohlthaten  von  ihm  zu  erwar- 
ten hat  **). 


*)  vergl.  L.  3.  D.  22.  5.  und  die  kritisclie  Anmerkung  N.  XXXI.  so- 
dann §.  140. 
**)  Anm.  d.   H.     Möchte  auf  die  näheren  Umstände  ankommen.  — 


-i;Mii)  Mi«;'  §.   I3l:..i.-   <\'ii\'y'^/>'.>' 

13.3  Eben  diess  ist  der  Fall  bei  dem  Hausgesinde  des 
Pioducenten^  und  bei  allen  denen,  die  in  dessen  beständi- 
gem Dienste  und  Lohne  stehen  ^J-         tdoIH  loü  (  " ! 

'■  '  \Aj)  Gleiche '  Bewandtnis«  hat  leö  mit  döfriAÄtsuntei:- 
gebenen  des  Producenten  **).  .        ; // jü  cvilDÜf^iuil 

.hiii   sduiiBido^   '>bnui^<'.^  iuR;:^^j<i>i  jiU   hau    ,  fldnuHou'^gdu 

1 5:1  In  Sachen,  welche  das  fisCaÜsChe  Interesse  des 
Ländesherrn  betreffen,  können  die,  von  dem  Fiscal  als  Zeugen 
producirte  Diener  des  Staats  nicht  als  vollgültig  angenom- 
men Wierdenj  Wenn  sie  nicht  vorher  von  dem  Richter  —  als 
welcher  hierzu^  im  Namen  des  Landesherrii,  äutorisirtist' — 
ihrer  Dienstpflichten,  in  Beziehung  auf  das  abzulegende 
Zfeugni;ss,  förmüch  entlassen  worden  sitid  <«<^ J'^^  iio.ijjii  aj 

--.nnui  .     -  -      *nA     '''-'■'''' -'"^     ■^■^''"    f^ii^l    ''f^fii 

,      .    ^.   lö4.     ,  ,    . 

_,!  16.)  Wer  von  dem  Producenten  durch  Geld,  oder  an- 
dere Sachen  von  Werthe,  oder  durch  Dienste  und  Gefällig- 
keiten von  irgend  einer  ^t„.  oder  au.ch  nur  durch  Verspre- 
chungen ,  in  der  Absicht ,  um  ein  günstiges  Zeugniss  zu 
erhalten,   bestochen  AAorden   ist,    der    kann   in  keinem  Falle 

als  Zeuge  zugelassen  werden  f):'^"'"    ''^'^'    '''"'*'    ^'^^ 
•1 ,  w      ,j,.i    ^         ■■'-    iJ        .'      '|j„  -  >d;)jj?.tadT  t>nio  lydi/   tabo 
-Tjy  iioaüfiufinoüiiiio  i\-n\\\^^',     »fr,*/    i'jh  .}(i'»iT»  Hain^fieX  ,nr»b 
17.3  Wer  dem  Producenten,  in  der  Rechtssache^,  worin 

der  Beweis  geführt  werden  soll,  als  Consulent,  oder  Advo- 
cat  oder  Procurator,  noch  wirklich  dient,  der  ist  m  dieser 
Sache,  als  Zeuge  schlechterdings  unzulässig.  Wer  ihm  in 
dieser  Sache  zwar  ehemals  gedient,  aber  seine  Dienste, 
noch  %he' er '  wusste ,    das«  er  zum  Zeugen   aufgeführt  wer- 

.ri   .^*L.  6.  D.  22,  5.i,c.  3^,,Cj  4|  2S0v..vi;ai)^;S4,  ■;^>I^.  ,2Q,..,J»<^n'«  Ge- 

.!.fti;i!/<.wnderpcht   S.  21Ö-  ff,      -         <  •,,     .-i,,    ,,,,    ,.;,;...  v.   t;..,   ..   .,.,..') , 
\nnP^^  L.  3.   S.  ö.  D.*  82.  S.-'^  ''.!'<      b«   .1     -jbftwilÄJibo;!     .;,|Ki,i 

***)  Cap.    88.   in    fine   X.    2.    20.     G««*^    Zeitsch^M  I^ai'S.'  186.  — 

-■r^ilK  fliauterbach   de  testJ-g'.  33.  •••-"<  l     .:i;''ijnt.H    ^  •>  b     ir^  r 

t)  I..  3.  S.  5.  D.'22.  5l---''u''^ifr5r'2/W.m"'«Ö:*'^'ÖW*<'rÄ-  Med. 
10.  Band,  S.  345.         ■*-  -«i    il»-     ■■.<'  •«    '?     'i>.(i  vu\,,\. 
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den  würde,  aufgegeben  hat'/  der  ist  zwar  nicht  ganz  unzii- 
lä^igy^'ftbf^-^docli  in  hohem  Grade  verdächtig ii*^.i   (  c;* 

18.)  Der  Richter;,  AVclchef*  in  'd'^V' sireitVgen  'Sääie"eiTi 
Urtheil  gegeben  hat^  kann  in  der  weiteren  Instanz^  über 
solche  Thatsätze^  welche  er,  bei  seinem  Urtheile,  ohne  hin- 
länglichen Beweis^  nach  seiner  Privatüberzeugung^  für  wahr 
angenommen,  und  als  Entscheidungsgründe  gebraucht  hat, 
^icht  als  Zeuge  zugelassen  werden.  Ist  von  neuen ,  in  vo- 
riger Instanz  noch  nicht  vorgekommenen  Thaf Sachen  die 
JV^,4?'»*J?R  i^t  4as  Zeugniss  zwar  zul|tssig,  aber  doch  einiger- 
inassen  verdächtig.  Diejenigen  Mitglieder  eines  richterlichen 
Collegii,  welche  bei  Elrtheilung  des  Urtheils  sich  ihrer  Stim- 
men enthalten  haben ,  sind  unverdächtige  Zeugen.  Auch  hat 
es  keinen  Anstand,  den  Richter,  ehe  er  in  der  Sache  geur- 
theilt  hat,  über  Thatsacheji,  die  zu  seiner  Privatkenntniss 
gekommen  sind,  zum  Zeugen  aufzuführen.  Nur  muss  er 
älsdäiih^  in  dieser  Sache,  sich  der  Ausübung  seinies' Äich- 
Icramts' ^enthalten,  und  es  muss  ausserordentlicher  Weise,  an 
seiner  Statt,  fein  anderer  Richter  biesteilt  werden  **)•  ""^''^ 

«HßT  m;.i.i-:>l    ^  :■  i^'^'v      <"    .  .■    ,'   .  :-    ■. 

19.3    Wer    sich    unaufgefordert    zum    Zeugen    anbietet; 

oder  über  eine  Thatsache,    über  die   er    nicht    gefragt   wor- 
den, Zeugniss  giebt,  der  wird  dadurch  einigermaassen  ver- 

«gdi{ig"***3[.'  ■  -"^  ''''^'  '''  ^"""         '  ='■"''  ■'^^^  ^--^^ 

~OY:i.    :  KS'.no'J  ^•^^gf'''-i^Q  ''  Jif'wi^^,  «i^v/oH   jah 

."gl^aorti    TTii-^r.    '(^>-  '•     -    .!  '     '>i^    P^(.U(ii-:.'''i     ■:;7/.\    Of!')ß'^     1  ■    - 

c.  3.  5.  19.  —  Ob  ein  Mandatar  in  denjenigen  Geschäften,  welche 
er  selbst  besorgte,  fähiger  Zeuge  sey?  Zeitschr.  von  Linde, 
-öl-  •*-'^^M(ire%oU,  Wening-Ingenheim  I  Band,  Abhandl.  XII. '  S.  283.  ff. 
Cdanach  ist  er  ganz  nnzulässig).  —  R.  Brinhwmin.  wissenschaftl. 
prakt.  Rechtskiinde  I.  Bd.  Schleswig  1831.  S.  199.  ff.  S,  auch 
-_    dmu?rte»*'Si  161,,.„,,  .-    ,^,,,,0      OV     '.  ■...   :    i^  •   '■' 

**)  Anm.    des   Herausg.     Diese  At|si<^ten   fliflgswi,,«»»»«  ÖW»  allge- 
.boV.   A-^W'Wfl»  BestiMin^u^igep.     S.  auch  jL.  21.  &..;!. (Pt,2^  5*;  —1    , 
***)  Mtviiis  Uecis.  P.  5.  Dec.  302.  n.  4.  »tS  .e.  .biu!«  .u: 
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Pioducenten ,    oder  auch   mit   seinem   Mitzeugen,    über    sein 
abzulegendes  Zeugniss  vorher  verabredet  hat  *^. 

§.  139. 
21.3  Bei  einem  Rechtsstreite  zwischen  Christen  und 
Juden  ist  ein  Rehgionsgenosse  des  letzteren,  als  Producen- 
ten^  zwar  kein  ganz  unzulässiger^  aber  doch  ein  mangelhaf- 
ter Zeuge.  Ausser  diesem  Falle  macht  die  Religionsver- 
wandtschaft des  Zeugen  mit  dem  Produceuten  und  die  Re- 
ligionsverschiedenheit des  Produkten,  den  ersteren,  j^ürsipl», 
allein,  nicht  verdächtig  **_).  1^^.,^     .,^j, 

C  r  i  t  i  s  c  h  e  ,.   lA'tUl 

Aiinierkuug  XXXIV.  de^  Verfassers.  •'  ">>• 
Der  Jude,  als  Zeuge  für  den  Juden  gegen  den  Christen.  ' 
"  ^'  Nicht,  Aveil  der  Jude  sich  zu  einer,  von  der  unsrigeu 
verschiednen  Religion  bekennt,  sondern  weil  bei  ihm  (^ver- 
steht sich  insofern  er  zu  dem  grösseren  Haufen  gehört)  der 
Sektengeist,  auch  noch  in  unsern  Tagen,  stärker^  als  bei  an- 
dern Religionspartheien  ist,  halte  ich^  in  dem  angenommneii 
Falle,  sein  Zeugniss  für  verdächtig.  Hiefgegen  kann  der 
Freund  einer  vernünftigen  Toleranz  nichts  einzuwenden  haben. 

§.  140. 
ifl.  182.)  Wer  mit  dem  Produkten  in  persönlicher  Feindschaft 
steht,  der  ist  gegen  denselben  ein  verdächtiger,  und,  nach 
Befinden,  wenn  er  z.  B.  sich  offenbar  ungerechter  Verfol- 
gungen schuldig  gemacht  hat,  ein  ganz  unzulässiger  Zeuge. 
Hat  der  Zeuge  von  dem  Produkten  unverdiente  Beleidigun- 
gen erlitten,  ohne  dass  jener  dagegen  Beweise  von  leideö-" 
schaftlicher  Rachsucht  gegeben  hätte,  so  kann  dieser  Um- 
stand nur  einen  schwachen  Verdacht  begründen  ***). 

"niiin  pr?     !                                                                53mT  ^Ä^iki  ( 
*)  Xov.  ÖO.   cii|).  8.  .„•   „     , 

n**);:'V.ß'>ß''    ^^^    Glaubwürdigkeit    jüdischer  Zeugen   etc.  Zeitschr.    von 
,j„pilfJ^f«'«rs  und    Bender.     3ter   Jahrgang.    ^  S&iJi?;   21i-jf\  tx^b.  — 
-iic:i:  c.  ,2i.  X.  2.  20.  ji.  c.  26.  C.  2.   qu. .?,   ,uijiiu    \'.m   .jd^il   (i..a 
ÄÜ^)  L-.31.  S-  3.    D.  22.  5..   L.  3.  pr.   eöd/t  bi)»W.JC; '^l  «0. -^  \ov. 

90.   c.  7-j.,. ...,.,,  .„1, ;    J6 ,   1j.,.i,.  .    -.(logqo  ,  i)  ß-iinu-^    ,.'  .  >!■    •  • 
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Aninerkuiig  XXXV.'des  Verfassern "»S'>'«''^tiß 

Persönliche  Freundschaft  und  Feindschaf f _,    als   Grund  der 
Manaf^lhafii'gkeit  oder   ÜhzulässigkeU  eines  !Zeuhen. 
"   "  _  .  (Zu  §.   128..  und,  140.)      ^ 

*  "  Weniri  loh  iler  Meihurig/Iilny  däss  näs  FireündscUfifts- 
v^rliiältniss  des  Zeugen  mit  dem  Froducenteu  einen  geringe- 
ren Grad  von  Verdacht/ als  das  Peindschaftsverhältniss  des- 
selben mit  dem  Produkten  begründe :  so  isit  der  Grund  davon 
der,  weil  die  Gesinnungen  der  Freundschaft  weniger  leiden- 
schaftlich, als  die  Gesinnungen  des  Hasses,  und  weil  jene 
mehr  als  diese  einem  moralisch  guten  Charakter  angemes- 
sen sind.  Die  Anwendung  dieses  Grundes  darf  indessen 
demjenigen  Produkten,  der  dep.  Zeugen  unyerdient,er  AVeise 
beleidigt,  und  dadurch  zur  Feindschaft  gereizt  hat,  nicht 
unbedinsrt,  zum  Nachtheil  des  Charakters  dipses  Letzteren 
zu  Siatteh  kommen.  Es  giebt  einen  traurigen  Begriff  von 
dem  Zustande  der  Jurisprudenz,  wenn  mau  es  ehemahls  füj. 
eine  erlaubte  Cautel  hielt,  dass  der  Produkt  dem,  gegen  ihi| 
prodücirten  j^eu^^en  eme  Ohrfeige  gab,  um  sagen  zu  könneiij^ 
er  sev,  als  siäin"  Feind,  unzulässig  *^.    ,.  ,  ,    ,. 

.1  .^3.D  Niemand  kann  iu  seiner  eigenen  Sache,  zu  seinem 
YiO,r.theile,  Zeuge  seyn.  Daraus  folgt,  dass  derjenige ^  wel-. 
clif^r.yon  d.^m  Ausgange  efiier  Reclj,tssache ,  J^, iiachdeiiri,  erj 
für  dei>  Producenten  vortheilhaft  oder  nachtheilig  ist,  uumit-,, 
telbarer  Weise  ebenfalls  Voftheil  oder  Nachtheil  zu  erwarr« 
teij^„hat^  jp^die^{jr^S^chp,.^l^,2ie^gp:nijcht  zulässig  sey.  Dar, 
hin  sehören  z.  B.  das  GeseJlschaftsmitgUed  oder   der  Streit- 

*)  Ütryk,  Tract.  de  oautelis  contractuum ,  Sect.  1.  C.  1.  §.  8.  führt 
dieses  Beispiel,  aus  CaepoUn  de  caiilelis,  an.  Schon  die  Mönchs- 
ii  1  spräche,  in  welcher  der  ehrliche  Hath  gegeben  wird,  '  Xeiigt  von 
der  Geistesrohhelt  seines  Erfinders.  Die  Worte  sind:  Si  aliquis 
non  habet  nisi  unum  testem  contra  te,  potes  fianc  adhibere  mali- 
tiani:  .vi4elicet  fluod  tu  des  ei  unaju  alaparn,  ^lostea  cum  iUe  testis 
producitur    contra  te,  oppones,  quod  est  tuus  iniiuicus.    -    OL' 


ihirch  Zeu{ft:n. 
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genösse  in  derjenigen .  auch  ihm  gemeinschaftHchen  Sache, 
in  welcher  die  Gesellschaft  oder  Streitgenossenschaft  Produ- 
cent  ist:  das  Mitglied  einer  Stadt-  oder  Dorfgemeinde,  oder 
andern  Corporation,  in  derjenigen  Sache,  in  welcher  diese 
Corporation  Producent  ist  *3>  der  Litis-Denunciat  und  über- 
.lM),upt  jeder^  der  dem  Producentea  in  der  anhängigen  Rechts- 
sache, falls  sie  zu  dessen  Nachtheil  ausfällt,  zur  Entschädi- 
gung verbünde«  ist :  der  Legatarius,  wenn  er  von  den  ein- 
gesetzten Erb0fi  zum  Jleweise  einer,  auf  die  bestrittene  Gül- 
tigkeit des  Testaments  sich  beziehenden  Thatsache  producirt 

wird  .u,^di..gj./    , :.i.  1  -  ; 

uado    .a^b  l»d   nnoV/     .h:i§.  142.  inoJs)»!    ao» 

iii  24-3  Einzelne  Mitglieder  einer  Corporation  (^§.  141.^ 
«ind  jedoch  alsdann,  Wenn  der  Streitgegenstand  ein  solches 
gemeines  Eigenthum  ist,  dessen  Ertrag  nicht  jedem  einzel- 
nen 3Iitgliede,  zu  seinem  Antheile,  unmittelbar  zu  gut  kommt, 
oder,  passive,  eine  Last,  wovon  nicht  jeder  Einzelne  sein 
Antheil  unmittelbar  zu  tragen  hat,  keine  ganz  unzulässige, 
sondern  nur  mangelhafte  Zeugen.  Eben  diess  ist, .  obgleich 
in  höherem  Grade,  der  Fall,  wenn  der  Vortheil  oder  Schade 
zwar  den  Einzelnen  unmittelbar,  jedoch  nur  in  sehr  unbe- 
trächtlichem Älaassc,  trifft  Immer  aber  bleiben,  auch  selbst 
in  den  hier  erwähnten  Fällen,  diejenigen  Mitglieder  der 
Corporatipn,  welche  es  sey  nun  vermöge  ihres  Amts  oder 
aus  eigenem  Antriebe,  die  Sache  hauptsächlich  betreiben, 
oder  auch  die  übrigen  Mitglieder  zu  Unternehmung  des 
Hechtsstreits    aufgefordert,,,  uiid , hierdurch    eine   nähere  per- 

•)  Anin.    des    Heraus?.     L.    10.    D.  22.  .7.  c.   10.    C.  4.  20.     Aus- 
nahmen   des    cannnisclien  Rechts    s.  cap.  5.  X.   2.   19.     cap.  6.   12. 
X.    2.    20.      Reinhard   Handbuch    I,     g.    165.      Cölner   Archiv    elc. 
6.    Band.    1.'   Abtli,    S.    183.    —    16ter  Bd.   I.  Abth.   S.  59.   17.   B. 
l.^'Abth.    S.    20S.    —     Brinkmann,    wissensch.  pract.  llechtskunde 
T.  Baiiil.    S.  196,    (wer  ist  Zeuge  in    eigner   Sache  in    dem  Sinne, 
um  für  gänzlich  unTählg  gehalten  zu  werden?)  Zeugniss  vormaliger 
«"'•'        Litisconsorten  Ä/VV/wjf^   Enfscli.  des  Oberapp.  Ger.  zu  Zelle  X.  112. — 
■•*♦'        Zengniss  des   Verkäjifers  für  den    Käufer:    Gottschalk    selecta    dis- 
'^''         cep.  for.    cap.  Thomus    II.     (Dresd.    1819.)    Abh.    25.    —    Zengniss 
"'        der  Den\int\jt.nicn:  Ütniben,  rechtr.  Bedenk.   Band  3.  S.  182.     Roth, 
vermisclite   Abh.  Karlsinlie  1823,  S.  334. 
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sönliche    Theilnehmung     bezeigt    haben,     ganz     unzulässige 
Zeugen  *])• 

•lobo  .shni  §.    143.  :lei  ta^^ 

25.~)  Auch  derjenige,  welcher  nur  mittelbarer  oder  muth- 
masslicher  Weise  von  dem  Ausgang  einer  Sache,  je  nach- 
dem er  für  den  Produccnten  günstig  oder  ungünstig  ist, 
Vortheil  oder  Schaden  zu  erwarten  hat,  ist  nur  ein  mangel- 
hafter, und  nach  Umständen,  auch  ein  ganz  unzulässiger 
Zeuge,  Hierher  gehört  hauptsächlich  der  eingesetzte  Te- 
staments-Erbe  und  der  muthmassliche  Intestat  -  Erbe  des 
Producenten,  in  jeder  Sache,  welche  das  Vermögen  die- 
ses letztern  zum  Gegenstande  hat.  Wenn  bei  den,  oben 
($.'  119 — 126.)  erwähnten  Verwandten  des  Producenten,  in 
gerader  sowohl,  als  in  der  Seitenlinie,  das  muthmassliche 
Recht  der  Intestat -Erbfolge  hinzukommt;  so  wird  dadurch 
der  schon  auf  dem  Verwandtschaftsverhältniss  an  sich  selbst 
beruhende  Verdacht  noch  mehr  verstärkt  **3' 

§.  144. 
doial^ile,  im  bisherigen  (^§.  109 — 143-3  erwähnte  persön- 
liche Eigenschaften  und  Verhältnisse,  welche  einen  Zeugen 
entweder  unzulässig  oder  mangelhaft  machen,  können  nur 
alsdann  Rücksicht  verdienen,  wenn  sie,  als  Thatsachen,  ent- 
weder notorisch,  oder,  es  sey  nun  durch  das  Eingeständ- 
niss  des  Producenten,  oder  des  Zeugen,  oder  auf  andere 
rechtliche  Weise,  von  dem  Produkten  gehörig  bewiesen 
sind  ***}.  '    tioua   labn 

-i-q  ^■'-■'■-  §.  145.  •  ■ ' 

Ausser   der   im    Bisherigen    abgehandelten   persönlichen 


*'  *)  Strtiben  reclitl.   IJed.  I.  2.     Leyser  Spec.  283.   M.   10. 

*''*0l  A"™.  o.  H.  Auch  der  Mandatar  wiade  unter  Umständen  Ze»n;niss  in 

.'I       .  »  i       .V. 

.    eiurner  Saclie  ablee-en  ,    wenn  er  für  den  Mandanten    zeugen    sollte. 

Ldindej  in     Linde's^    Marezoll's  und  Weniiig-Ingenheim's    Zeitsclir. 

für  Civilr.  u.  Proz.  Band  1.  Heft  2.  S.  291.  und  die  das.  alleg:. 

*^^}  Anui.  des  Herausg.     Auch  nufäiiige  Zeugen  werden   (nicht  bios 

;        in  dein  §.  119.   angegebenen  Fall;  abdann  verhört,  si  verilas  aliter 

haberi  nequit  und  ihre  Aussage  ist  nach  den  Umständen  mehr  oder 

;,   ,^     -weniger  verdächtig.  —  Linde,  Proz.  §.  260.  Note  3.     Gans^  Zeit- 

schr.  für  civil,   und  crim.  Rechtspflege  I.  2.  S.   186.  IT. 


M  vT  "  durch  Zeugen.  i    r.T    "^^  11)8 

Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  kommt  es,  bei  Beurtheiliing  des 
Werths  eines  Zeugenbeweises,  auch  auf  die  innere  Glaub- 
würdigkeit seiner  Aussagen  an.     9ib  «v/  bnu  (inBW  ^\a1>  fsb 

fii-  ■  ji.'jv^  ■•  <  ;    r  ;!  ^.    146.'      ~    ''■'onrb'    ü'  \r-',)ijy 

'^'"  bies'e  ]nnwe  Glaubwürdigkeit  beruht  haüptsäii^hh'ch  dW^ 
auf,  dass  der  Zeuge  zugleich  einen  hihlänglicheh  Grund  sei- 
nes Wissens,  nehmlich  dass  er  die  bezeugte  Thätsache 
unmittelbar  durch  seine  eigene  Sinne  beobachtet  habe,  mit 
Bestimmtheit  ansreffeben  hat.  Wenn  er  über  den  Grund  sei- 
nes  Wissens,  deswegen,  weil  er  darüber  nicht  befragt  wor- 
den, sich  gar  nicht  geäussert  hat;  so  ist  das  Zeugniss 
innerlich  mangelhafl.  Ganz  unglaubwürdig  aber,  wenn  er 
ötfibst'auf  Befragen  gar  keinen  Grund,  öder  nur  einen  offen- 
bar unpassenden,  anzuführen  gewusst  hat  *3.     "«"    O'-^'-  "'    ' 

,,.  Is^  der  angeführte  Grund  zvrar  nicht  offenbar  p^^send^ 
aber  ;  doch  unzulänglich  -  so  dass  vermöge  d^§selben  der 
Zeuge  das,  was  er  zu  wissen  versichert,  allenfalls  nur  ver- 
muthen  kann;  so  hat  die  Aussage  abermals  nur,  nach  Be- 
schaffenheit der  individuellen  Umstände,  mehr  oder  weniger 
mangelhafte  Glaubhaftigkeit.  Hierher  gehört  insbesondere 
auch  der  Fall,  weiui  der  Zeuge  die  bezeugte  Thätsache  nur 
aus  der  Erzählung  Anderer  weiss  (]Zeuge  von  Hörensagen^. 
Ein  solches  Zeugniss  nehmlich  hat  alsdann,  wenn  der  Urhe- 
ber der  Erzählung  als  ein  glaubwürdiger  Mensch  bekannt 
ist,  einige,  obgleich  nur  geringe  Glaubwürdigkeit:  ausser 
diesem  Falle  aber  verdient  es  gar  keine  Rücksicht  **^.  *"i* 

Ist  ein  verneinender  Thatsatz,  nehmlich,  dass  eine  ge- 
wisse Begebenheit  sich  nicht  zugetragen  habe,  zu  bezeu- 
gen;   so  ist  die  verneinende    Aussage  des  Zeugen  nur  inso- 


-)   L.  3.  §.  1.    iii    fiiip   U.  2-^,  5.    c.  4.   C.  4.  20.    caii.    ib.    Caus.   III. 
q.  9.  cap.  .37.  X.  2.  20. 

,  •';  Anni.  d.  H.  \ov.  90.  cap.  2.  caii.  15  t  ans.  III.  q.  9.  -  Gesterding, 
Ausbeute  iV.  ThI.  ?.  Abtii.  S.UO.  Leyser  Spec.  285.  Ausnalimeu 
siehe  Linde,  Proz.  §.  258.  Not.  8.     Tlübniit^  Paud.  g.   1171.  Not.  o. 
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fern  völlkbmmbn  glaubwürdig^  als  entweder  von  seiner 
eigenen  verneinenden  Handlung  die  Redcj  oder  die  Zei7  und 
der  Or/,  wann  und  wo  die  verneinte  Begebenheit  sich  hätte 
zutragen  können,  genau  bestimmt  ist,  und  der  Zeuge  als 
Grundl  seines  Wissens,  versichert  hat,  dass  er  %u  dieser 
bestimmten  Zeit  an  diesem  bestimmten  Ort  gewesen  sey^ 
auch  sich  in  einer,  solchen  Lage  befunden  habe,  in  welcher 
er  die  Begebenheit,  wenn  sie  sich  zugetragen  hätte,  noth- 
wendig  hätte  beobachten  müssen  *1,  ,     t. 

Ein  Zeuge  schwächt  die  innere  Glaubwürdigkeit  seiner 
Aussagen,  wenn  er  sich  durch  dieselbe  in  Widersprüche 
mit  sich  selbst  verwickelt.  Sind  diese  Widersprüche  von 
der  Art,  dass  die  eine  Aussage  dip  andere  schlechterdings 
aufhebt;  so  verliehren  dadurch,  insofern  nicht  der  Zeuge  sie 
auf  befriedigende  und  glaubhafte  AVeise  erläufern  kann,  seine 
sämmtliche  Aussagen  ihre  Glaub \Vürdigkeit.  Ist  der  Gegen- 
stand des  AViderspruchs  nur  ein  solcher  iVebenum'stand,  den 
der  Zeuge  für  unerheblich  zu  halten  Ursache  hatte;  so  kann 
seine  Versicherung,  dass  ef  cfiejenig^  widersprechende  Aus- 
sage, die  er  nachher  für  falsch  erklärt,  nur  aus  Mangel  an 
Aufmerksamkeit    gethan    habe,  schoft  für    eine  befriedigende 

ti<  T-  \j  '  j     •    iteviS         UUt»7f    .iii-.'f    10!)    ('•JlIK 

fe^rlauterung  angenommen  werden  **J. 

Auch  dadurch,  dass  der  Zeuge  einen,  offenbar,  oder 
erwiesener  massen  falschen  Thatsatz  als  wahr  bezeugt,  geht 
die  innere  Glaubwürdigkeit  aller  seiner  übrigen  Aussagen 
verlohren,  es  sey  denn,  dass  er  durch  befriedigende  Erläu- 
terungen den  Vorwurf  der  vorsätzlichen  Lügenhaftigkeit  von 
isich  ablehnen  könnte  ***3-  '    ' 

*)    Weber,  Vcrbindl.   zur  Rrwpisfiilinin^  S.    172.  ff.      Borst,  Beweislast 

§.  19.  ff.     siehe  Unten  §.   171. 

"•*)'t.  2.  D.  22.  5.     siehe  übriorens  cap.   7.  X    2    21. 

***)  An  III.  des  He  ran  sg.     L.    16.  D.  22.  5.     Undeutlichbeit  der  Aiis- 

.\l»u\<M\|^j,b.g    eines    Zeugen    kann    durch    noclimali^c    nähere    Vernehmuii» 

"»""•""^Aobc'rt' Verden.'    :!»<«),    lilfet^'-dltys''  ätfe'  'cjlp.-''k'"3i'.'^  20.  ab. 


%W<M<ali   i         dvTch  Zeugen.        .".mM  ,\\  lOo 

;*'!'  Es  verstärkt  die  innere  Glaubwürdigkeit  einer  Zeugeu- 
aussage,  wenn  der  Zeuge  auch  die  Nebenumstände  der^au 
bezeugenden  Begebenheit  anzugeben  Aveiss.  Sind  indessen 
diese  Nebenumständcj  in  Beziehung  auf  die  Hauptbegeben-^ 
heit  ganz  unbedeutend;  so  kann  die  Unwissenheit  des, Zeu- 
gen in  Ansehung  derselben  die  Glaubwürdigkeit  seiiieii! Au«t- 
sagen  nicht  schwächen  *y  i;']  ü  iil-j^iiii'j 

*iä  ürtoilJnoi'.'r//    yin  «.    l52.ij;ijsniä  abiü //  adoünüriiiob 

Nächst  der  persönlichen  Glaubte ihHi^keif  des  Äeug^ii 
r§.  108.])  und  der  inneren  Glaithwürdigkeil  seiner  Aussa- 
gen (]§.  145.3  wird,  zur  Vollgültigkeit  des  Zeugenbeweises 
endlich  noch  erfordert,  dass  der  Zeuge  die  Wahrheit  seiner 
Aussage  durch  einen  feierlichen  Eid  versichere  **]). 

Von  dieser  Regel  finden  jedoch  einige  Ausnahmen  Statt. 
Nehmhch;.  ..  , ,    i  «    - 

uari'jtiiii'j    "i-'i;^  .  ,^*         ' :,         ^^       ,  ,  •.    ••  1;  .ii!-.:;!() 

VVenn    Personen   reichsfürsthchen    StaudeS;   oder   r.egie| 

rende  Reichsgrafen,    als  Zeugen  aufgeführt  werden;"   so  gut 

die  Versicherung    auf  ihr    fürstliches    oder    gräfliches    Wort 

statt  eines  körperlichen  Eides  *-**3. 

■J'Jl)     .  jXjji-.ijniJl^'Uiv  :^.^.'ii    i;:>ij-..;i;.iJrf..::^^.  ,    •ii.ui!     /^oiJi'l'jV    11  fli 

fi'jdl')«>;ob   'jII'jJ^^    oi!)  i-      Af.'i    )\:.H'<:vU\\\     üj //i])*'.');[i    od^ihoial 

C  r  i  f  I  s  c  n  e 
•  ■'■■iiii  J)»;)'-;  >'.-"m:     „„„-._  ,,     -    ''II  bau    .oJsit 

mWr  die  BefMiin^  k&r  Fiif-sfen  Hont  Zeugeükm.  "'3^> 

Das  schöne  Wort  Friedrichs  IL  '  '^  ^'*' 

'^'       y, Wenn   Treue  und  Glaube   von  der  ganzen  Eroe 

„vertrieben  würde;  so  müsste  sie  bei  den  Fürsten 

.,ihre  Zuflucht  finden/' 

ist'   keih    eitles    Coniplimcnt^    das    er    seinem    Stande    macht, 

ii'      '/'•  '     1'      '    '  j    i'iiiw!    njuij//    iii''.'.jil-jgl)i    -JUJul    liiti^ 

^•^'^  L. 'Äi'.'ö.  3.  D   23.''S:''ß'^' )  ''l'*  rlooiif'"''  T)d'>!o>».  nio  ma^of 

•■*)   c.  9.  16.   18.   !  .   4    20.     \6v.   12».  c.   i.    can.  3.  ^p,  4^  )  cknsa  IV. 
'     q.    2.    und    3.     can.    20.     Causa    III.     q.    9.     cap.    r>.    17.    47;    51. 
X.  2.  20.  —  Linde  in  Gensler's  Archiv  Band  13.  S.   117.  ff. 

***)  Für   und  gegen  diese  An.sicht    werden  öfter   angeführt  Reichs-Abs, 
""••'■r.    Hbö.   %    58:   —   cap.  ■^1,   X.    2.   «0.   -^    Widch    At  mh.  tesl, 
^'     inj/ir. ''Jeri'a  -f^feg."   "*»W.v.l- v>."vvi^ll   hmi  «Ov",v\'      .»«.r^v 
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sondern  eine,  in  der  Natur  der  Sache  festgegründete  wich- 
tige Wahrheit.  Dem  Landesherrn  ist  (üe  ganze  Wohlfahrt 
des  Staats  anvertraut,  und  diess  Vertrauen  setzt,  insofern 
die  Wohlfahrt  des  Staats  von  der  Anwendung  der  Gesetze 
([Ausübung  der  executiven  Gewalt)  abhängt,  unbedingtes 
Anerkenntniss  seiner  Wahrheitsliebe  voraus.  Man  kann  ihm 
also  nicht  zumuthen,  dass  er  diese  seine  Wahrheitsliebe,  in 
einzelnen  Fällen  erst  noch  eidlich  bestättige,  ohne  seine  lan- 
desherrliche Würde  anzugreifen,  und  eine  wesentliche  Be- 
dingung der  Existenz  des  Staats  zu  yerletzen.)  jgffojsX 
-n»»j»K    -^aMSH»  V»%Ä\^\\nM'MW\wö7'5_,  TtT\snvv\     vV-.i  hnif    (.801    .?  I 

Wenn  inländische,  oder  a,uswärtige^  Landes  -  Collegieh,' 
höhere  oder  niedere  Gerichte,  lind  einzelne  mit  Gerichtsbar- 
keit versehene  obrigkeitliche  Personen,  über  eine  ThatsacHe, 
von  welcher  sie,  vermöge  ihres  Amts,  zuverlässige  Wissen- 
schaft haben  können,  ein  förmliches  Zeugniss,  auf  ihre  Amts- 
pflichten geben ;  so  bedarf  dieses  Zeugniss  keiner  eidlichen 
Bestätigung  *])• 

;'%,,    '  ,  ..  §.  155.        " ■••^,  ■  ■■ .,  '"l 

W^as  bei  Mennoniten  und  andern  solch ien  Personen,  de- 
nen vermöge  ihrer  eigenthümlichen  Religionsgrundsätze,  der 
feierhche  Eidschwur  untersagt  ist,  an  die  Stelle  desselben 
trete,  und  unter  Avelchen  Umständen  dieses  Statt  finde,  ist 
schon  oben  ([§.  öS.)  verordnet.  Fehlt  es  an  einem  oder 
dem  9nd,^n  der  daselbst  vorgeschriebenen  Erfordernisse;  so 
ist  das  Zeugniss  einer  solchen  Person  mangelhaft,  und,  nach 
Beschaffenheit   der    individuellen    Umstände,   ganz   unglaub- 


,\tj 


§.  156. 

Da  ein  Unmündiger  unter  14  Jahren  überhaupt  nicht 
zum  Eide  zugelassen  werden  kann  (^§.  61.);  so  ist  es,  in- 
sofern ein  solcher  dennoch  als  (^mangelhafter)  Zeuge  zuläs- 
sig ist  (§.  111.)  nöthig,  dass  er,  bei  Ablegung  seines 
Zeugnisses,  statt  des  Eides,  an  den,  in  der  Schule,  über 
die   Pflicht   der    Wahrhaftiffkeit    und    über    die  'Sträflichkeit 


'»■ 


^,,^»)   cap.    6.    X.    de    reiiiinciat.    1.    19.    —     c.  21.  C".  9.  22.     Zeitschr. 
von  Linde,  Mure%oU  und   Weninif-Ingenlieim  XIV.  Band  Abh.  IX. 
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tles  falschen  Zeugnisses  erhaltnen  Religionsunterricht  ernst- 
lich erinnert  werde.  » 
«•ßb  n     §.  157.  jJsJ'jI  Ki^siCl      bihr/  iii-jiftq 

Wenn  beide  Theile^  sowohl  der  Troducent'als  der  Pro- 
dukt, dem  Zeugen  den  Eid  erlassen;  so  gilt  sein  Zeugniss 
eben  so  als  ob  es  körperlich  beschworen  wäre  *3*  1'hut 
nur  der  eine  Theil  auf  den  Eid  Verzicht;  so  ist  das  Zeugf- 
uiss  nur  zu  seinem,  nicht  aber  ^u  seines  Gegners  Nachtheil 
gültig  **3-  ü^iHfl  aatiTiv/  Jliorihutjd.  n'jiqisniiS 

§.    158.  iioiijioi^' 

Der  Regel  nach  ist  Jeder,  der  bÜ' Ablegung  eines  ge- 
richtlichen Zeugnisses  aufgefordert  wird,  dieser  Aufforderung 
Genüge  zu  leisten^  nehmlich  sein  Zeugniss,  nach  seiner  er- 
fahrungsmässjgen  Ueberzeugung^  und  nach  dem  Grade  der- 
selben, entweder  bejahend  oder  verneinend,  oder,  wenn  er 
von  der  Sache  nichts  weiss,  durch  Versicherung  seiner 
Unwissenheit,  abzulegen  und  eidlich  zu  bestärken  verbun- 
den *'**y  Er  kann  dafür  keine  Belohnung  fordern.  Doch 
(ist  der  Producent  schuldig,  ihm,  wenn  er  es  verlangt,  für 
4»eine  Zeitversäumniss  eine  billige  Vergütung  zu  thun,  auch, 
wenn  er  nicht  an  dem  Orte  des  Gerichts  wohnt,  die  Reise 
und  Zehrungskosten  zu  ersetzen  -J-^.  äi  a3 

Von  dieser  Regel  finden  nur  folgende  Ausnahmen  Statt. 


Crit  i  s  ch  e  iii 

Aijinerkuiig  XXXVII.  des  Verfassers*;  ^liit^^toi 

Ueber  die    Verbindlichkeit  %u  Ablegung  eitles  ZeugHissi^Py 

(Zu  §.   158—164.)  '^ 

Die   Pflicht,   Zeugniss    abzulegen,    ist  nach  dem  Natttf^ 


0   Cap.  39.  X.  2.  20. 

**J  Anm.    des    Herausg.      Möchte    sich    mit    andern    Bestimmungen 

nicht  gut  vereinigen  lassen. 
'-")   c.  16.  19.  C.  4.  20.  cap.  1.'  2.  u,' a.  X.  2,' 21.   iA^iest.  cogend.). 

Es  Itann  sich  Niemand  rechtlich  verpflichten,    kein    Zeugniss  abzi/- 
^"      legen,  cap.    18.  45.  X.  2.  20.     Overbeck  Med.  IV.  Band,  3te  Aiifl. 

S.  198.  }■'*    r..ü    .  (    -r;' 

t)  c.  11.  16.  S.  1.   C.  4.  20.  cap.   11.$.  Si.mXUo  I068;£01ge;i«@aft 

3l«d.  III.  Band  3te  Aufl.  S.   102.  -,H   Tinimoibr*.    ^^  flif  gnuld-jA 
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recht,  nur  eine  (^unvöllkommeiiej  Gewissenspflicht,  welche 
erst  durch  die  Positivgesetzc  zur  ([vollkommenen)  Zwaiigs- 
pflicht  wird.  Diess  letztere  erfordert  das  Wohl  des  Staats. 
Aber  es  giebt  einige  Ausnahmen ,  welche  in  diesen  §§.  be- 
stimmt sind,  und  worüber  ich  nocli  etwas  Weniges  sa^en  muss. 
;;:■';  Die  Frage  von  der  Verbindhchkeit  zum  Zeugnisse  ist 
iQit  der  Frage  voa  der  Zulässigkeit  zu  demselben  bisher  oft 
jverwechselt  worden^  obgleich  beide  nach  ganz  verschiedenen 
Prinzipien  beurtheilt  werden  müssen.  Die  Unverbindlichkeit 
beruht  gerade  auf  solchen  persönlichen  Verhältnissen,  welche 
den  Grad  der  Glaubwürdigkeit  verstärken.  Wer  nehmlich 
»um  NacJbtheil  desjenigen^  an  dessen  Schicksal  er  'f heil  zu 
nehmen  Ursache  hat,  Zeugniss  .ablegt,  verdient  mehr  Glau- 
hen,  als.  der,  dem  die  Folgen  des  Zeugnisses  gleichgültig 
sind:  aber  eben  desswegen,  weil  das  Zeugniss  gegen  den, 
dessen  Vortheil  ihm  mehr  am  Herzen  liegen  muss,  gerichtet 
ist,  würde  es  eine^  das  natürliche  Gefühl  empörende  Härte 
seyn,  ihn  durch  Abnöthigung  desselben,  in  die  Versuchung 
zu  führen,  sein  Gewissen  durch  ein  falsches  Zeugniss  zu 
beschweren.  Es  gereicht  also  zur  Beförderung  der  Morali- 
tät,  wenn  die  Gesetze  dieses  verbieten.  •     ' 

Es  ist  wahr,  dass  durch  die,  von  den  Gesetzen  gebilligte 
Eideszuschiebung  ([s.  unten  Tit.  9.)  der  Delat,  da  es  hier  auf 
seinen  eigenen  unmittelbaren  Vortheil  ankommt,  noch  stärker 
in  diese  Versuchung  geführt  Avird:  aber  es  ist  doch  ein  Un- 
terschied, ob  es,'  zum  Beweise  der  Wahrheit  des  gegen  mich, 
von  mir  selbst  ^U  bezeugenden  Satzes  genug  ist,  dass  ich 
den  mir  zugeschobenen  Eid  verweigere,  oder  ob  ich  genö- 
thigt  bin,  eine  Wahrheit,  die  mir  mittelbarer  oder  unmittel- 
barer Weise  nachtheiüg  ist,    sogar  zu  beschwören. 

Uebrigens  kommt,  ausser  der  Besorgniss  des  Meineids, 
auch  noch  der  Aveitere  Grund  hinzu,  dass  die  Gesinnungen 
der  Liebe  und  Anhänglichkeit  zwischen  nahen  Verwandten 
j[§.  159.  16Ö!^  und  der  Treue  gegen  den,  der  mir  seine 
Geschäfte,  oder  i^eine  Geheimnisse  anvertraut  hat  (^§.  161. 
162.},  als  Tugenden,  die  für  die  bürgerliche  Gesellschaft 
von  grossem  Werthe  sind,  auch  von  dem  Gesetzgeber  mit 
Achtung  und  Schonung  behandelt  zu  werden  verdienen. 


i.  .     ■•  .\,  äunh  ZevgeiK''\       >.■         v.  lOtJ 

Bei  dem  ?  Falle ,  Wenn  das  abzulegende  Zeugniss  denr 
Zeugen  selbst  zum  Nachtheil  gereicht  (§.  163.  164.)  tritt 
zwar  dieser  letztere  Grund  nicht  ein^  und  es  ist  kein  Zwei- 
fel^ dass  in  einem  solchen  Falle  die  Eidesdelation  Statt  fin- 
den würde  (^s.  Tit.  9.) :  aber  die  Eidesdelation  setzt  vor- 
aus/ dass  der  Delat  Parthei  sey.  Dies  ist  der  Zeuge  nicht, 
und  es  würde  unbillig  seyn,  wenn  der  Dienst,  den  er  dem 
Producenten  erwiese ,  für  ihn  selbst  die  unangenehme  Fol- 
gen haben  sollte,  ihn  als  Parthei ,  in  eigene  Rechtshändel 
zu  verwickeln.  iuijj.-j    .  .ul  -jw)  .  u.<  «c.    .nuuft 

Anders  verhält  sich's  m^t  dem'  Vorsteher  teinef'hliitferf 
Stiftung,  und  andern  in  ähnhchen  Verhältnissen  stehenden 
Personen  (§.164.3-  Diese  gii^d  al.^  die  Parthei  selbst,  aber 
nur  im  bürgerlichen  Sinne,  und  ohne  persönliches  Interesse, 
zu  betrachten.  Bei  ihnen  findet  also  die  Produktion  als 
ZeugftUiiStatt^  da  gegen,, sjie -^UQh  die  Eideszuschiebuiig  Statt 
finden  ^^iirde,  diese  aber  aus  besondern  Gründen,  von  wel- 
chen ich  unten  reden  werd^e  ,(s.  Anip...tjXIV.3  ^'»  Stell» 
von  Jener  nicht  vertreten,  kann,  -jk  üoiud  -^iwooliiA  wanaU 
.(^**  Jl#fl>v  i<kH«-8^iiilm>td')»ldpa  ^Jriaiiqaif»!» 

-"■''■  l'.>3  I-'^'b''c'^^  Eltern  und  entferntere  Ascendenten  kön- 
nen ye^^w  ihre  Kinder«  und,  entferntere  Descendeiiten  .  als 
Produkten j,  und  umgekehrt,  diese  gegen  Jene ,  als  Produk- 
ten, wie  auch  Ehegatten  und  Verk>bte  gegen  eintmder_,  ^Is 
Produkten,  zu  Ablegung;  eines  -gerichtlichen  Zeugnisses,, 
ausser  in  dem  Falle,  wenn  der  Producent  und  d&r  Produkt 
mit  dem  Zeugen  in  gleichem  Verwandtschaftsverhältniss  ste- 
hen *  *3,  nicht  gezwungen  werden  -3.  Verstehen  sie  sich 
aber   freiwillig  dazu;    so  kann  der -Produkt  das' Ver\vahdt- 

*jÄnia.aes    Herauss;. 
itiH       ii'it    .^  Axi  M  .in, vi  .IM   ..>■,.>  '.i  .\.>.\\       i      (;       -    .1'    i    .!'•! 

ii'iiiiiiJ   rii-j,.;nv7Tj  /  «^ifiojcX   >r,b   MHii'iiir, 
-)  Siehe    dagegen    Thibaut   %.    U72.     Schlechterdingrs    unzulässige 
Zeugeu  können  sich  auch  niemals  freiwillig    zur  Zeuo-nissablafe 
verstehen.     Linde,   Vroz.$,  2Ö0.   Note  9.  "vergl.  mit   Not.  I. 

.>^f,l    U,   3.    das,     ;,i-in-ii||    >  Wj    ./Iriiiin.'.    ■<ih,    fiso-,j./;|.    •)i\,,-*b2i:/    i  , 
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schaftsverhältniss    nicht   als   einen  Grund  der  Unznlässigkeit 

anfähi^ejQ^ ,^  j   .     .  ,  ...„/.    i ....    , .  .^ 

-i-^y/X  nisjl  J?.i   «a  hno  .niM§;  lÖO.nmnO  »loJsJol  t.  s 

ü  8.)  Eben  dieses  findet  Statt  bei  Stief-  und  Schwieger- 
eltern gegen  ihre  Stief-  und  Schwiegerkinder,  und  bei  Ge- 
schwistern, sowohl  voll-  als  halbbürtigen,  gegen  ihre  Ge- 
schwister, als  Produkten.  Weira  jedoch,  nach  der  Natur 
des  Gegenstandes,  über  welchen  das  Zeugniss  verlangt  wird, 
die  Wahrheit  auf  andere  Weise  nicht  ausgemittelt  werden 
kann:  so  sind  die  hier  erwähnten  Personen  ihr  Zeugnis«  zu 
verweigern  nicht  berechtigt  *3-  »i^ycniL 

ivMiu  g.    161.  ->'!)/    .•:i"nfiil^ 

iddß3»)  Ads^ocaten  und  Procuratoren  des  Produkten  können^ 
in  der  Sache,  in  welcher  sie  demselben  dienen,  gegen  ihn 
als  Zeugen  aufzutreten  nicht  gezwungen  werden.  In  Anse- 
hung solcher  Thatsachen,  welche  ihnen  von  dem  Produkten, 
zum  Behuf  der  Vertheidigung  seiner  Sache,  im  Vertrauen 
eröffnet  worden  sind,  findet  ihr  Zeugniss,  auch  wenn  sie  zu 
dessen  Ablegung  bereit  seyn  sollten.  Sobald  der  Produkt  wi- 
derspricht, schlechterdings  nicht  Statt  **3- 

§.  162. 

,  ,4,3  Diess  letztere  gilt  auch  von  dem  Beichtvater  des 
Produkten  in  Ansehung  derjenigen  Thatsache,  welche  die- 
ser ihm  zu  Erleichterung  seines  Gewissens,^  ohne  deren  Be- 
kauntraachuug  ausdrücklich  zu  verlangen,  offenbart  hat  ***3, 
so  wie  überhaupt  von  Jedem,  welchem  ein  Geheimniss,  mi- 
te^;d(er  Bedingung    der   Verschwiegenheit,   anvertraut    worj^ 

"it3rS~^^< — Dif-^t?-''«'/        (       (iolx-1  -/    tvro{\u  ff  ^s:/^.^    ]<W\ii    .M*    n->A 
_j(S^^ßY;ei:gly  Ia.  4.  u,  5.  ,D.  22.  5.  —  Oben-Note^^u  §•  W-,  <^  »•  S- 6. 
C.  5.  17.  u.  cap.  3.  X.  4.  18. 

**)  S.  oben  §,  13.5,     Stryk  us.  mod.  20.  T.  5.  §.6.     Berger  oeconom. 
jur.  4.  T.  24.  §.  4.     Hagemann,  pr.  Erörte'r.  9.  Bd.  S.  461.     Hier 
-Z   -S  ist  die^Frag^  erörtfert,  fn  wie  ferne  Aerzte/  Apotheker' und  Heb- 
ammen das  Zeugniss  verweigern  können. 

^**'^  Anm.  d.  tl.  Cap.  13.  X.  5.  3l.  can.  2.  Dist.  6.  de  poenitentia. 
•*§*  ' 'tJi^Ä/e'»«  desigillo  confessionis,  Heidelb.  1828.  "  ' 

f)  Vergleiche  dagegen   die  Annierk.  des  Herausgebers  zo  $<  158. 


«■»•iVia   i-        durch  Zeiigeii-\       \'\,i\    \\  tll 

.;  ;''^;»>i  h'-'  '        iJth»,*-'»  •    JO"    §.    163.  -    '  ■rx,.. 

"  .1.  5.^  Wenn  die  zu  bezeugende  Thatsache  eine  Handlung 
des  Zeugen  selbst,  und  zwar  eine  unerlaubte,  initliin  eine 
solche  ist,  durch  deren  Bezeugung  er  sich  eines  begangenen 
Verbrechens  schuldig  bekennen  würde:  so  kann  er  zu  Ab- 
legung dieses  ohnehin  verdächtigen  (^§.  113.  etc.^  Zeugnis- 
ses, wenn  er  sich  nicht  freiwillig  dazu  versteht,  nicht  ge- 
zwungen werden.  Diess  gilt  auch  von  solchen  Handlungen, 
die,  ohne  gerade  strafbare  Verbrechen  zu  seyn,  dem  Zeu- 
gen zur  Unehre  gereichen,  und  ihn  in  der  guten  Meinung 
anderer  Menschen  herabsetzen  *).  •  , 

-\A->v\  *t*itti«ft'/\\\vrt  »iis  Rh    §.   164.  ose  :  h-f i'jir  ' nHflooiqä 

6.^  Auch  alsdann,  wenn  die  zu  bezeugende  Thatsache 
von  der  Art  ist,  dass  dadurch  irgend  ein  Rechtsanspruch 
gegen  den  Zeugen  selbst  begründet  werden  kann,  ist  dieser 
sein  Zeugniss  zu  verweigern  berechtigt  **3.  Dahin  gehört 
aber  nicht  der  Fall,  wenn  gegen  eine  milde  Stiftung  als 
Produkten,  der  Vorsteher  derselben,  gegen  den  Fiscus,  als 
Produkten,  ein  fiscali.scher  Beamter,  gegen  eine  Societät, 
oder  eine  Streitgenossenschaft,  oder  eine  Corporation,  als 
Produkten,  ein  einzelnes  Mitglied  derselben  zum  Zeugen 
aufgeführt  wird.  Alsdann  nehmlich  ist,  dpr  Vonsteher  oder 
das  einzelne  31itglied,  ohne  Unterschied,  ob  es  an  dem 
Rechtsstreite  Theil  nimmt  oder"  nicht,  sein  Zeugniss  abzule- 
gen allerdings  verbünden  ***3-  Diess  gilt  auch  im  Falle 
eines  Concurses,  von  dem  Gemeinschuldner,  w^enn  derselbe 
von  einem  seiner  Gläubiger,  gegen  seine  ConcUrsmasse, 
Kum  Zeugen  aufgeführt  wird,  und  selbst  von  einem  gericht- 
lich erklärten  Verschwender  gegen  seine,  xuäet  eöratorischer 
Administration  stehenden  Vermögensmasse  f}.  Doch  wird 
die  mangelhafte  persönliche  Glaubw^ürdigkeit  dieser  Art  von 
Zeugen   (^§.  116.)    dadurch  ^  dass  si^   hier  gewissermassen 

*)  Pfeiffer^  Entscheid.  4es  Oberapp    Gm.  zu  Cmssel,  4tcr  u.  öter  ßd. 

;I.i.-,    r.   -  ,•  ■-  .:     !ii,."r,..,'   i2     --    .litt    .^.    .UftuS    ^tm6««T 

••)  Anm.    des  Herausg.     Mö^J^e  zu  fv^ejt  gegtuigen  aeya^.^  . 

IUP.!'!??.??'»«"  S.  Hh  u-  t«r    .       ,   :,,.      .,..,.:...     h   ..mIa    ( 
f)  Anm.  d.  Heraiisg.     Dürfte  sich  im  genuRecfU  widersivwrhalten. 
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gegen  sich  selbst  zeugen,  keineswegs  verstärkt,  üebrigens 
ist' 'die  habere  Erläuterung  der  hier  erwähnten  .Fäll^.  unten 
im  9tert  Titel  (§§.  356—360.)  zu  finden,  -iü  -^   «i'jt^uoX   rM> 

-!i/  VTehn  zw'ipi  *')  personlich  votlgnltige  Zeugen  (^'S§.  1<08.J 
dfirch  ihre^  in  gösetzlicher  Form  aufgenommene  <^*3 ,  mit 
allen  Erforderni^seri  ^er  inneren  Glaubwürdigkeit  (^§.  145.3 
versehene  und  eidlich  hestältigte  {^^.  152.3  Aussagen,  einen, 
bejahenden  oder  verneinenden ,  Thatsatz^  iihereinstiinmend 
für  \'\''ähr  erklären^  und  dieser  Erklärung  nicht  dufclv  andere 
Beweise  mit  mehr  oder  weniger  Glaubwürdigkeit  wider- 
sprochen wird;  so  ist  dieser  Thatsatz  als  vollkommen  rechl- 
lifh,jb0miese/i..»nzutt&hmm  *'**), ,,/;  ,  lUi.Ax.U  il-ujA  (  .c> 
ri)Uiq.».«iJi<)fbf»H  nco  biio>^ii§iil€6jjl)  a?-ßf)  ,JBe  JiA  T»b  aor 
I  >.>.'! ;jEihe*>i»^i/'p<Brsönlich  vollgültiger  Zeuge  würk't^  t  unter 
d«!^'*««)  eben  (^§.165.3  angeführten  Umständen ;,  nur  einen 
äWää«;  Wenn  er  aber,  vermöge  seiner  ^persönlichen  Eigen- 
schaften und -Verhältnisse,  einen  vorzüghch  hohen  Grad  von 
Glätibwürdigkeit  Imt,  eine»,  mehr  als  halben  iBeweis  f  3* 
<\i;  .  jioijfnO'po'J  oni'»  i>ho  .  l'iitrir»?.n-)>'.>ionnT»trftit<^  oni'j  loho 
u'j^uaX    inus    riodlo^ioh  c  ri  Ws*cliö">"'')Nnit»    ni')    .  nfj?>liiho-i*l 

rjl.o  rj(!j^,^,t^-^rk«iig*'XXXVÜL'afe'r't^ei^m^^^^ 
itn'*b    flß  ,;'i'  ;    ••■f-_0;i  >•    Uli'':    .'■,■,:■.  ■j\i)s.nio    asb 

^fl^S^i  i^i^,(^^^^'^f^<^Jff^^^  zweier  vollgültigen  2ieu^en^.^i^t^iff 
MM     .       I  !     vollkoinmnen  Beweis.  ,  ,      .  ii-  n.,o 

'xilyxv^fs  rin-r.v    .  i^fifiM'  C^M-Sv  J-BSV  16^.)    '  ».-inonoO  «».onii» 

.Oi^aiD^ss  die  überjeinstimmende  Aussagen  zweier  Zeuge» 
eiflqPi- höheren  Qra,d  ivon  hi$tori§chQr  Wahrscheinliciik^it,  aU 
difi  ^A^Si^^e  eine$  einzige}!,  hßrvprbriugen,  ist  offenbar:  aber 


2.  20.  cap.  2.  in  VIto  2.  10, 

***)  Ausnahmen  ij  wo  ein  Zeuge  genügt:  Lihde^  Proz.  $,  J61.'  Not.  10. 
Thibaut  Fand.  §.  1171.  —  2)  wo  mehr  als  2  Zeugen  erfordert 
werden,     c.   17.  (?.  4.  2.  '  c.  18,  C.  4.  20.  im  /    ( 

■J-)  Anm,  d.  Herausg.     Anders  in  deV  Praxis 'si^he  5r)ki6«i»r'^.  *1171. 

,r,iU;irund  €.  9.  Si:^!.'^;  4.  20.     ''■'■    '     .-^  im;  i  ■• '.     i    ..um/.  <  , 
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warum  die  Positivgeselze  zur  juristischen  Gewissheit  gerade 
nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  zwei  Zeugen  erfordern, 
davon  lässt  sich  kein  anderer  Grund  angeben,  als  weil  es 
unbillig  istj  dem  Producenten  die  Last  der  Beweisführung 
allzuleicht  oder  allzuschwer  zu  machen,  und  weil  dem  Rich- 
ter ein  fester  Punkt,  auf  welchem  er  stehen  bleiben  soll.^ 
angewiesen  werden  mtiss.  Es  giebt  freilich  Fälle,  wo  sich 
der  Richter  geneigt  fühlen  muss^  einem  einzigen  Zeugen 
mehr  Glauben  beizulegen,  als  in  andern  Fällen  zAveien:  aber 
diese  Fälle  sind  seltene  Ausnahmen,  die  sich  auf  eine  Cora- 
plication  individueller  Umstände  gründen,  von  welchen  der 
Gesetzgeber,  bei  Aufstellung  seiner  allgemeinen  Regeln,  un- 
möglich Notiz  nehmen  kann.  (^S.  Einleitung,  und  Anm.  I. 
XXXL  XXXIII.) 

-A\  f!';,  — 

§.  167. 

Wenn  bei  einem,  aus  mehreren  Thatsätzen  zusammen- 
gesetzten Beweisgegenstaude,  von  mehreren  Zeugen,  der 
Eine  den  einen,  und  der  Andere  den  andern  Satz  bestättigt 
(^testes  siugulares)  5  so  kann  diess  nicht  für  eine  Ueberein- 
stimmung  der  Zeugen  gelten,  sondern  jeder  einzelne  That- 
satz  ist  in  Ansehung  der  darüber  geführten  Beweise,  für 
sich  abgesondert  zu  beurtheilen  *). 

§.   168. 

Wenn  die  Aussage  eines  einzigen,  obgleich  persönlich 
vollgültigen  Zeugen  an  innerer  Glaubwürdigkeit  3Iangel  lei- 
det, ohne  dass  es  ihr  jedoch  daran  gänzlich  fehlte;  oder, 
wenn  zwar  an  dieser  kein  Mangel^  der  Zeuge  aber  persön- 
lich mangelhaft  ist,  ohne  jedoch  ganz  unzulässig  zu  seyn: 
oder  wenn  beides  zugleich  der  Fall  ist;  so  giebt  diese  Aus- 
sagCj  insofern  sie  den  zu  beweisenden  Thatsatz  bestättigt, 
nur  einen  weniger  als  halben  Beweis,  dessen  grösserer  oder 
geringerer  Grad,  in  jedem  individuellen  Falle,  durch  die  ge- 
ringere oder  grössere  Zahl  und  ErhebUchkeit  der  eintreten- 
den Älängel  bestimmt  wird. 


"y  G.  E.  Richter^  de  teste  sinpjulari.  Kil  1693.  E.  A  Georgi,  il«> 
singiilaritate  lest.  Arg.  1722,  Struben,  rechtl.  Bedenken  3.  B. 
S.  367.     Gmelin,  über  die  Beweiskraft  eines  Zeugen  %.  25. 
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§.  169. 
Was  an  der  persönlichen  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen^ 
oder  an  der  inneren  Glaubwürdigkeit  ihrer  Aussagen  abgeht^ 
das  kann  durch  die  grössere  Zahl  der  Zeugen  ersetzt  wer- 
den *).  So  können  z.  B.  drei  Zeugen ^  gegen  deren  Per- 
son oder  Aussagen  Einwendungen  Statt  finden,  dennoch,  in 
Ansehung  des  von  ihnen  bestättigten  Thatsatzes,  einen  voll- 
kommnenj  oder  wenigstens  mehr  als  halben  Beweis  bewür- 
ken.  Es  kommt  aber  dabei  immer  auf  den  grösseren  oder 
geringeren  Grad  der  Glaubwürdigkeit  an,  welcher  der  Per- 
son der  Zeugen,  oder  ihren  Aussagen,  nach  richtiger  Wür- 
digung jener  Einwendungen  übrig  bleibt:  und  desswegen 
kann  auch  der  Fall  eintreten,  dass  eine  auf  den  überein- 
stimmenden Aussagen  von  vier  und  noch  mehreren  Zeugen 
beruhender  Beweis  noch  nicht  den  Werth  eines  halben  Be- 
weises hat. 

§.   170. 

Wenn  die  Aussagen  zweier  verschiedenen  Zeugen  ein- 
ander geradezu  widersprechen;  so  heben  sie,  insoweit  die- 
ses der  Fall  ist,  bei  gleichem  Grade  der  persönlichen  und 
inneren  Glaubwürdigkeit,  sich  wechselseitig  auf  und  keine 
von  beiden  verdient  einigen  Glauben.  Widersprüche  in  An- 
sehung unwesentlicher  Nebenumstände  schwächen  den  Glau- 
ben beider  Zeugen,  und  sie  schwächen  ihn  um  so  viel  mehr, 
wenn  beide  Zeugen  gegen  einander  über  diese  Widersprüche 
gehört  worden  sind,  und  sie  nicht  befriedigend  zu  erläutern 
vermögt  haben  **3' 

§.  171. 

Wenn  einer  bestimmt  bejahenden  Aussage  des  einen 
Zeugen  die  blos  verneinende  Aussage  eines  andern  Zeugen 
entgegensteht;  so  muss,  um  beide  als  widersprechend  und 
«ich  wechselseitig  aufliebend   (ß.  170.)    betrachten   zu  kön- 


*)  Anin.  d.  Herausg.     Siehe  dagegen  L.  21.  §.  3.  in  fine  D.  22.5. 
„non  enim  ad  multitudinem  respici  oportet.^^ 
*^*)  Juristische  Zeitschrift  von  Elvers  u.  Bender,  3ter  Jahrg.  S.  292.  ff. 
Gesterding,    Ausbeute   4ter    Theil,    2te  Abth.  S.  123.  flf.     Ein  Fall 
Operbeck,  Med.  11.  Band,  S.  82.  ff. 
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nen,  die  verneinende  Aussage  auf  die  oben  (^§.  148.^  vor- 
geschriebene Weise,  nach  Zeit  und  Ort  genau  bestimmt 
seyn.  Ausserdem  verdient  diese  letztere,  gegen  die  beja- 
hende^ keine  Rücksicht. 

§.   172. 

Eine  Zeugenaussage  vom  Nichtwissen  ist  in  Ansehung 
des  zu  bezeugenden  Thatsatzes  ganz  unerheblich ,  und  kann 
zu  Vollführung  des  aufliegenden  Beweises  durchaus  nichts 
beitragen.  Für  eine  Aussage  vom  Nichtwissen  gilt  auch 
die,  so  eben  (^§.    171.3  erwähnte  unbestimmt  verneinende. 

§    173. 

Eine  Zeugenaussage,  wodurch  ein  zu  beweisender 
bejahender  Thatsatz  schlechterdings  verneint ,  oder  ein  ver- 
neinender schlechterdings  bejaht  wird,  ist  für  den  Prodii- 
centen  ebenfalls  unerheblich;  sie  kann  aber,  nach  dem 
grösseren  oder  geringeren  Grade  ihrer  Glaubwürdigkeit,  für 
den  Produkten  zum  Behuf  seines  Gegenbeweises  erheb- 
lich seyn. 

§.  174. 

Wenn  eine  zum  Vortheil  des  Produkten  (]§.  173.3  ausge- 
fallene Zeugenaussage  die  Erfordernisse  der  inneren  Glaub- 
würdigkeit (^§.  125  3j  und  der  Zeuge  zugleich  die,  zur  persön- 
lichen GlaubAvürdigkeit  erforderlichen  physischen  tmd  morali- 
schen Eigenschaften  (^§.  100— 127.)?  mehr  oder  weniger  hat; 
so  wird  diese  innere  und  persönliche  Glaubwürdigkeit  dadurch 
nicht  geschwächt,  dass  persönliche  Verhältnisse  des  Zeu- 
gen gegen  den  Produkten  oder  dessen  Sache^  ihn,  Avenn  der 
Produkt  Producent  gewesen  wäre  (^§.  118—143.3  zu  einem 
mangelhaften,  oder  auch  ganz  unzulässigen  Zeugen  gemacht 
haben  würden.  Es  tritt  nehmlich  alsdann  die  Regel  ein,  dass 
derjenige,  der  einen  Zeugen  für  sich  aufführt,  denselben 
auch  gegen  sich  gelten  lassen  müsse. 

Die  AuAvendung  dieser  Regel  zum  Vortheil  des  Produk- 
ten findet  auch  selbst  alsdann  Statt,  wenn  er  den,  gegen 
ihn  producirten  Zeugen,  in  eben  dieser  Sache ,  zum  Beweis 
einer,  dem  Producenten  entgegengesetzten  Eintcendung ,  als 
eines  für  sich  bestehenden  Thatsatzes ,    oder   auch   in   einer 

8* 
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ganz  andern  Sache,  gegen  den  Producenten^    besonders  pro- 
duciren  will  **^. 

§    175. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  kann  nur  alsdann 
Statt  finden,  wenn  der  Producent  von  den  persönlichen  Ver- 
hältnissen des  Zeugen  gegen  den  Produkten  oder  dessen 
Sache,  vermöge  deren  er  für  diesen^  als  Producenten,  ein 
unzulässiger  oder  mangelhafter  Zeuge  ist,  vorher  nichts  ge- 
wusst  hat.  In  diesem  Falle  nehmlich  kommen  dem  Produ- 
centen  die,  auf  diesen  Verhältnissen  beruhenden  Einwendun- 
gen gegen  die  Zulässigkeit  oder  Vollgültigkeit  des  Zeugen 
insofern  noch  zu  statten,  als  er  zugleich  auf  alle  für  ihn 
vortheilhafte  Aussagen  desselben  Verzicht  thut. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  XXXIX.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Glaubwürdigkeit   der  Zeugen    zum    Nachtheil   des 
Producenten. 

^ty.^  (Zu  §.  174.  u.  t7o.) 

Die  Regel;  dass  derjenige,  der  einen  Zeugen  für  sich 
aufführt;  denselben  auch  gegen  sich  gelten  lassen  müsse, 
kann  alsdann  keine  Anwendung  haben,  wenn  der  Zeuge 
wegen  physischer  oder  moralischer  Eigenschaften  unzulässig 
oder  mangelhaft  ist :  denn  in  diesem  Falle  lässt  ihn  der  Pro- 
dukt nicht  für  den  Producenten  gelten,  und  er  kann  also 
auch  nicht  verlangen,  dass  er  gegen  denselben  gelte.  Nur 
alsdann,  wenn  persönliche  Verhältnisse  ihn,  zwar  nicht  in 
Rücksicht  des  Produkten  ^  aber  in  Rücksicht  des  Producen- 
ten, unzulässig  oder  mangelhaft  machen  (%.  B.  Verwandt- 
schaft zwischen  dem  Zeugen  und  dem  Produkten)  und  also 
der  Produkt  ihn  gegen  sich  gelten  lassen  muss,  ist  es  billig 
und  der  A^atur  der  Sache  gemäss,  dass  auch  das,  was  er 
zum  Nachtheil  des  Producenten  äussert,  ohne  Rücksicht  auf 
jene    Verhältnisse,   für   wahr   angenommen  werde  (s.  Anra. 


*)  Anni.    des    Herausg.     c.    17.    C,    4.    20.     Linde,    Proz.    §.  260. 
Note  b.  II.  6.     Gesterding,    Ausbeute  4ter  Theil,  2te  Abth.    S.  97. 
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XXVIII.).  Die  bisherige  Theorie^  und  noch  mehr  die  Praxis, 
ist  in  dieser  Rücksicht  schwankend.  Aber  es  ist  gewiss, 
dass  Kaiser  Justinian  in  dem  Gesetz,  welches  hieher  ge- 
hört (1.  17.  C.  4.  20.),  nur  den  Fall  einer,  auf  persönliche 
Verhältnisse  sich  gründenden  Einwendung  vor  Augen  ge- 
habt hat. 


Fünfter     Titel. 
Vom  Beweise  durch  Sachverständige. 


..i.      n.    ,.  §.     176. 

Wenn  zur  richtigen  Beurtheilung  einer  streitigen  Rechts- 
sache, ausser  der  Kenntniss  der  dabei  zum  Grunde  liegen- 
den Thatsacheu,  auch  noch  die  Anwendung  der  eigenthüm- 
lichen  Grundsätze  einer,  ausser  dem  Gebiete  der  Rechts- 
wissenschaft liegenden  Wissenschaft  oder  Kunst  erforderlich 
ist;  so  ist  der  Satz,  welcher  diese  Anwendung  mit  indivi- 
dueller Bestimmtheit  ausdrückt,  ebenfalls  als  ein,  dem  Rich- 
ter, als  solchem,  unbekannter,  mithin  zu  beweisender  That- 
satz  zu  betrachten.  Der  Beweis  eines  solchen  Thatsatzes 
beruht  auf  dem  Urtheil  solcher  Personen,  welche  in  der  an-^ 
zuwendenden  Wissenschaft  oder  Kunst  hinlänglich  unterrichtet 
sind.  Sie  heissen  Sachverständige  (^Experten,  artis  periti) 
und  ihr,  vor  Gericht,  als  Zeugniss,  abgelegtes  Urtheil  ein 
Erkenntniss  (^Gutachten,  Parere)  *). 


iHB   n-  C  ritische 

Anmerkung  XL.  des  Verfassers. 

'    l/eber  die  Natur   des  Beweises   durch   Sachverständige 

überhaupt. 

CZu  §    176—193.) 

,     ,,,  Das  Urtheil  des  Sachverständigen  ist  ein  Vernunftschluss: 

aber    ein   solcher,    den  der   Richter,  aus    der   Ursache   nicht 


^)  Beiträge  zur  Lehre  vom  Beweis  durch  Sachversf äudige :  Gensler, 
Areh.  2.  Band,  S.  119.;  Hiigemann  pract.  Erört.  7ter  Bd.  S.  24.; 
Linde,  Proz.  S-  29.5.  und  die  das.  alleg. 
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selbst  machen  kann^  weil  ihm  die  Prämissen  unbekannt  sind, 
und  er  auch  davon,  insofern  sie  auf  einem  ganzen  Inbegriff 
wissenschaftlicher  Sätze  beruhen ,  durch  die  gewöhnliche 
Beweismittel  nicht,  sondern  nur  durch  ein,  zu  seinem  Be- 
rufe nicht  gehöriges,  eignes  weitläuftiges  Studium  unterrich- 
tet werden  kann.  Diess  ist  der  Grund,  warum  hier  von 
der  Regel,  dass  solche  Sätze,  welche  Vernunftschlüsse  aus- 
drücken, kein  Gegenstand  des  rechtlichen  Beweises  sind, 
eine  Ausnahme  gemacht  werden  muss.  Es  folgt  aber  auch 
daraus,  dass  der  Richter  an  das  Urtheil  des  Sachverständi- 
gen —  versteht  sich,  insofern  es  nicht  über  die  Gränzen 
seiner  Wissenschaft  oder  Kunst  ausschweift  —  eben  so,  wie 
an  die  Aussage  des  Zeugen,  schlechterdings  gebunden  ist, 
und  sich  seines  eignen  Urtheils  enthalten  muss  (^§.  187.), 
selbst  alsdann,  wenn  man,  wie  es  oft  der  Fall  ist,  für  ge- 
wiss annehmen  kann,  dass  der  Urtheilende  selbst  keine  voll- 
kommene Ueberzeugung  gehabt  habe  (^§.  192.). 

Unsre  Gesetze  schweigen  beinahe  gänzlich  von  dieser 
Materie,  und  auch  in  der  bisherigen  doktrinalen  sowohl  als 
praktischen  Behandlung  erscheint  sie  ziemlich  verwahrlost. 
Dennoch  kommt  sie  in  den  Gerichten  häufig  vor,  und  ich 
habe  es  desswegen  für  nöthig  gehalten,  sie  hier  ausführlich 
abzuhandeln. 


§.   177 

Ein  solcher  Sachverständiger  ist  als  Zeuge  zu  betrach- 
ten, und  es  kommt  also,  bei  Beurtheilung  des  Werths  des 
durch  denselben  geführten  Beweises,  vor  allen  Dingen  auf 
seine  persönliche  Glaubwürdigkeit  an.  In  dieser  Rücksicht 
ist  ein  Sachverständiger  entweder  vollgültig  oder  mangelhaft 
oder  ganz  unzulässig,  je  nachdem  er,  vermöge  seiner  phy- 
sischen und  moralischen  Eigenschaften,  und  seiner  Verhält- 
nisse zu  dem  Producenten  oder  zu  dem  Produkten,  oder 
zu  der  Sache,  nach  den  im  nächstvorhergehenden  Titel 
(§.109—143.)  festgesetzten  Regeln,  ein  vollgültiger  oder 
mangelhafter  oder  ganz  unzulässiger  Zeuge  seyn  würde  *). 

*)  Linde,  Prozess  §.  295.  Note  6.    —    Hiernach  ist  der   Sachversfän- 


durch    Sachverständige.  11« 

■);.lj:i""'  "^nK'jj   ?r!'rf,  §.    178.  '^'od  s^fibf'"« 

Ein,  bei  dem  Saciiverständigen,  in  Beziehung  auf  seine 
persönliche  Glaubwürdigkeit  eintretendes  eigenthüraliches  Er- 
forderniss  ist  aber  noch  weiter  die  Sachkenntniss,  das  heisst, 
eine  hinlängliche  Bekanntschaft  mit  den  Grundsätzen  der 
Wissenschaft  oder  Kunst;  auf  deren  Anwendung  es  ankommt. 
Wer,  vermöge  seines  Berufs  oder  Gewerbes,  diese  Wissen- 
schaft oder  Kunst  ausübt,  der  hat  die  rechtliche  Vermuthung 
der  Sachkenntniss  für  sich  *).  Ohne  sie  lässt  sich  kein 
Sachverständiger  gedenken.  Unvollständigkeit  der  Sachkent- 
niss  macht  den  Sachverständigen   persönlich  mangelhaft. 

§.  179. 
Der  Werth  eines  durch  Sachverständige  geführten  Be- 
weises beruht  hiernächst  weiter  auf  der  inneren  Glaubwür- 
digkeit seines  Erkenntnisses^  und  diese  hängt,  eben  so  wie 
bei  der  Zeugenaussage  (^§.  146,^  hauptsächlich  davon  ab, 
dass  der  Sachverständige  deutliche  und  passende  Gründe 
seines  Urtheils  anführt  **3  Diess  ist  insbesondere  in  An- 
sehung der  individuellen  Thatumstände ,  durch  welche  der 
zu  beurtheilende  Fall  bestimmt  wird,  nöthig.  Insofern  also 
diese  Thatumstände  zweifelhaft  sind,  muss  darüber  zuvor 
Beweis  geführt  werden.  Beruhen  sie  auf  dem  wirklich  noch 
dauernden,  sinnlich  wahrnehmbaren  Zustand  einer  körper- 
lichen Sache ;  so  muss  ein,  von  dem  Sachverständigen  selbst 
vorzunehmender  Augenschein  (^§.  71. 3  vorausgehen  ***3;  und 
mit  seinem  Erkenntniss  zugleich  eiji  Zeugniss  über  den  Be- 
fund des  beaugenscheinigten  Gegenstandes  (^visum  reper- 
tum,  Fundbericht)  verbunden  sein.  Dieses  Zeugniss  muss 
eine  genaue  Beschreibung  des,  bei  Einnehmung  des  Augen- 


dige  wesentlich  vom  Zeugen  und  vom  Gehülfen    des  Richters  ver- 
schieden.     Unterschied    zwischen    Zeugen    und    Kunstverständigen. 
Hurlebiischj  Erörter.  aus  dem  Civil-  und  Crim.  B.  1815.  —  S.  1. 
*)  Pufendorf,  Obs.  T.  II,  Obs.  105.     Gönner,  Jurist.    Abh.    2.    Band, 
nro.  32.     Dessen  Handbuch  2.  Bd_,  nro.  45. 
♦*)  Linde,  Proz.  %.  296    Note  5. 

***)  Ueber  den  Beweis  durch  Augenschein  und  das  Verfahren  bei  des- 
sen Aufnahme :  Linde,  MarezoU  u.  Wening-Ingenheim,  Zeitschr.  etc. 
3r  Bd,   1829  u.  1830,  S.  31. 
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Scheins  beobachteten  Verfahrens,  falls  es  nicht  ganz  einfach 
istj  nach  seinen  einzelnen  Theiien  enthalten.  So  sind  z.  B. 
bei  einer  chirurgischen  Section  die  Theüe  des  Körpers ,  an 
welchen  dieselbe  vorgenommen  worden  ist,  anzugeben,  bei 
der  Prüfung  des  Gemüthszustandes  eines  Menschen  sind  die, 
bei  der,  zu  dem  Ende  mit  ihm  gehalteneu  Unterredung  vor- 
gefallene Fragen  und  Antworten  anzuführen,  bei  einem  che- 
mischen Prozess ,  die  angewandte  Mittel  und  die  Art  der 
gemachten  Anwendung  zu  beschreiben  etc.  lob 

§.  180. 
Wenn  ein  Erkenntniss  von  Sachverständigen  Wider- 
sprüche mit  sich  selbst,  offenbare  Unwahrheiten,  oder  oflFenbar 
falsche  wissenschaftliche  Sätze  enthält ;  so  wird  dadurch  seine 
innere  Glaubwürdigkeit  geschwächt,  und,  nach  Befinden  der 
individuellen  Umstände,   ganz  aufgehoben. 

§.   181. 

Ein  allgemeines  formales  Erforderniss  zur  Gültigkeit  des 
Beweises  durch  Sachverständige  ist,  dass  das  Erkenntniss 
eidlich  hestättigt  sey.  Eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  fin- 
det nur  alsdann  Statt,  wenn  entweder  der  Sachverständige, 
vermöge  seines  öffentlichen  Amts,  zu  Beurtheilung  derjeni- 
gen Art  von  Gegenständen,  wovon  die  Frage  ist,  obrigkeit- 
lich angestellt  und  allgemein  verpflichtet  ist  ([wie  z.  Ö.  ein 
öffentlich  angestellter  Landphysicus,  ein  geschworner  Feld- 
messer etc.)^  oder  wenn  beide  Theile  auf  die  Beeidigung 
ausdrücklich  Verzicht  leisten  ^rK-"^  '■-^^^•^^^A  m 

§.  182. 
Unter  die  Eigeuthümlichkeiten,  wodurch  der  Beweis  durch 
Sachverständige  sich  von  dem  Beweis  durch  Zeugen  unter- 
scheidet, gehört,  in  Beziehung  auf  die  Form,  auch  die,  dass 
die  Wahl  der  Personen  nicht  von  diesen  allein  abhängt.  Sind 
uehnüich,  nach  den  so  eben  (%.  181. 3  angeführten  Beispie- 
len, zu  Beurtheilung  gewisser  Arten  von  Gegenständen, 
bestimmte  Personen  obrigkeitlich  angestellt j  ^So  koinmt  nur 
diesen  das  Erkenntniss  zu. 

*)  Liiule,  Proz.  J»    297.  Note  4. 
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§.    183. 

Ist  aber  dieses  nicht  der  Fall;  so  hat  zwar  der  Produ- 
cent  zuerst  denjenigen  Sachverständigen,  durch  welchen  er 
den  ihm  aufliegenden  Beweis  führen  will,  zu  wählen  und 
vorzuschlagen:  der  Produkt  hat  aber  ebenfalls  einen  solchen 
zu  wählen,  der  Richter  wählt  und  ernennt,  von  Amts  wegen, 
einen  Dritten,  und  diese  drei  zusammen  haben  alsdann  das 
Erkenntniss  gemeinschaftlich,  mittelst  coUegialischer  Berath- 
schlagung,  nach  der  Mehrheit  der  Stimmen,  zu  geben  *). 

§.  184. 
Ist  der  Gegenstand  vorzüglich  wichtig,  oder  vorzüglich 
schwer  zu  beurtheilen,  so  ist  es  dem  Richter  überlassen, 
die  Zahl  der  von  beiden  Theilen  vorzuschlagenden  Sachver- 
ständigen zu  verdoppeln.  Doch  hat  der  Richter  selbst  sei- 
ner Seits  immer  nur  Einen  zu  ernermen. 

§.  185. 

Wenn  der  Gegenstand  von  zusammengesetzter  Art  ist, 
so  dass  die  verschiedenen  Theile,  woraus  er  besteht,  ver- 
schiedene, in  eben  derselben  Person  nicht  vereinigte  Kunst- 
kenntnisse erfordern ;  so  müssen  für  jeden  besonders  gear- 
teten Theil  des  Gegenstandes  besondere  Sachverständige, 
von  den  Parthien  sowohl  als  von  dem  Richter,  ernannt  wer- 
den. Wenn  es  also,  z.  B. ,  auf,  Bestimmung  des  Werths 
eines  Landguts  ankommt ;  so  sind  zu  Abschätzung  der  Ge- 
bäude Bauversfändige,  der  Waldungen  Fortsverständige,  der 
Aecker    und  Wiesen  Ackerbauverständige    etc.    erforderüch. 

§.  186. 

Derjenige,  der  zu  Ablegung  seines  Erkenntnisses  als 
Sachverständiger  voa  der  Parthei  vorgeschlagen  oder  von 
dem  Richter  ernannt  ist,  hat  die  Verbindlichkeit,  dieser  Auf- 
forderung Genüge  zu  leisten,    und   er  kann  sich  dessen  nur 


^)  Anin.  (I.  Heraasg.  Nach  der  Praxis  darf  der  Produceut  mehrere 
Sachverständige  deiiouiiiiiren  und  dem  Prodiicteii  ist  die  Befu^uiss 
ertheilt,  die  neinlichc  Zahl  von  solchen  vorzuschlagen.  Die  Zahl 
der  EU  gebrauchenden  Sachverstiindigen  isf  dalieir  uichr  aiif  einen 
beschränkt.  —  Litnff,  Pmz.  JJ.   298,  \otc  2.        ^f   .^•.sA^■.■^i>   {  ■" 
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in  den  Fällen  weigern^  wo  er^  als  Zeuge,  sein  Zeugniss  zu 
verweigern  berechtigt  seyn  würde  (§.  159.  etc.)  *).  Wenn 
er  indessen  anführt ;,  dass  er  selbst  sich  nicht  für  sachver- 
ständig genug  halte,  um  den  Gegenstand  zuverlässig  beur- 
theilen  zu  können,  und  diese  Entschuldigung  nicht  etwa 
oflPenbar  erdichtet  erscheint,  so  ist  darauf  allerdings  Rück- 
sicht zu  nehmen. 

§.  187. 
Das  von  Einem  Sachverständigen  oder  von  mehreren 
einstimmig^  in  gesetzlicher  Form,  gegebene  Erkenntniss  be- 
würkt,  wenn  es  dabei  an  keinem  der  bisher  beschriebenen 
Erfordernisse  fehlt,  in  Ansehung  des  Satzes,  den  es,  als 
Anwendung  der  einschlägigen  wissenschaftlichen  oder  Kunst- 
Grundsätze  auf  den  vorliegenden  Fall,  mit  Gewissheit,  aus- 
drückt, einen  vollkommuen  rechtlichen  Beweis  **)• 

§.  188. 
Ist  das  collegialische  Erkenntniss  mehrerer  Sachver- 
ständigen (§.  183.)  nicht  einstimmig;  so  entscheidet,  wenn 
es  an  keinem  der  übrigen  Erfordernisse  fehlt,  die  Mehrheit 
der  Stimmen  ebenfalls  mit  voller  Beweiskraft.  Es  macht 
dabei  keinen  Unterschied,  ob,  je  nachdem  das  Erkenntniss 
zum  Vortheil  des  Producenten  oder  des  Produkten  ausfällt, 
die  Mehrheit  durch  den  von  Jenem,  oder  durch  den  von 
Diesem,  oder  durch  den  vom  Richter  gewählten  Sachver- 
ständigen bewürkt  worden  ist  ***]), 


•)  Uebor  die    Verbindlichkeit    des   Sachverständigen,    sich  als  solcher 
/     beeidigen  und  abhören  zu  lassen:  Jahrbücher  der  Gesetzgebung 
.  und  Rechtspflege  in  Sachsen,  herausgegeben  von  D.  G.  A.  Martitij 
Ir  Bd,  Jahrg.  1828.  S.  179.     Lmde,  Proz.  §.  299,  Note  1.,   wor- 
nach  es  bestritten  ist,  ob  Sachverständige   zur  Abgabe   ihres   Gut- 
achtens durch  Zwang  angehalten  werden  können. 

*)  Dagegen  Linde  ^    Proz.  §.  296.    Note  5.      Overbeck,    Meditat.  llter 
Jahrg.  1807.  S.  73. 

*)  Overbeck,  Medi».   Ur  Bd,  Jahrg.  1807.  S.  73. 
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C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  XLI.  des  Verfassers. 

lieber  die  Mehrheit  der  Stimmen  bei  dem  Erkenntniss  der 
Sachverständigen. 

Es  ist  nicht  ganz  dem  Grundsätze,  dass  die  Sachver- 
ständige als  Zeugen  zu  betrachten  seyen,  gemäss,  wenn 
man  der  Mehrheit  eine  entscheidende  Kraft,  mit  der  Wür- 
kung  eines  voUkommnen  Beweises^  beilegt,  ohne  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen,  dass,  wenn  bei  3  Sachverständigen 
die  Mehrheit  2:1,  oder  bei  5  Sachverständigen  3  :  2  ist, 
nach  Abzug  der  3Iinderheit  nur  Ein  Zeuge,  welcher,  als 
Zeuge,  nur  einen  halben  Beweis  macht,  übrig  bleibt.  Aber 
es  ist  nicht  wohl  möglich,  hier  eine  andre  Auskunft  zu  fin- 
den :  denn  auch  der  Ergänzungseid,  welcher  den  halben  Be- 
weis zum  vollkommnen  macht,  hat,  in  einem  Falle  dieser 
Art,  wenn  nicht  etwa  zufalliger  Weise  die  Parthei  selbst 
Sachverständiger  ist,  beinahe  gar  keinen  Werth.  Es  bleibt 
also  nichts  übrig,  als  dass  man,  in  dieser  Rücksicht, 
die  Sachverständige  zusammengenommen,  als  ein  Collegium 
betrachtet,  und  dieses  an  den  Eigenschaften  eines  richter- 
lichen Collegii  Theil  nehmen  lässt.  ututju 

Eben  desswegen  ist's  aber  auch  wesentlich  nöthig,  dass 
die  Sachverständige  immer  in  ungerader  Zahl  ernannt  wer- 
den, weil  sonst  der  Richter,  der  nicht  selbst  urtheilen  darf, 
in  die  Verlegenheit  kommen  könnte,  die  Sache  ganz  unent- 
schieden lassen  zu  müssen.  Als,  vor  einigen  Jahren  der 
Maler  Copley  in  London  dem  Kupferstecher  Delatre  die  800 
Pfund  Sterling,  welche  er  ihm  für  den  Kupferstich  eines 
seiner  Gemähide,  unter  der  Bedingung,  dass  die  Figuren 
die  Portraitähnlichkeit  des  Originals  haben  müssten ,  ver- 
sprochen hatte,  aus  dem  Grunde  streitig  machte,  weil  es 
an  dieser  Aehnlichkeit  fehlte;  so  wurden,  von  dem  Gericht 
der  Geschworneu,  14  der  berühmtesten  Maler  und  14  der 
berühmtesten  Kupferstecher  von  London  ernannt,  um,  als 
Sachverständige,  diesen  Streit  zu  entscheiden.  Die  14  3Ia- 
ler  verneinten,  und  die  14  Kupferstecher  bejahten  einstim- 
mig die  Aehnlichkeit ;    und  nun    ward  Copley   zu  Bezahlung 
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der  800  Pf.  Sterl.  verurtheilt.  Wie  es  die  Geschworne  ge- 
macht haben,  um  hier  einen  Entscheidungsgrund  zu  finden, 
hat  uns  der  Erzähler  dieser  Anekdote  (^Hüttner ,  Englische 
Miscellen /  6ter  Band,  2tes  St.,  S.  146.  flF.}  nicht  gesagt: 
aber  gewiss  ist's,  dass  das  ganze  weitläuftige  Beweisver- 
fahren schlechterdings  vergeblich  war,  blos  desswegen,  weil 

die  Sachverständige  in  gerader  Zahl  ernannt  waren. 

lyn     iii  ^ ^ 

,    oMflo  §.    189. 

ii'>i;iiln  Fällen,  wo  der  zu  beweisende  Thatsatz  nicht  auf 
Qualität  (^bejahen  oder  verneinen^,  sondern  auf  Quantität 
(nähere  Bestimmung  durch  Zahl)  beruht,  z.  B.  bei  Taxatio- 
neiij  kann  sich's  zutragen,  dass>iV;(>a  sämmtlichen,  in  der 
mehreren  Zahl  ernannten  Sachverständigen,  jeder  Einzelne 
eine  andere  Zahl  als  die  übrige  angiebt,  und  also  keine  von 
den  verschiedenen  Meinungen  die  Mehrheit  für  sich  hat. 
Alsdann  ist,  bei  gleichem  Grade  der  persönhchen  und  inne- 
ren Glaubwürdigkeit,  diejenige  Älittelzahl,  welche  durch 
Divisiojji •  der  Zähl  der. Stimmen  in  die  Summe  sämratlicher 
erkannten  Zahlen  gefunden  wird,  als  die  durch  die  Mehr- 
heit erkannte  und  mithin  vollkommen  j^ewiesene  Zahl ,  «vlV^^r 
nehmen  *).  -i->,.   i;-.  ,   fn     ::* 

C  r  it  isc  he 

Anmerkung  XLII.  des  Verfassers. 

Ueber  die    Mittelzahl  bei  Schätzungen    durch  Sach- 
,.  s     .     nerständiae. 

iJ,yj,i^Wenn  d;ie  j^oji.  ;deu,,Sachyerständigen  erkannte  3  oder 
^..verschiedene  Zahlen  g&g^w  einander  in  arithmetischer  Pro- 
portion stehen ,  55.  B.  7-5-3,  oder:  7-6-5-4-3;  so  ist 
Uie,]  durch  Addition  und  Division  gefundene  sogenannte  Mit- 
lelzahl  (^Durchschnitt)  würklich  die  mittelste  der  erkannten 
Zahlen,  nehmlich  iu  den  beiden  hier  angeführten  Beispie- 
len =.  5.  Es  ist  offenbar,  dass  diese  Zahl  die  Mehrheit 
der  Stimmen  für  sich  hat:  denn  sie  ist  auch  in  der  grösse- 
ren, oder  in, den  zwei  grösseren  enthalten,   nehmlich:  Zwei, 


-JSSOi.;; 


*)  Linde,  '^rn%.%  299.   iind  die  Note  I.  da«,  alleg. 


durch    Üachrerstündiyt.  125 

oder  Drei,    Sachverständige   haben    auf  wenigstens   5,    und 
nur  Einer,  oder  Zwei,  haben  auf  weniger  als  5  erkannt. 

Ist  aber  keine  Gleichheit  der  arithmetischen  Verhältnisse 
vorhanden ;  so  wird  zwar  die    gefundene  Mittelzahl   von  der 
mittelsten^   bei   3  Zahlen   immer,    und   bei   5   und    mehreren 
öfters,  verschieden,  und  zwar^  je  nachdem   sich   diese  mit- 
telst mehr  der,    oder  dem  grösseren,    oder    mehr   der,   oder 
den  kleineren   nähert,    entweder  kleiner  oder   grösser   seyn: 
aber  es  ist  alsdann  auch  ein  Grund   der    Wahrscheinlichkeit 
vorhanden,    die  mittelste  Zahl,    ungeachtet  sie  die  Mehrheit 
der  Stimmen   ebenfalls    für   sich  hat,    nach   eben    dem  Ver- 
hältniss  zu  vermehren,    oder   zu  vermindern,   nach  welchem 
die    Differenz    der   mittelsten    zu    der,    oder    den    grösseren, 
grösser  oder  kleiner,  als  die  Differenz  der  mittelsten  zu  der, 
oder  den,  kleineren  ist,      Ist  sie  nehmlich  grösser ;    so  kann 
man  annehmen,  dass  der  Sachverständige,  der  auf  die  grös- 
sere Zahl  erkennt,    stärkere    Gründe  habe,    von  der  mittel- 
sten abzuweichen,  als  der,    welcher  die  kleinere  ausspricht: 
und  ist  sie  kleiner;    so   verhält    sich    die    Sache    umgekehrt. 
Man  hat  also  Ursache,   im  ersten  Falle,    Etwas   zuzugeben, 
und  im  zweiten.  Etwas    abzuziehen.      Wenn   z.    B.    die  drei 
Zahlen:    7-4-3    sind;    so    ist    die    Mittelzahl  :=z  4-/s^-  also 
Etwas  mehr  als  die  mittelste:  und  jene  wird  um  desswilleu 
für  die  wahre  angenommen,  weil  der  Sachverständige,  wel- 
cher sich  bewogen  fand,    von  der  mittelsten   Zahl   aufwärts, 
um  3  abzuweichen  stärkere  Gründe    der   Ueberzeuffuns:   von 
der    Unrichtigkeit    derselben    gehabt   haben    muss,    als    der, 
welcher  davon,  abwärts,  nur  um  1  abgewichen  ist.    Wären 
hingegen    die   3   Zahlen    7-6-3:    so    würde    die    Mittelzahl 
etwas  weniger  als,  nehmlich  zz  5  ^/^  seyn,  und  diese  müsste 
aus  eben    dem  Grunde  als  die    wahre   angenommen   werden. 
Wer    an    diesen    mathematisch-juristischen    Subtilitäten 
Vergnügen    findet,    der    wird  sich    ähnliche  Beispiele   von  5 
und    mehreren    Zahlen    leicht    selbst    machen  können,    wobei 
nur  zu  beobachten  ist,  dass  man  hier  die  Summe  der  Diffe- 
renzen der  mittelsten  zu  den  mehreren  grösseren  Zahlen  mit 
der  Summe  der  Differenzen  derselben  zu  den  mehreren  klei- 
neren vergleichen   muss.  ,  T»bo  ,Juiyi: 
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Die  Regel  von  der  Mittelzahl  ist,  für  Fälle  dieser  Art^ 
bisher  schon  in  praxi  angenommen  gewesen.  Es  ist  freilich 
viel  Willkührliches  in  der,  dabei  zum  Grunde  liegenden 
Fiktion:  aber  wir  haben  hier  wieder  den  Fall,  wo  der  Be- 
weis über  einen  einschränkenden  Thatsatz  beiden  Tlieilen 
aufliegt,  und  wo  also  der  Richter,  um  den  Streit  lücht  un- 
entschieden zu  lassen,  zu  einer  Art  von  Machtspruch  auto- 
risirt  werden  muss  (^s.  Anm.  VII.).  Doch  darf  diess  nur 
im  äussersten  Nothfalle  Statt  finden,  und  das  Gesetz  nimmt 
dess wegen  den  Fall  aus,  „wenn  nicht  gleicher  Grad  der 
„persönlichen  und  inneren  Glaubwürdigkeit  vorhanden  ist/^ 
Ich  weiss  einen  Fall,  wo  von  drei  Sachverständigen  der 
von  einem  Producenten  ernannte  auf  1100,  der  von  dem 
Richter  ernannte  auf  200,  und  der  von  dem  Produkten  er- 
nannte auf  80  erkannt  hat.  Aber  es  ergab  sich,  dass  der 
erste  und  der  dritte  sich  als  die  Advokaten  Derer,  die  sie 
ernannt  hatten,  betrachtet  hatten,  und  dass  nur  der  zweite 
unpartlieiisch  war.  Das  ganze  Erkenntniss  ward  also  aufge- 
hoben, und  auf  gesetzmässigere  Art  wiederholt  (^s.  §.  194.3. 


§.  190. 

Ein  Erkenntniss,  bei  welchem  es  an  einem  oder  dem 
andern  der  gesetzlichen  Erfordernisse^  z.  B.  der  persön- 
lichen Glaubwürdigkeit  etc.,  mehr  oder  weniger  fehlt,  be- 
würkt  nur  einen,  mehr  oder  weniger  unvollkommenen  Be- 
weis. Bei  gänzlichem  Mangel  an  einem  oder  dem  andern 
dieser  Erfordernisse  ist  der  geführte  Beweis  für  gänzlich 
verfehlt  zu  achten.  Wenn  jedoch,  im  Falle  eines  coUegiali- 
schen  Gutachtens  mehrerer  Sachverständigen,  nur  bei  einem 
oder  dem  andern  der  einzelnen  Urtheile  ein  Mangel  an  den 
gesetzlichen  Erfordernissen  erscheint,  die  übrigen  vollgülti- 
gen Urtheile  aber  für  sich  schon  die  Mehrheit  ausmachen; 
so  wird  durch  die,  bei  Jenem  eintretende  Mängel  die  Be- 
weiskraft des  Erkenntnisses  der  Mehrheit  nicht  geschwächt. 

§.  191. 

Wenn  durch  das  vollgültige  Erkenntniss  der  Sachver- 
ständigen der  bejahende  Satz  des  Producenten  bestimmt  ver- 
neint, oder  der  verneinende  Satz   bestimmt   bejaht  wird;    so 
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ist  der  unternommene  Beweis  verfehlt,  und  das  Erkenntniss 
hat  zugleich  ^  insofern  noch  anderer  Beweis  unternommen 
wird,  zu  Entkräftung  desselben^  die  Würkung  eines  Gegen- 
beweises *)•  iVur  jene,  nicht  aber  diese  Würkung  tritt  hinge- 
gen alsdann  ein,  wenn  der  Satz  weder  bestimmt  bejaht  noch 
bestimmt  verneint,  sondern  für  zweifelhaft  erklärt  wird. 

§    192. 

Es  ist  oft  der  Fall,  dass  diejenigen  wissenschaftlichen 
Grundsätze,  auf  deren  Anwendung  es  ankommt,  unter  den 
angesehensten  Lehrern  der  Wissenschaft  bestritten  sind ; 
und  noch  öfter  giebt  es  für  den  zu  beurtheilenden  Gegen- 
stand gar  keine  förmliche,  in  ein  demonstrirtes  System  ge- 
brachte Wissenschaft,  sondern  nur  gewisse,  bei  der  Aus- 
übung einer  Kunst  oder  eines  Gewerbes,  mehr  oder  weniger 
allgemein  angenommene,  mit  mehr  oder  weniger  Bestimmt- 
heit ausgedrückte  Regeln,  welche  das  Urtheil  des  Sachver- 
ständigen bestimmen.  Hieher  gehört  z.  B. ,  wenn  über  die 
Unheilbarkeit  eines  Krankheitszustandes  nach  physiologischen 
und  medicinischen,  über  das  Daseyn  eines  sogenannten  Haupt- 
mangels bei  einem  Pferde,  nach  veterinarischen,  über  den 
Ertrag  eines  Landguts  nach  ökonomischen  Grundsätzen  er- 
kannt, wenn  der  Werth  einer  Sache  nach  Erfahrungsre- 
geln, die  der  Lauf  des  gemeinen  Handels,  oder  die  Aus- 
übung gewisser  Gewerbe  an  die  Hand  giebt,  bestimmt 
werden  soll  etc. 

Wenn  in  einem  solchen  Falle  der  Sachverständige  sein 
Urtheil  als  dasjenige,  welches  er,  seinen  Einsichten  nach, 
aus  überwiegenden  Gründen,  obgleich  nicht  mit  vollkomme- 
neir  Ueberzeugung,  für  wahr  halte,  ausspricht;  so  hat  dies 
eben  die  Würkung,  als  ob  er  seine  vollkommene  Ueberzeu- 
gung bestimmt  versichert  hätte  (^§.  189.]),  und  die  Einwen- 
dung, dass  eine  unbedingte  Ueberzeugung  unmögUch  sey, 
verdient  dagegen  keine  Rücksicht. 

§.   193. 

An  das,  mit  allen  Erfordernisseen  der  v^olleu  Beweis- 
kraft versehene  Erkenntniss   der  Sachverständigen  hat  sich 


*)  Vergl.  Linde,  Proz.   §.  298.  Xote  2. 
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der  'Richter  schlechterdings  zu  halten  ^  auch  selbst  alsdann, 
wenn  er  zufölligerweise  selbst  Sachverständiger  seyn,  und 
vermöge  seiner,  wenn  gleich  noch  so  gründlichen  Einsichten, 
eine  andere  üeberzeugung  haben  sollte  *). 

§.  194. 
Gegen  ein  von  Sachverständigen  gegebenes  Erkennt- 
niss  kann,  auf  Verlangen  desjenigen  Theils^  zu  dessen  Nach- 
theil es  ausgefallen  ist  (^des  Producenten  sowohl  als  des 
Producten)  die  Wiederholung  desselben  durch  andere  Sach- 
verständige nur  alsdann  Statt  finden,  wenn  es  an  einem 
oder  dem  andern  der  persönlichen^  oder  inneren,  oder  for- 
malen Erfordernisse  der  Glaubwürdigkeit  fehlt,  und  dieser 
Mangel  sich  erst  nach  Abfassung  und  Publikation  des  Er- 
kenntnisses, mit  Zuverlässigkeit  entdeckt  hat.  Dahin  gehört 
z.  B. ,  wenn  in  dem  Erkenntnisse  offenbar  falsche  Entschei- 
dungsgründe, aus  welchen  sich  entweder  auf  die  Unbekannt- 
schaft des  V^erfassers  mit  der  wahren  BeschafFeuheit  der 
Thatumstände,  oder  auf  seinen  3Iangel  an  Sachkenntnsss 
schliessen  lässt ,  angeführt  sind  **3  7  wenn  Aeusserungen 
von  Leidenschaft  oder  Parlheilichkeit  vorkommen,  wenn  das 
Erkenntniss  undeutlich  und  widersprechend  abgefasst  ist, 
u.  s.  w.  Ausser  einem  Falle  dieser  Art  ist  die  Parthei, 
welche  ein  in  gesetzlicher  Form  eingeholtes  und  abgefasstes 
Erkenntniss  durch  einen  von  andern  Sachverständigen  ein- 
zuholendes vermeintlich  besseres  Erkenntniss  anfechten  Avill, 
damit  nicht,  unter  keinerlei  Vorwand,  zuzulassen  ***J. 
»fbß'  —  !a  fioffhUf 


i'.'tlii  •^""^^^    Proz.  %.  296.  Note  5.     Nadiweiss ,    dass    bei    dem    Urtheil 
der    SachverstäHdigen    die   Thätigkeit    des    Richters    nicht   gänzlich 
ausgeschlossen   sey:     E.  A.    Weiske ,    Archiv   für    pract.    Rechlsk. 
■"''"i  Theil,  S.   126 
'**)  Överbeck  1.  c.  11.  B.  S.243. 

»**)  Linde,  Proz.  §.  296.  Note  5.  ' 

Anni.    d.   Herausg. 

Die    Praxis    scheint   sich   im    Allgemeinen  der   von  Schneider  aiif- 
:      gestellten  Regel  angeschlossen  zu  haben.  ■'     ,  ' 

Bad.  Jahrb.  von  Hohnhorst,  Ir  Jahrg.  S.  268.     Biilow   \ind    Htige- 
mann,  pract.  Erort.  VII.  Band,  S.  26, 
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Crifische 

Anmerkung  XLIII.  des  Verfassers. 

lieber   die    Wiederholttnff  des  Erkenntnisses  der 
...  -r  Sachverständigen. 

Der  Gegenstand  eines  gesetzmässig  aufgenommenen  Er- 
kenntnisses der  Sachverständigen  kaim  nicht  willkührlich  der 
wiederholten  Beurtheilung  anderer  Sachverständigen  unter- 
worfen werden.  Diess  würde  eine  Art  von  Appellation  oder 
Revision  seyn^  und  also  eine  Ordnung  der  Instanzen^  für 
Gegenstände  dieser  Art,  voraussetzen,  welche  nicht  existirt. 
Dass  dergleichen  wiederholte  Erkenntnis:se  reformatorisch 
ausfallen,  ist  zwar  nach  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
dieser  Fälle  sehr  leicht  möglich :  aber  man  hat  keinen  Grund, 
das  letzte  Erkenntnis«,  blos  desswegen,  weil  es  das  letzte 
ist,  für  das  richtigste  zu  halten. 


Sechter     Titel. 
Von    dem  Beweise   durch   schriftliche   Urkunden  *\ 


§.  195. 
Da  durch  schriftliche  Urkunden  das  Andenken  einer 
vorübergehenden  Begebenheit  erhalten,  und  die  Kemitniss 
derselben  dem  Richter  eben  so  gut,  als  durch  lebendige 
Worte,  mitgetheilt  werden  kann;  so  gehören  auch  diese  zu 
den  Mitteln  des  zu  führenden  rechtlichen  Beweises  **3. 

§.  196 

Eine  Urkunde,    als  Beweismittel    betrachtet,    kann  ent- 
weder: 


'*')  D.  22.  4,  de  fide  instrumentoriini  et  amiss.  eor.  C.  4,  21«  de  fide 
instruQient.  Nov.  73.  Iiistninieiit.  catitcla  et  lide  X.  2.  22.  de  fide 
instruraent.  Linde,  Proz.  S-  272.  die  Note  *  alle».  Gensler^  Ar- 
chiv für  civ.  Prax.  Band  1.  S.  55—64.;  Band  2.  Abh.  32.  S.  318. 
**)  Den  Begriff  von  Urkunden  im  «eiteren  und  engeren  Sinne  siehe: 
Linde j  Proz.  g.  272.  Gensler,  Archiv  Band  I.  S.  55.  Note  *  und 
die  dort  alleg. 
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A)  den  Produkten,  oder 

Bj  einen  Dritten,  oder  endlich 

C)  den  Produceuten  selbst  ohne  Mitwirkung  des  Pro- 
dukten 
zum  Urheber  haben.  Im  erstem  Falle  hat  sie  die  Natur 
eines  Eingeständnisses  _,  im  zweiten  die  Natur  eines  Zeug- 
nisses, und  im  dritten  entsteht^  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen, ein  BcAveis  von  ausserordentlicher  Art.  Jede 
dieser  verschiedenen  Hauptgattungen  von  Urkunden  ist  be- 
sonders abzuhandeln. 


Cr  iti  sehe 

Anmerkung  XLIV.  des  Verfassers. 

lieber  die  Eintheilung  der  Urkunden,  nach  ihren  verschie- 
denen Hauptgattungen  und  Arten. 

Ich  hoffe  nicht,  dass  man  es  eine  unnütze  Neuerung 
nennen  wird,  dass  ich,  bei  Abhandlung  der  Materie  vom 
Urkundenbeweis  damit  anfange,  die  verschiedenen  Gattungen 
und  Arten  der  Urkunden,  nach  ihren  unterscheidenden  Ei- 
genschaften, zu  classificiren.  Diese  unterscheidenden  Eigen- 
schaften sind,  in  Beziehung  auf  die  Würkung  der  Urkunden, 
so  wesentlich,  dass  man  sie  nothwendig  immer  vor  Augen 
haben  muss,  um  die  Würkungen  richtig  zu  beurtheilen. 
Eine  systematische  Darstellung  derselben  kann  also  nicht 
anders,  als  die  richtige  Beurtheilung  in  vorkommenden  Fäl- 
len erleichtern.  Bisher  hat  es  daran  durchaus  gefehlt,  und 
jeder  denkende  Praktiker  wird  mir  bezeugen,  dass  eine 
Menge  Zweifel  und  Controversen  in  dieser  Materie  haupt- 
sächlich hierin,  und  in  dem  davon  abhängenden  Mangel  an 
deutlichen  und  richtigen  Grundbegriffen,  ihren  Grund  hatten. 
Die  folgenden  §§.  werden  dieses  —  wenn  mir  anders  nicht 
die  Behandlung  des  Gegenstandes  ganz  misslungen  ist  — 
noch  einleuchtender  machen.  Ich  bin  dabei  so  ausführlich 
gewesen,  dass  ich  es  für  unnöthig  halte,  hier  zu  Rechtfer- 
tigung und  Erläuterung  des  Plans  im  Ganzen  noch  mehr  zu 
vsagen. 
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Erste   Gattung. 
Urkunden  als  Eingeständnisse. 

§.  197. 
Unter  den,  als  Eingeständnisse  geltenden  Urkunden  sind 
nicht  blos  diejenigen,  welche  den  Produkten  unmittelbar  selbst 
zum  Urheber  haben,  sondern  auch  alle  die  zu  verstehen, 
welche  entweder  a}  von  Andern  in  seinem  Namen ,  z.  B. 
von  seinem  Bevollmächtigten,  seinem  Assignatar  etc.,  oder 
bj  von  solchen  Personen,  in  deren  Rechte  er,  es  sey  nun 
als  Erbe,  oder,  in  Ansehung  des  Gegenstandes,  worüber 
der  Beweis  geführt  werden  soll,  als  Successor  singularis, 
getreten  ist,  ausgestellt  sind  *3- 


•"'    '-^      ■    Critische 

Anmerkung  XLV.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Beweiskraft  einer,  nicht  von  dem  Produkten  selbst 
ausgestellten  eingestehenden  Urkunde. 

, A..  Es  giebt  Fälle,  wo  der,  in  diesem  §.  aufgestellte  Satz 
nicht  so  ganz  einleuchtend,  ^^^e  hier  in  abstracto,  ist.  Aber 
seine  Anwendung  ist  immer  der  Natur  der  Sache  gemäss. 
Wemi  man  also,  z.  B.  nach  dem  Grunde  fragt,  warum  der 
Rechnungsprinzipal  die  Quittung  eines  Dritten,  womit  der 
Rechnungsführer  seine  gethane  Ausgabe  belegt,  als  sein 
eigenes  Eingeständniss  gegen  sich  gelten  lassen  müsse;  so 
wird  man  —  vorausgesetzt,  dass  die  Quittung  richtig  ist, 
und  dass  der  Dritte  wirklich  der,  auf  den  Rechnungsführer 
angewiesene  Gläubiger  des  Prinzipalen  war  —  diesen  Grund 
darin  finden,  dass  die  Quittung  von  dem  Dritten,  zwar  in- 
sofern sie  den  Prinzipalen  Hberirt,  in' seinen  eigenen,    inso- 


*)  Thibauf,  Paud.  §.  1176.  Note  t.  Gensler^  Archiv  Band  I.  Abh.  3. 
S.  49.  Xot.  *».  Von  der  Beweiskraft  einer  Privaturkunde  gegen 
einen  Dritten  etc.  (besonders  in  Hinsicht  auf  Cession).  Gensler^ 
Archiv  Bd.  2,  Abb.  1.  S,  3.  ff.  —  Ebenda  Bd  13.  S.  130.  206.  — 
Struben,  R.  B.  Bd.  3.  S.  346,  —    Linde,  §.  276.  Not.  5.  ii.  6.  — 
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fern   sie   aber   den   Rechnungsführer   freispricht^    im    Namen 
des  Prinzipalen  ausgestellt  ist. 


§.  198. 

Die  Beweiskraft  einer  Urkunde  der  ersten  Gattung  be- 
ruht vor  allen  Dingen  auf  der  eigenhändigen  Namensunter- 
schrift *3  t'^'S  Ausstellers^  als  welche  für  ein  Zeichen  gilt^ 
dass  derselbe  den  ganzen  Inhalt  der  Urkunde  für  wahr  er- 
kläre. Konute  der  Aussteller  nicht  schreiben^  und  hat  statt 
seines  Namens  ein  anderes  Handzeichen  gemacht,  oder  sei- 
nen Namen,  in  seinem  Auftrage,  von  einem  Andern  schrei- 
ben lassen,  so  hat  dieses  gleiche  Würkung  **3- 

§.    199. 

Wenn  bei  Ausfertigung  der  Urkunden  über  ein  ge- 
wisses schriftlich  abzuschliessendes  Geschäft,  von  den  Ge- 
setzen die  Beobachtung  gewisser  äusseren  Formalitäten,  z.  B. 
der  Gebrauch  des  Stempelpapiers,  die  Beidrückung  des  Sie- 
gels u.  d.  gl.  vorgeschrieben  ist;  so  kann  die  Unterlassung 
dieser  Formalitäten  zwar,  insofern  das  Gesetz  es  verordnet, 
das  Geschäft  nichtig  und  unverbindlich  machen,  die  Be- 
weiskraft der  Namensunterschrift  an  sich  selbst  aber  nicht 
schwächen  ***^. 

§.  200. 
Dass  auch  der  Inhalt  der  Urkunde  von  der  eignen  Hand 
des  Ausstellers  geschrieben  sey,  wird  zur  Beweiskraft  der- 
selben nicht  erfordert  f). 

§.  201. 
Hingegen  wird  allerdings  erfordert,    dass    der  Ausstel- 
ler   zur   Zeit    der   Namensunterschrift    die   persönliche    Fä- 


*)  c.  17.  C.  4.  21.     c.  15.  C.  4.  38. 

**)  Linde^  Zeitschr.    4.  Bd.  Abh.   XII.    S.  297.     Badische   Jahrbücher 
von  Hohnhorst^  7.  Jahrgang  S.  156. 
***)  Thibaut,  Fand.  §.  1176.  Note  q.     c.  22.    §.  2.  C.  6.  30.    Nov.  44. 
cap.  2.  Nov.  73.  cap.  8.  cap.  2.  X.  2.  22.     In  der  Regel  schwächt 
ein  Formfehler  der  Urkunde  selbst  nur  ihre  Beweiskraft, 
f )  Gönner,  Handb.  Band  2,  Abh.  46.  %.  12. 
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higkeit^    ein    Eingeständniss    zu    seinem    Nachtheil   zu  thun 
CS-  ^^0  gehabt  habe. 

§.   202. 
Die    Würkung   der  Beweiskraft   einer  Urkunde  der  er- 
sten Gattung  tritt  nicht  eher  ein^    als  bis  sie  von  dem  Pro- 
dukten, in  Ansehung  der  Namensunterschrift^  vor  dem  Rich- 
ter, für  richtig  anerkannt  (^recognoscirt)  worden  ist  *3' 

§.  203. 
Ein  solches  gerichtliches  Anerkenntniss  ist  jedoch  als- 
dann nicht  nöthig,  wenn  die  Urkunde  unter  öffentlicher  Be- 
glaubigung (instrumentum  publicum^  unterschrieben  ist  **]). 
Die  Erfordernisse  einer  solchen  öffentlichen  Beglaubigung 
werden  unten,  bei  den  Urkunden  der  zweiten  Gattung  nä- 
her bestimmt  werden. 

§.  204. 

Wenn  der  Produkt  die  Namensunterschrift  der  gegen 
ihn  producirten  Urkunde  anzuerkennen  sich  weigert,  so  ist 
der  Producent  die  Richtigkeit  derselben  auf  andere  Art  zu 
beweisen  verbunden  ***3.  lab  oliodhU/U' 

§.  205. 
Der  Beweis  der  Richtigkeit  einer  Namensunterschrift 
kann  insbesondere  auch  durch  Sachverständige  (^Tit.  5.^ 
nehmlich  durch  solche  Personen,  welche,  vermöge  ihres  Be- 
rufs, nicht  allein  selbst  geübte  Schreiber  sind,  sondern  auch 
das  Unterscheidende  in  den  Sclu-iftzügen  Anderer  praktisch 
beurtheilen  zu  lernen  Gelegenheit  gehabt  haben,  vermittelst 
eines  von  denselben,  nach  vorgängiger  Vergleichung  der 
Namensunterschrift   mit    andern,   unstreitig   von  dem  angeb- 


*)  Anm.  des  Herausg.  Zu  einer  Erklärung  ist  der  Product  durch 
die  Gesetze  verpflichtet.  I.  R.  A.  §.  39.  Die  Recognitlo  kann 
auch  stillschweigend  geschehen.  —  Gensler^  Arch.  Band  I. 
S.  43.  Note  **  —  und  auch  eine  fingirte  seyn.  Linde,  Proz. 
S.  287.  am  Ende. 

**)  Linde,  Proz.  %.  286. 

•••)  Linde,  Proz.  $.  288.  ff. 
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liehen  Aussteller  der  Urkunde  herrührenden  Schriftzügen^  zu 
gebenden  Erkenntnisses ^  gefiilirt  werden  *^.  ^*  •€) 

§.  206. 
Doch  bewürkt  dieses  Erkenutniss  von  Sachverständigen, 
AveiMi  es  auch  ganz  bestimmt  zum  Vortheil  des  Producenten 
ausfallt j  für  sieh  allein,  immer  nur  einen  halben^  wenn  es 
aber  einigermassen  zweifelhaft  ist,  einen  weniger  als  halben 
Beweis  **).  Dahin  gehört  auch  der  Fall^  wenn  die  Sach- 
verständigen nicht  einstimmig,  sondern  nur  nach  der  Mehr- 
heit, tlie  Uebereinstimmung  bezeugen. 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

_^,,  Anmerkung  XL  VI.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Unvollkommenheit   des  Beweises   durch    Ver- 
gleiclmng  der  Schrifl%üge. 

(Zu  %.  205.  und  206.) 
Es  ist  eine  sd  leichte  Kunst,  die  Handschrift  eines  An- 
dern täuschend  nachzumachen,  dass  es  allzubedenklich  seyn 
würde,  dem  Urtheile  der  Sachverständigen,  in  einem  Falle 
dieser  Art,  volle  Beweiskraft  beizulegen.  Schon  nach  dem 
römischen  Recht  (^Nov.  73.  Cap.  7.3  ist  dieses  Beweismit- 
iel  nur  subsidiarisch ,  und  Kaiser  Justinian  verlaugt  aus- 
ärücklich,  dass,  wegen  seiner  tJnzuverlässigkeit,  der  Richter 
dabei  äusserst  vorsichtig  zu  Werke  gehe.  Zugleich  legt,  er 
(iem  Producenten  einen  strengen  Eid  für  Gefährde  auf,  an 
dessen  Stelle  aber  schicklicher  der  Ergänzungseid  tritt. 

iKiaJjilÜi ^■ 

•iob    7!f'i  §.  207. 

-i\'y  Wenn    der    Producent   den  Beweis   der   Richtigkeit  der 

Namensunterschrift  nicht   führen    will,    oder  denselben  zwar 


■'"ij  <.;'^2o.'  t.',!'.  '2i.''Nov!!'%'  cap.'^jg.  .  Nov.  73.     Göt%^    rechtl.  Eiit- 

'i  7      scheid.' der  Jurist. 'Faciiifätiii  Altdorf.    Nürub.  1808.     Goldschmidt, 

"      "     Abhandl.    Frankf.    1818.    S.    101.  ff.      Linde,    Zeitschr.    Band   III. 

Abh.  8.  S.  168.  und  Band  IV.   S.  331.     Gensler,  im  Arch.  Bd.  2. 

AbJi    32.  S.  329,  und  Klüpfel,  daselbst  .\bh,  32.    S.  333.   — 
**)  Tliibaut,    Fand.   §.    1181.      ßaier ,    Vorträge    über    den   Civilpro/,, 

S.  376.     Gensler,  I.  c.  S.  332.  Note  69.  -   .     -;         •'■   .    >  ■•      • 
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unternommen^  aber  verfehlt  hat;  so  kann  er^  statt  dessel- 
ben, verlangen,  dass  der  Produkt  die  Namensunterschrift 
eidlich  verläugne  ([diffitire)  *3* 

§.  208. 

Der  Verläugnungseid  muss,  wenn  von  der  Unterschrift 
des  Produkten  selbst  die  Rede  ist,  immer  von  Gewissheit 
geschworen  werden.  Kommt  es  aber  auf  die  Namensunter- 
schrift eines  Dritten  an,  der  entweder  im  Namen  des  Pro- 
dukten die  Urkunde  ausgestellt  haben  soll,  oder  in  dessen 
Rechte  derselbe  getreten  ist  {%.  197.) ;  so  findet  auch  der 
Eid  vom  Nichtwissen  statt. 

§.  209. 

Wenn  der  Dritte,  der  im  Namen  des  Produkten  die 
Urkunde  ausgestellt  haben  soll,  noch  am  Leben  ist,  und  zur 
Stelle  gebracht  werden  kann;  so  kann  der  Producent  ver- 
langen, dass  dieser,  anstatt  des  Produkten,  den  Verläug- 
uungseid  von  Gewissheit  schwöre,  und  der  Produkt  selbst 
kann  alsdann  zum  Eide  vom  Nichtwissen  nicht  zugelas- 
sen werden. 

§.  210. 

Wenn  der  Produkt  sich  über  das  Anerkenntniss  einer 
gegen  ihn  producirten  Urkunde  beharrlich  gar  nicht  erkärt, 
oder  wenn  er  zwar  dieselbe  verläugnet,  sich  aber  des  Ver- 
läugnungseides  weigert,  so  ist  die  Urkunde  für  stillschAV^ei- 
gend  gerichtlich  anerkannt  zu  achten  **)  Doch  kann  er, 
statt  des  Verläugnungseides,  auch  den,  durch  andere  Mittel, 
nur  nicht  durch  Vergleichung  der  Schriftzüge  ***),  zu 
führenden  Beweis  der  Unächtheit  der  Unterschrift  über- 
nehmen Y). 


*)  I.  R.  A.  §.  39.  Zimmer ,  dissert.  de  jiiram.  diffessioiiis.  Gold- 
schmidt, Abhandl.  8.  S.  92.  Gensler,  Archiv  Band  2.  S,  324.  ff. 
Linde  §.  288. 

**)  Linde,  Proz.  §.  288. 
***)  Anm.    des    Heraiisg.      Im    geiueiiien    Recht    ist    Product    in    der 
Wahl  der  BeweisiiiUtel  nicht  beschränkt.  — 
f )  Anderer  Meinung;  Linde  §.  288.  Note  7.     Dagegen  Dam  ordentl. 
Fror,.  S    334.     Gensler,  Archiv  Band  2.  S.  325. 
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C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aumerkuiig  XL VII.  des  Verfassers. 

Ueber  den  Verläugnungseid. 
(Zu  §.  207—210.) 
Die  Aufforderung  zum  Verläugnungseid  ist  zwar  das  ge- 
wöhnlichste^ aber  immer  das  letzte  Mittel,  um  die  Aechtheit  einer 
Urkunde^  wo  möglich  zu  beweisen.  Es  muss  also  dem  Produ- 
centen,  zu  demselben^  wenn  alle  seine  andere  Beweismittel  fehl- 
geschlagen sind;  noch  seine  Zuflucht  zu  nehmen  erlaubt  seyn 
(§.  207.).  Ueberhaupt  hat  der  Verläugnungseid  ganz  die  Natur 
des  zugeschobenen  Haupteides ,  wovon  unten  ([Titel  9.)  die 
Rede  seyn  wird.  Desswegen  ist  es  denn  auch  der  Sache  ge- 
mäsS;  dem  Produkten ,  der  zwar  mit  gutem  Gewissen  schwö- 
ren kann  aber  nicht  gern  schwört,  den  Beweis  der  Unächtheit 
(ßxe  Gewissensvertretung)  zu  erlauben  (^§.  SlO.).  Nur  kann 
dieser  Beweis  durch  Vergleichung  der  Schriftzüge  nicht  ge- 
führt werden,  weil  es  allzuleicht  möglich  ist,  dass  der  Pro- 
dukt, bei  Unterschreibung  seines  Namens,  seine  gewöhii- 
lichen  Schriftzüge  absichtlich  verstellt  hat. 


§.  211. 

Wenn  eine  vor  Gericht  producirte  Urkunde  der  ersten 
Gattung  von  dem  Produkten  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend anerkannt  ist  ([§.  201.  209-3,  oder  wenn  die  Richtig- 
keit dieser  Unterschrift  auf  öflfentlicher  Beglaubigung  beruht 
(]§.  202.) ;  oder  auf  andere  Art  bewiesen  ist  (]§.  203.) ,  so 
ist  der  ganze  Inhalt  der  Urkunde  als  von  dem  Produkten 
aussergerichtlich  eingestanden  (^§.  77.)  anzusehen. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aimierkuiig  XLVIII.  des  Verfassers. 

Ueber  die   Würkung  des  Beweises  der  Namensr 
Unterschrift. 
Die  Namensunterschrift  einer  Urkunde   der   ersten  Gat- 
tung enthält    nur  ein    aussergerichtliches   Eingeständniss  des 
(V  nhalts  dieser  Urkunde,  und  dieses  aussergerichtliche  Emge- 
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ständniss  kann  dadurch,  dass  der  Produkt  blos  die  Na- 
mensiinter Schrift  gerichtlich  anerkennt,  nicht  zum  gericht- 
Hchen  werden.  Das  aussergerichtUche  Eiugestündniss  hat 
zwar,  eben  so  wie  das  gerichthche,  volle  Beweiskraft, 
aber  der  Unterschied  kann  in  Beziehung  auf  die  Frage  von 
dem  animus  confitendi,  von  Acceptation  und  Widerruf,  von 
der  Gültigkeit  der  Zusätze  etc.  fs.  §.  97—105.3  von  Er- 
hebUchkeit  seyn. 


§.  212. 

Doch  steht  es  dem  Produkten,  indem  er  die  Aechtheit 
der  Unterschrift  anerkennt,  frei,  zugleich  die  Aechtheit  des 
Inhahs  zu  verjäugnen,  und  den  Beweis  der  Unächtheit  des- 
selben zu  führen  *3- 

§.  213. 
Die  Unächtheit  des  Inhalts  kann  darauf  beruhen: 
1.3  dass  der  Aussteller  der  Urkunde  seinen  Namen  un- 
terschrieben hat,  ohne  den  Inhalt  desselben  zu  wissen.  Diess 
kann  z.  B.  der  Fall  bei  einem  Blanket*"*3  seyn,  welches  er 
in  der  Absicht^  dass  es  mit  einem  andern  Inhalte  ausgefüllt 
werden  sollte,  unterschrieben  hat.  Auch  ist  dieser  Fall  als- 
dann vorhanden,  wenn  der  Aussteller  Geschriebenes  nicht 
lesen  konnte,  und  ihm  der  Inhalt  entweder  gar  nicht,  oder 
falsch  vorgelesen  worden  ist.  In  Fällen  dieser  Art  findet 
jedoch,  zum  Beweise  der  Unächtheit  der  Verläugnungseid 
nicht  Statt  *-**3- 

§.   214. 
Der  zweite  Fall  der  Unächtheit  des  Inhalts  ist: 
2.3   Wenn    die   Urkunde,    in    Ansehung   ihres    Inhalts, 
verfälscht    worden   ist  j3'     Erscheinen  an    derselben  sicht- 


*)  Linde,  Proz.  %.  287.  Note  1.  u.  2.     Gensler,  Arch  2.  Bd^  S.   323. 
Eidlich    ableugnen    darf   er    dann     den    Inhalt    wohl     schwerlich, 
f.  Rüling,  Entsch.  des  Oberappellationsger.  zu  Zelle  Nr.  20. 
*•)  Siehe  die  Linde  §.  277.  Note  9.  alleg. 
•*•)  Weil  hier  wahre  Einreden  des  Producten  vorliegen, 
■j-)   Anzeigen  von  Verfälschungen    siehe:     L.    1.  %.   \.  D.  28.  4.     cap. 
3.  fi.  X.  2.22.  cap   7.  X.  3.36.     (Xotariats-Ordn.  von  1-512  S.  18.) 
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bare  Veränderungen^  durch  Ausstreichen,  Radiren,  Einschal- 
ten etc.,  und  läugnet  der  Produkt,  dass  dieselben  von  sei- 
ner, oder  des  Unterschriebenen  Hand,  oder  mit  seiner,  oder 
dessen  Einwilligung  gemacht  worden  seyen,  so  ist  er  hier- 
über, ungeachtet  er  die  Unterschrift  anerkannt  hat,  zum 
Verläugnungseide  (^§.  206-3  zuzulassen  ^^^  und  dieser  Eid 
dient  statt  des  Beweises  der  Verfälschung,  üiess  findet 
selbst  alsdann  Statt,  wenn  der  ursprüngliche  Inhalt  der  Ur- 
kunde von  der  Hand  eines  Dritten  geschrieben,  und  die 
Veränderung  von  eben  dieser  Hand  gemacht  ist.  Wenn  je- 
doch der  Producent,  zu  Ablehnung  des  Verläugnungseides, 
den  Beweis  der  Aechtheit  der  Veränderung  durch  andere 
3Iittel  führen  kann ;  so  ist  er  damit  zuzulassen.  Uebrigens 
hat  die  erwiesene  Verfälschung  einer  solchen  Urkunde,  der 
Regel  nach,  nur  die  Würkung,  dass  der  ursprüngliche  In- 
halt wieder  hergestellt  werden  muss.  Ist  aber  die  verän- 
derte Stelle,  nach  ihrem  ursprünglichen  Inhalte,  gar  nicht 
mehr  lesbar,  und  kann  derselbe  auch  nicht  auf  andere  Weise 
zuverlässig  ausgemittelt  werden ;  so  hat  die  ganze  Urkunde 
ihre  Glaubwürdigkeit  verloren ;  es  müsste  denn  aus  dem  Zu- 
sammenhang anderer  noch  lesbarer  ursprünglicher  Stellen  of- 
fenbar seyn,  dass  die  unlesbaren  keinen,  auf  das  Interesse 
des  Produkten  sich  wesentlich  beziehenden  Inhalt,  gehabt 
haben  können. 

§.  215. 
Wenn  der  Produkt,  indem  er  die  Unterschrift  der  Ur- 
kunde anerkennt,  zugleich  behauptet,  dass  er  zu  dieser  Un- 
terschrift durch  Betrug  verleitet,  oder  durch  unrechtmässige 
Gewalt  gezwungen  worden,  dass  er  damals  des  Gebrauchs 
seiner  Vernmift  nicht  mächtig  gewesen  sey,  u.  d.  gl-,  so  ist 
dieses  keine  direkte  Verläugnung  des  Inlialts,  sondern  es 
sind  abgesonderte  Thatsachen:  als  Einwendungen,  worüber 
dem  Produkten  ein  eigener  Beweis  aufliegt  **3. 


*)  Jedoch  nur  mit  des  Producenten  Zustimmung. 

*)  Sielie  §.213.    Ueber  das  Verhältniss  der  diffessio  majuis  zur  exteptid 

falsi.    — •    Wajftier's   juristische    Zeitschrift    für    OesterreicL,    .Jahrg. 

1833.  Band  2.  S.  7. 
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C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  XLIX.  des  Verfassers. 

Ueber  den  Beweis  der    UnächtJieit  des  Inhalts..    ■•'■.-,. 
(Zu  S-  212—215.) 

Derjenige^  der  sein  Eingeständiiiss  durch  lebendige  Worte 
ausspricht^  kann  nie  sagen ^  dass  er  den  Inhalt  desselben 
nicht  ge\^^lsst  habe^  ausser  im  Falle  der  Vernunftab Wesen- 
heit^ welcher  jedes  Eingeständniss  ungültig  macht  (^§.  TS.). 
Anders  verhält  sich's  mit  demjenigen  Eingeständniss,  wel- 
ches auf  dem  willkührlich  erfundenen  Kennzeichen  der  Na- 
mensunterschrift beruht.  Hier  muss  also  der  Beweis  des 
Produkten,  dass  er  den  Inhalt  nicht  ge\Aiisst  habe,  Statt 
finden  (ß.  213-3  •  ^her  der  Verläugnungseid  kann  hier  so 
wenig,  als  bei  andern  Eimcendungen  (^§.215.3  Statt  finden, 
da  dieser  einen  Fall  voraussetzt,  in  welchem  nicht  Dem, 
der  ihn  schwören  will,  sondern  Dem,  der  ihn  fordert,  der 
Beweis  aufliegt. 

Anders  verhält  sich's  in  dem  Falle,  wenn  die  Schrift- 
zeichen, welche  den  Inlialt  der  Urkunde  darstellen,  sichtbare 
Veränderungen  erlitten  haben  (^§.  214.3-  In  Ansehung  die- 
ser Veränderungen  kann  der  Producent,  da  die  Urkunde  in 
seinen  Händen  ist,  die  rechtliche  Vermuthung,  dass  sie  mit 
Einwilligung  des  Produkten  gemacht  worden  seyeu,  nicht 
für  sich  haben.  Ihm  liegt  also  der  Beweis  der  Aechtheit 
auf,  und  er  muss,  falls  er  ihn  nicht  führen  kann,  mit  dem 
V^erläugnungseide  des  Produkten  zufrieden  seyn. 


§.   216. 

Ein  wesentliches  Erforderniss  zur  Beweiskraft  einer  Ur- 
kun()e  der  ersten  Gattung  ist  übrigens  auch  noch,  dass  sie 
in  den  Händen  des  Producenten,  und  in  dieselben  auf  recht- 
mässige Weise  gekommen  sey.  Ist  sie  in  den  Händen  des 
Produkten,  so  beweist  sie  gegen  denselben  nichts,  so  lange 
nicht  der  Producent  beweist,  dass  derselbe  sie  aus  seinen 
Händen  unrechtmässiger  Weise  zurückerhalten  habe  *3.    Ist 

**)  Wegen  der  Reclitsvernuithuiig  des  Erlasses  der  SdJälf  'fii'^tie  oben 
8.   45.  Nofe  de*!' Heraiisffcberis.'' — '       ^  (''**•"  (fJS»»"*»  '»«'"'^  '' 
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die  Urkunde  in  den  Händen  eines  Dritten ;  so  kann  der  Pro- 
ducent  sich  derselben  ebenfalls  nicht  zum  Beweise  bedienen, 
wenn  er  nicht  zugleich  beweist,  dass  der  Dritte  sie  mit  Ein- 
willigung des  Produkten,  in  seinem,  des  Producenten,  Na- 
men besitze  *3- 

§.  217. 
Die  Rechtmässigkeit  des  Besitzes  der,  in  den  Händen 
des  Producenten  befindlichen  Urkunden  wird  alsdann  recht- 
lich vermuthet  **3;  wenn  sie,  ihrem  Inhalte  nach,  ursprüng- 
lich zu  dessen  Vortheil,  oder  zum  Vortheil  eines  solchen 
Andern,  in  dessen  Rechte  er  getreten  ist,  ausgestellt  ist. 
Ist  sie  ursprünglich  zum  Vortheil  eines  Dritten;  so  muss  der 
Producent  sich  darüber,  dass  dieser  Vortheil  und  der  Besitz 
der  Urkunde  rechtmässig  auf  ihn  übergegangen  sey,  durch 
besonderen  Beweis  legitimiren. 


Critische 

Anmerkung  L.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Frage  von  dem  Besitze  einer    Urkunde  der 
ersten  Gattung. 
(Zu  §.  216.  217.) 
'"'.  l)as    in   einer    Urkunde    der    ersten   Gattung   enthaltene 
Eingeständniss  wird  nicht   dadurch,    dass  der  Aussteller  die 
Urkunde  unterschreibt,  sondern  dadurch,  dass  er  sie  Demje- 
nigen, zu  dessen  Vortheil  das  Eingeständniss  geschieht,  ein- 
händigt, vollendet.     So  lange  als  sie  der  Aussteller   in  Hän- 
den  behält,    ist   sein  Wille,    das  Eingeständniss  abzulegen, 
noch  keineswegs  deutlich  erklärt.     Das  Schreiben   ist  zwar, 
eben  so,  wie  das  Sprechen,  ein  Mittel,  seine  Gedanken  zu 
äussern:  aber  so  lange  als  diese  Gedanken  nicht  auch  emem 
Andern  mitgetheilt  sind,  bleiben  sie  das  Eigenthum  des  Schrei- 
benden,  eben  so  wie  des  Sprechenden,    dem   Niemand  %u^ 


*}  Anui.   des  Herausg.     Im   gemeinen  Keclit  kommt    wohl   auf  die 
Rechtmässigkeit    des    Besitzes     der     producirten     Urkunde 
nichts  an. 
**)  Siehe  dagegen  oben  S-  31.  Note  •  und  §•  34,  Note  *. 
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gehört  hat.  Auch  hat  Derjenige  ^  der  eine  von  ihm  ausge- 
stellte Urkunde  Dem,  zu  dessen  Vortheil  sie  lautet,  nicht 
einliändigt,  gewöhnlich  dazu  seine  guten  Ursachen.  Man 
schreibt  meistens  das  Schuldbekenntniss  eher,  als  man  das 
darauf  zu  leihende  Geld  hat,  und  behält  es  bis  nach  em- 
pfangener Zahlung  zurück.  Die  Bedingung,  dass  eine  Ur- 
kunde der  ersten  Gattung,  um  Beweiskraft  zu  haben,  auf 
rechtmässige  Weise  in  die  Hände  des  Producenten  gekom- 
men seyn  müsse,  ist  also  der  Natur  der  Sache  gemäss. 


Zweite    Gattung. 
Urkunden    als    Zeugnisse. 

§.  218. 

Der  Beweis  durch  Urkunden  von  der  zweiten  Gattung 
ist  von  dem  Beweis  durch  Zeugen  nur  darin  verschieden, 
dass  in  jenem  das  Zeugniss  nicht  durch  lebendige  Worte, 
sondern  schriftlich  abgefasst  wird.  Alles  also,  was  in  Be- 
ziehung auf  persönliche  Glaubwürdigkeit  Her  Zeugen  und 
innere  Glaubwürdigkeit  ihrer  Aussagen  oben  (^Tit.  4.])  ver- 
ordnet worden  ist,  hat  auch  hier  seine  Anwendung,  und  es 
folgt  daraus  j  dass  die  Beweiskraft  einer  solchen  Urkunde 
von  der  anerkannten  oder  sonst  bewiesenen  Aechtheit  der 
Unterschrift  und  des  Inhalts  keineswegs  allein  abhängt. 

Schriftliche  Zeugnisse  sind  indessen  der  Regel  nach 
nicht,  sondern  nur  Ausnahmsweise  vollgültige  Beweismittel, 
und  die  verschiedenen  Arten  derselben  sind  deswegen  noch 
in  nähere  Betrachtung  zu  ziehen. 

§.  219. 

1-3  Oeff entliche  Urkunden  (^instrumenta  publica  *3?  ^^^ 
heisst  solche  Zeugnisse,  welche  eine  obrigkeitliche  Person? 
über  eine  Thatsache^  von  welcher  sie,  vermöge  ihres  Amts, 
zuverlässige  Wissenschaft  haben  kann^  auf  ihre  Amtspflich- 
ten, in  gehöriger  Form,  schriftlich  ausstellt,  haben  volle  Be- 


*)  Von  öffentl.  Urkunden,  ihrem  Begriffe,  ihrer  Gattung,  Beweiskraft. 
Gesterding ,  Ausbeule  etc.  1.  Theil ,  Abhandl.  VJII.  Linde,  Proz. 
$.  274. 
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weiskraft  *).  Dass  das  obrigkeitliche  Amt  ein  Richter- 
liches sey,  ist  nicht  schlechterdings  erforderlich^  sondern  es 
kommt  wesentlich  nur  darauf  an,  dass  der  Gegenstand,  über 
welchen  das  Zeugniss  abgelegt  wird,  sowohl  seiner  Art, 
als  seinen  individuellen  Bestimmungen  nach,  in  das  öffent- 
liche Amt  des  Ausstellers  einschlägt  **3-  ' 

Die  hauptsächlichsten  Arten  der  öffentlichen  Urkunden 
sind  folgende: 

§.  220. 

a)  Certificate  heissen  diejenigen  öffentliche  Urkunden, 
welche  eigends  in  der  Absicht,  um  als  Zeugnisse  zu  die- 
nen, ausgestellt  werden.  Wenn  die  Obrigkeit^  in  deren 
Namen  ein  solches  Certificat  ausgefertigt  wird,  ein  förmlich 
eingerichtetes,  mit  einem  eigenen  Canzlei- Personale  verse- 
henes CoUegium  ist;  so  bedarf  dasselbe  nur  der  Unterschrift 
des  Secretärs,  zugleich  aber  auch  der  Beidrückung  des  col- 
legialischen  öffentlichen  Siegels  ***^.  Ist  aber  der  Ausstel- 
ler nur  eine  einzelne  obrigkeitliche  Person,  z.  B.  ein,  zu 
Ausübung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  angestellter  Beamter ; 
so  ist  dessen  eigenhändige  Namensunterschrift,  zugleich  mit 
der  Beidrückung  des  öffentlichen  Amtssiegels,  zur  äusseren 
Form  desselben  nöthig  fj.  Dem  Mangel  des  Siegels  kann 
indessen  dadurch,  dass  der  Aussteller  seine  Namensunter- 
schrift noch  besonders  anerkennt,  oder  die  Aechtheit  dersel- 
ben auf  andere  Weise  überzeugend  dargethan  wird,  abge- 
holfen werden  ff)- 

*)  Thibnut,    Fand.    §.    117.5.     cap.  2.    X.  2.   22.     capl  jjÖ,  X.    2.  Ü^ 
cap.  7.  X.  2.  19.      Die    Beweiskraft   öffentlicher    ürKiindeii    beruht 
auf    einer    einfachen    Rechtsvermulhung.       S     Gensler ,    Archiv 
Band  2.  S.  320. ,  Band  4.  S.  284. 
**)  Linde,  Proz.  §.  274.  Note  3.  bis  10. 

***)  Ueber  die  Frage^  ob  der  Mangel  des  Siegels  die  Gültigkeit  e^n^ 

'"" öffentlichen   Urkunde   aufhebe,    vergl.    G.    L.    Böhmer,    auserlesene 

"''"'■    Äechtsfälle,   nach    dessen    Tod  herausgegeben    von  K.  W.  Hopfen- 

~oiä    stedt,  II.  Band    Göttingen  1808,  S.  160.  .iu..i.^   /i     ,  i  - 

•}-)  Die    Frage:     ob    die    Unterschrift   des    Beamten    zHr    Aechtheit 

,,      .    einer  öffentlichen  Urkunde  durchaus   erforderlich  sey?    Badische 

Jahrbücher,   1.  Jahrg.  1823.  Mannh,   1824,  S.  28J— 284. 
•J-f-)  Anm.  d.  Heransg.     Die   rechtsgültige    Form   solcher.  Certificate 
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§.   221. 

bj  Oeffenlliche  Beglaubigungen  der  Untersclirift  einer 
Urkunde  der  ersten  Art  sind  ganz  nach  den  Erfordernissen 
eines  Certificats  zu  beurtheilen,  und  haben  ganz  die  Wür- 
kung  desselben^  indem  dadurch  die  Aechtheit  der  Unterschrift 
vollkommen  bewiesen  wird^  ohne  dass  es  noch  eines  Aner- 
kenntnisses derselben  von  Seiten  des  Produkten  bedürfte 
(§   202). 

§    222. 

c)  Oeffenlliche  Vidiinaiionen^  das  heisst  Beglaubigungen 
der  Richtigkeit  einer,  mit  dem  Original  verglichnen  Ab- 
schrift oder  eines  Auszugs  einer  Urkunde,  sind  ebenfalls  als 
Certificate  zu  betrachten,  und  haben  in  Ansehung  des  That- 
satzes,  dass  die  Abschrift,  oder  der  Auszug  mit  dem  Origi- 
nal übereinstimme,    volle  Beweiskraft  *3. 

§.   223. 

d}  Profocolle,  von  einer,  zu  dieser  Art  von  Handlungen 
bestellten  und  verpflichteten  Gerichtsperson  aufgenommen  und 
unterschrieben^  sind  öffentliche  Urkunden,  welche  in  Anse- 
hung derjenigen  Thatsachen,  die  der  Verfasser  des  Proto- 
colls,  als  von  ihm  unmittelbar  sinnlich  wahrgenommen,  er- 
zählungsweise aufgezeiclmet  hat,  volle  Beweiskraft  haben. 
Wenn  bei  einem  gerichtlichen  Protocoll  der  Richter  dem 
Actuario  den  Inhalt  desselben  dictirt  hat;  so  ist  nur  die  Un- 
terschrift dieses  letzteren  erforderlich:  hat  er  aber  das  Pro- 
tocoll selbst  geführt  und  unterschrieben;  so  steht  der  Mangel 
des  Actuarii  der  Glaubhaftigkeit  desselben  nicht  entgegen, 
es  sey  denn,  dass  nach  der  besonderen  Art  des  Gegenstan- 
des, die  Gesetze  die   Zuziehung   des   Actuarii   ausdrücklich 


hängt  von  den  Vorschriften  der  Particulargesetzgebung  ab.  In 
Allgemeinen  aber  werden  die  in  diesem  §.  aufgestellten  Grund- 
sätze der  Sache  entsprechen,    — 

Die  Frage:  haben  Attestate,  welche  vormalige  Beamte  über 
früher  unter  ihrer  Leitung  abgeschlossenen  gerichtliche  Acten  aus- 
stellen, überhaupt  Beweiskraft^  und  gelten  sie  als  öffentUche  Ur- 
kunden? siehe  Badische  Jahrb.  V.  .Jahrg.  1827  u.  1828,  S.  221. 
*)  Cap.  16.  X.  2.  22.  Linde,  Proz.  §.  275.  Note  5.  Spangenberg  in 
Gensler's  Archiv  Band  2.  Abh.  Vill.  S.  102.  IT. 
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erforderten.  Die  Regel  ^  dass  ein  Protocoll  von  der  obrig- 
keitlichen Person j  die  es  geführt  hat^  unterschrieben  seyn 
müsse,  leidet  bei  weitläuftigen  gerichtlichen  protocoUarischen 
Verhandlungen  eine  Ausnahme  alsdann ,  wenn  es  von  der 
eigenen  Hand  dessen,  der  es  zu  unterschreiben  gehabt  hätte, 
geschrieben,  und  sonst  kein  besonderer  Grund  des  Verdachts 
gegen  die  Aechtheit  der  Schrift  vorhanden  ist  *). 

§    224. 

e}  Oeffentliche  Ausfertigungen ^  wodurch  ein  obrigkeit- 
licher Befehl ,  oder  sonst  irgend  eine  obrigkeitliche  Ent- 
schliessung  ausgedrückt  wird,  z.  B.  richterliche  Erkenntnisse, 
Rescripte,  Dekrete  etc.,  haben,  wenn  sie  in  hergebrachter 
Form  abgefasst  sind,  in  Ansehung  des  Thatsatzes,  dass  die 
darin  ausgedrückte  obrigkeitliche  EntSchliessung  Avürklich 
erfolgt  sey,  als  öfiFentliche  Urkunden,   volle  Beweiskraft  **). 

§.  225. 
'  f)  Oeffentliche  Akten  ([cap.  11.  X.  2.  19.)^  das  heisst 
solche  Schriften,  welche,  zum  bleibenden  Zeugnisse,  dass  ge- 
wisse obrigkeitliche  EntSchliessungen  würklich  erfolgt  seyen, 
verfasst  und  in  öffentlichen  Registraturen  oder  Archiven 
aufbewahrt  werden,  also  insbesondere  die  Concepte  der  so 
eben  (§.  224.^  erwähnten  Ausfertigungen,  haben,  wenn  sie 
entweder  von  der,  Hand  derjenigen  obrigkeitUchen  Person, 
welche  die  EntSchliessung  zu  fassen  berechtigt  war,  ge- 
schrieben, oder  wenigstens  von  derselben  mit  einem  deut- 
lichen Zeichen  der  Approbation  versehen  sind,  gleiche  Be- 
weiskraft, wie  die  erwähnten  Ausfertigungen  ***^. 

Uebrigens  werden  Privatschriften  dadurch,  dass  sie  zu 
öffentlichen  Akten  übergeben  und  mit  denselben  aufbewahrt 
worden  sind,  z.  B.  Suppliken,  gerichtliche  Schriften  process- 
führender  Partheien  etc,  nicht  zu  öffentlichen  Urkunden. 


r..-*)  An  merk,     des    Herausg.      Auch    hier    wird    die    Particularge- 
setzgebung  besonders  in  Betracht  kommen;  siehe  übrigens  cap.  11. 
X.  2.  19. 
i^^^  Gesterding ,    Ausbeute    Band    I.   S.  277.     ßlittermaier ,    Lehre    vom 

Beweis   S.  386.  if. 
***)  Spangenberg  in  Gensler's  Archiv  2.   Band^  S.  87.  ff. 


durch  schriftliche  Urkunden.  14o 

§.  226 

g)  Gerichtliche  Inventarien  sind,  in  Ansehung  ihrer  Be- 
weiskraft, eben  so  wie  Protocoile  (^§.  222)  zu  beurtheiien. 

§.  227. 

h)  Eben  dies  gilt  von  Flurbüchern^  Steuerbüchern^ 
Kirchenbüchern  und  andern  ähnlichen,  zu  Aufzeichnung  ge- 
wisser, auf  bürgerliche  Rechtsverhältnisse  sich  beziehenden 
Arten  von  Thatsachen,  bestimmten  öffentlichen  Urkunden. 
Zur  Glaubwürdigkeit  jeder  einzelnen  Stelle  derselben  wird 
aber  wesentlich  immer  erfordert,  dass  die  Aufzeichnung  von 
der  Hand  derjenigen  öffentlichen  Person,  welche  hierzu  be- 
stellt und  verpflichtet  war,  geschehen  sey.  Die  Namensun- 
terschrift ist  nicht  erforderlich  *). 

§.  228. 

i)  Notariatsinstrumenle ,  wenn  sie  über  eine,  innerhalb 
des  Landes  vorgenommene  Handlung  Zeugniss  geben,  wenn 
diese  Handlung  von  der  Art  ist,  dass  sie,  sowohl  nach  der 
Reichsnotariatsorunung  als  nach  den  Landesgesetzen,  in  das 
Amt  eines  Notarii  einschlägt,  wenn  zugleich  der  ausferti- 
gende N^otarius  nach  Vorschrift  gedachter  Landesgesetze 
immatrikulirt  und  wenn  endlich  das  Instrument  nach  allen, 
in  den  Gesetzen  vorgeschriebenen,  auf  seine  innere  und  äus- 
sere Form  sich  beziehenden  Erfordernissen  eingerichtet  ist, 
sind  den  öffentlichen  Urkunden  gleich  zu  achten  und  haben 
volle  Beweiskraft. 

§.  229. 

Eben  diess  ist  der  Fall,  wenn  zwar  die  Handlung  im 
Auslande,  aber  von  einem  inländisch  immatrikuHrten  Notario, 
nach  den  so  eben  beschriebenen  Erfordernissen^  vorgenom- 
men worden,  und  von  demselben  das  Instrument  errichtet  ist. 

§.   230. 

Ist  die  Handlung^  welche  den  Gegenstand  des  Nota- 
riatsinstruments ausmacht,  ausser  Landes,  von  einem  ^  inlän- 


*)  Linde,  Proz.  §.  274.  Note  fr— 8. 
**)  Xütariatsordnung  von  1512.     Linde,  Proz.  §.  274.  Note  5.     SIevius 
Decis.    P.    VIII.    Dec.    212.      GestertUng,    Ausbeute    I.    P.  253.  ff. 
Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatreclit  §.  96. 
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disch  nicht  immatrikulirten  Notario  vorgenommen^  so  hat  das 
Instrument  nur  alsdann  volle  Beweiskraft  j  wenn  der  Nota- 
rius  bei  derjenigen  auswärtigen  Gerichtsstelle^  in  deren  Ge- 
richtsbezirk die  Handlung  vorgenommen  worden  ist,  imma- 
trikulirt  ist^  und  dieses,  nebst  der  Aechtheit  des  Siegels  und 
der  Unterschrift^  entweder  von  dieser  Gerichtsstelle  selbst 
bezeugt,  oder  auf  andere  Art  bewiesen  wird.  Ausser  die- 
sem Falle  kann  ein  solches  Instrument,  insofern  nicht  etwa 
besondere  Gründe  des  Verdachts  gegen  die  Aechtheit  des 
Siegels  und  der  Unterschrift  eintreten,  höchstens  nur  einen 
halben  Beweis  bewürken  *3' 

§.  231. 
Hingegen  hat  eine,  von  einem  inländisch  nicht  immatri- 
kulirten Notario,  über  eine,  den  Landesgesetzen  zuwider,  im 
Lande  vorgenommene  Handlung  errichtetes  Instrument  gar 
keine  Beweiskraft,  es  sey  denn,  dass  es  vor  der  Einführung 
gedachter  Gesetze  errichtet  wäre,  als  in  welchem  Falle  es, 
wenn  gegen  die  Aechtheit  keine  besondere  Zweifel  von  Er- 
heblichkeit eintreten,  einen  halben  Beweis  macht. 

§.  232. 

Alle  im  bisherigen  erwähnte  öffentliche  Urkunden  bedür- 
fen, wenn  sie  die  vorgeschriebenen  äusseren  Kennzeichen 
der  Glaubwürdigkeit  haben,  und  dem  Richter  vor  Augen 
liegen,  keines  Anerkenntnisses  von  Seiten  des  Produkten**])* 
Kann  aber  der  Produkt  die  Unächtheit  einer  solchen  Urkunde, 
dass  sie  nämlich  fälschlich  nachgemacht  und  untergeschoben 
sey,  durch  andere  rechtliche  Mittel  beweisen,  so  ist  er  mit 
diesem  Beweise  zuzulassen  -***^. 

§.  233. 
Wenn  in  einer  öffentlichen  Urkunde  Veränderungen  des 
ursprünglichen  Inhalts  durch  Ausstreichen,  Radiren,  Ein- 
schalten etc.  vorkommen;  so  müssen  diese  Veränderungen, 
bei  denjenigen  Urkunden,  deren  Glaubwürdigkeit  auf  der 
Namensunterschrift  beruht,   von   der  Hand  dessen,    der   den 


».wV'«\)  Siehe  dacregen  die  Anuierk.  des  Herausg.  zu  §.  234. 
**)  Gensler,  Arch.  Band  \.,  S.  60.     Linde^  Proz.  §.  286. 
***)  Gensler  1.  c.     Linde,  Proz.  1.  c.  Note  3.     cap.  10.  X.  2.  22. 
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Namen  unterschrieben  hat,  bei  denen  aber,  die  keiner  Un- 
terschrift bedürfen,  von  der  Hand  dessen,  der  den  Inhalt 
geschrieben  hat,  gemacht,  oder  wenigstens  die  Aechtheit  der 
Veränderung  von  eben  der  Hand,  welche,  nach  Verschie- 
denheit der  Fälle,  den  Namen  oder  den  Inhalt  geschrieben 
hat,  noch  besonders  attestirt  seyn.  Ausserdem  ist  die 
Veränderung  für  unächt,  und  die  Urkunde,  in  Ansehung 
der  veränderten  Stelle,  für  verfälscht  zu  halten,  es  sey 
denn,  dass  der  Producent  die  Aechtheit  der  Veränderungen 
durch  andere  Mittel  beweisen  könnte  *)'  ^^^  Würkung 
einer  solchen  Verfälschung  ist  eben  die,  ^\  ie  bei  den  Urkun- 
den der  ersten  Gattung  (ß.  214.). 

§.  234. 

Auch  die  von  auswärtigen  Obrigkeiten  ausgestellten 
öffentlichen  Urkunden  haben,  wenn  sie  nach  den  hier  gege- 
benen Vorschriften  eingerichtet  sind,  bei  inländischen  Gerich- 
ten volle  Beweiskraft.  Wenn  jedoch  das  öflFentliche  Siegel, 
oder  die  Handschrift,  worauf  die  Glaubwürdigkeit  beruht, 
bei  dem  Gerichte,  wo  die  Urkunde  producirt  wird,  nicht  zu- 
verlässig bekannt  ist ;  so  hat  der  Producent  die  Achtheit  auf 
andere  Art  zu  beweisen,  und  es  rauss  allenfalls,  auf  dessen 
Verlangen,  die  auswärtige  Obrigkeit  um  Anerkenntniss  der 
Urkunde  von  dem  Richter  requirirt  werden  ^*3- 

§.  235. 

2.)  Die  schriftlichen  Privatzeugnisse  machen  die  zweite 
Classe  der,  als  Zeugnisse  geltenden  Urkunden  ([§.  217-3  ^^*' 
Die  Beweiskraft  derselben  ist  nach  der  Verschiedenheit  der 
Natur  ihres  Gegenstandes  und  ihres  Zwecks  verschieden, 
und  es  sind  in  dieser  Rücksicht  folgende  Unterabtheilungen 
nöthig.     Es  gehören  nehmUch  dahin: 


*)  Von  Urkunden  mit  Interlineaturen  und  Zusätzen  am  Rande.  J).  A. 
V.  Buchhol%y  Versuche  über  einzelne  Tlieile  der  Theorie  des  heu- 
tigen röm.  Rechts.  Berlin  1831^  Abh.  7. 

Der  Difessionseid  kommt  hierbei  nicht  vor.  —  Gensler,  Archiv 
Band  2.  S.    321.    u.  322.   oben.    —  Siehe   auch   Gcnsler,   Archiv 
Band  1.  S.  61.  Note  =***. 
**)  Collmann,  Grundlinien  etc.  §.  23. 

10  * 
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§.  236. 

a3  Letzte  Willensverordnungen  (^Testamete^  Codi- 
cille  etc.3^  insofern  man  sie  nicht  als  die  Willenserklärun- 
gen selbst;  sondern  als  die,  darüber  zum  Behuf  des  Bewei- 
ses, errichteten  Urkunden  betrachtet.  Eine  solche  Urkunde 
hat,  in  Ansehung  des  Thatsatzes,  dass  die  darin  ausgedrück- 
ten Verordnungen  würklich  der  Wille  desjenigen,  in  dessen 
Namen  sie  abgefasst  ist^  gewesen  seyen,  als  ein  von  ihm 
selbst  darüber  ausgestelltes  Zeugniss,  alsdann  volle  Beweis- 
kraft, wenn  sie  von  ihm  eigenhändig  unterschrieben  ist  *]). 
Der  Producent  muss  aber  die  Aechtheit  dieser  A^amensunter- 
schrift,  wenn  sie  von  dem  Produkten  geleugnet  wird,  be- 
weisen **]).  Es  wird  hier  vorausgesetzt,  dass  die  letzte 
Willensverordnung  nicht  entweder  von  dem  Richter,  in  pro- 
tocollarischer  oder  anderer  gesetzlicher  Form,  errichtet,  oder 
wenigstens  die  Unterschrift  öffentlich  certificirt,  oder  endlich 
dass  sie  nicht;  als  ein  testamentum  publicum,  gerichtlich 
niedergelegt  ist:  denn  in  allen  diesen  Fällen  ist  die  Urkunde 
als  eine  Öffentliche  zu  betrachten,  und  gehört  nicht  in  ge- 
genwärtige Classe. 

§  237. 
Wenn,  nach  Beschaffenheit  des  Falles,  die  letzte  Wil- 
lensverordnung, um  ihrer  Gültigkeit  (^nicht  um  des  Bewei- 
ses)  willen,  ausser  der  Unterschrift  des  Verordnenden,  auch 
noch  die  Unterschrift  einer  gewissen  Anzahl  von  Zeugen 
erfordert;  so  braucht  immer  nur  die  Aechtheit  der  Unterschrift 
des  Verordnenden  ausser  Zweifel  zu  seyn,  um  alsdann  die 
Aechtheit  der  Unterschriften  der  Zeugen  rechtlich  vermuthen 
zu  können  *-**3.  Tritt  aber  über  Jene  Zweifel  ein;  so  ist  es 
zum  vollgültigen  Beweise  der  Aechtheit  sämmtlicher  Unter- 
schriften genug,  wenn  nur  zwei  der  unterschriebeneu  Te- 
stamentszeugen   darüber  ihr    Zeugniss,    unter   Beobachtung 


*)  Anm.    des    Heratisg.     Oder   statt   der   Unterschrift   das  Nöthige 
gewahrt  worden  ist.     Mühlenbruch,  Pand.  §.  661.  Note  2,  3.  u.  4. 
**)     Gerade  wie  bei  den  Urkunden  der  ersten  Gattung. 
***)  Anm.    des    Herausg.     Möchte   sich   aus   gemeinrechtlichen    Prin- 
zipien nicht  rechtfertigen  lassen. 
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aller  Erfordernisse  des  Zeugenbeweises^  ablegen  *).  Doch 
kann  dieser  Beweis  auch  durch  andere  Mittel  geführt 
werden  **3- 

§.  238. 

b3  Abtretungs  -  Urkunden ^  wodurch  ein  Dritter  erklärt, 
dass  er  gewisse^  ihm  gegen  den  Produkten  zustehende, 
persönliche  Rechte,  oder  eine  gewisse  ihm  gehörige,  jetzt 
an  den  Produkten  in  Anspruch  genommene  Sache  an  den 
Producenten  abgetreten  habe,  sind  zwar  im  Verhältniss  des 
Producenten  gegen  den  abtretenden  Dritten,  Urkunden  der 
ersten  Gattung,  im  Verhältniss  gegen  den  Produkten  aber 
sind  sie  nur  Zeiigtiisse  und  gehören  also  hieher.  Sie  liaben, 
auch  in  diesem  letztern  Verhältnisse,  alsdann  volle  Beweis- 
kraft, wenn  die  Aechtheit  der  Unterschrift  entweder  von 
dem  Produkten  anerkannt,  oder  von  dem  Producenten  bewie- 
sen ist  ***3'  Doch  findet  dagegen,  wenn  der  Fall  von  der 
Art  ist,  dass  eine  Simulation  zum  Nachtheil  des  Produkten 
vorgegangen  seyn  könnte,  der  Beweis  dieser  Simulation 
Statt  t). 

§.  239. 

c)  Zufällige  Privat -Zeugnisse  kann  man  diejenigen 
Urkunden,  welche  ursprünglich  dazu  bestimmt  waren  ^  um 
zwischen  dem  Producenten  oder  dem  Produkten,  und  einem 
Dritten,  oder  auch  wohl  zwischen  einem  Dritten  und  einem 
Vierten,  als  Urkunden  der  ersten  Gattung  zum  Beweise 
eines  geschlossenen  Geschäfts  zu  dienen^  alsdann  nennen, 
wenn  zufalliger  Weise  die  Thatsache,  dass  dieses  Geschäft 
geschlossen  worden   sey,    jetzt   zwischen    dem   Producenten 


*)  Gensler,    Archiv    Band  1.  S.  63.     Siehe  i'ibrigens:    L.  4.  bis  7.  D. 

29.  3.  und  Gensler,  Archiv  Band  2.  S.  324. 
**)  Namentlich  durch  Schriftvergleicliung.     Nov.  73.  cap.  7. 
***)  Anm.    des    Herausg.      Ein    Unterschied    zwischen    diesen    hier 
sogenannten    Zeugnissen    und    den    Urkunden    der    ersten  Gattung 
möchte  gemeinrechtlich  nicht  existiren,  — 

Ueber    den    Grund    der    Beweiskraft    der    Abtretungsurkunden 
gegen    den    debitor   cessus   siehe    Gensler,    Arshiv    Band  2.    S.  4. 
unten  und  S.  5.     Thibmif  Fand.  §.   1176. 
t)  Siehe  Gensler,  I.  r.  S.  6.  Note  18. 
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und  dem  Produkten  entscheidend  ist.  Vorausgesetzt,  dass 
eine  solche  Urkunde  nicht  eine  öffentliche  Beglaubigung  hat, 
als  in  welchem  Falle  sie  nicht  hieher  gehört;  so  wird  vor 
allen  Dingen  erfordert^  dass  über  die  Aechtheit  der  Namens- 
unterschriften kein  Zweifel  sey,  oder  hinlänglicher  Beweis 
geführt  werde.  Ist  dieses  der  Fall,  so  macht  die  Urkunde, 
in  Ansehung  der  Thatsache,  dass  das  Geschäft,  nach  allen 
darin  ausgedrückten  näheren  Bestimmungen,  würklich  ge- 
schlossen worden,  der  Regel  nach,  einen  weniger  als  halben 
Beweis  *3-  Ist  indessen  die  Urkunde  schon  vor  geraumer 
Zeit,  und  unter  solchen  Umständen,  bei  welchen  man  den 
Fall  des  davon  jetzt  zu  machenden  Gebrauchs  mit  Wahr- 
scheinlichkeit nicht  denken  konnte.^  ausgestellt;  so  kann  ihr 
auch  halbe  Beweiskraft  beigelegt  werden  **3' 

§.  240. 

Es  gehören  endlich  noch 

d)  die  absichtlichen  Privat -Zeugnisse  hierher,  nehm- 
lich  solche,  welche  eigends  in  der  Absicht,  um  einen  vor 
Gericht  zu  beweisenden  Thatsatz  als  wahr  zu  bezeugen, 
von  Privatpersonen  schriftlich  ausgestellt  werden..  Diese 
haben,  auch  selbst,  wenn  sie  eidlich  bestärkt  sind,  und  Avenn 
ihr  Inhalt  von  mehreren  Ausstellern  übereinstimmend  bestä- 
tiget ist,  keine  volle,  und  selbst  keine  halbe  Beweiskraft. 
Wenn  indessen  der  Aussteller  dem  Gerichte  als  eine  unbe- 
scholtene und  glaubwürdige  Person  bekannt,  und  zugleich 
die  Aechtheit  der  Namensunterschrift  ausser  Zweifel  ist;  so 
kann  das  Zeugniss  als  ein  Beitrag  zu  Ergänzung  eines, 
durch  andere  Mittel  geführten  unvollständigen  Beweises  Rück- 
sicht verdienen  ***J. 


*)  Siehe  die  Bemerkung  zum  vorigen  §. 

**)  Anm.  des  Herausg.  Ob  das  Alter  an  sich  die  Beweiskraft  der 
Urkunde  erhöhe,  siehe:  Zeitschrift  von  Linde,  Marezoll  und 
Schröter^  6.  Band.  S.  245.  Spnngenberg  in  Genslers  Archiv  Bd.  2. 
S.  96—100.  u.  S.  107.  Hagemann,  pract.  Erörter.  10.  Bd.  S.  155. 
Struben,  rechtl.  Bed.  3.  Band,  S.  342.  fif.  v.  Gönner,  Entwurf 
eines  Gesetzbuchs  für  das  gerichtl.  Verfahren  Band  I.  S.  176,, 
Band  II.  S.  441. 

***)  Solche  Urkunden  stehen  hinsichtlich  ihrer  Beweiskraft  nnbeschwor- 
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Auch  schriftliche  Zeugnisse  obrigkeitlicher  Personen  über 
solche  Gegenstände  j  welche  nicht  in  ihr  obrigkeitliches  Amt 
einschlagen  {%.  218.)^  sind  nur  als  Privat-Zeugnisse  zu  be- 
trachten. 

§.  241. 

Uebrigens  gelten  bei  dieser  ganzen  Classe  von  schrift- 
lichen Privat- Zeugnissen j  in  Beziehung  auf  die  äusseren 
Kennzeichen  der  Aechtheit  ihres  Inhalts  ^  eben  die  Regeln, 
wie  bei  den  öffentlichen  Urkunden  (^§.  232.3. 


C  r  it  ische 

Aumerkuiig  LI.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Urkunden  der  zweiten  Gattung. 
(Zu   §.  218—211.) 

Da  der  generische  Unterschied  zwischen  den  Urkunden 
der  ersten  und  der  zweiten  Gattung  darin  besteht,  dass  Jene 
die  Natur  eines  Eingeständnisses,  diese  aber  die  Natur  eines 
Zeugnisses  haben;  so  folgt  schon  hieraus,  dass  Letztere,  in 
Ansehung  ihrer  Beweiskraft  und  ihrer  Würkungen  überhaupt, 
nach  ganz  andern  Regeln,  als  Erstere  beurtheilt  werden 
müssen.  Dahin  gehört  hauptsächlich,  dass  es  bei  Urkunden 
der  zweiten  Gattung  nicht  blos  auf  die  Aechtheit  der  Unter- 
schrift und  des  Inhalts,  sondern  auch  auf  die  persönliche 
und  innere  Glaubwürdigkeit  ankommt  (^§.  218.3-  Das  An- 
erkenntniss,  oder  der  Beweis  der  Aechtheit  der  Urkunde  ist 
desswegen,  für  sich  allein,  nie  ein  Beweis  der  Wahrheit 
ihres  Inhalts. 

Der  Grund  der  vollen  Beweiskraft  einer  öffentlichen 
Urkunde  (^§.  219.)  liegt  darin,  dass  die  öffentliche  Person, 
die  sie  ausstellt,  in  Sachen  ihres  Amtes,  als  Zeuge,  auch 
ohne  Eid,  vollen  Glauben  fordern  kann  (ß.  §.  154-3.  Diess 
setzt  aber  ihre  Aechtheit  voraus,  welche,  falls  sie  nicht  auf 


nen^  anssergerichtliclien  Zeugnissen  gleich.  Der  Aussteller  sagt 
darin  etwas  über  Rechtsverhältnisse  Dritter  aus.  Struben,  rechtl.  Bed. 
V.  48.  Hagemann,  pnict.  Erört  I  24.  §.4.;  z.  B.  Annotationen 
der  Eitern  hinsichtlich  der  Rechtsverhältnisse  der  Kinder.  Siehe 
Thibaul,  Fand    S-   1177. 
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sicheren  äusseren  Kennzeiclien,  die  dem  Richter  vor  Augen 
liegen,  beruht,  von  den  Producenten  immer  erst  bewiesen 
werden  muss. 

Eine  eigne  Bewandtniss  hat  es  mit  den  Letzten-  Wil- 
lens- Verordnungen_,  als  Zeugnissen  (§.  236.).  Der  Inhalt 
des  Zeugnisses  ist  hier  blos  der  Wille  des  Zeugen  selbst, 
über  einen  Gegenstand,  der  ganz  seiner  freien  Willkühr  un- 
terworfen ist.  Ueber  einen  Thatsatz  dieser  Art  giebt  es  kei- 
nen starkem  Beweis,  als  die,  durch  deutliche  Worte  aus- 
gedrückte Erklärung  des  Wollenden.  Eine  eidUche  Bestäti- 
gung würde  also  ganz  überflüssig  seyn. 

Ungefähr  eben  so  verhält  sich's  mit  den  Abtretungs- 
urkunden (^§.  238.3-  ^^•"  Aussteller  eines  indossirten  Wech- 
sels kann  von  dem  Indossatar,  wenn  das  Indossament  richtig 
ist,  keinen  weiteren  Beweis,  dass  ihm  der  Wechsel  cedirt 
worden  sey,  verlangen:  denn  sobald  der  Indossant  seinen 
Willen,  den  Wechsel  zu  cediren,  deutlich  erklärt  und  eben 
dadurch  sich  verbindlich  gemacht  hat,  sich  die  Erfüllung 
desselben,  ungeachtet  sie  zu  seinem  Nachtheil  gereicht,  ge- 
fallen zu  lassen,  ist  Alles  geschehen,  was  möglich  ist,  um 
diesen  Willen,  als  Thatsache,  ausser  Zweifel  zu  setzen. 
Zwar  lassen  sich,  in  Fällen  dieser  Art,  zuweilen  Beweg- 
gründe zur  Simulation,  z.  B.  um  einer  Compensation  auszu- 
weichen, gedenken:  aber  wenn  der  Produkt  eine  solche 
Simulation  behauptet;  so  hat  der  Producent  die  allgemeine 
rechtliche  Vermuthung  der  Redlichkeit  für  sich,  und  Jenem 
liegt  also  der  Beweis  auf.  • 

Wenn  ich  denjenigen  Urkunden,  die  ich  zufällige  Pri- 
vatzeugnisse genannt  habe  (^§.  239.),  nur,  der  Regel  nach, 
eine  weniger  als  halbe  Beweiskraft  beilege ;  so  liegt  der 
Grund  davon  darin,  dass  hier  der  Zeuge  (]der  Aussteller 
der  Urkunde)  eiue,  ihm,  in  der  jetzigen  Anwendung,  ganz 
gleichgültige  Thatsache,  und  nicht  eine  solche,  die,  wie  bei 
Abtretungs- Urkunden,  seinem  eignen  Interesse  entgegen  ist, 
bezeugt.  Ueber  den  von  dem  Käufer  behaupteten  Thatsatz, 
dass  er  eine  gewisse  Sache  in  einem  gewissen  Preise  be- 
zahlt habe,  macht  die,  von  dem  Verkäufer  ihm  ausgestellte 
Quittung,    zwar   gegen  diesen   Verkäufer,   aber  nicht  gegen 
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eiuen  Dritten^  gegen  den  er  ihn  jetzt  zu  beweisen  hatj 
einen  vollen  Beweis:  denn  hier  erscheint  der  Verkäufer  nur 
als  ein  gemeiner  Zeuge ^  der^  wenn  der  Käufer  sein  münd- 
liches Zeugniss  verlangte ,  dasselbe,  um  ihm  auch  nur  eiuen 
halben  Beweis  zu  verschaffen,  beschwören  müsste. 

Einen  höheren  Grad  von  Glaubwürdigkeit,  als  deu  ab- 
sichtlichen Privatzetignisseti  (]§.  240.),  muss  man  aber  doch 
dieser  Art  von  Urkunden,  gerade  desswegen,  weil  sie  nicht 
absichtlich  zu  Zeugnissen  bestimmt  waren,  zugestehen :  denn 
es  lässt  sich  hier  nicht  wohl  gedenken,  dass  der  Aussteller 
der  Urkunden  mit  dem  Producenten,  zum  Nachtheil  des 
Produkten,  im  Einverständnisse  gewesen  sey. 


Dritte     Gattung. 
Urkunden   als   Selbstzeugnisse  *). 

§.  242. 

Die  Regel,  dass  Niemand  in  seiner  eigenen  Sache,  zu 
seinem  Yortheil  Zeuge  seyn  könne  **3,  ist  nicht  ganz  ohne 
Ausnahmen.  Die  Gesetze  geben  nehmlich,  zu  Erleichterung 
der  am  häufigsten  vorkommenden  Geschäfte  des  bürgerlichen 
Lebens,  dem  Hamlelsbiiche  des  Kaufmanns  einen  gewissen 
Grad  von  Glaubwürdigkeit  zu  seinem  Vortheil,  wenn  es 
darauf  ankömmt,  die  Richtigkeit  einer,  auf  ein  gewisses  Han- 
delsgeschäft gegründeten  Schuldforderung  zu  beweisen  ***). 
Es  treten  aber  dabei  folgende  Bedingungen^  nähere  Bestim- 
mungen und  Einschränkungen  ein  f) : 


*)  H.  G.  Bauer ,  de  probat,  ex  libro  luorcaforis,  Lips.  1784.  J.  JB. 
Ebeling  j  über  die  Beweiskraft  der  Haiidelsbücher.  Hamb.  1813* 
J.  W.  S.  Lindner,  Beweiskraft  der  Haiidelsbücher,  insonder- 
fieit  der  Hauptbücher  eines  Lotteriecoüecteiirs.  Heliustädt  1818. 
P.  H.  F.  Hansel,  Beweis  durch  Handelsbücher.  Leipzig  1830. 
**)  Anm.  des  Heraiisgf.  Oder  viehnehr  die  Regel  scriptum  proprium 
nil  probat  pro  scribente  L.  26,  in  fine  D.  16.  3.  —  c.  6.  u.  7.  C. 
4.  19.  Nov.  48.  cap.  5,  §.  1. 

***)  Die    Beweiskraft    der   Handelsbücher   stammt   von    den  Campsoren 
des  Mittelalters.     Ebeliny  I.  c.  S.   11. 
f)  Siehe  die  critische  Anm.  N.  LH.  S.  164. 
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§.   243. 

Das  Recht,  ein  Haiidelsbuch  mit  dem  Vorzuge  der  Be- 
weiskraft zu  führen  j  haben  nur  solche  Personen  j  welche 
kaufmännische  Geschäfte ,  im  Grossen  oder  im  Kleinen,  als 
ihr  ordentliches  Gewerbe  treiben,  hierzu  die  landesherrliche 
Bewilligung,  insofern  sie  der  Verfassung  nach  nöthig  ist, 
erhalten,  und  sich  darauf,  durch  Anlegung  eines  ständigen 
Waarenlagers ,  oder  eines  offnen  Cramladens,  förmlich  ein- 
gerichtet haben.  Die  sogenannten  Handelsleute ,  oder  Spe- 
culantetij  welche  sich  damit  beschäftigen,  Früchte,  Vieh 
u.  dgl.  in  günstigen  Zeitpunkten,  aufzukaufen,  und  mit  Vor- 
theil  wieder  zu  verkaufen,  gehören  also,  es  mag  nun  dieser 
Handel  ihr  Hauptgewerbe,  oder  nur  eine  Nebenbeschäftigung 
seyn,  nicht  hierher,  da  diese,  ohne  Nachtheil  ihres  Gewer- 
bes, im  Stande  sind,  über  jedes  einzelne  Geschäft  ausführ- 
liche schriftliche  Contracte  zu  schliessen,  und  sich,  insofern 
sie  auf  Credit  verkaufen,  durch  Schuldverschreibungen  zu 
sichern.  Hingegen  werden  recipirte  und  ordentlich  einge- 
richtete Apotheker y  insofern  sie  Arzneien  und  andere,  in  ihr 
Gewerbe  gesetzmässig  einschlagende  Waaren  verkaufen, 
den  Kaufleuten  gleich  geachtet.  Eben  diess  ist  der  Fall  bei 
Fahricanten,  das  heisst  solchen  Personen,  welche,  es  sey  nun 
in  grösserer  oder  geringerer  Ausdehnung,  rohe  Produkte,  ohne 
vorherige  bestimmte  Bestellung  ^  in  Vorrath  verarbeiten ,  um 
das  Verarbeitete,  im  Grossen  oder  im  Kleinen,  zu  verkaufen  *3' 

§.  244. 

Zur  Glaubwürdigkeit  eines  Handelsbuchs  wird  erfordert: 
1.3  Dass  es  von  dem  Eigenthümer  der  Handlung  eigends 
und  ausschliessend  zu  Aufzeichnung  seiner  abgeschlossenen 
kaufmännischen  Geschäfte,  nehmlich  zu  Bemerkung  der  Waa- 
ren, die  er  verkauft,  der  Personen,  an  welche,  und  des 
Preises,  um  welchen  er  sie  verkauft  hat,  wie  auch  der  da- 
für erhaltenen  Bezahlung,  bestimmt  sey.  Es  führt  gewöhn- 
lich den  Titel  Hauptbuch,  und  dieser  Titel,  wenn  er  sich  am 
Eingang  befindet,   bezeichnet  die  so  eben  erwälmte  Bestim- 


*)  Vergl.  Lindner    1.    c.    S.    32.     Bbeling    I.    c.    S.    41.    und    die  dort 
S.  41  —  47.  aufgezälilten  particularrecbtlichen  Bestimmungen. 
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mung.  Es  unterscheidet  sich  von  dem  sogenannten  Journal 
hauptsächlich  darin^  dass  es  für  jeden  einzelnen  Schuldner  ein 
eigenes  Rechnungsblatt  (^Folio)  hat^  auf  welchem  blos  die 
diesen  betreffenden  Geschäfte  angemerkt  sind,  anstatt  dass 
in  letzterem,  unter  diesem^  oder  irgend  einem  andern  Titel, 
die  mit  Jedem  abgeschlossenen  Geschäfte ^  in  dem  Augen- 
blick, da  sie  vorgefallen,  ohne  Absonderung,  und  gewöhn- 
lich mit  geringerer  Genauigkeit,  Ordnung  und  Vollständig- 
keit, eingezeiclmet  werden.  Letzteres  kann  also  die  Stelle 
des  Ersteren  nicht  vertreten  *3' 

§.   245. 

2.3  Es  wird  weiter  erfordert,  dass  das  Buch  von  der 
eigenen  Hand  entweder  des  Eigenthümers  der  Handlung 
selbst,  oder  seines  Factors,  oder  seines  Buchhalters  ge- 
führt sey. 

§.   246. 

3.3  Ein  drittes  Erforderniss  ist,  dass  jeder  einzelne 
Posten  von  abgegebener  Waare,  mit  Bestimmung  der  Quan- 
tität nach  Zahl,  Maas,  oder  Gewicht,  mit  Bemerkung  des 
Preises,  der  auf  die  Einheit  sowohl  (jz.  B.  auf  die  Elle3, 
als  auf  das  Ganze  kommt,  und  ihit  Bemerkung  des  Jahrs, 
Monats  und  Tags,  an  welchem  die  Abgabe  geschehen  ist; 
eingetragen  sey. 

§.  247. 
4.3  Wenn  auf  die,  durch  diese  Waarenabgabe  entstan- 
dene Schuld  gänzliche  oder  Abschlagszahlung  geschehen  ist, 
so  muss  diese  ebenfalls  mit  Bemerkung  des  Jahrs,  Monats 
und  Tages,  eingetragen,  und  dem  Schuldner  zu  gut  ge- 
schrieben seyn.     Endlich : 

§.  248. 
5.3  Das  Handelsbuch  muss,  auch  wenn  es  ein  jüdisches 
ist,    in    teutscher    Sprache    geführt    seyn.     Doch   ist  den  im 
Lande  aufgenommenen  französischen  und  italienischen  Kauf- 


0  Anin.  d.  Heraiisg.  Dass  bei  der  doppelten  Buchhaltung 'ger  ad  e 
das  Journal  Glauben  verdiene ,  s.  Ebeling  S.  26.  Sieh«'  critische 
Anmerkuno;  N.  F/Il.  IVro,   1.  >  >•  . 
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leuten   gestattet^   ihre   Bücher   auch    in  ihrer  Muttersprache 
zu  führen  *3' 

§.  249. 
Wenn  der  Producent  sich  zum  Beweis  einer  kaufmän- 
nischen Waarenschuldfordeiung j  seines,  auf  vorbeschriebene 
Weise  eingerichteten  Handelsbuchs  bedienen  will,  so  muss 
er  zuvor,  insofern  der  Produkt  es  verlangt,  auf  andere  Art 
wenigstens  einigermassen  bescheinigt  haben,  dass  derselbe, 
um  die  Zeit,  da  die  Schuld  entstanden  seyn  soll,  überhaupt 
Waaren  von  ihm  empfangen  habe  **^. 

§.  250. 
Hat   er    diese    Bescheinigung   beigebracht;   so    bewürkt 
sein  Handelsbuch  in  Ansehung  der  Thatsätze: 

1.3  dass    der  Produkt   sämmtUche   auf  ihn  geschriebene 

Waaren  erhalten  habe: 
2.3  dass  die^  dafür  angesetzten  Preise  entweder  die  cu- 

renten,  oder  contractsmässig  seyen,    und 
3.3  dass  dafür  keine  haare  Zahlung  —   ausser  derjeni- 
gen,  die  etwa  in  dem  Buche  selbst  bemerkt  ist  — 
erfolgt  sey, 
einen  halben  Beweis  ***3' 

§.  251. 
Da  —  wie  unten  Titel  12.,  ausführlicher  vorkommen 
wird  —  jeder  halbe  Beweis  durch  den  Eid  ergänzt  werden 
kann;  so  findet  diess  insbesondere  auch  bei  dem  halben  Be- 
weis durch  Handelsbücher  dergestalt  Statt,  dass  der  Produ- 
cent zu  eidlicher  Bestärkung  der  so  eben  erwähnten  drei 
Thatsätze  zugelassen  werden  muss,  und  dass,  wenn  er 
schwört,  der  Beweis  für  vollkommen  geführt  anzuneh- 
men ist  f3- 


*)  Vergleiche    zu    den  §§.  244.    bis  248.   Eichhorn    deutsches  Privat- 
recht  §.  389.  \ote  b. 

*•)  Siehe :    Ebeling  1.  c.  S.  27.     Eichhorn  1.  c.  §.  389.  Not.  i.  —  siehe 

critische  Aumerk.  N^.  LH.  Nr.  2. 
***)  Anm.  des  Heraus g.     Nach  manchen  Partie ularrechten  auch  vol- 
len Beweis.     Ebeling  S.  60.     siehe  critische  Anmerk.  N.  LH.  Nr.  3. 

f)  Ebeling  S.  67.     Eichhorn  I.  e.  §.  389.  in  fine. 
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§.   252. 

Es  geschieht  öfters^  dass  ein  Kaufmann  Waaren  auf 
den  Namen  eines  Käufers  abgiebt  und  zu  Buche  trägt,  welche 
nicht  dieser  Käufer  selbst,  sondern,  auf  seinen  Namen,  ein 
Anderer,  z.  B.  sein  Hausgesinde,  in  Empfang  genommen 
hat.  Diess  darf  der  Kaufmann  nur  alsdann  thun,  wenn  we- 
nigstens die  Bestellung  von  dem  angegebenen  Käufer  selbst, 
mit  Benennung  der  Person,  welche  die  Waare  in  Empfang 
nehmen  soll,  mündlich  oder  schriftlich,  geschehen  ist.  Die 
Eintragung  in  das  Handelsbuch  setzt  also  immer  voraus, 
dass  der  darin  benannte  Käufer  die  Waare  entweder  selbst 
empfangen,  oder  wenigstens  selbst  bestellt,  und  den  unmit- 
telbaren Empfanger  zum  Empfang  bevollmächtigt  habe.  Wel- 
ches von  beiden  der  Fall  sey,  das  ist  er  zwar  nicht  schul- 
dig, in  seinem  Buche  zu  bemerken :  aber  er  ist  schuldig, 
sich  darüber,  ehe  er  zum  Ergänzungseide  zugelassen  wird, 
bestimmt  zu  erklären,  und  auch  diese  Erklärung  auf  den 
abzulegenden  Eid  zu  nehmen.  Kaim  er  diess  nicht  thun; 
so  fällt  die  Beweiskraft  des  Buchs  in  Ansehung  des  ersten 
jener  drei  'Jlliatsätze  ([§.  249.^  weg,  und  er  muss  sich,  falls 
er  diesen  Satz  nicht  auf  andere  Art  beweisen  kann,  mit 
seiner  Forderung  blos  an  den,  welchem  er  die  Waaren  ohne 
Vollmacht  desjenigen,  auf  dessen  Namen  sie  empfangen  wor- 
den sind,  abgegeben  hat,  halten  *). 

§.  253. 

Die  eidliche  Bestärkung  des  Handelsbuchs  muss  von 
dem  Eigenthümer  der  Handlung  selbst,  auch  wenn  er  die 
Führung  seines  Buchs  einem  Buchhalter  anvertraut  hatte, 
geschehen,  und  der  Eid  muss  von  Gewissheit  geschworen 
werden.  Ist  der  Eigenthümer  der  Handlung  eine  Societät, 
so  sind  entweder  sämmtliche  Mitglieder  derselben,  oder, 
wenn  einem  derselben  die  Besorgung  der  Geschäfte  vorzüg- 
lich übertragen  ist,  dieser  zu  Leistung  des  Eides  verbunden. 
Nur  alsdann,  wenn  der  Eigenthümer  die  Führung  der  gan- 
zen Handlung  einem  Factor  übertragen  hat,  ist  von  diesem 
Letzteren  der  Eid  abzulegen  **3' 

♦)  Siehe  critische  Anmerk.  N.  LII.  Nro.  4. 
*•)  Vergl.  Ebeling  1.  c.  S.  67,     Eichhorn  1.  c.  %.  389.  a.  E. 
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§.  254. 
Wenn  der  Eigenthünier  der  Handlung  gestorben  ist ;  so  sind 
die  Erben  desselben  zum  Eide  vom  Nichttvissen  (^dass  sie 
nehmlich  keine  Ursache  haben ^  das  Buch  für  unrichtig  zu 
halten)  zuzulassen.  An  die  Stelle  derjenigen  Erben^  welche 
das  18te  Jahr  noch  nicht  zurückgelegt  haben,  treten  deren 
Vormünder. 

§.  255. 
Wenn  der  Handlungseigenthümer  abwesend^  oder  in 
Concurs  verfallen,  oder  wahnsinnig,  oder  blödsinnig,  oder 
für  einen  Verschwender  erklärt  ist;  so  hat  der  für  densel- 
ben bestellte  Curator  massae  den  Ergänzungseid  vom  Nicht- 
wissen zu  leisten.  In  Ansehung  derjenigen  Handlungsge- 
schäfte aber,  die,  in  einem  solchen  Falle,  der  Curator  selbst 
geführt  hat,  ist  er  als  Factor  (%.  252.)  zu  betrachten,  und 
hat  also  den  Eid  von  Gewissheit  zu  schwören. 

§.  256. 

Die  Beweiskraft  eines  Handelsbuchs  schränkt  sich  blos 
auf  Gegenstände  des  kaufmännischen  Gewerbes  ein  *3- 
Wenn  also  z.  B.  der,  mit  EUenwaaren  handelnde  Kaufmann 
ein  Anlehen  geschlossen,  ein  Grundstück  verkauft,  einen 
Miethcontract  geschlossen  hat,  u.  dgl. ;  so  kann  der  Beweis 
über  ein  solches  Geschäft  nicht  durch  das  Handelsbuch,  in 
welches  der  Kaufmann  es  einzutragen  für  gut  befunden  hat, 
geführt  werden. 

§.  257. 
-'   '  Die   Beweiskraft   eines    Handelsbuchs   kann   durch  den, 
von  dem  Produkten   zu   führenden  Gegenbeweis,    dass   ent- 
weder : 

1.)  er  die,    ihm    zur  Last  geschriebejie   Waaren   nicht 

empfangen  und  nicht  bestellt  habe,  oder 
2.3  dass  diese    Waaren  in  zu   hohem  Preise   angesetzt 

seyen,  oder  endlich 
3.3  dass   er  den   Betrag,    ganz   oder   zum  Theil,    be- 
zahlt habe. 


*)  Vergl.  Ebeling  1.  c.  S.  51.     von  Marten$  Handelsrecht  §.  41. 
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aufgehoben,  oder  wenigstens,  insofern  nehmlich  der  Gegen- 
beweis nicht  vollständig  ist,  so  weit  geschwächt  werden, 
dass  die  eidliche  Bestärkung  nicht  mehr  zulässig  ist. 

§.  258. 
Auch  dadurch^  dass  das  Handelsbuch  des  Producenten 
schon  in  einem  andern  Falle  falsch  befunden  worden  ist, 
wird  dessen  Glaubwürdigkeit  in  Ansehung  aller  übrigen 
Fälle  soweit  geschwächt,  dass  es  nur  einen  weniger  als 
halben  Beweis  hervorbringt,  und  also  der  Producent  nicht 
zum  Erffänzunffseid  zuffelassen  werden  kann.  Diess  findet 
selbst  alsdann  Statt,  wenn  die  Unrichtigkeit  nicht  auf  bösem 
Vorsatz,  sondern  nur  auf  Mangel  an  Ordnung  beruht.  Doch 
erstreckt  sich  diese  Würkuug  nur  auf  diejenigen  Geschäfte, 
welche  in  den  nächsten  5  Jahren  nach  der  begangenen  Un- 
richtigkeit eingetragen  worden  sind.  Sie  wird  ganz  auf- 
gehoben, wenn  der  Kaufmann  die  begangene  Unrichtigkeit, 
sogleich  nach  deren  Entdeckung,  seiner  Obrigkeit  selbst  frei- 
willig anzeigt,  und,  nachdem  er  dargethan  hat,  dass  dabei 
nur  ein  leichtes  Versehen,  oder  die  Schuld  seines  Buchhal- 
ters, zum  Grunde  gelegen  habe,  sich  hierüber  ein  Certificat 
geben  lässt.  Auf  alle  Fälle  aber  gehen  durch  eine  solche 
Unrichtigkeit  in  dem  Handelsbuche  nicht  die,  in  dasselbe 
eingetragenen  Forderungen  an  sich  selbst,  insofern  deren 
Richtigkeit  durch  andere  Mittel  bewiesen  werden  kann,  son- 
dern es  geht  nur  das  Beweismittel  verloren  *3' 

§.  259. 

Das  Handelsbuch  eines  Kaufmanns,  der  sich  schon  ein- 
mal eines  Meineids,  oder  betrügerischen  Handlung  schuldig, 
oder  einen  muthwilligen  Bankerut  gemacht  hat,  verliert  alle 
Beweiskraft.  Sie  wird  geschwächt  im  Falle  eines  aus  Nach- 
lässigkeit und  Unordnung  entstandenen  Bankeruts,  leidet  aber 
gar  nichts,  wenn  derselbe  blos  in  unverschuldeten  Unglücks- 
fällen seinen  Grund  hat  *'*3- 


*)  EicJ'iorn  1.  c.  §.  389.  Note  o.     siehe  critische  Anmerkung  Bf.  LH. 
uro.  d. 
•*)  Eichhorn  1.  c.  S-  389.  Note  p. 
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§.  260. 

Die  Beweiskraft  eines  Handelsbuchs  dauert^  gegen  in- 
ländische Schuldner,  so  wie  gegen  solche  auswärtige,  welche 
etwa  aus  einem  besonderen  Grunde,  z.  B.  ob  locum  con- 
tractus,  der  inländischen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  sind, 
nicht  länger  als  zwei  Jahre  von  dem  Tage  der  Abgabe  der 
Waaren  an.  Vor  dem  Ablaufe  dieser  zwei  Jahre  hat  also 
der  Kaufmann  entweder  seine  Forderung  beizutreiben ^  oder 
sich  des  Beweises  derselben  durch  andere  Mittel  zu  ver- 
sichern, oder  sie  gerichtlich  einzuklagen  *'3' 

§.  261. 

Durch  die,  bei  dem  competenten  Richter  des  Schuldners 
angestellte  gerichtliche  Klage,  wenn  derselben  ein  Extract 
des  Buchs  beigelegt  ist,  und  der  Kläger  sich  zugleich  zur 
Originalproduktion  desselben  erbietet,  wird  dessen  Beweis- 
kraft auf  30  Jahre,  vom  Tage  der  angestellten  Klage  an, 
erhalten.  Dass  diese  Klage  dem  Beklagten  von  dem  Rich- 
ter mitgetheilt  und  insiuuirt  worden  sey,  wird  nicht  erfor- 
dert, wenn  nur  nicht  die  Mittheilung  und  Insinuation  durch 
die  Schuld  des  Klägers  unterblieben  ist. 

§.  262. 

Ist  der  Schuldner  abwesend  —  worunter  jedoch  der 
Fall,  wenn  er  sich  innerhalb  des  Landes^  obgleich  nicht  in 
dem  Bezirk  seines  ordentlichen  Gerichtsstandes,  befindet, 
nicht  zu  verstehen  ist;  —  so  kann  der  Gläubiger  die  Be- 
weiskraft seines  Handelsbuchs  durch  einen,  bei  seinem  eige- 
nen ordentlichen  Richter,  vor  Ablauf  der  zwei  Jahre,  einzu- 
leirenden  Protest  aufrecht  erhalten.  Dieser  Protest  besteht 
darin,  dass  er  dem  Richter,  und  zwar  entweder  seinem 
eigenen,  oder  dem  Richter  seines  Suhuldners,  sein  Buch  im 
Original,  nebst  einem,  die  zu  protestirende  Forderung  ent- 
haltenden übereinstimmenden  Auszuge  desselben,  vorlegt,  die 
Richtigkeit  desselben  eidlich  bestärken  zu  können  versichert^ 


*)  Anm.  des  Heraiisg.    Da^  wo  Paificularjfesetze  dieses  nicht  vor- 
•'^•f      schreiben^  kann  diese  Ansicht  keine    Unterstiitzung  finden      Vergl. 
sodann    critische  Anmerkung    N.  LH.    Nro.  6.    und   Eichhorn   1.  c. 
§.  389.  Note  h. 
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und  sich  seine  Rechte  gegen  den  abwesenden  Schuldner 
ausdrücklich  vorbehält,  der  Richter  aber  hierauf  über  diese 
Handlung  eine  öffentliche  Urkunde  ausfertigt,  und  dem  Pro- 
testirenden  einhändigt.  Durch  einen  solchen  Protest  wird 
die  Beweiskraft  des  Buchs  auf  die  ganze  Zeit,  der  Abwe- 
senheit des  Schuldners,  und  noch  auf  Ein  Jahr,  von  dem 
Tage  seiner  erfolgten  Rückkehr  an,  verlängert.  ,„ 

§  "263. 
Wenn  die,  durch  ein  Handelsbuch  zu  beweisende  For- 
derung aus  mehreren,  zu  verschiedenen  Zeiten  abgegebenen 
Waarenposten  entstanden,  und  die  Verjährung  der  Beweis- 
kraft zwar  in  Ansehung  der  älteren,  nicht  aber  in  Ansehung 
der  jüngeren  Posten  eingetreten  ist ;  so  kann  diess  Letztere 
dem  Kaufmann  in  Ansehung  jener  älteren  Posten  nicht  zu 
Statten  kommen.  Sind  aber  Abschlagszahlungen  geschehen, 
und  im  Buche  eingetragen;  so  werden  dieselben  zuerst  auf 
die  älteren,  obgleich  in  Ansehung  der  Beweiskraft  verjähr- 
ten Posten  abgerechnet. 

§.  264. 
Auch  zwischen  Kaufleuten  unter  sich,  die  gegeneinander 
in  Handelsverkehr  stehen,  so  nehmlich,  dass  der  Eine,  zum 
Behuf  seines  Handels,  von  dem  Andern  Waaren  empfängt, 
oder  auch  dieses  zwischen  beiden  wechselseitig  der  Fall  ist, 
hat  das  Handelsbuch  nur  die  Würkung  eines  halben  Bewei- 
ses. Doch  ist  diese  Würkung  nicht  auf  den  Zeitraum  von 
zwei  Jahren  eingeschränkt.  Wenn  aber,  in  diesem  Falle, 
beide  Kaufleute  über  wechselseitige  Forderung  und  Schuld 
Buch  geführt  haben,  und  die  beiderseitigen  Bücher  nicht  mit 
einander  übereinstimmen;  so  heben  sie  sich  einander,  bei 
gleichem  Grade  der  gesetzlichen  Glaubwüriügkeit  der  Bücher 
sowohl  als  der  Personen,  wechselseitig  auf,  und  kein  Theil 
kann  sich,  so  viel  den  streitigen  Gegenstand  betrifl't,  aufsein 
Buch  berufen  ^). 

§    265.  ; 

Wenn  ein  auswärtiger  Kaufmann  gegen    einen  Inländer, 


')  Siehe  Eichhorn    1.  c.    §.  389.    NoU-  i).     siehe    critisohc    AiHiif-rkniu 
\.  LH.  uro.  6. 

u 
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bei  einem  inländischen  Gerichte  eine  BuchschuUI  einklagt; 
so  ist  die  Beweiskraft  seines  Buchs  ebenfalls  nach  vorste- 
henden Gesetzen  zu  beurtheilen. 

§.  266. 
Auswärtige^  im  Lande,  mit  obrigkeitlicher  Erlaubniss, 
hausirende ,  oder  auf  Jahrmärkten,  oder  bei  andern  Gele- 
genheiten, auslegende  Krämer  haben  sich  des  Vorzugs  der 
Beweiskraft  ihrer  Bücher  nicht  zu  erfreuen,  sondern  müssen 
sich,  wenn  sie  auf  Credit  verkaufen,  des  Beweises  ihrer 
Forderungen  durch  andere  Mittel  versichern. 

§.  267. 

Da  das  Gewerbe  der  Gasthalter ^  Wein-  und  Speise- 
Wirthe  mit  dem  kaufmännischen  Gewerbe  überhaupt,  und 
insbesondere  auch  darin  Aehnlichkeit  hat,  dass  sie  öfters, 
wenigstens  auf  kurze  Zeit,  Credit  geben  müssen,  ohne  sich 
über  jeden  einzelnen  kleinen  Bestandtheil  ihrer  Forderung 
eine  besondere  Urkunde  ausstellen  lassen  zu  können ;  so  ist 
es  biUig,  dass  auch  diesen  der  Vorzug  der  Beweiskraft 
ihres  Wirthschafts  -  Buchs ,  unter  eben  den  Bedingungen, 
näheren  Bestimmungen  und  Einschränkungen,  wie  bei  den 
Handelsbüchern  der  Kaufleute,   zu  Statten  komme  *). 

§.   268. 

Doch  fällt  diese  Beweiskraft  in  Ansehung  derjenigen 
Erfrischungen  an  Speise  und  Getränk,  welche  jemand,  der 
nicht  seinen  gewöhnlichen  Tisch  im  Wirthshause  hat,  ge- 
niesst,  in  soweit  weg,  dass  die  jedesmal  sogleich  gesche- 
hene Zahlung  so  lange  rechtlich  vermuthet  wird,  als  nicht 
der  Wirth  durch  andere  Mittel  beweist,  dass  der  Empfa.n- 
ger  einmal  für  allemal  Credit  verlangt  habe. 

§.  269.  - 

Auch  einem  Fremden,  der  bei  einem  Gastwirthe  Her- 
berge und  Verpflegung  genossen  hat,  kommt  gegen  das 
Wirthschaftsbuch ,  die  rechtliche  Vermuthung,  dass  er  das 
Genossene  bezahlt  habe,  alsdann  zu  Statten,  wenn  er,  mit 
seinem  ganzen  Gefolge  und  Gepäck,  öffentlich  wieder  abge- 

*}  Lindner,  Beweiskraft  der  Handelsbücher^  S.  32.    Dagegen  Ebeling 
I.  c.     .  41. 
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reist  ist,  ohne  irgend  einen  andern  Beweis   seiner  noch  be- 
stehenden Schuld  zurückgelassen  zu  haben. 

§.  270.  '♦>' 

Da  es  auch  bei  vielen  Handwerken  der  Fall  ist,  dass 
sie  ihre  Arbeiten  nicht  gleich,  so  wie  sie  dieselben  ablie- 
fern, baar  bezahlt  erhalten,  sondern  auf  gewisse,  durch 
Gewohnheit  eingeführte  Zeitpunkte  Credit  geben  müssen  5  so 
ist,  in  dieser  Rücksicht,  ihren  sogenannten  Kundenbüchern^ 
wenn  diese  ordentlich  geführt  sind.^  und  wenn  sie  zugleich 
beweisen,  dass  der,  den  sie  in  Anspruch  nehmen,  überhaupt 
bei  ihnen  habe  arbeiten  lassen,  in  Ansehung  des  Gegen- 
standes und  des  Preises  der  gemachten  Arbeit,  so  wie  in 
Ansehung  des  Umstandes,  dass  noch  keine  Bezahlung  er- 
folgt sey,  die  Kraft  eines  halben  Beweises,  ganz  nach  Art 
der  Handelsbücher,  ebenfalls  beizulegen  *). 

§    271. 

Auch  die  Deservitenhücher  der  Advocaten  und  gericht- 
lichen Procuratoren  haben,  insofern  es  im  Allgemeinen  be- 
wiesen ist,  dass  der  Advocat  oder  Procurator  für  die,  dar- 
aus in  Anspruch  genommene  Person  rechtHche  Angelegen- 
heiten zu  besorgen  gehabt  habe,  in  Ansehung  der  geleisteten 
einzelnen  Arbeiten,  nach  Art,  Grösse  und  Preis,  so  wie  in 
Ansehung  des  Umstandes,  dass  noch  keine  Bezahlung  er- 
folgt sey,  die  Kraft  eines  halben  Beweises.  Jedoch  findet 
dieses  nur  in  subsidium  alsdann  Statt,  wenn  die  Akten,  aus 
welchen  die  gethanen  Arbeiten  ersehen  werden  können,  bei 
dem  Gericht,  wo  die  Forderung  eingeklagt  wird,  nicht  vor- 
handen sind.  Der  zweijährige  Zeitraum  für  die  Dauer  die- 
ser Beweiskraft  fängt  von  dem  Zeitpunkte  zu  laufen  au,  da 
die  Dienste  des  Sachwalters,  in  jeder  besonderen  Angele- 
genheit, aufgehört  haben. 

§.   272. 

Eben  diesen  Vorzug  endlich  haben  die  Deservitenhücher 
der  praktischen  Aerzte  und  Wundärzte^  insofern  die  dem 
Kranken   geleistete    Hülfe    überhaupt    bewiesen    ist,    und    es 

*)  Lindner  I.  c.  S.  32.     Dagegen  Ebiling  \.  c.  S.  41. 

11  * 
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nur  noch  auf  den  Beweis  der  einzelnen  Bemühungcji ,  nach 
Art,  Zahl  und  Preis,  wie  auch  auf  den  Umstand,  dass  noch 
keine  Zahlung  erfolgt  sey ,  ankommt.  Hier  fangt  der  zwei- 
jährige Zeitraum  von  dem  Zeitpunkt  zu  laufen  an,  da,  in 
jeder  besonderen  Krankheit,  der  letzte  Dienst  geleistet  wor- 
den ist  *3. 

Critische 

Aiiiiierkuug  LH.    des  Verfassers. 

lieber  den  Beweis    durch  Handelsbücher. 
{Zu    §.    242—272.) 

Der  Vorzug  der  Beweiskraft  des  Handelsbuchs,  als 
eines  Zeugnisses  für  die  eigne  Sache  seines  Ausstellers,  ist 
zwar^  soviel  seine  erste  Entstehung  betrifft,  gewissermassen 
als  erschlichen  anzusehen:  aber  er  ist  dem  Bedürfnisse  der 
büigerlichen  Gesellschaft  alsdann  unstreitig  gemäss,  wenn 
er  in  gewisse  Gränzen  eingesclnänkt  wird,  um  zu  verhin- 
dern, dass  nicht  dadurch,  während  er,  auf  der  einen  Seite, 
die  alltäglichen  Geschäfte  des  gemeinen  Lebens  erleichtert, 
auf  der  andern  Seite,  auch  der  Betrug  erleichtert,  und  das 
Eigeuthum  der  Bürger  in  allzugrosse  Gefahr  gesetzt  werde. 
Es  hat  sich^  in  dieser  Materie^  bei  den  meisten  Gerichten, 
nach  und  nach,  eine  Praxis  gebildet,  wodurch  das  Handels- 
buch oflFenbar  weit  über  die  Gebühr  begünstigt  wird.  Bei- 
nahe noch  schädlicher  aber  ist  die  Unstätigkeit  dieser  Praxis, 
vermöge  welcher  der  Richter  oft  in  Verlegenheit  kommt, 
die  richtige  Entscheidung  zu  finden,  und  die  Partheien  selbst 
nicht  wissen  können^  welcher  von  ihnen  beiden  Recht  oder 
Unrecht  hat. 

In  dem  neuen  Preussischen  Gesetzbuche  ist,  so  viel 
ich  weiss,  zum  erstenmale  dieser  Gegenstand  einer  voll" 
ständigen  legislatorischen  Behandlung  gewürdigt  worden  (^all- 
gem.  Gesetzbuch  für  die  Preussische  Staaten  Th.  2.  Tit.  8. 
Abschn.  7.  §.  562—613.3.  ^^^  Beweiskraft  des  Handels- 
buchs   ist  dadurch    in  sehr   enge,    und,    wie   mir's   scheint, 


"")  Vergl.  critische  Anmerkung  N.   LH.  nro.  8. 
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selbst  iii  zu  enge  Glänzen  eingeschränkt.  Es  wird  ohne 
Zweifel  meinen  hier  gethanen  Vorschlägen  zur  Empfehlung 
und  Rechtfertigung  gereichen  ^  dass  ich  die  Hauptideeu  die- 
ser musterhaften  Gesetzgebung  dabei  zum  Grunde  gelegt 
habe.  Doch  glaube  ich  von  einigen  einzelnen  Bestimmungen^ 
die  zum  Theil  Abweichungen  sind,  noch  besonders  Rechen- 
schaft geben  zu  müssen. 

1.3  Dass^  nebst  dem  Hauptbuche ,  auch  zugleich  das 
Journal  (^§.  244.)  vorgelegt  werde,  und  dass  beide  mit 
einander  übereinstimmen,  wird  nach  dem  Preussischen  Rechte 
erfordert.  Ich  halte  aber  diese  Forderung  für  zu  streng.  Sie 
erschwert  dem  Kaufmann  seinen  Beweis,  ohne  ihn  desswe- 
gen  zuverlässiger  zu  machen. 

2.3  Eben  so  scheint  mir's  zu  streng,  dass  das  Handels- 
buch über  den  Thatsatz,  dass  die  Waareii  geliefert  tvordetij 
gar  keine  Beweiskraft  haben  soll.  Diesen  Thatsatz  durch 
andere  Mittel,  nach  allen  Erfordernissen  der  vollen  Glaub- 
würdigkeit, zu  beweisen,  wird,  der  Natur  der  Sache  nach, 
in  den  meisten  Fällen  sehr  schwer  fallen.  Ich  halte  dess- 
wegen  eine  allgemeine  Bescheinigung  (^§.  249.3  für  hin- 
länglich. 

3.3  Es  ist  nicht  überflüssig,  wenn  die  Beweiskraft  des 
Handelsbuchs  auch  auf  den  Satz:  dass  noch  keine  Zahlung 
erfolgt  sey ,  ausgedehnt  wird  ^§.  250-3:  denn  obgleich  die- 
ser Satz  eine  verneinende  Handlung  ausdrückt,  so  hat  er 
doch,  vermöge  einer  Ausnahme  von  der  Regel,  die  recht- 
liche Vermuthung  gegen  sich  (^s.  §.  46,  48.3- 

4.3  Dass  der  Kaufmann  Denjenigen,  auf  dessen  Na- 
men ein  Dritter  Waaren  empfängt,  nur  alsdann,  wenn 
dieser  Dritte  gehörig  bevollmächtigt  ist,  als  seinen  Schuld- 
ner zu  Buche  tragen  könne,  ist  keinem  Zweifel  unterwor- 
fen. Aber  da  Fälle  dieser  Art  sehr  häufig  vorkommen;  so 
verträgt  es  sich  nicht  mit  der  Einfachheit  der  kaufmäimi- 
schen  Geschäfte,  dass  ausser  der  Hauptperson,  auch  noch 
der  Name  des  Bevollmächtigten,  und  die  Art  seiner  Bevoll- 
mächtigung, wie  das  Preussische  Gesetz  zu  verlangen  scheint, 
in  dem  Buche  aufgezeichnet  werde.  Man  kann  desswcgen 
billiger    Weise    weiter   nichts    von    dem    Kaufmanne  fordern, 
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als  dass  er  sich  über  diesen  Punkt,  falls  der  Produkt  es 
verlangt,  aus  seinem  Gedächtnisse  erkläre,  und  diese  Er- 
klärung auf  seinen  Eid  nehme  (§.  252.3- 

5.3  Auch  das  scheint  mir  zu  streng,  dass  ein  Handels- 
buch, welches  Einmal  unrichtig  befunden  Avorden,  dadurch 
seine  Glaubwürdigkeit,  in  Ansehung  aller  andern  Fälle,  auf 
immer  verloren  haben  soll,  ob  es  gleich,  auf  der  andern 
Seite  eine  widerrechtliche  Gelindigkeit  ist,  auf  solche  Un- 
richtigkeiten gar  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  Das  Buch 
eines  Kaufmanns  für  beweisunfahig  erklären,  heisst  beinahe 
eben  so  viel,  als  ihn  seines  Gewerbes  unfähig  erklären, 
und  diese  Strafe  ist  doch^  als  Folge  einer  Handlung,  bei 
der  oft  nur  ein  sehr  leichtes  Versehen  zum  Grunde  liegt,  zu 
hart.  Ich  habe  desswegen  einige  Milderungen  (§.  258.^ 
vortjeschlaofen. 

6.3  Das  Avürksamste  Mittel,  dem  Missbrauche  der  Be- 
weiskraft der  Handelsbücher  vorzubeugen,  ist  immer  das, 
diese  Beweiskraft  auf  eine  gewisse  Zeit,  und  zwar  auf  eine 
so  kurze  Zeit,  einzuschränken,  dass  dem  Produkten  seine 
Gegenbeweismittel  und  Einwendungen  nicht  wohl  verloren 
gehen  können.  Man  könnte  jedoch  die,  im  Preussischen 
Recht  auf  ein  Jahr  gesetzte  Frist  auf  zwei  Jahre  (^§.  260.3 
verlängern,  da  an  vielen  Orten  der  Kaufmann  Gefahr  läuft, 
für  unhöflich  zu  gelten,  wenn  er  schon  nach  Verlauf  eines 
Jahres  ungestüm  wird,  und  den  Richter  angeht.  Uebrigens 
hat  der  redliche  Kaufmann  in  der  gerichtlichen  Klage  (^§.  261.3 
und  in  dem  Protest  (^§.  262.3  i^^i'^iGr  Mittel,  sich  gegen  die 
nachtheilige  Eolgen  dieser  Einschränkung  sicher  zu  setzen. 
Nur  zwischen  Kaufmann  und  Kaufmann  muss  sie  ganz  weg- 
fallen (^§.  264.3;  ^^  ^^  ^^^  Natur  dieses  Gewerbes  angemes- 
sen ist,  einen  höheren  Grad  von  Zutrauen  wechselseitig  zu 
fordern  und  zu  geben,  und  da  sich  ein  Termin,  binnen  wel- 
chem Kaufleute  gegen  einander  ihre  laufende  Rechnungen 
schliessen  sollen,  im  Allgemeinen  nicht  wohl  vorschrei- 
ben lässt. 

7.3  Dass  auch  auswärtige  Kaufleute,  insofern  sie  ge- 
gen Inländer,  bei  inländischen  Gerichten  klagen ,  <liesen 
einschränkenden    Gesetzen    unterworfen    seyen,     ist     nöthig, 
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ob  es  gleich,  unter  gewissen  Umständen ,  unbillig  schei- 
nen könnte.  Der  vorsichtige  Kaufmann  wird  sich  nach 
den  Gesetzen  und  nach  der  Justizverfassung  des  Lan- 
des^ in  welches  er  Credit  giebt,  erkundigen:  und  wenn  er 
diess  unterlässt;  so  hat  er  den  Schaden^  den  er  etwa  leidet, 
nur  sich  selbst  zuzuschreiben. 

8.3  Wenn  ich  übrigens  auch  noch  bei  einigen  andern 
Gewerben  der  eignen  Aufzeichnung  die  Beweiskraft  eines 
Handelsbuchs  beilege  (]§.  267—  273-3  5  so  ist  wohl  gegen 
den,  in  der  Aehulichkeit  der  Fälle  liegenden  Grund  dieses 
Vorschlags  (^§.  267-3  "ichts  Erhebliches  einzuwenden.  Die 
gemeine  Praxis  ist  auf  meiner  Seite  ^  ob  sie  gleich  auch 
hier  oft  zu  weit  geht- 


§-   273. 

Alle  andere,  als  die  im  bisherigen  erwähnten  schrift- 
liche Privat- Aufzeichnungen  haben  zum  Vortheil  dessen, 
der  sie  gemacht  hat,  der  Regel  nach,  gar  heine  Beweis- 
kraft *3-  Doch  kann  einer  solchen  Aufzeichnung  alsdann, 
wenn  der  Urheber  derselben  eine  unbescholtene  Person  ist, 
und  wenn  es  nur  darauf  ankommt,  eine,  in  Ansehung  der 
Hauptumstände,  durch  andere  Mittel  schon  bewiesene  That- 
sache  auch  noch  in  Ansehung  ihrer  näheren  Bestimmungen 
zu  beweisen,  ausnahmsweise,  einige  Kraft  zu  Unterstützung 
dieses  weiteren  Beweises  beigelegt  werden  **3'  Diess  ist 
insbesondere  der  Fall,  wenn  Jemand  gewisse,  auf  ein 
Rechtsverhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Produkten  sich 
beziehende  Thatunistände  zu  einer  solchen  Zeit,  da  er  noch 
nicht  voraussehen  konnte,  dass  er  darüber  einen  gericht- 
lichen Beweis  zu  führen  genöthigt  seyn  würde,  zu  Erleich- 
terung seines  Gedächtnisses,  oder  zur  Nachricht  für  seine 
Erben,  aufgezeichnet  hat,  und  übrigens  der  Gegenstand  von 
der  Natur  ist,  dass  man  sich  darüber  mit  förmlichen  Be- 
weismitteln nicht  zu  versehen  pflegt,    oder  nicht  leicht    ver- 


*)  Siehe  die  §    242-  Note  **  allegirtcn  GesetJie- 

')   Vcrgl.    L.    29.    piinc.    D.    22.    y.    c.  5.    C.   4.   V^.      Sfriibe ,    retlHI. 
Redenken  B-  4.  N.  44. 
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sehen  kann.  Uebrigens  muss^  in  jedem  individuellen  Falle, 
der  Inbegriff  aller  zur  Sache  gehöriger  Umstände  _,  in  ihrer 
Verbindung  mit  einander,  dem  Urtheil  des  Richters  über 
den  Grad  der,  einer  solchen  Aufzeichnung  beizulegenden 
Glaubwürdigkeit  die  nähere  Bestimmung  geben. 

Unterschied  zwischen   Original   und  ab  schriftlichen 

Urkunden.  ■' 

§.  274. 

Da  bei  den  Urkunden  der  ersten  Gattung,  denjenigen 
nehmlich,  welche  die  Natur  eines  Eingeständnisses  haben, 
die  Beweiskraft  auch  mit  davon,  dass  die  Urkunde  in  den 
Händen  des  Producenten  ist^  abhängt  ([§.  216.);  so  folgt 
schon  hieraus,  dass  diese  Beweiskraft  nur  auf  dem  Original, 
das  heisst  auf  der  Urkunde  selbst,  nicht  aber  auf  einer  da- 
von gemachten  Abschrift,  so  sehr  auch  die  Uebereinstim- 
mung  dieser  Abschrift  durch  öffentliche  Beglaubigung,  oder 
auf  andere  Art,  bewiesen  seyn  mag,  beruhen  kann  '••). 

§.  275. 

''*"  ^iese  Regel  leidet  nur  alsdann  eine  Ausnahme  **3; 
wenn  der  Producent  beweist,  dass  er  das  Original  recht- 
mässiger Weise  in  Händen  gehabt;  den  Besitz  desselben 
aber  durch    Zufall,    oder   auf   unrechtmässige   Weise   ***) 


.    .*)  Anm.  d.  Heiausg.     Die  Rechtslehrer  berufen    sich  auf  cap,   1.  X 
"'*'  "     ä.  22.  L.  2.  D.  22.  4.     IVov.  119.  cap.  3.     Aiith.  ,^si  quis"     Cud. 
2,  1.     Siehe   aber   dagegen  Spangenberg  im    Archiv    1.^^  cl' 'Öand  2. 
S.  102—108. 

Man  unterscheidet  4  Arten  von  Copieii ,  beglaubigte,  exenipli-i 
ficirte,  einfache  und  Abschriften  von  Abschriften.  —  Siehe  über- 
haupt über  Beweiskraft  der  Copien:  Spntigenberg  im  Aroliiv  i.  c. 
Dessen  Lehre  vom  Urkundenbeweis  Abh.  2.  S.  9.  ff.  iind  die.  Lindej 
Proz.  §.  275.  Note  ö.  und  §.  291.  not.  7.  alleg.  — '  ""  ^' 
"**)  Die  Ausnahme  wegen   des  Alters  der  Copie  siehe    Spnngeiioerg  im 

Archiv  l.  r.  S.    107. 
'**■')  Ist    dioss    durch    böse    Absicht    des  Produkten  geschehen,    so   \\'ni\ 
das,    was    durch    die    Urkunde    bewiesen   werden  sollte,    als  wahr 
angenommen,     r.  20.  ('.  4.    19.   L.  2.   %.  t.   I)    49,  14. 
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verloren  habe  *3.  In  diesem  Falle  nehnilich  vertritt  die 
öflFentlich,  oder  auf  andere  Weise,  vollständig  beglaubigte 
Abschrift  die  Stelle  des  Originals  dergestalt,  dass  der  Pro- 
«lukt  sich  darüber,  ob  er  das  Original  unterschrieben  habe, 
erklären,  im  Verleugnungsfalle  aber  sich  auf  den  von  dem 
Producenten  darüber  zu  führenden  Beweis  einlassen,  und, 
in  Ermangelung  dieses  Beweises,  den  Verleugnungseid  schwö- 
ren muss. 

§.  276. 

Zur  Gültigkeit  einer  solchen,  die  Stelle  des  Originals 
vertretenden  Abschrift,  wird  jedoch  erfordert: 

1.)  dass  sie  vollständig  (\m  Gegensatze  eines  blossen 
Auszugs  einzelner  Stellen^  sey ; 

2.3  dass  sie  mit  dem  Original,  von  Wort  zu  Wort, 
aufs  Genaueste  übereinstimme^  und  selbst  im  Fall  einer,  im 
Original  befindlichen  Veränderung  des  ursprünglichen  Inhalts^ 
zugleich  mit  dieser  Veränderung  den  ursprünglichen  Inhalt, 
darstelle,  oder,  insofern  eine  deutliche,  unmittelbar  sinnliche 
Darstellung  nicht  möglich  ist,  die  Beschaffenheit  der  Sache 
ausführlich  beschrieben  sey.     Endlich 

3.3  dass  die  Vollständigkeit  und  die  genaue  Ueberein-' 
Stimmung  von  einer  öffentlichen  Person,  in  Kraft  einer  öf- 
fentlichen Urkunde,  nach  den  oben  (§.  222-3  festgesetzten 
Erfordernissen,  beglaubigt  sey.  Doch  können  andere  recht- 
liche Beweismittel,  z.  B.  Zeugen,  welche  der  Verfertigung 
der  Abschrift  beigewohnt,  und  sich  durch  Anwendung  der 
nöthigen  Aufmerksamkeit,  von  der  genauen  Uebereinstim- 
mung  derselben  mit  dem  Original  überzeugt  haben,  die  Stelle 
der  öffentlichen  Beglaubigung  vertreten. 

§    277 

Bei    Urkunden    der    zweiten    Gattung  **3    können    Ab- 

")  Siehe  die  allegirten  Gesetze  und  c.   1.  5.   7.   II.  C.    4.  2J,   ..Linde, 
Pro/..   S-  291.   II.     Spantienberg  im  Archiv  I.   c.  .     '     •        • 

Ainn.  d    Heransg:.     Nach    der   Meinung   der  meisten    rte'dWts- 
lehrer  i.«!  die   Reurlheilnng  der    Beweiskraft    der  Copien  dem  rich- 
terlichen Ermessen  anheimAtistellen.  i, 
"-)  Die   oben  »lieg.  Hechtslehrer   inachon  diesen  Unterschied  nioh«. 
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Schriften,  wenn  sie  auf  die  so  eben  beschriebene  Weise 
beglaubigt  sind,  leichter  anstatt  des  Originals  gelten.  Doch 
wird,  da  es  hier  nicht  auf  Anerkenntniss  oder  eidliche  Ver- 
leugnung von  Seiten  des  Produkten  ankommt,  erfordert,  dass 
in  der  Beglaubigungsformel,  ausser  der  Uebereinstimmung 
mit  dem  Orginal,  auch  noch  ausdrücklich  die  Aechtheit  der 
IVamensunterschrift,  oder  desjenigen  andern  Kennzeichens, 
von  welchem,  nach  Verschiedenheit  der  Fälle,  die  Beweis- 
kraft des  Originals  abhängt,  bezeugt,  und  zugleich  der 
Grund,  auf  welchem,  bei  dem  Urheber  der  Beglaubigung, 
seine  Ueberzeugung  von  dieser  Aechtheit  beruht,  bestimmt 
angeführt  werde.  Fehlt  es  an  diesem  Erfordernisse,  oder 
ist  der  angeführte  Grund  der  Ueberzeugung  unzulänglich;  so 
verdient  die  Abschrift  keinen  Glauben. 

§.  278. 

Was  insbesondere  die  letzten  Willensverordnuugen 
(^%.  230.3  betrifft;  so  wird  bei  diesen  noch  weiter  erfordert, 
dass  das  Original,  an  dessen  Stelle  die  Abschrift  treten 
soll,  noch  nach  dem  Tode  des  Urhebers  der  Verordnung 
unversehrt  existirt  habe,  und  dass  auch  dieses  in  der  Be- 
glaubigungsformel attestirt,  oder  auf  andere  Art  bewie- 
sen sey. 

§.   279. 

Bei  Abtretungsurkunden  (^§.  238.)  kann  die  beglaubigte 
Abschrift  die  Stelle  des  Originals  nur  alsdann  vertreten,  wenn 
der  Producent  zugleich,  eben  so  wie  bei  Urkunden  der  er- 
sten Gattung  ([§.  275.3,  beweist,  dass  er  den  Besitz  des 
Originals  nur  durch  Zufall,  oder  auf  unrechtmässige  Weise 
verloren  habe. 

§.  280. 

Bei  Urkunden  der  dritten  Gattung,  nehmlich  bei  Han- 
delsbüchern und  andern  ähnUchen  Selbstzeugnissen,  kön- 
nen blosse  concernirende  Extracte,  wenn  sie  gleich  noch  so 
vollständig  und  bündig  beglaubigt  sind,  die  Stelle  des  Ori- 
ginals nicht  vertreten.  Doch  ist  einem  solchen,  gehörig 
beglaubigten  Extract  alsdann,  wenn  der  Producent  ohne  seine 
Schuld  nicht  mehr  im  Besitz  des  Originals  ist,  einige  Glaub- 
würdigkeit,   obgleich  nicht  zu  dem   Grade  eines  halben  Be- 
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weises,  beizulegen.  Sollte  der  Fall  vorkommen,  dass  Je- 
mand anstatt  seines  Original -Handelsbuchs  eine  integrale, 
nach  allen  Erfordernissen  hinlänglich  beglaubigte  Abschrift 
produciren  könnte;  so  würde  derselben  eben  der  Grad  von 
Glaubwürdigkeit,  wie  dem  Originale,  beizulegen  seyn. 

A 
C  ri  t  is  ch  e 

Aiimerkuug  LIII.  des  Verfassers. 

lieber  abschrifiliche  Urkunden. 
(Zu  §.  274—280.) 
Die  in  diesen  §§.  enthaltene  Sätze  sind  meistens  deut- 
liche Folgerungen  aus  dem  Vorhergehenden,  zu  deren 
Rechtfertigung  ich  nichts  weiter  zu  sagen  brauche.  Auch 
hier  —  nehralich  bei  der  Frage  von  der  Beweiskraft  einer 
Abschrift  —  ist  der  wichtige  Unterschied  zwischen  den 
eingestehenden  und  den  bezeugenden  Urkunden  sichtbar. 


V^on  der  Edition  der    Urkunden  *J. 

%.  281. 
Wenn  die  Urkunde,  deren  sich  der  Producent,  zum 
Behuf  seines  Beweises,  bedienen  will,  das  Eigenthum  eines 
Dritten  ist;  so  ist  dieser  Dritte  zu  Mittheilung  oder  Edition 
derselben  an  den  Producenten,  auf  dessen  Kosten  **^,  und 
gegen  zu  leistende  hinlängliche  Sicherheit  für  die  unver- 
sehrte Zurückgabe,  verbunden  ***^.  Diese  Verbindhchkeit 
talit  jedoch  alsdann    weg,    wenn  die   Urkunde    solche  That- 


*)  Anin.  d.  Heraus».     Dig;.  2   13.  de  edendo.     Cod.  2.  1.  de  edendo. 

Auch  Dig.  43.  4.  u.  Cod.  8.  7.  de  tabulis  exhibend.  —  Dig.   10.  4. 

u.  Cod.  3.  42.  ad  exhibend.     Ueber  Verbindlichkeit  zur  Vorlegung 

von  Urkunden  im  Prozess:    Ruth,    vermischte  Abhandl.  etc.  Carlsr. 

1823.    S.    145.  ff.    und  die  Linde,  Proz.    §.  278.    Vote  *  allegirten. 

r.  Plnttner ,    Edition    gemeinschaftlicher    Urkunden,    besonders  der 

Handelsbriefe.   Wür/.burg  1827. 
»«)  L.  4.  §.  5.  D.  2.   13. 
***)  c.  22.  C.  4.  21.  —  Cobgleich    nirht  glossirt ,    doch  von  der  Praxis 

stets  befolgt,     -) 
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Sachen  enthält,  welche  der  Producent  geheim  zu  halten  Ur- 
sache hat^  oder  deren  Bekanntwerdung  ihm  auf  irgend  eine 
Weise  nachtheilig  seyn  kann  *])  Der  blosse  Eid  des  Ei- 
genthümers,  dass  dieses  der  Fall  sey,  ist,  ohne  alle  An- 
führung specieller  Ursachen ^  genüge  um  ihn  von  der  Edi- 
tionsverbindlichkeit zu  befreien.  Auch  alsdann^  wenn  der 
Eigenthümer  gegen  den  Produkten  in  solchen  persönlichen 
Verhältnissen  steht,  nach  welchen  er  gegen  denselben  als 
Zeuge,  wider  seinen  Willen,  nicht  aufgeführt  werden  kann 
(^§.  159.  etc.3  ist  er  zur  Edition  nicht  verbunden  **). 

§.  282. 
Ist  die   in  den  Händen  des  Dritten   befind  liehe   Urkunde 
das  Eigenthum,  oder  wenigstens  das  Miteigenthum  des  Pro- 
ducenten;  so  ist  jener  zur  Edition  unbedingt  verbunden  ***3. 

§.  283. 

Ist  die  Urkunde,  deren  sich  der  Producent  bedienen 
will,  das  Eigenthum  des  Produkten  selbst;  so  ist  dieser  zu 
deren  Edition  nur  alsdann  f^  verbunden,  wenn  er  sich  eben 
dieser  Urkunde,  entweder  nach  ihrem  ganzen  Inhalte,  oder 
in  Ansehung  einzelner  Stellen,  gegen  den  Producenten  be- 
dient hat  ffj- 

§.  284. 

Wenn  das  Eigenthum  der  Urkunde  zwischen  dem  Pro- 
ducenten und  dem  Produkten  gemeinschaftlich ^  der  Letztere 
aber   im   ausschliessenden   Besitze    ist;    so    kann    Jener   die 


-«i>*^  Anm.    des  Herausg.     c.  22.  C.  cit.     Linde  %.  279.   Note   13. 

**)  Linde    S.  279.  N.  II.      Audi   darf   die    Urkunde    nicht    gegen    den 
'"'■''  Fiscus  beniilzt  werden  wollen.     L.  45.  §.  5.  u.  6.  D.  49.  14. 

'**)  iß^^'^'il'^ii''^'^  ^.'''lil  '%.'^.  S.  5.  D.  26.  7.  c.  7.  C.  2.  1. 
c.  4.  C.  4.  21.  und  andere.  Siehe  Linde,  Proz.  §.  279.  IVote  1. 
Das  im  vorigen  S.  erwähnte  Privileg  des  Fiscus  steht  hier  nicht 
entgegen. 

-{-)   Wenn    nichl    die  von    den    Gesetzen  be.sonders    angeordnete  Edi- 
tionspflichl  vorhanden  ist.      Linde,  %.  279.   i\r.   1.  6.  — 

■/■•j-)  Weisske,  Archiv  für  practische  Recüt^kunrte  etc.  Zwickau  1833. 
S.  62.    - 
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Editiou  derselben,  zum  Behuf  seines  Beweises,  verlangen. 
So  ist  z.  B.  ein  Testament  gemeinschaftliches  Eigenthum 
zwischen  sämmtlichen,  darin  benannten  Erben  und  Legata- 
rien *3.  Eben  diess  ist  der  Fall  bei  Inventarien,  Erbver- 
theilungsakten  u.  dgl.  Auch  die  zu  einer  Erbschaftsmasse 
gehörigen  Urkunden  bleiben,  selbst  nach  vollzogener  Erb- 
vertheiluug,  insofern  sie  sich  nicht  ausschliessend  bloss  auf 
einen ,  in  die  Vertheilinig  gekommenen  Gegenstand  beziehen, 
zwischen  sämmtlicheu  Erben  gemeinschaftlich.  Wenn  also 
ein  Miterbe,  gegen  den  andern,  oder  der  Legatarius  gegen 
den  Erben ^  einen  solchen  Anspruch  macht,  dessen  Grund 
er  durch  eine,  in  den  Händen  seines  Gegners  befindliche 
Urkunde  der  hier  erwähnten  Art  zu  beweisen  gedenkt,  so 
ist  dieser  Letztere  die  Urkunde  zu  ediren  verbunden. 

§.  285.  '■' 

Wenn  indessen  die  Vorfrage,  ob  die  Urkunde  gemein- 
schaftlich (JL.  h.  gemeinschaftliches  Eigenthum^  sey?  erst 
aus  dieser  Urkunde  selbst  entschieden  werden  muss,  wenn 
z.  B.  der  Producent  aus  dem,  von  dem  Produkten  zu  edi- 
renden  Testament  erst  noch  beweisen  will,  dass  ihm  darin 
ein  Verraächtniss  gesetzt  worden  sey;  so  muss  er  diesen 
seinen  Satz  zuvor  einigermassen  wahrscheinlich  machen,  ehe 
der  Produkt  zur  Edition  angehalten  werden  kann  **y 

J$.    286. 

Auch  diejenigen  Urkunden,  welche  über  einen,  zwi- 
schen dem  Producenten  und  dem  Produkten  geschlossenen 
Vertrag  errichtet  worden  sind,  werden  als  gemeinschaftlich, 
selbst  alsdann  angesehen,  wenn  sie,  wie  es,  nach  Beschaf- 
fenheit des  Gegenstandes,  öfters  geschieht,  nur  von  dem 
einen  der  beiden  Theile  ausgestellt  und  von  dem  andern 
eingehändigt  sind  ***^.      Wenn    also    z.  B.    der    Verkäufer 

■)  L.  3.  D.  29.  3.  —   c.  24.  C     6.  42. 

*}  Anin.  des  Herausg.  Nach  gemeinem  Recht  muss  er  sein  In- 
teresse an  der  Edition  nachweisen^  z.  B.  durch  (ahimnieneid. 
L.  6.  %.  3.  L.  9.  §.   3.  D.  2.  13.   L.  15    S-  I-  D-  42.  5. 

*)  Anra.  des  Herausg.  Die  Urkunden,  »velche  gemeinschaftliches 
Eigenthum  sind^    müssen  von  den  gemeinschaftlichen    Urkunden  im 


m 
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dem  Käufer  einen  Kaufbrief  ausgestellt  und  eingehändigt 
hat,  und  nun  ihn  aus  demselben ,  wäre  es  auch  selbst  auf 
Wiederaufhebung  des  Contracts,  belangen  will;  so  ist  der 
Käufer  ihm,  zum  Behuf  seines  Beweises,  insofern  derselbe 
durch  diese  Urkunde  geführt  werden  kann,  sie  zu  ediren 
verbunden.  Eben  dieses  findet  Statt,  wenn  zwar  die  Ur- 
kunde zweifach  ausgefertigt,  und  auch  dem  Producenten 
ein  Exemplar  derselben  eingehändigt  worden  ist,  dieser  aber 
das  seinige  verloren  hat. 

§.  287. 
Eine  eigene  Art  von  gemeinschaftlichen  Urkunden  ma- 
chen diejenigen  aus,  welche  sich  zwar  im  rechtmässigen 
Besitz  des  Produkten  befinden,  aber  mit  andern,  im  recht- 
mässigen Besitz  des  Producenten  befindlichen  Urkunden  in 
wesentlicher  Beziehung  stehen,  so,  dass  der  Inhalt  der 
einen  durch  den  Inhalt  der  anderen  wechselseitig  ergänzt 
werden  muss.  Wenn  also  z.  B.  der  Producent  seinen 
Beweis  dui'ch  Briefe,  die  er  von  dem  Produkten,  als  Ant- 
wort auf  seine  eigene  Briefe,  erhalten  hat,  führen  will,  der 
Inlialt  dieser  Briefe  aber  sich  auf  den  Inhalt  der  von  dem 
Producenten  geschriebenen  Briefe  bezieht;  so  ist  der  Produkt 
diese  letztere  zu  ediren  verbunden  *). 

engeren  Sinne  unterschieden  werden.  Letztere  sind  alle  über  das, 
dem  Rechtsstreit  zum  Grunde  liegende  Rechtsgeschäft,  errichtete 
Urkunden. — S  Gliick^  Comment.  XXII.  S.  20.  u.  110.  Reinhnrd, 
Handbuch  des  ordentlichen  Proz.  I.  §.  212.  —  Die  Verpflichtung 
-tSJ.  dergleichen  Urkunden  zu  ediren  siehe:  L.  4.  §.  1.  I..  6.  §•  5-  D. 
2.  13.  —  Ueber  Quittungen  siehe  Linde,  in  der  Zeitschrift  für 
Civ.  u.  Proz.  Ir  Band.  Abhandi.  8.  i/«n</e/sbücher  :  Hagemnnn 
ErÖrt.  XIX.  S.  121.  ff. 

*)  Anm.  des  Heraus g.  Ausserdem  ist  hier  noch  zu  bemerken,  dass 
1)  jeder  Theil  zur  Edition  der  Urkunden,  die  der  Gegner  zur 
Führung  des  directen  Gegenbeweises,  2)  der  Klüger  zur  Vorle- 
gung seiner  Geschäftsbücher  (c.  5.  6.  8.  C.  2.  1.),  3)  der  Be- 
klagte dem  Fiscus  gegenüber  (L.  3.  D.  2.  13.  L.  2.  §.  1.  2. 
D.  49.  14.)  und  wer  des  Zinswuchers  beschuldigt  ist  (dem.  un. 
§.  1.  5.  5.)  zur  Vorlegung  der  Urkunden  verbunden  ist.  Linde 
§.   279. 
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§.  288. 

Dadurch;  dass  der  Produkt  die  gegen  ihn  zu  produci- 
lende  Urkunde  selbst  besitzt:  wird  er  seiner  Einwendungen 
gegen  dieselben ,  und  selbst  des  Rechts,  ihre  Aechtheit  zu 
verleugnen,  nicht  verlustig. 

§.  289. 

In  allen  Fällen,  wo  der  Producent  von  dem  Produkten 
die  Edition  einer  Urkunde  verlangt  ^  muss  jener  es  wenig- 
stens einigermassen  wahrscheinlich  machen,  dass  dieser  die 
Urkunde  würklich  besitze  *3'  ^^^  dieses  geschehen,  und 
behauptet  alsdann  der  Produkt,  die  Urkunde  entweder  nie- 
mals besessen  zu  haben,  oder  wenigstens  jetzt  nicht  mehr 
zu  besitzen,  und  auch  nicht  zu  wissen,  wo  sie  sich  be- 
finde; so  ist  er  schuldig,  diese  Behauptung  durch  den  Edi- 
tions-Eid  zu  bestätigen  **).  Dieser  Editious-Eid  ist  auch 
auf  die  Vollständigkeit  der  Urkunden  alsdann  auszudehnen, 
wenn  von  einem  InbegriflF  mehrerer,  welche  einzeln  nicht 
mit  Bestimmtheit  angegeben  werden  können,  z.  B.  von  einer 
ganzen  Folge  von  Akten,  die  Rede  ist  ***). 


C  r  i  1  i  s  c  li  e 


Anmerkung  LIV.  des  Verfassers. 

Ueher  die  Edition  der  Urkunden. 

(Zu  g.  282—289.) 

Die  Lehre  von  der  Verbindlichkeit  zur  Urkundeneditiou 

lässt  sich,  wie  man  hier  sieht,   auf  sehr  einfache   Prinzipien 

zurückführen,     Dass    der   Eigenlhümer    einer    Urkunde,    aU, 


*)  Marlin,  Proz.  g.  306.  Jlitttrmaier  im  Archiv  für  civilist.  Praxis 
IX.  S.  381.  ff.  Li7ide^  Proz  §.  280.  \r.  2. 
**)  c.  22.  C.  4.  21.  lieber  Editiouseid  .siehe  Goldschmidt,  Abhandl. 
aus  dem  gem.  Civilproz  Frankf.  1818.  S.  80.  Gensler ,  Archiv 
9r  Band  S.  378  ff.  —  Linde,  g.  280. 
***)  Anm.  des  Heraus».  C.  22.  cit.  Linde  %.  280.  Not.  5.  —  Die 
Edition  kann  nur  bezüglich  des  relevanten  Theils  der  Urkunde  in 
der  Regel  nur  einmal  und  auf  Kosten  des  sie  Fordernden  verlangt 
werden.  Siehe  die  Linde  §.  279.  in  (ine  alleg.  Gesetze.  Die 
Strafen  des  Ungehorsams  Linde  S-  280.  in  fine.  — 
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Produkt,  dieselbe  dein  Produceiiten  zu  cdireii  nicht  verbind- 
lich gemacht  werden  könne,  ist  dem  Begriff  des,Eigen- 
thums,  und  dem  Grundsatze,  dass  Niemand  gegen  sich 
selbst  zu  zeugen  schuldig  sey  (s.  Anm.  XXXV  II.  J  gemäss, 
so  wie  es  dem  Grundsatze  von  der  Verbindlichkeit  des 
Dritten  zu  Ablegung  eines  Zeugnisses  (^s.  Ebendas.^  ge- 
raä;ss  ist,  ihn  zur  Mittheilung  alsdann  verbindlich  zu  machen, 
wenn  dadurch  der  Beweis  nicht  gegen  ihn  selbst,  sondern 
gegen  einen  Dritten  geführt  werdeu  soll. 


Von  Erklärung  %weifelhafter  Urkunden  <^). 

§.  290. 
Der  Inhalt  einer  Urkunde  muss  nach  der  gewöhn lichen_, 
durch  den  Sprachgebrauch  angenommenen  Bedeutung  der 
Worte  verstanden  werden  *"*^.  Hat  dieser  Sprachge- 
bräucJh  im  Verlauf  der  Zeit  Veränderungen  erlitten;  so 
kommt  es  auf  denjenigen  der  Zeit  der  Abfassung  an.  Auch 
ist'  auf  den  Ort  *<^*^,  wo  die  Urkunde  abgefasst  ist,  und 
auf  den  Stand  dessen,  der  sie  abgefasst  hat  f),  insoweit 
zu  sehen,  als  der  eigenthümliche  Sprachgebrauch  einer  ge- 
wissen Gegend  und  eines  gewissen  Standes,  zumal  in  An- 
sehung solcher  Gegenstände  und  Rechtsverhältnisse,  welche 
nur  dieser  Gegend,  oder  diesem  Stande  eigen  sind,  von 
dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  oft  verschieden  ist.  Der 
allgemeine  Sprachgebrauch  ist  indessen  als  die  Regel  anzu- 
nehmen, und  derjenige  Theil  also,  welcher  behauptet,  dass 
ein  gewisser  Ausdruck,  nach  Zeit  oder  Ort  der  Abfassung, 
oder  nach  den  Begriffen  des  Verfassers,  eine  andere  als  die 

gewöhnliche  Bedeutung  habe,  hat  dieses  zu  beweisen. 

.  .     (, 

*)  Averuniiis  Interpr.  juris  Üb.  II.    cap.  30.  IIl.  cap.   17 — 30.  IV.  cap. 
,  ,,    1—3.  9 — 17.   V,    cap.    1 — 11.     —     Wening  -  Ingenheim   Fand,    Buch 
I.  §.  C148.)  B.  III.  S    C83.)  B.  V.  §.  (6.J.).     Mühlenbruch,    Fand. 
1.  Band    g.   115.  II.  Band   g.  346.  III.  Band  §.  658. 
**)  L.  25.  §,   1.  L.  69.  princ.  p.  de  leg.  III. 
***)  L.  34,   D.  50.   17. 

'•     -f)  L.  3.  §.  5.  D.  33.  10.  —  L,.  50.  §.  3,  D.  de  leg.  1.     Der  Sprach- 
■»'"'      gebrauch  Einzelner  hat  seine  Grenzen.     L.  7.  §.  2.   D.  33.  10.  — 
L,  3.  D.  34.  5. 
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§.   291. 

Wenn  eine  Urkunde  in  einer  fremden  Sprache  abge- 
fasst  ist;  so  muss  dem  Richter^  nebst  dem  Original,  auch 
zugleich  eine  teutsche  Uebersetzung  vorgelegt,  und  die  Rich- 
tigkeit dieser  Uebersetzung  muss,  falls  nicht  etwa  der  Pro- 
dukt sie  anerkennt,  von  zwei,  dieser  fremden  sowohl,  als 
der  teutschen  Sprache  vollkommen  kundigen,  unverdächtigen 
Personen,  als  Zeugen,  eidlich  bestätigt  werden. 

§.   292. 

Eine,  in  ganz  unverständlichen  Worten  und  Wortfü- 
gungen abgefasste  Urkunde  kann  nichts  beweisen  *J.  Sind 
nur  einzelne  Ausdrücke  oder  Stellen  unverständlich  5  so 
kommt's  vor  allen  Dingen  darauf  an,  ob  sie  nicht  durch 
andere  Stellen,  nach  dem  Zusammenhang,  in  welchem  sie 
sich  mit  denselben  befinden,  erläutert,  und  ihre  Bedeutung 
ausser  Zweifel  gesetzt  werden  kann  **3'  ^^^  ^^^^  dieses 
nicht  der  Fall;  so  liegt  es  dem  Producenten  auf,  durch  an- 
dere Mittel  zu  beweisen,  dass  die  Worte  die  Bedeutung  ha- 
ben, die  er  ihnen  beilegt  ***3- 

§    293. 

Wenn  eine  Urkunde  solche  Sätze  enthält,  die  sich  ein- 
ander geradezu  widersprechen,  so,  dass  in  dem  einen  eben 
das  (den  Worten  oder  der  Sache  nach)  verneint  wird,  was 
in  dem  andern  bejaht  worden  ist;  so  heben  sie  sich  einan- 
der wechselseitig  auf,  und  die  Urkunde  kann  in  Ansehung 
des  Gegenstandes  dieses  Widerspruchs  nichts  beweisen  f). 


*)  l,.  73.  D.  50.  17. 

•*)  L.  50.  §.  3.  D.  de  leg.  I.     Mühlenbrnch  1.  c.  §.  115.  Note  14. 

*•*)  Anm.  des  Herausg.  Siehe  die  oben  alieg.  L.  25.  ^.  1.  L,  69. 
princ.  D.  de  leg.  III.  Aus  demselben  Grund  ist  ein  referens  sine 
relato  beweisuntiichtig.  Nov  119.  cap,  3.  AutJient.  si  quis. 
cod.  2.  1.  Hagemann  pract.  Erört.  8r  Band^  1.  Abtheil.  Abhandl. 
20.  — ■  Heise  u.  Cropp ,  juristische  Abhandl.  Hamburg  1830.  II, 
S.  404.  ff. 

■J-)  L.  13.  §.3.  D.  34.  5.  —  Auch  wann  diese  widersprechenden 
Sätze  in  zwei  verschiedenen ,  producirten  Urkunden  enlhalfrn 
sind.  —  c.  14.  C.   4.  21.     cap.    13.   X.  2.    22. 
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§.  294. 

Wenn  gewisse  Worte  oder  Stellen  einer  Urkunde  zwar 
nicht  ganz  unverständlich,  aber  doch  zweifelhaft  sind,  so, 
dass  nach  der  Beschaffenheit  der  gewählten  Ausdrücke  und 
Wortfügungen,  verschiedene  Bedeutungen  für  gleich  wahr- 
scheinlich angenommen  werden  können  *)  5  ^^  kommts  aber- 
mals vor  allen  Dingen  darauf  an,  ob  nicht  andere  deutlichere 
Stellen  der  Urkunde  der  einen  Wahrscheinlichkeit  vor  der 
andern  das  Uebergewicht  geben.  In  Ermanglung  eines  sol- 
chen Uebergewichts  aber  kann  die  zweifelhafte  Stelle  der 
Urkunde  nichts  beweisen.  Doch  erhält  diese  Regel  durch 
Nachfolgendes  ihre  nähere  Bestimmungen  und  Einschrän- 
kungen. 

§.   295. 

Wenn  nehmlich  die  Urkunde  einen  geschlossenen  Ver- 
trag, die  zweifelhafte  Stelle  insbesondere  aber  nicht  den,  an 
sich  unbestrittenen  Thatsatz,  dass  überhaupt  der  Vertrag 
geschlossen  Avorden,  sondern  eine  solche  nähere  Bestimmung 
desselben,  welche  bei  einem  Vertrage  dieser  Art  gewöhn- 
lich ist  (^§.  32.3,  zum  Gegenstande  hat;  so  ist  diejenige 
Bedeutung ,  welche  mit  dieser  gewöhnlichen  Bestimmung 
übereinstimmt,  der  entgegengesetzten  vorzuziehen.  Wenn 
es  also  z.  B. ,  nach  den  Worten  einer,  über  einen  Kauf- 
contract  geschlossenen  Urkunde,  zweifelhaft  ist,  ob  sich  der 
Käufer  zu  gleich  baarer  Bezahlung  verbindlich  gemacht  habe, 
oder  nicht;  so  ist  schon  durch  die  Natur  des  Contracts  die- 
ser Zweifel  entschieden. 

§.  296. 
Wenn  die  zweifelhafte  Stelle  von  der  Art  ist,  dass 
mau  ihr  entweder  eine  gewisse,  wenn  gleich  der  Natur  des 
Geschäfts  nicht  angemessene  Auslegung,  nach  Gründen  der 
Wahrscheinlichkeit,  geben,  oder  sie  für  ganz  bedeutungslos 
erklären  muss;  so  verdient  jene  Auslegung  den  Vorzug,  da 
man  nicht  voraussetzen  kann,   dass  beide  Theile  bei  Abfas- 


*)  Beispiele  siehe  :    L.  13.    princ.    D.  34.  ö.     L.-  ö2.  %.  7.    D.  de  leg. 
HI.  L.  9.  D.  34.  1. 
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sung  dieser  Stelle,    die  Absicht  gehabt  haben ,    etwas  gaiiz 
Zweckloses  zu  unternehmen  *). 

§.  297. 

Bei  wohlthätigen  Verträgen,  das  heisst,  bei  solchen, 
deren  Vortheil  ganz,  oder  doch  hauptsächlich  nur  auf  Sei- 
ten des  einen  Theils  ist,  z.  B.  Schenkungen,  sind  die,  auf 
die  Grösse  des  zugestandenen  Vortheils  sich  beziehenden 
zweifelhaften  Stellen,  bei  gleichem  Grade  der  'Wahrschein- 
lichkeit verschiedener  Bedeutungen,  für  diejenige  Bedeutung 
zu  erklären,  welche  dem  belästigten  Theile  am  wenigsten 
lästig  ist.  Diess  gilt  sowohl  von  der  intensiven  als  der  ex- 
iensiven  Grösse.  Wenn  also  z.  B.  der  Schenker  dem  Ge- 
schenknehmer eine  gewisse  Bedingung  gesetzt,  dieselbe  aber 
undeutlich  ausgedrückt  hat;  so  ist  dieser  Undeutlichkeit  un- 
geachtet,  die  Bedingung  für  gesetzt  zu  halten  **). 

§.  298. 

Auch  bei  zweiseifigeti  ([für  jeden  Theil  lästigen)  Ver- 
trägen, sind  diejenigen  Stellen,  wodurch  die  Grösse  der, 
von  dem  einen  oder  dem  andern  Theile  vertragsmässig  über- 
nommenen Verbindlichkeit  bestimmt  vvird^  bei  gleichem  Grad 
der  Wahrscheinlichkeit  für  das  Mehr  und  für  das  Weniger_, 
dahin  zu  erkläien,  dass  das  Weniger  zu  verstehen  sey  ***), 
Doch  darf  diess  nicht  soweit  gehen,  dass  dadurch  die  ge- 
wöhnlichen, oder  wohl  selbst  die  wesentlichen  Bestimmun- 
gen des  Contracts  Noth  leiden.  Wenn  also  z.  B.  bei  einem, 
an  sich  selbst  unbezweifelten  Kaufcontrajct ,    die    Grösse  des 


*)  MüMenbruch^    Parid     §.    115   Nr.  6.    —    Wening- Ingenheim,  Fand. 
I.  Buch  §,    148.  IV.   Nr.    1. 

**)  Anm.  des  Herausg.  Alle  Verträge  sind  im  Zweifel  fUr  den 
Verpflichteten  auszulegen,  also  vom  geringsten  Theil  der  Ver- 
bindlichkeit zu  verstehen.  L.  99.  princ.  D.  45.  1.  L.  56.  L.  9. 
L.  34.  D.  de  reg.  juris  C^O.  17.).  Gegenseitige  Vertrage  sind 
wider  den,  der  sich  bestimmter  hätte  ausdrücken  sollen^  auszule- 
gen. L.  38.  §.  18.  D.  45.  1.  L.  26.  D.  34.  5.  I...  96.  D.  50.  17. 
Also  namentlich  gegen  den  Verkäufer  und  Vermiether.  L.  39.  D. 
3.  14.  L.  21.  33.  D.  18.  1.  L  172.  D.  50.  17.  Zachariä  Ver- 
such einer  allg.  Hernien,  des  Rechts   (Meissen  1805)    §.  88. 

***^  Siehe  lUe  Anmerk.  zinn  vor.  S. 
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Kaufschillings  so  undeutlich  bestimmt  ist,  dass  man  eine 
grössere  und  eine  kleinere  Summe  mit  gleicher  Wahrschein- 
lichkeit annehmen  kann;  so  ist  für  die  kleinere  Summe  zu 
entscheiden.  Ist  aber  diese  kleinere  Summe  so  klein,  dass 
der  waJu-e  Werth  der  Sache  sie  offenbar  beträchtlich  über- 
steigt; so  findet,  der  Natur  des  Contracts  gemäss,  die  ent- 
gegengesetzte Auslegung  Statt. 

§.  299. 

Es  ist  bei  Urkunden,  in  welchen  Zahlen  vorkommen, 
gewöhnlich,  dass  diese  Zahlen,  um  mehrerer  Sicherheit 
willen,  zwiefach,  nehmlich  einmal  durch  Ziffern,  und  das 
andremal  durch  Buchstaben,  ausgedrückt  werden..  Es  ist 
aber  auch  dabei  leicht  möglich,  dass,  durch  Versehen  oder 
Ungeschicklichkeit  des  Schreibers,  diese  zwei  verschiedenen 
Ausdrücke  einander  widersprechen.  In  diesem  Falle  ist  der 
Ausdruck  durch  Buchstaben,  als  der  sicherste,  entscheidend, 
und  der  durch  Ziffern  ist  als  fehlerhaft  anzusehen. 

§.   300. 

Wenn  eine  Urkunde  eine  vollständige,  aber  in  ihrem 
Resultat  fehlerhafte  Berechnung  enthält;  so  sind  die  Prämis- 
sen der  Berechnung,  gegen  das  Resultat,  entscheidend,  und 
dieses  ist  nach  jenen  zu  berichtigen. 

§.  301. 

Bei  der  Anwendung  aller  vorstehenden  Auslegungsre- 
geln kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  die  zweifelhafte  Urkunde 
von  dem  Producenten,  oder  von  dem  Produkten,  oder  von 
einem  Dritten  abgefasst  und  geschrieben  ist. 

§.  302. 

Wenn  in  einer,  über  eine  Letzte- Willensverordnung  er- 
richteten Urkunde  zweifelhafte  Stellen  vorkommen,  ohne  dass 
andere  Stellen  der  Urkunde  der  einen  Bedeutung  vor  der 
andern  einen  höheren  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  geben; 
so  ist,  im  Verhältniss  des  eingesetzten  Erben  gegen  den 
Intestaterbintcressenten  sowohl,  als  des  Erben  gegen  den 
Legatar,  oder  den  substituirten  Pideicommisserben,  diejenige 
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Bedeutung;    welche  dem  Erben  *3    ^"*  vortheilhaftesten  ist, 
vorzuziehen. 

§.  303. 

Die,  in  den  Handelsbüchern,  und  anderen  als  Selbst- 
zeuffnisse  ffeltenden  Urkunden  vorkommenden  zweifelhaften 
Stellen  sind,  bei  gleichem  Grade  der  Wahrscheinlichkeit  für 
die  eine  wie  für  die  andere  Bedeutung,  und  insofern  nicht 
andere  Stellen  der  Urkunde  den  Ausschlag  geben,  immer 
zum  Nachtheil  desjenigen,  in  dessen  Namen  die  Urkunde 
abgefasst  ist,  zu  erklären. 

§.  304. 

Uebrigens  finden  alle  vorstehenden  Auslegungsregeln 
nur  insofern  ihre  Anwendung,  als  nicht  der  Produkt  oder 
der  Producent  durch  andere  rechtliche  Mittel  die  von  ihm 
behauptete  Bedeutung  der  zweifelhaften  Stelle  zu  beweisen 
vermag  **3- 

Critische 

Aumerkuiig  LV.  des  Verfassers.  j 

Ueber  die  Erklärung  zweifelhafter  Urkunden. 
(Zu  S-  290-304.) 

Die  sogenannten  juristischen  Auslegungsregeln  haben, 
insofern  sie  nicht  blos  grammatisch  sind,  mit  den  Regehi 
von  der  rechtlichen  Vermuthung  einerlei  Prinzip,  nehmlich 
das  der  Wahrscheinlichkeit.  Man  hat,  nach  einer  Verord- 
nung des  Römischen  Rechts  (\j.  99.  pr.  D.  de  Verb,  oblig.), 
vermöge  deren  der  stipulirende  Theil,  wenn  er  sich,  in  der 


*)  Anm.  d.  Herausor.  Anderer  Ansicht  ist:  Mühlenbruch  (Fand.) 
aus  den:  L.  22.  J.  2.  20.;  L.  17.  §.1.;  L.  20.;  L.  34.  5.  14.  D, 
de  legat.  f.;  L.  68.  pr.  D.  de  legat.  III.:  L.  13.  pr.  D.  34.  ö.; 
L.  12.  §•  l.seq.  D,  36.  2,  S,  dagegen  wieder:  Wening-Ingenheinij 
Fand.  V.  Buch,  %.  454.  (66.).  Zachariä  Hermeneut.  des  Rechts 
S.  129. 

*•)  Einen  Mangel  der  Beweiskraft  der  Urkunden  begründet  noch  der 
Mangel  der  causa  debendi.  L.  25.  §.  ult.  D.  22,  3.  cap.  14.  X. 
2.  22.  Linde,  Froz  §.  277.  Note  7.  alleg.  G.  P.  F.  Thon, 
geaammelte    RechtsfÄIle    etc,    1.  Bnnd.  lUnienau  1827,   S.    128.  H. 
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Formel  seiner  Stipulation  nicht  ausdehnend  ausgedrückt  hat^ 
die  einschränkende  Erklärung  zu  seinem  Nachtheil  gelten 
lassen  niuss^  die  Regel  gebildet:  Interpretatio  fit  contra 
eum^  qui  clarius  loqui  debuisset.  Dieser  Satz  sieht  einem 
Slrafgesel%  äluilich^  dessen  Prinzip  die  P flicht _,  deutlich  zu 
reden  j  ist.  Aber  diess  ist  die  Meinung  jenes  Gesetzes 
nicht.  Es  spricht  von  einem  Falle^  wo  der  Redende  zwar 
ein  Interesse,  aber  keineswegs  die  Pflicht  hat,  sich  deut- 
lich auszudrücken.  Auch  sind  die  meisten  Urkunden  von 
der  Art,  dass  man  sich  dabei  beide  Theile,  sowohl  den 
versprechenden,  als  den  acceptirenden,  als  redend  gedenken 
muss.  Hier  wäre  also  die  Pflicht  auf  beiden  Seiten,  und 
Wen  sollte  nun  die  Strafe  treflPen?  Wollte  man  etwa  dabei 
auf  den  Concipienten  sehen;  so  würde  daraus  folgen,  dass, 
wenn,  ,wie  es  oft  geschieht,  ein  Dritter  der  Concipient  war^ 
die  Strafe  der' nachtheiligen  Auslegung  diesen  Dritten  treff'en 
müsste  Es  giebt  —  um  die  Sache  durch  ein  Beispiel  zu 
erläutern  ^ —  Gegenden  in  Teutschland,  wo  man  unter  dem 
Worte:  Louisd'or  willkührlich  bald  eine  Goldmünze  von 
Hfl.  Werth,  bald  eine  solche  von  9  fl.  Werthe  versteht. 
Gesetzt  nun,  es  hätte  Jemand  einen  Wechsel  von  100 
Louisd'or,  ohne  nähere  Bestimmung,  ausgestellt,  und  es  ent- 
stünde die  Frage,  ob  hier  1100  fl.  oder  900  fl.  zu  verste- 
hen seyen?  Nach  obiger  Regel  müsste,  je  nachdem  der 
Wechsel  von  dem  Schuldner  selbst,  oder  von  dem  Gläubi- 
ger, abgefasst  wäre^  die  Entscheidung  im  ersten  Falle  für 
1100  fl.  und  im  zweiten  für  900  fl.  ausfallen.  Diess  wäre 
die  ^trafe  des  undeutlichen  Ausdrucks.  Nach  der  Regel 
der  Wahrscheinlichkeit  aber  müsste  —  vorausgesetzt,  dass 
alle  übrigen  Gründe  auf  beiden  Seiten  gleich  sind  —  m  bei- 
(Jpn  Fällen  für  die  kleinere  Summe  ,  entschieden  werden 
(^§.29^-3;  d^n»  es,  ist  der  Vortheil  jies  Gläubigers,  der 
durch  die  Urkunde  gesichert  wird,  >«nd  es  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  dieser,  wemi  eine  grössere  Deutlichkeit 
derselben  seinen  Vortheil  vergrössert  hätte,  nicht"  für  diese 
grössere  Deutlichkeit  gesorgt  haben  würde.  Die  ang-eführte, 
aus  den  Positivgesetzen  iiur  durch  eine  Art  von  Missver- 
stand  abgelßj|ete  J^egej, ,  hat    also   in    der   Natw  jlpl^.  Sache 
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keinen  gültigen  Grund:  und  daher  kommt*s,  dass  man,  so 
häufig  sich  auch  darauf  berufen  wird,  immer,  um  davon 
einige  Anwendung  erzwingen  zu  können,  erst  so  lange 
distinguiren  und  restringiren  muss,  bis  wenig  oder  nichts 
mehr  von  ihr  übrig  bleibt.  .  Den  Commentatoren,  welche 
sich  Mühe  gegeben  haben,  sie  zu  retten,  ist  es  damit  nur 
durch  dieses  Mittel  einigermassen  gelungen  QLei/ser  Spec. 
41.  med.  4.). 

-  Der  einzige  Fall,  wo  man  dem  Aussteller  der  Urkunde 
die  Folgen  der  Undeutlichkeit  zur  Strafe  machen  kann ,  ist 
bei  Handelsbüchern  und  anderen  Urkunden  der  dritten  Gat- 
tung ([§.  303.3-  Es  ist  billig,  dass  mit  dem  Rechte,  ein 
Zeugniss  für  seine  eigne  Sache  auszustellen,  die  Pflicht, 
sich  dabei  der  grössten  Deutlichkeit  des  Ausdrucks  zu  be- 
fleissigen,  verbunden  sey.  In  allen  andern  Fällen  aber  kann 
bei  der  Frage  von  der  Bedeutung  einer  zweifelhaften  Stelle 
der  Urkunde,  die  Frage,  wer  sie  verfasst  habe?  gar  nicht 
in  Betrachtung  kommen  (§.  301.). 


Von  alten  Urkunden  ^J. 

§  305. 
Wenn  eine ,  nicht  öffentlich  beglaubigte  Urkunde  von 
so  alter  Entstehung  ist,  dass  die  Aechtheit  derselben  weder 
durch  das  Anerkenntniss  des  Produkten,  noch  durch  Ver- 
gleichung  der  Schriftzüge,  noch  durch  Zeugen  bewiesen 
werden  kann;  so  kann  schon  blos  der  Umstand,  dass  sie 
alt  ist,  (^documentura  antiquuni)  die  Stelle  des  Beweises 
der  Aechtheit  zum  Theil  vertreten  **3-  ^^  kommt  aber 
vor  allen  Dingen  darauf  an,  dass,  ausser  der  Jahrzahl,  die 
sie  führt,  auch  noch  andere  und  zuverlässigere  Kennzeichen 


*)  Anm.  d.  Heraiisg.  Siehe:  Spangenberg  in  Gensler's  Archiv  Ba.nd  2. 
S.  96.  ff.  Ueber  alte  Privat -Urkunden:  Sirube ,  recht!.  Bedenken 
3r  Band  S.  348  ff  Zeitschrift  von  Linde,  \Mare%oll,  Schröter  6ir 
Band,  S.  245.  ff.  Hagemann  pract.  ErÖrt,  lOr  Band,  S.  lob.  — 
**)  C»p.  13.  X.  3.  19.  —  Mnscajrd,  de  probat,  concl.  188.  —  Gönner, 
Entwurf  eines  Gesetzbuchs  für  gerichtliches  Verfahren,  Band  1, 
S.  176,,  Band  2.  S.  441. 
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des  Altcrthums  vorhanden  sind.  Dahin  gehören  hauptsäch- 
lich: die  äussere  Beschaflenheit  der  Materie  (_des  Papiers 
oder  Pergaments),  worauf  sie  geschrieben  ist,  die  Farbe 
der  Tinte,  und  die  Beschaffenheit  der  Schriftzüge,  so  wie 
der  Sprache  und  der  Schreibart,  insofern  ältere  Zeiten  von 
den  neueren,  und  frühere  Perioden  der  älteren  Zeiten  von 
den  späteren,  sich  in  dieser  Rücksicht  unterscheiden  *). 
Wenn  über  den  Werth  dieser  Kennzeichen  Zweifel  entsteht, 
so  kann  derselbe  durch  das  Erkenntniss  erfahrner,  in  Archi- 
ven bewanderter  Geschäftsmänner,  als  Sachverständiger, 
entschieden  werden  **). 

§.  306. 

Da  indessen  alle  diese  Kennzeichen  sich  täuschend 
nachmachen  lassen,  und  da  überdiess  eine  solche  alte  Ur- 
kunde auch  schon  in  ihrem  ersten  Ursprünge  falsch  seyn 
kann;  so  kann  dadurch  für  sich  allein  nie  ein  vollkommener 
Beweis  hervorgebracht  werden  ***). 

§.  307. 

Auch  ein,  derselben  aufgedrücktes,  oder  angehängtes 
Privat -Familiensiegel  bewürkt  keine  vollkommene  Beweis- 
kraft, obgleich,  wenn  gegen  die  Aechtheit  dieses  Siegels 
kein  besonderer  Grund  des  Verdachts  eintritt,  dadurch  die 
Beweiskraft  verstärkt  wird.  Wenn  die  mit  einem  solchen 
Siegel  versehene  Urkunde  von  einem ,  nicht  zur  Familie 
gehörigen  Fremden  producirt  wird ;  so  ist  dessen  Glaubwür- 
digkeit grösser,  als  wenn  der  Producent  ein  Mitglied  der 
Familie  ist,  und  eben  dieses  Siegel  selbst  führt. 

§.  308. 

Die  Beweiskraft  einer  alten  Urkunde  kann  auch  da- 
Aweh  verstärkt  werden,    dass  dieselbe  sich  in  einer  ordent- 

*)  St.  Pülter^  auserles.  Rechtsfälle^  Band  4.   resp.  416.  — 

**)  Aniuerk.  d.  Herausg.     Oeffcntliclie  alte  Urkunden  sind  noch 

dienlicljer  ziuii  Beweis.     Spangenberg,  im  Archiv^    Band  2.  S.  98. 

***}  Anin.  des   Herausg.      Die    Aechtheit   der   alten   Urkunden  inuss 

:  nicht  weniger,   wie  die  nicht  alter  Urkunden   ausser  Zweifei  seyn, 

nur    ist   bei  jenen  aus    Unregelmässigkeit   der  Förmlichkeiten    noch 

kein  Verdacht  zu  schöpfen.     Svanctenberg  1.  c.  S.  100.  oben. 
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liehen  Familien  -  Repositur  aufbewahrt  gefunden  hat.  Ist 
diese  FamiUen-Repositur  der  ganzen  Familie  gemeinschaft- 
lich, so  hat  zwischen  den  Mitgliedern  der  Familie  die  Ur- 
kunde, wemi  sie  sonst  unverdächtig  ist,  volle  Beweis- 
kraft *). 

§.  309. 

Eine  in  öffentlichen  Archiven  **3  ^^^^  Registraturen  auf- 
bewahrte alte  Urkunde  hat  die  rechtliche  Vermuthung  der 
Aechtheit  für  sich^  und  bewürkt  also,  insofern  nicht  der 
Produkt  besondere  Gründe  des  Verdachts  gegen  diese  Aecht- 
heit beizubringen  vermag,    vollen  Beweis. 

§.  310. 

Uebrigens  bleibt  es,  in  jedem  bestimmten  Falle,  dem 
Richter  überlassen,  nach  Anleitung  der  eintretenden  indivi- 
duellen Umstände,  zu  beurtheilen,  welcher  Grad  von  Be- 
weiskraft einer  solchen  alten  Urkunde  beizulegen,  ob  nehm- 
lich  der  dadurch  geführte  unvollkommene  Beweis  für  einen 
halben,  oder  für  einen  mehr,  oder  für  einen  weniger  als 
halben  anzunehmen  sey  ***3. 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LVI.  des  Verfassers. 

Ueher    die    Beweiskraft    alter    Urkunden. 
UfM!  (Zu  S.  305—310.) 

Dass  man  es  bei  alten  Urkunden  mit  der  Frage  von 
ihrer  Aechtheit  sawohl  als  auch  —  wenn  die  Urkunde  von 
der  zweiten  Gattung  ist  —  von  der  Glaubwürdigkeit  ihres 
Urhebers  nicht  so  genau  zu  nehmen  habe,  ist  die  gemeine 
Lehre  {JHommel  1.  c.  vol.  6.  Obs.  717.),  und  ich  halte  diese 

^  *J  Au  in.  d.  Hcrausg.  Siehe:  Spnnjfenberg  l.  c.  S.  111.  —  Ueber 
Beweiskraft  alter  Copien :  Spnngenberg  1.  c.  S.   102  flf. 

\f*X  Audi,  ad  haec  C.  4.  21.  Nov.  49.  cap.  2.  Gönner,  Entwarf  etc. 
Band  1.  S.  172.  Jedes  im  Archiv  aufbewahrte  Original  ist  für 
eine  ÖfTeiitliche  Urkunde  zu  halten.  Spangenberg  1.  c.  S.  94. 
l'eber  archivalisehe  Copien  siehe  Spangenberg  1.  c.  S.  107.  .ff. 

***)  Di*>  Ansichten  der  Rechtslehrer  sind  iibrigen.s  in  dieser'  Materie 
sehr  verschieden.  '    ' 
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Lehre  um  desswillen  für  richtig,  weil,  bei  der  grossen  Ent- 
fernung des  Zeitpunkts  der  Entstehung  der  Urkunde  von 
demjenigen  des  davon  gemachten  Gebrauchs ,  sich  nicht 
leicht  ein  Beweggrund,  sie,  um  dieses  Gebrauchs  willen, 
dem  angegebenen  Verfasser  falschlich  unterzuschieben,  oder, 
von  Seiten  dieses  Verfassers,  ihr  einen  wahrheitswidrigen 
lahalt  zu  geben,  gedenken  lässt.  Volle  Beweiskraft  kann 
indessen  einer  solchen,  in  Ansehung  ihrer  Aechtheit  immer 
zweifelhaften  Urkunde,  der  Regel  nach,  nicht  beigelegt 
werden  (§.  306.). 


Von  der  Beweiskraft  der  Urkunden  zum    Vortheil  des 
Produkten. 

§.  311. 
Der,  durch  eine  Urkunde  (^der  ersten,  zweiten  und 
dritten  Gattung^  bewiesene  Thatsatz  ist  mit  allen  den  Ein- 
schränkungen, Bedingungen,  näheren  Bestimmungen  und  Zu- 
sätzen, welche  in  der  Urkunde  etwa  noch  weiter  enthalten 
sind,  zu  verstehen,  und  es  folgt  hieraus,  dass  der  Produ- 
cent  den  Inhalt  derselben,  insofern  er  zu  seinem  Nachtheil 
ist,  auch  gegen  sich,  mit  volley  Beweiskraft,  muss  gelten 
lassen  *J.  "^ 

§.  312. 

Hierbei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  Aechtheit 
der  Urkunde,  entweder  durch  das  Anerkenntniss  des  Pro- 
dukten, oder  auf  andere  Art,  ausser  Zweifel  gesetzt  sey. 
Wird  sie  in  dieser  Rücksicht  verworfen;  so  kann  sie  auch 
für  den  Produkten,  in  Ansehung  des  ihm  vortheilhaften  In- 
halts, nichts  beweisen. 

§.  313. 

Auch   selbst  alsdann ,   wenn    der  Inhalt    einer  Urkunde, 


*)  L.  26    S.  2    D.  16.  3     L.  29.  D.  22.  3.  c.  5.  C.  4.  19.    Xov.  49. 

cap.  2.   8.    i.  (z.   B.   Quittungen    mit   Bemerkung   des    Restes  der 

Schuld).  —  Siehe  überhaupt  v.  Biilotc  Abhaiidhingen  etc.  2.  Band. 

lUräunschweig  1819.  S.  269.  ff.      Heise  u.    Cropp,  Jurist.   Abhandl. 

,,,i,(Band   1.   Abh.:  8.  (S.    122.),     Hagemann ,    pract.  Erört.  10.  Band, 

S.  Iö8. 
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insofern  dadurch  ein  dem  Producenten  vortheilhafter  That- 
satz  bewiesen  werden  soll^  unerheblich  befunden  wird,  die- 
selbe aber  andere,  zum  Vortheil  des  Produkten  erhebliche 
Stellen  enthält  —  als  welches  bei  Urkunden  der  zweiten 
Art  leicht  der  Fall  sein  kann  —  muss  der  Producent  die 
Urkunde^  in  Ansehung  dieser  ihm  nachtheiligen  Stellen,  mit 
voller  Beweiskraft  gegen  sich  gelten  lassen  *). 


C  ri  t  is  ch  e 

Anmerkung  LVII.  des  Verfassers. 

■-''■■'  ,    ...  '»ii 

lieber  die  Beweiskraft  der  Urkunden  zum   Vortheil  des, 

Produkten. 
(Zu  §.  311-313.) 
Ich  habe  die  (Grundsätze  von  der,  auch  im  umgekehr- 
ten Verhältniss  würkenden  Beweiskraft  schon  oben,  in  Be- 
ziehung auf  Eingestnndniss  und  Zeugenbeweis  '(^s.  Anmerk. 
XXIX.  und  XXXIX.)  entwickelt.  Die  gegenwärtigen  §§. 
.sind  nur  eine  Anwendung  derselben  auf  die,  in  der  Gestalt 
von  Urkunden  erscheinenden  Eingeständnisse  und  Zeugnisse. 


Siebenter     Titel. 
Vom    Beweise     durch    Denkmäler.  nyDUKii 

§.  314. 
Ausser  den  schriftlichen  Urkunden  giebt  es  auch  noch 
andere  bleibende  Kennzeichen,  wodurch  das  Andenken  einer 
vorübergehenden  Begebenheit  erhalten,  und  folglich  der  That- 
satz,  dass  diese  Begebenheit  sich  zugetragen  habe,  rechtlich 
bewiesen  werden  kann.  Man  kann  sie,  nach  allen  ihreii 
verschiedenen  Arten,  unter  dem  gemeinschaftlichen  Namen; 
Denkmäler  begreifen  **3. 

^  .       -.y.MU      (Hl  JV  'IOC{<|iiW 

.*'^,§iehjf)  überiiaiipt  noch  Gens{er^  Archiv  Hand  3.  S.  3.  u.  4.  ;  li 
**)  r.   Biiloir   und  Hagemtinn,  pract.  Erört.  I.  ErÖrt.  44.  S.  234.    Hom- 
mel,  Khaps.  Observ.  577.  Nr.  5.     Gtensler,  Archiv  Band  i.  Abh.  3. 

S,  55.  ff.  .     i      ■'.■>  1   /       ■  'i 
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%    315. 
Oeffenlliche  Denkmäler    sind    diejenigen^    welche    unter 
obrigkeitlicher    Autorität ,    durch    eigends   dazu    verpflichtete 
Personen^  errichtet  worden  sind. 

§.  316. 

Es  gehören  dahin  hauptsächlich  die  Öffentlichen  Grettz- 
steine^  nach  allen  ihren  verschiedenen  Arten  (^Gemarkungs- 
steine^  Flursteine  etc.)  ,  durch  deren  Daseyn  der  Thatsatz, 
dass  das  Eigenthum  der  Ländereien  ^  auf  welchen  sie  sich 
befinden^  oder  eine  gewisse  auf  diesen  Ländereien  haftende 
Gerechtsame  (^z.  B.  das  Zehndrecht)  durch  die,  von  den- 
selben bezeichnete  Linie,  den  Rechten  der  verschiedenen 
Eigenthümer  gemäss,  geometrisch  geschieden  und  begränzt 
worden  sey,  auf  öffentlichen  Glauben  bezeugt  wird. 

§.  317. 

Die  AechtheÜ  eines  solchen  Gränzsteins  beruht  vor  al- 
len Dingen  darauf,  dass  er  unter  obrigkeitlicher  Autorität, 
von  einer  dazu  obrigkeitlich  bestellten  und  verpflichteten 
Person,  mit  Einwifligung  der  dabei  interessirten  Personen, 
gesetzt  worden  ist.  Zum  Beweise  alles  dessen  dienen  ge- 
wisse verborgene,  nur  den  verpflichteten  Steinsetzern  be- 
kannte Merkmale,  und  wenn  diese  nach  dem  Erkeuntniss 
dieser  verpflichteten  Steinsetzer,  als  Sachverständigen,  vor- 
handen sind;  so  wird  die  Aechtheit  als  vollkommen  bewie- 
sen so  lauge  angenommen,  als  nicht  etwa  der  Beweis  einer 
vorgefallenen  Verfälschung  geführt  werden  kaiw.  Siehe 
oben  §.  232.  *) 

<§.   318. 

Die  Bedeutung  eines  öfl'entlichen  Grenzsteins,  ob  er 
nehmlich  Eigenthum ,  oder  nur  irgend  eine  Gerechtsame, 
wie  auch  Wen  er  als  den  Eigenthümer  oder  den  Be- 
rechtigten bezeichne?  beruht  ebenfalls  auf  gewissen  will- 
kührlichen  Merkmalen,  z.  B.  Anfangsbuchstaben,  Familien- 
wappen etc. ,  und  wenn  diese  Bedeutung  zweifelhaft  ist ; 
so    hat    der    Producent    darüber     den    Beweis     zO    führen, 


*)  Gmsler  1.  c.  S.  39.  Note  %    S.  09.,    Note  **,    S.  61.,   Note  ***, 
S.  63.,  Note  «%  S.  64.  oben. 
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Sind  gewisse  Merkmale  zu  Bezeichnung  einer  gewissen 
Art  von  Gegenständen  in  der  Gegend  gewöhnlich;  so  dient 
diese  Gewohnheit  zu  Auflösung  des  Zweifels  eben  so^  wie 
bei  schriftlichen  Urkunden  der  Sprachgebrauch  (^§.  286,Y 

§.  319. 

Wenn  der  Grenzstein  gar  keine,  zu  Bezeichnung  des 
Gegenstandes  dienende  Merkmale  hat ;  so  wird  rechtlich 
vermuthet,    dass  er  eine  Eigenthurasgrenze  bedeute  *"). 

§.  320. 

Ist  die  Bedeutung  der  Grenzsteine  durch  eigne ,  darauf 
sich  beziehende  Urkunden,  z.  B.  Verträge,  gerichtliche  Pro- 
tocolle  etc.,  erläutert;  so  muss  vor  allen  Dingen  auf  den 
Inhalt  dieser  Urkunden  gesehen  werden. 

§.  321. 

Ausser  den  Gränzsteinen  giebt  es  auch  noch  andere, 
unter  öflFentlicher  Autorität,  zum  Zeugniss  über  gewisse, 
zwischen  Privatpersonen  festgesetzte  Rechtsverhältnisse,  er- 
richtete Denkmäler.  Dahin  gehört  z.  B.  der  sogenannte 
Aichpfahl  (^HägepfahQ,  wodurch  die  Höhe,  bis  auf  Avelche 
ein  Müller  sein  Mühlenwasser  zu  schwellen  berechtigt  ist, 
bezeichnet  wird.  Von  diesen  und  allen  ähnlichen  Arten  ist 
nur  im  Allgemeinen  zu  bemerken,  dass,  insofern  nicht  ihre 
Aechtheit  sowohl  als  ihre  Bedeutung  auf  deutlichen  und  un- 
bezweifelten  Merkmalen  beruht  **^ ,  dem  Producenten  dar- 
über der  besonders  zu  führende  Beweis  aufliegt. 

§.  322. 

Bei  Privatdenkmälern,  das  heisst  bei  solchen,  die  nicht 
unter  öff'entlicher  Autorität  errichtet  sind,  beruht  die  ^ecÄ/- 
Ä<!/7  ■  darauf ,  dass  sie  entweder  v^on  dem  Produkten,  oder 
doch  mit  Einwilligung  desselben,  oder  Dessen,  der  zur  Zeit 
der  Errichtung  ein  Recht  zu  widersprechen  hätte  haben  kön- 
nen, errichtet  sind. 

§.  323. 

Wenn  an  einer  unbeweglichen  Sache  ein  Privatdenkmal 
so  angebracht  ist,  dass  es    von  jedermann   leicht  beobachtet 

*)  Siehe  dagegen  Gensler  I    c.  S.  38.  IVote  **. 
♦*)  Siehe  oben  §.  233.  u.  234. 


1^  //.  Theil.     VII.  Titel.    Von  dem  Beweis 

werden  kann ;  so  ist  schon  in  dem  blossen  Daseyn  desselben 
die  rechtliche  Vermuthungf  für  desäen  Aechtheit  greofründet. 
Diess  ist  z.  B.  der  Fall^  wenn  an  dem  äusseren  Theile  eines 
Hauses  der  Name;,  oder  das  Familienwappen  des  Eigenthü- 
mers  eingegraben,  wenn  zu  Bezeichnung  der  Grenze,  zwi- 
schen zwei  Ländereien,  ein  Flurgraben  aufgeworfen  ist  u.  dgl. 
Ist  aber  das  Denkmal  nicht  in  die  Augen  fallend,  so,  dass 
es  leicht  heimlich  errichtet,  oder  heimlich  verfälscht  werden 
konnte,  wie  z.  B.  bei  Abtheilung  des  Eigenthums  durch 
Privat -Gränzsteine,  durch  Pflöcke  etc.;  so  hat  der  Produ- 
cent  die  Aechtheit,  dass  es  nehmlich  mit  Einwilligung  des 
gegenseitigen  Interessenten  errichtet  worden  sey,  besonders 
zu  beweisen. 

§   324. 

Die  Bedeutung  eines  solchen  Privatdeukmals  beruht  ent- 
weder auf  Buchstabenschrift,  oder  auf  andern,  durch  Ge- 
wohnheit, oder  Uebereinkunft  eingeführten  willkührlichen 
Zeichen,  oder  endlich  auf  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
des  Denkmals  in  Beziehung  auf  den  Gegenstand,  den  es 
bezeichnen  soll 

§.   325. 

Inschriften,  welche  einen  vollständigen  und  deutlichen 
Sinn  haben,  setzen  die  Bedeutung  eines  Denkmals  ausser 
Zweifel,  und  machen  also,  wenn  gegen  die  Aechtheit  nichts 
eingewandt  werden  kann,  für  den  darin  ausgedrückten  That- 
satz  einen  vollkommnen  Beweis.  Doch  kann  die,  auf  einer 
unbeweglichen  Sache  befindliche  blosse,  wenn  gleich  voll- 
ständige, Nameusiunchrift,  für  sich  allein  den  Satz,  dass 
die  benannte  Person  der  Eigenthümer  dieser  Sache  sey, 
nicht  vollkommen  beweisen.  Noch  weniger  können  es  die 
blossen  Anfangsbuchstaben  des  Namens  *"3. 

§.  326. 

Bei  anderen  willkührlichen  Merkmalen  liegt  dem  Pro- 
ducenten  der  Beweiss  auf,  dass  ihnen  die,  von  ihm  behaup- 
tete Bedeutung  durch  Gewohnheit,  oder  Uebereinkunft  bei- 
gelegt sey. 

*)  Gensler  j.  c.  S.  38.  Note  **. 
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§.  327. 
Ist  das  Merkmal  sinnbildlich ^  so,  dass  es  den  Begriff 
der  bezeichneten  Sache^  mehr  oder  weniger  vollständig,  un- 
mittelbar sinnbildlich  darstellt^  wie  z.  B.  die  Abbildung  der 
Werkzeuge  der  Ausübung  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit^  als 
Zeichen  dieser  Gerechtsame ;  so  kann  es  schon  für  sich 
allein  einen  hohen  Grad  des  Beweises^  obgleich  keinen 
vollkommnen  Beweis^  für  diese  Bedeutung  ausmachen. 

§.  328. 
Wenn  das  Denkmal  von  der  Beschaffenheit  ist^  dass  es 
unmittelbar  selbst  als  Mittel  dient,  die  Gerechtsame,  deren 
Daseyn  es  bezeichnen  soll ,  auszuüben ;  so  Hegt  schon  in 
dieser  seiner  Beschaffenheit  der  Beweis  seiner  Bedeutung, 
und  dieser  Beweis  ist  vollkommen,  oder  mehr  oder  weniger 
unvollkommen,  je  nachdem  das  Denkmal,  seiner  Beschaflfen- 
heit  und  i\gi\  übrigen  Umständen  nach,  ausschliessend  blos 
zu  dem,  von  dem  Producenten  behaupteten  Zweck,  oder 
auch  noch  zu  andern  Zwecken  geschickt  ist.  Eine  Thüre 
also  z.  B.,  welche  aus  dem  eingeschlossenen  Grundstücke 
des  Producenten  unmittelbar  auf  das  Feld  des  Produkten 
führt,  und  von  der  sich  vernünftiger  Weise  kein  anderer 
Gebrauch  gedenken  lässt,  kann  die,  jenem  Grundstücke  auf 
dieses  Feld  zustehende  Ueberwandlungsgerechtsathe  vollkom- 
men beweisen.  Zum  Beweis  der  Viehtriftsgerechtsame  ist 
aber  das  Daseyn  dieser  Thüre,  für  sich  allein,  um  deswil- 
len nicht  hinlänglich,  weil  schon  jene  Ueberwandlungsge- 
rechtsame  ein  solcher  Zweck  ist,  aus  welchem  sich  ihr  Da- 
seyn vernünftiger  Weise  erklären  lässt. 

§.  329.-0.  ^.i 
1  Wenn  eine  bewegliche  Sache  mit  einem  Namen,  oder 
mit  einem  Wappen,  oder  auch  nur  mit  den  Anfangsbuch- 
staben eines  Namens  bezeichnet  ist ;  so  macht  diess  Zeichen, 
als  Denkmal,  einen,  obgleich  für  sich  allein  nur  unvollkom- 
menen Beweis^  dass  die  bezeichnete  Sache  das  Eigenthum 
desjenigen,  der  den  Namen,  oder  das  Wappen  führt,  sey, 
oder  gewesen  sey.  Das  bestimmtere  Urtheil  über  den  Grad 
dieses  Beweises  hängt  in  jedem  individuellen  Falle  von  der 
Beschaffenheit  der  eintretenden  übrigen  Umstände  ab. 
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§.  330. 
Wenn  übrigens  der  Beweis  des  Thatsatzes^  dass  eine 
gewisse  Begebenheit  sich  zugetragen  habe,  auf  einem  Denk- 
male beruht;  so  wird  zwar  die  unveränderte  Fortdauer  des, 
durch  diese  Begebenheit  hervorgebrachten  Zustandes  so 
lange  j  als  das  Denkmal  besteht,  rechtlich  vermuthet:  die 
Fortdauer  des  Denkmalis  steht  aber  dem  Beweise,  dass  die- 
ser Zustand,  in  der  Folge  der  Zeit,  durch  Vertrag,  Ver- 
jährung, oder  auf  andere  Weise,  verändert  worden  sey, 
nicht  entgegen.  So  kann  also  z.  B.  selbst  das  Daseyu  Öf- 
fentlicher Grenzsteine  den  Beweis  nicht  hindern,  dass  die 
dadurch  bezeichneten  Grenzen  in  der  Folge,  auf  irgend  eine 
rechtsgültige  Weise,  verändert  worden  seyen  *). 

C  r  i  t  i  9  c  h  e 

Aiimerkuug  LVIII.  des  Verfassers. 
Ueher  den  Beweis  durch  Denkmäler. 
(Zu  S.  314—330.) 
In  Büchern  findet  man  wenig  oder  nichts  von  den  Denk- 
mälern, als  einer  eignen  Art  von  Beweismitteln,  ob  sie  gleich 
in  der  Praxis  häufig  vorkommen,  und  einen  eignen  unter- 
scheidenden Charakter  darin  haben,  dass  hier  nicht  Buch- 
stabenschrift, sondern  andere,  mehr  oder  Aveniger  willkühr- 
hch  erfundene  Zeichen,  das  Hülfsmittel  sind,  wodurch  das 
Andenken  an  vorübergehende  Begebenheiten  erhalten  wird. 
Sowohl  die  Aechtheit,  als  die  Bedeutung  dieser  Art  von 
Urkunden  beruht  auf  andern  Kennzeichen,  als  bei  schrift- 
lichen Urkunden ;  und  es  gehört  deswegen  zur  Vollständig- 
keit einer  Theorie  des  rechtlichen  Beweises,  auch  hierüber 
Grundsätze  aufzustellen,  welche  in  vorkommenden  Fällen 
das  Urtheil  des  Richters  sicher  leiten  können.  Ob  die  in 
diesen  §§.  aufgestellten  der  Natur  der  Sache  gemäss  seyen, 
wird  sich  leicht,  auch  ohne  nähere  Erläuterung,  beurthei- 
len  lassen. 


*)  Anm.  d.  Her  aus  g.  Schneider  erhebt  in  den  SS.  319,  323  und 
328.  im  gemeinen  Recht  nur  als  praesuintiones  homninis  geltende 
Vermuthungen  zu  praes.  juris. 
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xui   lOi    Achter     Titel. 
Vom  Beweis  durch  vertragsmässigen  Eid.  *). 


§.  331. 

Wenn  der  Producent  und  der  Produkt  mit  einander 
freiwillig  j  gerichtlich  oder  aussergerichtlichj  übereingekom- 
men sind^  dass  Letzterer  den  von  Erstereni  zu  beweisen- 
den Thatsatz  alsdann,  wenn  dieser  die  AVahrheit  desselben 
eidlich  versichern  würde,  für  bewiesen  annehmen  wolle;  so 
ist  der  Eid  des  Producenten  ein  vollgültiges  Beweismittel. 
Ein  Vertrag  dieser  Art  findet  in  allen  bürgerlichen  Rechts- 
föllen,  ohne  Ausnahme,   Statt  **J. 

§.  332. 

Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst,  dass  er,  nach  al- 
len zur  Gültigkeit  der  Verträge  überhaupt  gehörigen  gesetz- 
lichen Erfordernissen,  gültig  und  verbindlich  geschlossen 
seyn  muss. 

§.  333. 

Von  einem  solchen  Vertrage  einseitig  wieder  abzuge- 
hen, steht  dem  Produkten  nur  alsdann  frei,  wenn  er  erst 
nach  Abschliessung  desselben,  Mittel  erhalten  hat,  den  evi- 
denten Beweis  zu  führen,  dass  entweder  der  von  dem  Pro- 
ducenten zu  beweisende  Satz  falsch,  oder  dass  der  Produ- 
cent eines  zu  begehenden  Äleineids  in  hohem  Grade  ver- 
dächtig sey  ***).  ■■''    "^^^^^ 

§.  334.        '  '^^-    " 

Dem  Producenten  hingegen  steht  es  immer  frei,    anstatt 
des    übernommenen    Eides ,    seinen    Beweis ,    wenn  er  kann 
auch  durch    andere   Mittel   zu    führen  fj.       Auch    kann   er, 

*)  Anm.    d.    Heraus^,     lieber    den  Eid  überhaupt  s.  obe«   (»5.  55.  ff. 
_^  »p  S.  jedoch  \m\e\\  §.  338.  Note  *)    auf  S.  196.  —  Vergl.  auch  unten 
.       not,  ■***)  zu  §.    337.    —    Von    der    Vergleichsnatur    des   Eids    im 
^■J',  _*:  AJIgeni.  s.  L.  2.  D.    12.  2.5  L.  21.  D,  4.  3., Vi  ^.-.h   :■■. 

'^♦fi  Analog  wie  beim  zugeschobenen  Eid  der  Prödilfceht  denselben  zu- 
,j ,   I..   rücknehnien  darf.     S.  unten  $.  366. 

•i'ji)-J-)  Wie  beim  zugeschobenen  Eid  die  Gewissensvertrötilng.     S    unten 
-!•-!:.    §.  346.  \u  348.  '  ■'•'  -■>-:■ 
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wenn   er   diesen   letzteren    unternommen,   aber  verfehlt  hat, 
noch  zu  dem  Eide  zurückkehren. 

§.  335. 
Wenn  von  mehreren  Litisconsorten,  als  Produkten,  nur 
Einer,  oder  Einige,  ohne  Theilnehmung  der  übrigen,  dem 
Producenten  den,  demselben  aufliegenden  Beweis  auf  seinen 
Eid  gestellt  haben;  so  ist  dieser  Eid  in  Ansehung  der  übri- 
gen, ohne  Würkung  *3' 

§.  336. 
Wenn  der  Producent  den  vertragsmässig  übernommenen 
Eid  würklich  abzulegen,  sich  beharrüch  weigert;  so  ist  sein 
Beweis,    insofern  er    ihn   nicht  zugleich  auf   andere  Art  un- 
ternimmt (^§.  334.3  für  verfehlt  zu  achten  **3- 

§.   337. 
Der  vertragrsmässiffe   Eid   muss  immer   von  Gewissheit 
geschworen    werden,   es    sey   denn,    dass  der  geschlossene 
Vertrag  ausdrücklich  auch  den   Eid  vom  Nichtwissen  ***3 
zuliesse. 


,  C  ritische 

Anmerkung  LIX.   des  Verfassers. 

Ueber  den    vertragstnäsßigen  Eid. 
(Zu  §.  331— 337. J 
Was    ich  hier    vertragsmässigen   Eid    nenne,    ist   zwar 
nicht   genau    das   Juramentum    voluntarium    des    Römischen 


*)  Vergl.  unten  §§  363  u.  364. 
**)  Anm.  des  Herausg.  Anders  bei  dem  aussergerichtlichen  (Ver- 
gleichs-) Eid.  L.  5.  §.  4.  D.  12.  2.  —  Dabelow,  Handbuch  des 
Fand.  Rechts  etc.  II.  Bd.  nr.  XXX.  S.  5-55. 
*^)  An  in.  des  Herausg.  Oder  auch  vom  Glauben.  —  Der  in  den 
S§.  331  —  337.  abgehandelte  Eid  ist  verschieden  von  dem  eigent- 
lichen missergerichtlichen  oder  Yergleichs-¥.iA ,  welcher  in  jedem 
Stadium  des  Prozesses  vorkommen^  auch  iVbet  irrelevante  That- 
sachen^  von  jedem  der  streitenden  Theile  und  von  einem  Dritten 
geschworen  werden  kann ,  dessen  Verweigerung  keine  Folgen 
hat ,  und  dessen  durch  den  Vergleich  festgesetzte  Folgen  der 
Beweis  des  Meineides  nicht  aufliebt.     Zirklet   ia  Grolman's  Maga- 
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Rechts:  aber  er  ist  doch  in  dem  BegriflP  desselben  ebenfalls 
enthalten .  und  er  ist  von  dem  zugeschobenen  Eide,  wie  sich 
im  gleich  Folgenden  zeigen  wird,  so  wesentlich  verschie- 
den j  dass  er  für  eine  eigne  Art  von  Beweismittel  gelten 
muss.  Es  ist  nehmlich  ganz  etwas  anders,  ob  der  Producent 
die  Wahrheit  seines  zu  beweisenden  Satzes,  oder  der  Pro- 
dukt die  Unwahrheit  desselben  zu  beschwören  hat.  Das  Er- 
stere  kann  nur  vermöge  einer  vorhergegangenen  Ueberein- 
kunft,  das  Letztere  aber  auch  ohne  eine  solche  geschehen. 
Der  vertragsmässige  Eid  kommt  zwar  in  den  Gerichten  sel- 
ten vor:  aber  wenn  er  vorkommt;  so  ist  kein  Zweifel,  dass 
er.  auch  nach  dem  römischen  Rechte,  als  ein  gültiges  Be- 
weiismittel  zugelassen  werden  müsse. 


Neunter     Titel. 
Vom  Beiceis  durch  Eideszuschiehiing  *])• 

"»'  "'^  §.  338. 

Die  Zuschiebung  des  Hauptenlscheidungseides  ([Eides- 
delation^  ist  eine  eigene  Art  von  Beweismittel  **3;  ver- 
möge dessen  der  Producent  (^Deferent)  den  Produkten  (^De- 
laten])  gerichtlich  auffordert,  den,  von  Jenem  zu  beweisenden 
Thatsatz  entweder  einzugestehen,  oder  eidlich  abzuläug- 
nen  ■***3.     Dieses  Beweismittel  findet,   gleich   den  übrigen, 

,  zin  für  Pliilos.  und  Gesch.  des  Reclifs.  Band  I.  FV.  nro.  11. 
Grolman's  Prozess  §§.  91.  u.  92.  Linde  Proz.  §.  6.  3Iackeldey 
Lehrbuch  der  Institut.  §.  434, 
*)  Dig.  12.  2.  Cod.  4.  1.  X.  2.  24.  In  VIto  2.  11.  Clem.  2.  9.  — 
S.  oben  §.  55.  S.  58.  Xote  *.  J.  C.  Koch,  de  eo  quod  justum 
est  circa  delationein  juramenti.  Giessen  1773.  Grolmnn^  Maga- 
zin etc.  1.  Band.  2.  Lieferung.  S.  265.:  Ist  es  räthlich^  den 
freien  Gebrauch  der  Eideszuschiebung  durch  Gesetze  zu  beschrän- 
ken ?  Kappler  in  Barth ,  Saoimlung  auserlesener  Dissertationen 
Band  IIL  Augsburg  1837.  Xr.  33.  S.  131.:  über  den  Haupteid  im 
.11...      Civilprozess. 

'  '**)  Gensler,  Archiv  Band  1,  S.  53.  ff.  ;  ..i    . 

.1  ■ 

***)  Anm.  d.  He  raus  g.  Der  Deferent  macht  den  Gegner  zum  Rich- 
ter und  Zeugen  in  eigner  Sache.  L.  1.  princ.  D.  44.  5.  j  c.  32, 
C.  6.  42.  — 
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in  allen  Fällen^  wo  der  Producent  sich  desselben  zu  bedienen 
gut  findet  *3  y  ^^^^  ohne  Unterschied  der  Gegenstände  des 
Beweises  und  der  persönlichen  Verhältnisse  zwischen  dem 
Producenten  und  dem  Produkten  Statt.  Nur  in  Rücksicht 
des  Gegenbeweises  leidet  diese  Regel  eine  Ausnahme,  wo- 
von unten  (Jü'it.   ll.)  die  Rede  seyn  wird. 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LX.  des  Verfassers. 
lieber  den  Begriff  des  Beweises  durch  Eidesztischiebung. 

(Zu  §.  338.) 
Es  ist  sonderbar,  und  muss  nothwendig  eine  schädliche 
Verwirrung  der  Begriffe  verursachen,  dass  man  den  Beweis 
durch  Eidesziischiebung  gewöhnlich  einen  Beweis  durch  den 
Eid  nennt.  Wenn  der  zugeschobene  Eid  angenommen  und 
geschworen  wird;  so  bewürkt  er  nicht  den  Beweis,  sondern 
er  gilt,  im  Gegentheil^  als  ein  Zeichen,  dass  der  Beweis 
verfehlt  ist.  Nur  durch  die  Verweigerung  desselben  von 
Seiten  des  Produkten  wird  der  Beweis  des  Producenten  ge- 
führt. Diess  ist  aber  offenbar  kein  Beweis  durch  den  Eid^ 
sondern  ein  Beweis  durch  Eingeständniss.  Man  kann  die 
Eideszuschiebung  nur  als  eine  eigne  Form  ansehen,  in  wel- 
cher der  Beweis  durch  Eingesläudniss  geführt  wird,  indem 
der  Producent  sich  des  Erfolgs  desselben  durch  einen,  auf 
die  Selbstliebe  des  Produkten  —  in  der  Voraussetzung,  dass 
er  Religion  habe  —  würkenden  verstärkten  Beweggrund, 
dieses  Eingeständniss,  ohne  Rücksicht  auf  irdischen  Vor- 
theil,  abzulegen,  zu  versichern  sucht.  Der  Produkt  wird 
also  hier,  so  wie  bei  jeder  andern  Aufforderung  zum  Ein- 
geständniss,  zum   Zeugen  gegen  seine    eigne    Sache  aufge- 


*}  Anm.  des  Herausoj.  Siehe:  L.  3.  g.  1.  L.  34.  pr.  D.  12.  2. 
L.  25.  §.  3.  D.  22.  3.  c.  3.  u.  10.  C.  4.  1.  Der  Deferent  muss 
Veräusseruiigsbefugniss  liabea.  L.  9.  §.  4.  L.  17.  §.  1.  u.  2. 
L.  35.  §.  1.  D.  12.  2.  L.  1.  §.  1.  D.  44.  5.  und  der  Gegenstand 
der  Veräusserung  fällig  seyn.  Gensler  1.  c.  Band  1.  S.  156.  Note  6., 
also  z.  B.  keine  Ehescheidung.  Linde ^  Pioz.  §.  302,  Note  11. 
Ueber  Bevormundete ,  Procuratoren  und  Vormünder  siehe  Linde 
§.  302.  Nro.  1.  ' 


durch  Eideixuschiebung.  l"» 

führt;  aber  er  beschwört  dieses  Zeugniss  nicht ,  sondern 
nur  alsdann^  wenn  er  es  verweigert,  ist  er  genöthigt,  das 
entgegengesetzte  Zeugniss  für  seine  eigne  Sache  zu  beschwö- 
ren. Es  ist  in  der  ganzen  Lehre  von  der  Eideszuschiebung^ 
Avie  das  Folgende  zeigen  wird,  von  Wichtigkeit,  diesen  ein- 
zig richtigen  Grundbegriff  immer  vor  Augen  zu  haben. 

Die  erste  Folgerung  daraus  ist,  dass  das  Beweismittel 
der  Eideszuschiebung  in  allen  Fällen  Statt  finden  muss ,  in 
welchen  der  Beweis  durch  Eingeständnis«  Statt  findet.  Man 
nennt  zwar  gewöhnlich  dieses  31ittel  nur  ein  subsidiarisches, 
und  es  ist  natürlich,  dass  der  Producent  zu  demselben,  als 
einem  sehr  unsichren,  nicht  leicht  eher,  als  bis  es  ihm  an 
allen  andern  Mitteln  fehlt,  seine  Zuflucht  nehmen  wird:  aber 
der  Richter  hat  keine  Ursache  hiernach  zu  fragen,  und  er 
muss  die  Eideszuschiebung  zulassen,  wenn  er  es  auch  für 
möglich  hält,  dass  der  Producent  seinen  Beweis  durch  an- 
dere Mittel,  z.  B.  durch  Zeugen  etc.,  sichrer  führen  könnte. 
Eben  so  wenig  darf  der  Richter  darnach  fragen,  ob  der  Pro- 
duct  von  der  Thatsache,  über  die  ihm  der  Eid  zugeschoben 
wird,  Wissenschaft  haben  könne  oder  nicht?  Ist  diess  Letz- 
tere der  Fall;  so  kann  er  immer  wenigstens  vom  Nichtwissen 
schwören:  und  der  Producent  muss  sich,  da  es  sein  freier 
Wille  war,  ein  so  unsichres  Beweismittel  zu  wählen,  mit 
diesem  Wenigen  begnügen.  Ich  werde  hiervon  unten  noch 
etwas  mehr  zu  sagen  Gelegeidieit  haben  (]s.  Anm.  XLIII.3. 

Ob  man  übrigens  den  zugeschobenen  Eid  einen  freiwil- 
gen  (^nach  der  bisherigen  Lehre3  ,  oder  einen  nothwendigen 
nennen  will,  darauf  kommt  nichts  an.  Soviel  ist  gewiss, 
dass  er  nicht  in  dem  Sinne,  wie  der  vertragsmässige  (^s. 
Anm.  LIX.)  freiwillig  genannt  werden  kann:  denn  auch 
ohne  vorhergegangene  Uebereinkunft  ist  der  Produkt  genö- 
thigt,  ihn  zu  schwören,  wenn  er  nicht  die  nachtheiligen 
Folgen  des  Eingeständnisses  über  sich  ergehen  lassen  will. 
Nur  in  Rücksicht  des  Producenten  ist  er,  oder  vielmehr 
die  Zulassung  zu  demselben,  würklich  freiwillig.  Mehrere 
Aehnlichkeit  mit  dem  vertragsmässigen  Eide  hat  der  zu- 
rückgeschobene (^§.  346.3.  Doch  ist  er  nicht  ganz  nach 
der  Natur  desselben  zu  beurtheilen. 
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§.   339. 

Die  erste  Würkung  der  geschehenen  Eideszuschiebung 
ist;  dass  der  Produkt  sich  auf  dieselbe  bestimmt  zu  erklä- 
ren schuldig  ist;  ob  er  den  zu  beweisenden  Thatsatz  einge- 
stehe,  oder  abläugne.  Im  letzteren  Falle  muss  er  sich  zu- 
gleich weiter  erklären,  ob  er  den  ihm  zugeschobenen  Eid 
annehmen  und  schwören ,  oder  dem  Producenten  zurück- 
schieben (^referircn^  j  das  heisst^  demselben  die  eidliche  Be- 
stärkung der  Wahrheit  seines  zu  beweisenden  Satzes  über- 
lassen wolle  *^.  Doch  kann  er  sich  von  der  Verbindlich- 
keit des  Annehmens  oder  Zurückschiebens  auch  dadurch 
befreien ;  dass  er  den  Beweis  der  Unwahrheit  jenes  Satzes 
durch  andere  Mittel  zu  führen  (^sein  Gewissen  durch  Be- 
weis zu  vertreten^  unternimmt  **). 

§.   340. 

So  wie  überhaupt  der  Producent  zum  Beweise  eines 
ganz  unerheblichen  Thatsatzes  nicht  zugelassen  werden  kann^ 
(^Tit.  3.)j  so  Avird  insbesondere  auch  bei  der  Eideszuschie- 
bung vor  allen  Dingen  erfordert ^  dass  der  Inhalt  des  Eides^ 
wo  nicht  unmittelbar  und  mit  Gewissheit;  doch  Avenigstens 
mittelbar  und  vermuthungsweise  erheblich  sey  **'*3-  -^"^ 
die  Eideszuschiebung  über  einen  offenbar  unerheblichen  Satz 
ist  also  der    Produkt    sich    einzulassen    nicht    verbunden  f)* 

g.  341. 

Wenn  der  Produkt  den  Inhalt  des  ihm  zugeschobenen 
Eides  eingesteht;  demselben  aber  gewisse  Einschränkungen; 
Bedingungen  und  nähere  Bestimmungen  hinzufügt  (^§.  94.^; 
wodurch  der,  an  sich  selbst  erhebliche  Thatsatz ;  ganz  oder 
zum  Theil;  unerheblich  wird;  so  ist  er  auch  diese  auf  sei- 
nen Eid  zu  nehmen  verbunden.  Damit  muss  sich  aber  der 
Producent;  insofern  er  seinen  Beweis  nicht  durch  andere 
Mittel  zu  führen  vermag;  begnügen;  und  er  kann  nicht  ver- 


*)  Anmerk.  des  Herausg.     Linde,  Pioz.  §.  304.  ii.  305. 
**)  Siehe  unten  §.  348. 

***)  cap.   26.    X.    2.  24.     Vom   Vergleicliseid    siehe    oben  Bemerk,    zu 
§.  337.  —  Ueber  eventuelle  Eideszuschiebung  siehe  §.  704. 

f)  Linde,  Proz.  g.  305.  Note  1. 
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langen 7  dass  der  Produkt,  indem  er  den  Inhalt  des  zuge- 
schobenen Eides  eingesteht,  über  jene  Einschränkungen  etc. 
einen  besonderen  Beweis  führe  *3. 

§.  342. 
Alles  dieses  gilt  auch  von  denjenigen,  dem  Eingeständ- 
niss  angehängten  Zusätzen,  welche,  als  für  sich  besiehende 
Thatsätze,  dem  Thatsatze  des  Producenten,  zu  Begründung 
einer  Einwendung,  entgegengesetzt  werden,  alsdann,  wenn 
diese  Thatsätze  dem  Produkten  aus  eigener,  unmittelbar 
sinnlicher  Wahrnehmung  bekannt  sind    (^§.  95-3  '*'*3. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aiiinerkuiiof  LXI.  des  Verfassers. 


'O 


lieber  die  einschränkende  Annahme  des   zugeschobenen 

Eides. 
(Zu  §.  341.  und  342.) 
Der  Inhalt  dieser  §§.  ist  den  Grundsätzen  vom  ein- 
schränkenden Eingeständnisse  (^s.  Anm.  XVIII.)  gemäss. 
Wer  den,  von  dem  Pxoducenten  aufgestellten  ThatsaJz  nur 
unter  Einschränkungen  eingestanden  hat,  der  hat,  insofern 
diese  Einschränkungen  erheblich  sind,  eben  dadurch  jenen 
Thatsatz,  zwar  nicht  durchaus,  aber  doch  in  Ansehung  der- 
jenigen Bestimmungen,  welche  den  gemachten  Rechtsan- 
spruch begründen  sollen,  widersprochen.  Er  ist  also  im 
Falle  der  Eideszuschiebung  zwar  schuldig,  diesen  seinen 
Widerspruch  eidlich  zu  bestätigen:  aber  mehr  als  dieses  ist 
auch  der  Producent,  da  er  nun  einmal  seinen  ganzen  Be- 
weis auf  die  Gewissenhaftigkeit  des  Produkten  gestellt  hat, 
zu  fordern  nicht  berechtigt.  Die  in  Beziehung  auf  das  Ein- 
geständuiss  im  Text  angeführten  Beispiele  (j,.  §.  93.  95.]) 
Werden  diess  hinlänglich  erläutern,   wenn  man  sich  den  Fall 

*)  Anm.  des  Herausg.  Diese  Ansicht  hängt  mit  des  Verfassers 
Lelire  vom  Geständniss  zusammen,  woriiber  oben  §.  94.  und  95. 
und  die  Bemerkungen  dazu.  Siehe  auch  Linde  Proz,  §.  256.  Note 
24—26.  und  L.  25.  §.  3.  D.  22.  3. 

**')  Siehe  das  zu  §.  341,  Bemerkte. 
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der   von    t^ero   Producenten    geschehenen    Eideszuschiebung 
hinzudenkt. 


§.  343. 

Die  Annahme  des  zugeschobenen  Eides  (^§.  339.3  ent- 
hält die  Erklärung  des  Produkten^  dass  er  den  in  diesem 
Eide  enthaltenen  Satz  eidlich  abzuläiignen,  das  heisst,  den 
direkten  Gegensatz  desselben  (]die  V^erneiuung  des  bejahen- 
den^ oder  die  Bejahung  des  verneinenden^,  oder  wenigstens 
die,  demselben  angehängten,  seine  Erheblichkeit  aufheben- 
den, Einschränkungen,  Bedingungen,  näheren  Bestimmungen 
und  Zusätze  (]§.  341.  342.^  eidlich  zu  versichern  bereit 
sey  *3'  Schwört  er  diesen  angenommenen  Eid  würklichj 
so  ist  die  rechtliche  Würkung  davon  die,  dass  der  Produ- 
cent  seinen  unternommenen  Beweis,  insofern  er  auf  der  Ei- 
deszuschiebung beruhte,  verfehlt  hat  **). 

§.  344. 

Wenn  der,  den  Inhalt  des  zugeschobenen  Eides  aus- 
machende Hauptsatz ,  nach  der  Angabe  des  Producenten, 
gewisse  Nebenbestimmungen,  z.  B.  der  Grösse,  der  Zeit, 
des  Orts  etc.,  hat,  und  diese  nicht  zur  Erheblichkeit  des 
Hauptsatzes  wesentlich  nothwendig  sind;  so  kann,  im  Falle 
der,  von  dem  Produkten  geschehenen  Annahme  des  Eides, 
der  Producent  diese  Nebenbestimmungen  zurücknehmen  und 
verlangen,  dass  der  Produkt  sich,  vor  der  Eidesleistung, 
darüber,  ob  er  blos  die  Nebenbestimmungen,  oder  den  gan- 
zen Hauptsatz  eidlich  abläugnen ,  und ,  im  ersteren  Falle, 
welche  andere  Nebenbestimmungen  er,  auf  seinen  zu  leisten- 
den Eid,  angeben  wolle,  deutlich  erkläre.  Wenn  also  z.  B. 
der  Producent  den  Satz : 

dass   der   Produkt   ihm   die  Summe  von  100  schul- 
dig sey, 

*)    An  merk,  des  Herausg.     Linde,  Proz.  §.  306. 
**)    L.  34.  §.  9.    D.  12,  2.  —    c.  1.  8,  12.    §.  .3.   C.   4.    1.     L.  2.  D. 
12.  2.  (inajoreinque   habet   auctoritateui,    quam  res  judicata.)  L.   1. 
D.  44.  5.  — 

Der  Erlass  des  Eides  steht  der  wirklichen  Ableistung  gleich. — 
L.  6.  9.  §.   1    D.  12.  2.     Siehe  auch  L.  32.  eod. 
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dureh   Eideszuschiebung   beweisen   will^   und    letzterer    den 
Eid  annimmt ;  so  ist  Jener  sicii  mit  dem  Eide : 

dass    der   Produkt  ihm   die   Summe   von  100   nicht 

schuldig  sey^ 
zu   begnügen    nicht   verbunden^   sondern    er  kann  verlangen, 
dass  Dieser  den  Eid  dahin: 

dass  er  ihm  überhaiipf  nichts  schuldig  sey_, 
schwöre,  oder  die  geringere  Summe,  Avelche  er  schuldig  zu 
seyn  eingesteht,  angebe,  und  dann  eidlich  versichere: 

dass    er   nicht  mehr   als    diese   angegebene   Summe 

schuldig  sey  *3« 


Critische 

Aumerkung  LXII.  des  Verfassers. 

Unstaithaftigkeit  überflüssiger  näherer  Bestimmungen  bei 
der  Eides%uschiebung. 

(Zu  §.  344.) 
So  gut  als  der  Produkt  das  Recht  hat,  dem  Satze^ 
Avorüber  ihm  der  Eid  zugeschoben  Avird,  erhebliche  nä- 
here Bestimmungen  hinzuzufügen,  eben  so  gut  muss  auch 
der  Producent  berechtigt  seyn^  überflüssige  nähere  Be- 
stimmungen abzuschneiden.  Es  ist  oft  der  Fall,  dass  der 
Producent,  aus  Mangel  an  Aufmerksamkeit,  zuviel  zu  be- 
weisen unternimmt,  oder  auch  dass  an  dem  Satze,  worüber 
er  den  Eid  zuschiebt,  zwar  nicht  Alles ^  aber  doch  Etwas 
wahr,  und  dieses  EtAvas  für  ihn  noch  immer  erheblich  ist. 
In  diesem  Falle  ist  es  nicht  einerlei,  ob  der  Produkt  schwört, 
dass  nicht  Allesj  oder  ob  er  schwört,  dass  gar  nichts  wahr 
sey,  und  es  muss  also  dem  Producenten  erlaubt  seyn,  hier- 
über dessen  bestimmte  Erklärung  zu  verlangen.  Ausserdem 
würde  das  Gesetz  die  Mentalreservationen  begünstigen,  und 


*)  Aniu.  des  Heran  sg.  Der  Richter  hat  nach  Lage  der  Sache 
und  etwa  nach  darüber  gepflogenen  Verhandlungen  die  Eidesfor- 
mel ex  officio  wörClich  zu  entwerfen.  —  L.  3.  §.  4.  L.  34.  §.  5. 
und  8.  D.  12.  2.  Albrecht,  Entscheid,  nierkw.  Rechtsfälle,  2r  Bd. 
Hannov.  1800.  S.  145. 
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eine   Art   von   despotischer   Formelnjustiz    einführen,    deren 
Zweckwidrigkeit  längst  anerkannt  ist. 


§.  345. 

Der  zugeschobene  und  angenommene  Eid  kann  von  dem 
Produkten  auch  vom  Nichtwissen  geschworen  werden  *3- 
Doch  muss,  in  jedem  Falle  ^  der  Produkt  zugleich  eidlich 
versichern,  dass  er  alle  in  seiner  Gewalt  gestandene  Mittel 
angewandt  habe,  um  über  die  Sache  Gewissheit  zu  erhal- 
ten **3  Ueber  die,  von  dem  Produkten  seinem  Einge- 
ständnisse angehängten  Einschränkungen,  Bedingungen,  nä- 
heren Bestimmungen  und  Zusätze  (^§.  341.  342-3  findet  der 
Eid  vom  Nichtwissen  gar  nicht  Statt. 

§.  346. 

Wenn  der  Produkt,  anstatt  den  ihm  zugeschobenen 
Eid  anzunehmen,  denselben  dem  Producenten  zurückschiebt 
([§.  339.3;  so  enthält  diess  die  Erklärung  des  Produkten, 
dass  er  den  zu  beweisenden  Satz  alsdann,  wenn  der  Pro- 
ducent  selbst  die  Wahrheit  desselben  eidlich  versichern  würde, 
für  bewiesen  annehmen  wolle.  Leistet  der  Producent  diese 
eidliche  Versicherung  würklichj  so  ist  der  Satz  vollkommen 
bewiesen  ***3. 


*)  Anmerk.  des  Herausgf.  Der  Eid  vom  Nichtwissen  kommt  be- 
sonders^ weim  es  sich  von  facta  aliena  handelt^  in  Betracht. 
Gensler^  Archiv  Band  2.  Abhandl.  1.  §.  2.  — .  Bernhard,  Eides- 
Antrag  über  fremde  Handhiiigen.  Augsburg  1823.  Bezüglich  eig- 
ner Handhtngen  des  Delaten  muss  dieser  de  verilate  schwüren. 
I.  R.  A.  §.  49.  Cölnisches  Archiv  für  Civil-  und  Criminalr.  etc. 
Band  21.,  1.  Abtheil.  C1834)  S.  63.  —  Gensler  1.  c.  Band  2.  Ab- 
handl. 2.     Siehe  die  critische  Anmerk.  Nr.  LXIII.  unter  §.  347. 

**)  Strnbe,  rechtl.  Bedenken  Band  3.  S.  387.  —  Ueber  die  Verbin- 
dung des  Glaubens -Eides  mit  dem  Eide  über.  Alchtuissen  siehe 
Hitgemann,  pract.  Erört.  9r  Bd.  Hannov.  1831,  S.  473. 

***)  L.  34.  pr.  §.  7.  D,  12.  2.     c.  12.  §.  1.  seq.     C.  4.  1.     Den  über 

facta    mere   propria  zugeschobenen    Eid    darf  man   nicht   referiren. 

L.  11.  §.  3.  L.  12.  u.  13.  D.  25.  2.     Gensler^  Handb.  etc.  S.  170. 
Note  119. 
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§.  347. 

Auch  der  zurückc^eschobene  Eid  kann,  eben  so  wie 
der  zugeschobene  (^§.  345.]) ,  vom  Nichtwissen  geschworen 
werden. 


C  f  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXIII.  des  Verfassers. 

Ueber  den  Haiipteid  vom  Nichtivissen. 
CZa  §.  345.  347.) 

Es  ist  freilich  nur  sehr  wenig,  wenn  die  blosse  eidUche 
Versicherung  des  Produkten,  dass  er  die  AVahrheit  des  von 
dem  Producenten  aufgestellten  Thatsatzes  nicht  wisse,  für 
den  Richter  ein  hinlänglicher  Grund  sein  soll,  diesen  That- 
satz  für  entschieden  unwahr  zu  halten:  und  man  hat  dess- 
wegen  geglaubt,  noch  etwas  mehr  zu  thun,  nehmlich  den 
Eid  auch  auf  das  Glauben  oder  Nichtglatiben  ausdebnen  zu 
müssen.  Aber  dass  dieser  Zusatz  die  Ueberzeugung  des 
Richters  nicht  verstärken  könne,  ist  schon  oben  ([s.  Anm. 
XXII.3  gezeigt  Avorden.  Zwar  giebt  es  Fälle,  avo  der  Pro- 
dukt, welcher  die  Wahrheit  des  zu  beweisenden  Thatsatzes 
nicht  gewiss  weiss,  doch  wenigstens  solche  Umstünde  weiss, 
aus  welchen,  als  gemeinen  Vermuthungsgründen  (^s.  Anm. 
XIX.^  ein  goAvisser  höherer  oder  geringerer  Grad  \  on  Wahr- 
scheinlichkeit herAorffeht:  aber  alsdann  steht  es  dem  Pro- 
ducenten  frei,  ihm  über  diese  Umstände,  als  besondere 
Thatsachen,  den  Eid  zu  deferiren,  und  Avenn  sie  eingestan- 
den Averden,  den  Grad  von  Vermuthung,  den  sie  bei  dem 
Richter  hervorbringen,  zum  Behuf  seines  BeAveises  in  An- 
spruch zu  nehmen. 

Es  ist  vor  Kurzem  Jemand  der  Meinung  gcAA'esen,  dass, 
wenn  der  Produkt  nur  vom  Nicht AA'issen,  der  Producent  aber 
A'^on  GeAA'issheit  scliAAÖren  könne,  Ersterer  auf  Verlangen  des 
Letzteren,  den  Eid  zurückzuschieben  genöthigt  sey  (^Neue 
Allgem.  Deutsche  Bibliothek,  Bd.  60.  St.  1.  S.  38.  39.  [in 
der  Recension  A'on  Grolman^  Theorie  des  gerichtl.  Verfah- 
rens]^:  aber  diese  Meinung,   ob   sie   gleich  gewissermassen 
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für  eine  bekannte  und  ausgemachte  Wahrheit  ausgegeben 
wird,  ist  durchaus  nicht  in  unsern  bisherigen  Gesetzen,  und 
eben  so  wenig  in  der  Natur  der  Sache  gegründet.  Wollte 
man  sie  Statt  finden  lassen;  so  würde,  in  einem  solchen 
Falle,  das  Beweismittel  nicht  eine  Eideszuschiebiing ,  son- 
dern, unter  dem  Scheine  derselben  ein  wühvGS  Eideserbie- 
ten  seyn.  Ein  solches  Beweismittel  aber  giebt  es  nicht  und 
darf  es  nicht  geben,  weil  dadurch  das  Eigenthum  der  Bür- 
ger der  Willkühr  aller  gewissenlosen  Älenschen  Preis  ge- 
geben werden  würde.  Jeder  Betrüger  nehmlich  könnte  sich, 
unter  Begünstigung  desselben,  z.  B.  einfallen  lassen,  zu  sa- 
gen, er  habe  meinem  Erblasser  eine  Summe  Geldes  gelie- 
hen, und  wolle  es,  weil  ich  davon  nichts  wissen  könnte, 
beschwören.  Wenn  es  ein  Unglück  für  den  Producenten 
ist,  dass  er  zu  seinem  Beweise  kein  anderes  Mittel,  als  das 
Eingeständuiss  seines  Gegners,  der  von  der  Sache  nichts 
wissen,  und  also  nichts  eingestehen  kann,  hat;  so  wird  er 
doch  dieses  Unglück  in  den  meisten  Fällen,  nur  seiner  eige- 
nen Unvorsichtigkeit  zuzuschreiben  haben:  anstatt  dass  der 
Produkt,  wenn  man  sein  Schicksal  von  dem  Eide  des  Pro- 
ducenten abhängig  machen  wollte,  schlechterdings  kein  Mit- 
tel haben  würde,  dem,  ihm  nachtheiligen  Missbrauch  dieser, 
dem  Zustande  der  3Ioralität  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
so  wenig  angemessenen  Gesetzgebung  vorzubeugen. 

Eine  andere  mehr  scheinbare,  und  auch  in  praxi  mit 
mehrerem  Beifalle  aufgenommene  Meinung  ist  die,  dass  der 
Eid  vom  Nichtwissen  alsdann,  wenn  der  Produkt  von  der 
Sache  Wissenschaft  haben  könne,  nicht  Statt  finde.  Aber 
auch  diese  Distinktion  hat  keinen  gültigen  Grund.  Die  3Iög- 
lichkeit  des  Falles,  dass  der  Produkt  von  der  zu  beweisen- 
den Thatsache  Kenntniss  habe,  schliesst  immer,  auch  selbst, 
wenn  von  eigenen  Handlungen  desselben  die  Rede  ist,  die 
Möglichkeit  des  Gegentheils  nicht  aus,  da  das  Nichtwissen 
in  3Iangel  an  Aufmerksamkeit,  oder  in  Schwäche  des  Ge- 
dächtnisses seinen  Grund  haben  kann.  Uebrigens  ist,  wenn 
der  Produkt  die  Wahrheit  des  zu  beweisenden  Satzes  würk- 
lich  weiss,  die  Nothwendigkeit  ihn,  auf  den  zugeschobenen 
Eid^  mit  Gewissheit  für  unwahr  zu  erklären,  kein  stärkerer 
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Beweggrund  ihn  vom  Äleiueide  abzuhalten,  als  wenn  er  nur 
sein  Nichtwissen  zu  beschwören  hat.  Es  ist  offenbar,  dass 
z.  B.  der  Schuldner,  welcher  gewiss  weiss,  dass  er  die 
eingeklagte  Summe  empfangen  hat,  eben  so  wenig  mit  gu- 
tem Gewissen  sclnvören  kann,  dass  er  nichts  davon  wisse, 
als  dass  er  die  Summe  gewiss  nicht  empfangen  hahe,  und 
dass  er  also^  wenn  er  fähig  ist,  das  Erstere  zu  thun,  auch 
bei  dem  Letzteren  keinen  Anstand  nehmen  wird. 

Eine  scheinbare  Schwierigkeit  bei  dem  Eide  vom  Nicht- 
wissen entsteht  noch  alsdann,  wenn  entweder  der  von  dem 
Producenten  aufgestellte  Beweissatz  verneinend  ist,  oder 
der  Eid  über  einen  bejahenden  Beweissatz  zurückgeschoben 
wird.  Hier  nehmlich  rauss  der  Schwörende  versichern,  nicht 
zu  wissen,  dass  das,  was  er  bejahend  behauptet,  unwahr 
sey.  Aber  die  Schwierigkeit  liegt  nicht  in  der  Sache,  son- 
dern nur  in  dem  Ausdrucke,  welcher  hier  nothwendig  etwas 
unbehülflich  werden  muss.  Wenn  z.  B.  der  Verkäufer,  wel- 
chem die  rechtliche  Vermuthung,  dass  der  Kaufschilling  be- 
zahlt sey,  entgegensteht  {ji.  §.  48.  49.^  dem  Erben  des 
Käufers,  zum  Beweise,  dass  er  noch  nicht  bezahlt  sey,  den 
Eid  zuschiebt,  und  dieser  denselben,  vom  Nichtwissen ,  an- 
nimmt; so  kami  der  Inhalt  des  Eides  nicht  wohl  anders,  als 
mit  den  Worten  ausgedrückt  werden : 

Er  wisse  nicht,  dass  der  Kaufschilling  nicht  be- 
zahlt sey. 
Hier  ist  zwar  die  doppelte  Verneinung  einigermassen  der 
Deutlichkeit  nachtheilig:  aber  diess  ist  doch  kein  Grund, 
den  Eid  vom  Nichtwissen  für  unstatthaft  zu  erklären,  oder 
ihm,  wie  man  in  solchen  Fällen  gewöhnlich  thut,  einen  Eid 
vom  Glauben  Qn  der  Formel:  „Er  wisse  und  glaube  nicht 
„anders,  als  dass  der  Kaufschilling  bezahlt  sey "3  unterzu- 
schieben. 

Uebrigens  hat  man  nicht  Ursache  zu  besorgen,  dass 
durch  eine  so  \veiie  Ausdehnung  der  Zulässigkeit  des  Ei- 
des vom  Nichtwissen  eine,  der  3Ioralität  nachtheilige  Ver- 
vielfältigung der  Eide  begünstigt  werde;  "denn  schon  das 
Interesse  der  Partheien  bürgt  dafür,  dasS  ausser  dem  &us- 
sersten  Nothfalle  kein   Eid,    der  nur  vom  Nichtwissen   ge- 
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sdiworen  werden  kann,  zugeschoben,  oder  zurückgeschoben 
werden  wird. 


§.  348. 

Wenn  der  Produkt,  anstatt  den  ihm  zugeschobenen  Eid 
anzunehmen,  oder  zurückzuschieben,  sein  Gewissen  durch 
Beweis  zu  vertreten  unternimmt  (^§.  339j) ;  so  ist,  je  nach- 
dem er  diesen  Beweis  führt,  oder  nicht  führt,  der,  dem 
Producenten  aufliegende  Beweis,  insofern  er  auf  der  Eides- 
zuschiebung  beruht.^  für  verfehlt  oder  für  geführt  zu  ach- 
ten *3^.  Doch  kann  in  letzterem  Falle  der  Produkt  noch 
zur  Annahme  oder  Zurückschiebung  des  zugeschobenen  Ei- 
des zurückkehren  **])• 

§.  349. 

Wenn  der. Produkt  sich  auf  die,  ihm  geschehene  Ei- 
deszuschiebung  gar  nicht,  weder  durch  Annahme,  noch  durch 
Zurückschiebung,  noch  durch  Gewissens  Vertretung,  erklärt, 
indem  er  alle  Einlassung,  entweder  ausdrücklich,  oder  durch 
die  That,  beharrlich  verweigert;  so  ist,  als  Folge  dieser 
Verweigerung,  der  in  der  Eideszuschiebung  enthaltene  That- 
satz  für  gerichtlich  eingestanden,  und  also  der,  dem  Produ- 
centen darüber  aufliegende  Beweis  für  geführt  zu  achten. 
Eben  diess  ist  der  FaU,  wenn  der  Produkt  zwar  den  Eid 
angenommen,  aber  die  würkliche  Leistung  desselben  beharr- 
lich verweigert  hat  *-**^. 

§.  350.  ruoü- 

Wenn  der  Producent  den  ihm  zurückgeschobenen  Eid 
würklich  abzuschwören  sich  ausdrücklich,  oder  durch  die 
That ,   beharrlich  weigert ;    so  ist ,  als  Folge  dieser  Weige- 


*)Annierk.  des  Heraus g.  Ueber  Gewissensvertretung*}  6.  'Gr. 
Luders j  dissertat.  de  origine  et  fundain.  probat,  pro  exoneranda 
conscieutia.  Göttingen  1837.  Linde ,  ,Abh9^^  j..  ^.  75,, ff.  ^ßfffri 
sc/inm//'.  Abhandl.  Xr.  6,  S.  70.  •      »  i    -/^    „  . ,,    .,.,■ 

**)  Lindej  Proz.  §.  308.  am  Ende.    ••        .       ,  .,j    ^^  ,;    „,.,„,;  löH,.;-, 
**»)  L.  34.  §.   9.  L.  38.  D.  12.  2.:   c.  9,    C.  4.  I^.  «^eigerqng .  w.?»en 
schwachen    Gedächtnisses.      Cölnisches  Archiv   18r  Bd.    1.  Abtheil. 
1833.  S.  19.  ' 


durch  Eideszuschiebiing.  207 

rung,    sein  Beweis,   insofern  er  in   dem   Eide  enthalten  ist, 
für  verfehlt  zu  achten  *3- 

§.  351. 

Auch  gegen  solche  Personen,  welche  nicht  ihre  eigene, 
sondern  die  Sache  eines  Andern,  dessen  Stelle  sie  vertre- 
ten, zu  vertheidigeu  haben,  also  z.  B.  gegen  die  Vormün- 
der, Curatoren,  Vorsteher  öflFentlicher  Anstalten  etc.  findet 
die  Eideszuschiebung,  so  wie  die  Zurüchschiebung,  Statt. 
Es  sind  aber  für  Fälle  dieser  Art  folgende  nähere  Bestim- 
mungen nöthig  **3  '• 

§.  352. 

Wenn  dem  Vormunde  eines  Unmündigen,  oder  eines 
Minderjährigen,  der  das  18te  Jahr  noch  nicht  zurückgelegt 
hat,  in  einer  Sache  seines  Pflegbefohlnen,  der  Eid  zuge- 
schoben oder  zurückgeschoben  wird^  so  ist  dieser  Vormund 
sich  darauf  einzulassen,  und,  im  Falle  der  Acceptation,  den 
Eid,  in  seine  eigene  Seele,  zu  schwören  schuldig  ***3. 
Doch  hat,  wenn  der  Minderjährige  das  14te  Jahr  zu- 
rückgelegt hat,  und  es  wahrscheinlich  ist,  dass  dieser  selbst 
von  der  Sache  mehr  als  sein  Vormund  Wissenschaft  habe, 
der  Producent,  und  im« Falle  der  Zurückschiebung,  der  Pro-' 
dukt,  die  Wahl  zu  verlangen,  dass  die  AA'iirkliche  Leistung 
des  Eides  bis  nach  dessen  zurückgelegtem  18ten  Jahre  ver- 
schoben werde,  und  aliSdann  von  ihm  selbst  geschehe. 

Wird  dem  Vormünde  eines  Minderjährigen,  'der  das 
18te  Jahr  zurückgelegt  hat,  der  Eid  zugeschoben,  oder  zu- 
rückgeschoben; so  kommt  zwar  die  Eiiilassimg  ebenfalls 
dem  Vormunde  zu:  in  Ansehung  der  würklic/ien  Ableistung 
aber  hat  der  Producent,    und  im  Falle   der  Zurückschiebung 


*)  L.  34.  §.  9.  D.  12.  2.:  c.  12.  §.  1.  C.  4.  1. 

**)  Anm.  des  Herausg.     Inwiefern  solche   Personen  ihrer  Seits  den 

Eid  deferiren  können^  siehe  Linde,  Proz.   8.  302.   Note  3  bis  .5. 
***)  Anm.  d.  Herausg.     Ein  Vormund  kann  sich  weigern  zu  schw^ö- 
ren  L.  4.   D.   12.  3. ,    sofern  nicht  von   seinen   eignen  Administra- 
tionshandlungen die  Rede  ist.  —  c.  5   C.  4.  1.  —   Gensler,  Archiv- 
Band.  2.  S.  14.    Albrecht,  Entsch.  etc.  3.  Band,  S.  173.  u.  366. 
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der  Produkt^  wenn  es  wahrsdieinlich  ist^  dass  der  Pflegbe- 
fohlne  mehr  als  sein  V'^ormund  von  der  Sache  wissen  könne, 
ebenfalls  die  Wahl,  ob  sie  von  Diesem  oder  von  Jenem  ge- 
schehen solle  ^). 

§.    354.     <^'-^'-  '  --'^-i- 

Der  Curator  eines  Wahnsinnigiöh  öder  Blödsinnigcrt '!st 
in  Ansehung  der  Eideszuschiehung  und  Zurückschiebung  eben 
so  wie  der  Vormund  eines  unmündigen  (^§.  352-3  zu  be- 
trachten. 

§.   355. 

Eben  diess  gilt  auch  von  dem  Curator  eines  Abwesen- 
den, so  wie  von  dem,  von  dem  Anwesenden  freiwillig  ge- 
wählten und  bestellten  Verwalter  seines  Vermögens.  Wenn 
jedoch  der  Aufenthalt  des  Abwesenden  bekannt,  und  die 
Belangung  desselben  bei  seinem  persönlichen  Gerichtsstande 
nicht  allzuschwierig  ist;  so  hat  der  Producent,  und  im  Falle 
der  Zurückschiebung,  der  Produkt  eben  die  Wahl,  welche 
im  Verhältniss  gegen  '  den  'Vormund  eine's  "Minderjährigen 
f§.  353.)  Statt  findet.       '  ' 

§.356.      . 

Kirchen,  Schulen  und  andere  milde  Stiftungen,  oder 
öffentliche  Anstalten,  die  zur  Aufsicht  über  die  Verwaltung 
ihres  Vermögens,  einen  Vorsteher  haben,  sind,  in  Rück- 
sicht auf  Eideszuschiehung,  als  Unmündige,  und  der  Vor- 
steher als  ihr  Vormund  zu  betrachten.  Doch  gilt  diess  nur 
inso\yeit,  als  von  eignen  Handlungen  des  Vorstehers,  und 
zwar  von  solchen,  welche  die  Stiftung  verbindlich  macheu 
konnten,  die  Rede  ist.  In  Ansehung  fremder  Handlungen 
findet  die  Eideszuschiehung  und  Znrückschiebung  gar  nicht 
Statt.  Wohl  aber  kann  der  Vorsteher  von  dem  Producen- 
ten,  zu  Führung  des  ihm  aufliegenden  Beweises,  als  Zeuge 
aufgeführt  werden  (§.   164.3  **3- 


*)  Siehe  die  Anmerk.,  zutp  ■yPir.'^«!f»'§f,;M"^.?^^'^;  ^•.  ^^tti^ft^fi  **t 
.,,f*),i.A,nm..des  Herausg*  ,  .N^oh  , der  Praxis  m^tditeiini-solthen  Fällen 
viil-ii/t'pr.  Vorsieher.  zum  ,E|ide,  über    Niclityiissen.!  yerpfticiitet    erschci- 

3ai:nen.  ft^i  §»€)<«, i4ie.  QUfiache  ,An»»/t.erlj.,,Nr. nt-XI.Yi  utAejL  S^i  363. 


iioti«    anrch  Eidesznschiebnny.  209 

•.  '.««lux    aia  §.  357. 

Eben  so  wie  mit  den  milden  Stiftungen  und  ihren  Vor- 
stehern verhält  sich's  mit  dem  Fiscus  und  dem,  ihm  vor- 
stehenden fiscal ischen  Beamten.  Diesem  letzteren  nehmlich 
kann,  in  einer  fiscalischen  Rechtssache,  nur  über  seine 
eigene  Handlungen,  insofern  dadurch  der  Fiscus  verbind- 
lich gemacht  werden  konnte,  der  Eid  zugeschoben  und  zu- 
rückgeschoben, in  Ansehung  fremder  Handlungen  aber  kann 
er  als  Zeuge  aufgeführt  werden  (^§.  164.3  *3'  "^ 

-13  -r.  §•  3ä8-  t 

Wenn  dem  Curator  eines  gerichtlich  erklärten  Verschweir- 
ders  der  Eid  zugeschoben  oder  zurückgeschoben  wird;  so 
hängt  es,  insofern  nicht  von  eigenen  Handlungen  dieses 
Curators  die  Rede  ist,  im  ersten  Falle  von  dem  Produ- 
ceuten,  im  zweiten  aber  von  dem  Produkten  ab,  ob  der 
Curator  oder  der  Pflegbefohhie  den  Eid  schwören  so|l  **\ 
Wenn  jedoch  erhebliche  Gründe  vorhanden  seyn  sollten^  ein 
geheimes  Einverstäudniss  zwischen  dem  Pflegbefohlnen  und 
seinem  Gegner,  zum  Nachtheil  der  unter  Curatel  stehenden 
Alasse  zu  argwohnen;  so  kann  die  blose  Verweigerung  der 
Ableistung  des  Eides  von  Seiten  jenes  Pflegbefohhien  die 
oben  (^§.  349.3  festgesetzte  nachtheilige  Würkung  nicht 
hervorbringen.  Hingegen  kann  in  diesem  Falle  der  Pfleg- 
befohlne  als  Zeuge  aufgeführt  ^verden  (^§.  164.)  ***3. 

§.   359. 

Im  Falle  eines  Concurses  kann  die  Eideszuschiebung 
und  Zurückschiebüng,  wenn  es  auf  Liquidation  einer  gegeii 
die  Concursmasse  eingeklagten   Forderung   ankommt ,    immer 

nur    dem    Curator,    nicht    aber   dem    Gemeinschu|.duerj    ge- 

-r.j.;iiJ  vjo  ii..ii  .   /;;,  ^üo<f.'Jih  iju'  Ual  o>'.   ;  i'-iuiiou   \  .  <\iHiAi'j'/ 

*)  Cölnisches  Archiv  8r  Bd.^  1.  Abtlieil.  S.  42.  v.  Zu-Rhein  in  Sar- 
i,.j<  torius  Saiumluug  merkwürdiger  Reclitsfälle  Baieru's^  Ir  Bd,  1830, 
-irl       S.  361.   —   Siehe  die    crifische  Aiitijerk.  Nr.  LXIV.    uuter  §.  363. 

**)  Siehe  dagegen  die  §■  338.  Note  *i  "s.  l96.  alle^girten  Gesetzesstel- 
len  und  Linde,  ¥tol.  §.  302.  S.  363,'  Qben'.'^ 

***)  Siehe  die  critische  Aninerk.  Nr.  LXIV.    unter  §.  363. 
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schellen.      Als   Zeuge    hingegen   ist    dieser    letzte    zulässig 
(§.  164.)  *). 

§.   360. 

Wenn  dem  Produkten,  als  Cessionar  einer,  von  ihm 
gegen  den  Producenten  eingeklagten  Schuldforderung,  zum 
Beweis  der  gegen  diese  Forderung  gemachten  Einwendung, 
der  Eid  über  eine  solche  Thatsache,  wovon  nicht  er,  son- 
dern nur  sein  Cedent  zuverlässige  Wissenschaft  haben  kann, 
zugeschoben  wird,  und  wenn  zugleich  der  Cedent  dem  Ces- 
sionar noch  zum  Regress  verhaftet  ist;  so  liegt  die  Einlas- 
sung, und  im  Falle  der  Acceptation,  die  Leistung  des  Ei- 
des dem  Cedenten  auf.  Ist  aber  derselbe  nicht  mehr  am 
Leben,  oder  abwesend  und  schwer  zu  belangen;  so  muss 
der  Producent  sich  mit  dem  Eide  des  Cessionars,  auch  wenn 
dieser  nur  vom  Nichtwissen  schwören  könnte,    begnügen. 

Alles  diess  gilt  auch  von  dem  zurückgeschobenen  Eide, 
wenn  der  Cessionar,  zur  Begründung  seiner  Forderung,  dem 
Schuldner  über  dasjenige,  was  zwischen  ihm  ([dem  Schuld- 
ner) und  dem  Cedenten  vorgefallen  ist,  den  Eid  zugescho- 
ben hat  ^*").   '"'--^  noMii;  •vj\iH}i'.\i\-jüA  n;.>;i    ,i-u;»'ji... 

''^-  Ist  aber  der  Cedent  dem  Cessionar,  in  Ansehung  des 
«streitigen  Gegenstandes,  zum  Regress  nicht  verbunden;  so 
geht  jenen  die  Eideszuschiebung  und  Zurückschiebung  nichts 
an.  Beide  Theile  können  sich  jedoch  desselben  als  Zeugen 
bedienen.  •  / 

§.  361. 
rPa  dem  Verhältnisse  zwischen  dem  Cessionar  und  dem 
Cedenten  dasjenige  vollkommen  ähnlich  ist,  in  welchem  sich 
der  Erwerber  einer  körperlichen  Sache  gegen  Den,  von 
welchem  er  sie  erworben  hat  (jz.  B.  der  Käufer  gegen  den 
Verkäufer)  befindet;  so  hat  bei  diesen,  im  Falle  der  Eides- 
zuschiebung oder  Zurückschiebung,    Alles  was  in  Ansehung 


*)  Anm,  d,  Heraus-g.  Da  dem  Cridar  alle  Verfügung  über  sein 
Vermögen  benommen  ist,  er  aber  am  Ausgang  des  Concurses  In- 
teresse hat,  so  möchte  dessen  Fähigkeit  oder  doch  Unverdächtig- 
keit  als  Zeuge  zu  bezweifeln  seyn.  Siehe  die  critische  Aumerk. 
Nr.  LXIV.  unter  §.  363. 
**)  Gensler,  hxehvv  Band  2.  S.  18.  Note  26.  — 
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Jeher  swebeif  verordnet  worden  ist  (^§.  360.3  ebenfalls  seine 
Anwendung  *).  i  " 

§.  362. 

In  der  Rechtssache  einer  Corporation,  z.  B.  einer  Stadt- 
oder  Dorfgemeinde ;  findet  die  Eideszuschiebung  und  Zu- 
rückschiel>Ung  nur  gegen  bestirmnte  eiiizelii/e*  Mitglieder  oder 
Vorsteher  der  Corporation ,  über  ilire^  eio^eneu .Handlungen, 
insofern  dadurch  die  Corporation,  ^'verbindlich  gemacht  wer- 
den konnte,  Statt.  In  Ansehung  anderer  Thatsachen  aber 
steht  es  beiden  Theilen  frei,  diejenigen  Mitglieder,  'die  von 
der  Sache  Wissenschaft  haben,  alf^  Zeugen  aufzuführen 
(§.  164.)  **>  ''    ■''-'  -'^  '  i>J"'» 

,..;  :■      ,:   V  .  .  Äf    ofo  ,ht'vn  no(\(>ih>. 

'Weniieinei*  Privat -Societät  (^Streitgenossenschaft)  der 
Eid  zugeschoben  oder  zurückgeschoben  wird;  so  liegt  ia 
Ansehung  der  eigenen  Handlungen  bestimmter  einzelner  Mit- 
glieder, insofern  dadurch  die  ganze  Gesellschaft  verbindlich 
gemächt  werden  konnte,  die  Einlassung  und  Abschwörung 
nur  diesen  einzelnen  3Iitgliedern,  in  Ansehung  anderer  That-? 
Sachen  aber  liegt  sie  sämmtlichen  Mitgliedern,  auch  selbst 
denjenigen,  welche,  im  Falle  der  Acceptation,  nur  vom 
]Vi(phtwisseh  schwören  könnei^.  ^  auf.  Verweigert  im  letztern 
Falle,  einS  öder  das  andere  dieser 'Mitorlieder  die  Einlas- 
sunff   oder   die  Abschwörung;    so  tritt  iedoch   die  Würkuus 

■   -     ^  '■     i      ■■  ,        '  'i         .  ,'!:  '^  \    •(.'•■■>.  Av^  \\'.\'..,\-.0S'-.- .     ">  »i 

dieser    Weigerung    blos    ziun   Nacfitheil    des    yTeigernden 
em'***)r     Der  Gegner  kann  aber  ailsdann  sich  dieses  WeH 

"^  Änm.'d.  flf'efau'sgl     r.  Bitlow,  Abiiandl,  etc,  2r  Bd.  Brau 

~'^^       1Ö19.    Sl'3lä.  —  Von  der  Eideszuschieburig  an  den  Standfi 

-')('      Gegners:   Stntbe,  rieclitl.  Bedenken,  Band  3,  S.  378.  ■  Pfeijfer  de^ 

aTj       ciss.  cassell.    1819,  2r  Band,  Abh.  .54ii;     j  ^i^\'i     ,  :.^. 01)13    P-.;i->i[ 

**)  Siehe.  Linde    in    Gensler's    Archiv^    Band  10.- «V  l-^fe;  •BlB«d''13l 

S.  181.  ff.  - —  Welche  der  streitenden  Theile   die   Schwüreudcn  zi\ 

wählen  hat?  siehe  Elicer's  Zeitschr.  2r  Jahrg.  1829,  8.  117—309. 

und  407.     L.   G.  Richter^    Aufsätze    über   verschiedene  Rechtsfra- 

S'^       gen.  Tübingen  1834,  Abb.  28.  S.  88.  —  und  Lin'fe,  Proz.  §.  303. 

d'  i'     Note  11;  —  Siehe  die  critische  Aninerk.  Bfr.  LXIV.  unter  §.  363; 

*t*>;L.  2S:.  pfmc.  §.  3.  D.nr  2.     G<rres/^ry'  Afchrv  Band  3.  S.  211.  flP. 

Brtrfwtfte  Jahrbücher  8r  Jahrg.  1833,  ».'77.» i  '■  "    >"  i'    '^  »is 
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Braunschw. 

äiitar '  des 
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geriiden,  gegen  die  übrigen  Mitglieder,   als  Zeugen  bedie-^ 
nen  (§.   164.).  ^»:;;;jii'jY/uA 


Cr  i  t  ische 

Anmerkung  LXIV.  des  Verfassers. 

lieber  die  Zeugenproduktion  des  Produkten;,  an  Statt  der 
Eideszuscliiebung. 

(Zu  §.  356—359.   362.  363  ) 
In  diesen  §§.  kommen    solche  Fälle  vor,    wo   der  Pro- 
dukt bei  der   Rechtssache,    in    welcher  ihm  der    Eid  zuge- 
schoben wird,    kein  eignes  persönliches  Interesse   hat,   oder 
wo  dieses   Interesse   wenigstens  nur  zum   Theil  sein   eignes 
ist  ([s.  Anm.  XXXVII. ).    Wenn  in  einem  Falle  dieser  Art  der 
Produkt  den  ihm  zugeschobenen  Eid  annimmt  und  schwört; 
so  hat  es   zwar  keinen    Anstand,    die   Würkung,    dass    der 
Beweis  für  verfehlt  zu  achten  sey,  eben  so  als  ob  die  Sache 
seine  eigne   wäre,    eintreten  zu  lassen:    aber   wenn   er  den 
Eid  verweigert;    so  kann    diess  die  Würkung    eines  Einge- 
ständnisses um  desswillen  nicht  haben,  weil  es  kein  Einge- 
ständniss    in  der   Sache    eines  Dritten   giebt,    und  also    die 
aus    der   Verweigerung   zu   folgernde    Bestätigung   des   Be- 
weissatzes  nur    als    ein   Zeugniss   betrachtet   werden   kann, 
ein  unbeschwornes  Zeugniss  aber   vor  Gericht  keinen  Glau- 
ben verdient.     Wäre   es,   um  einen  an  den  Fiscus  gemach- 
ten Anspruch  zu  beweisen,  genug,  dass  ein,  demselben  vor- 
stehender fiscalischer  Beamte  den,  diesen  Anspruch  begrün- 
denden, nicht  auf  seiner  eignen  verbindlichen   Handlung  be- 
ruhenden Thatsatz,  durch  Verweigerung  des  ihm  zugescho- 
benen  Eides,    eingestünde;    so    würde    diess   nichts  anders 
heissen,   als,  dass  gegen  den  Fiscus  ein  Beweis  durch  un- 
beeidigte Zeugen  Statt  fände.     Bei  Corporationen  und  Socie- 
täten  kann  es  leicht  der  Fall  seyn,  dass  einigen  Mitgliedern 
der  streitige  Gegenstand,  zu  ihrem  Autheile,   nicht  wichtig 
genug  ist,    um  darüber  einen   Eid  zu  schwören ,    oder   auch 
wohl,    dass  sie   mit  dem  Producenten  in   geheimem  Einver- 
ständnisse  sind.     In  diesem  Falle  muss  es  ihnen  zwar  un- 
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verwehrt  bleiben,  das  streitige  Recht,  zu  ihrem  Antheile, 
durch  Verweigerung  des  Eides,  aufzugeben:  aber  um  auch 
in  Ansehung  der  Autheile  der  Uehrigen  einen  Beweis  her- 
vorzubringen, ist  ihr  eidliches  Zeugniss  erforderlich.  Eben 
so  verhält  sich's  mit  dem  gerichtlich  erklärten  Verschwender, 
und,  im  Falle  eines  Concurses,  mit  dem  Gemeinschuldner :  denn 
auch  diese  Personen  erscheinen,  wenn  ihnen  der  Eid  zuge- 
schoben wird,  nicht  in  ihrer  eignen  Sache.  Als  Zeugen 
können  sie  freilich  auch  mangelhaft,  oder  wohl  ganz  unzu- 
lässig seyn :  aber  diese  Frage  gehört  nicht  hieher  (^s.  §.  I64.3. 
Es  ergiebt  sich  übrigens  hieraus,  dass  es,  in  dem  Falle 
der,  einer  Corporation  geschehenen  Eideszuschiebung,  eine 
ganz  unnöthige  Frage  ist:  welche  Mitglieder  sich  darauf 
einzulassen  schuldig  seyen?  Ist  von  eignen  gemeinverbind- 
licheu  Handlungen  bestimmter  Mitglieder  die  Rede,  so  be- 
antwortet sich  diese  Frage  von  selbst.  Ist  aber  diess  nicht 
der  Fall;  so  findet  nur  die  Zeugenproduktion  Statt:  und  da 
steht  es  dem  Producenten  frei,  seine  Zeugen,  so  wie  dem 
Produkten,  seine  Gegenbeweis -Zeugen,  nach  Gutfinden  zu 
wählen.  Beide  werden  sich's  von  selbst  angelegen  seyn 
lassen,  keine  solche  zu  wählen,  welche  von  der  Sache  keine 
Wissenschaft  haben.  Auf  alle  Fälle  aber  hat  das  richter- 
liche Amt  bei  dieser  Wahl  gar  nichts  zu  thun. 


§.  364. 

Wenn  im  Falle  des,  einer  Streitgenossenschaft  zuge- 
schobenen Eides,  ein  Theil  der  Mitglieder  den  Eid» annimmt, 
ein  anderer  Theil  aber  ihn  zurückschiebt  5  so  sind  folgende 
drei  Fälle  zu  unterscheiden: 

13  Entweder  es  kann  nur  einer  von  beiden  Theilen 
(]der  Producent  oder  die  annehmenden  Mitglieder  auf  Sei- 
ten des  Produkten^  von  Gewissheit,  der  andere  aber  kann 
nur  vom  Nichtwissen  schwören: 

23  Oder  beide  Thcile  können  von  Gewissheit  — 

33  Oder  endlich  beide  Theile  können  nur  vom  Nicht- 
wissen schwören. 

Im  ersten  dieser  Fälle  sind  beide  Theile  zum  Eide  zu- 
zulassen.    Der  Eid  der  annehmenden   Mitsflieder  würkt  aber 
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^usschliessend  blos  zu  ihrem  Vorthcil^  uud  der  Eid  des  Pro- 
duceiiten  würkt  ausschliesseiid  blos  zum  Nachtheil  der  zu- 
rückschiebenden Mitglieder. 

no f\  (Im,  ,J5 Weiten  Falle  sind  nur  die  acceptirenden  Mitglieder 
zum  Eide  zuzulassen,  und  die  Würkung  ist  blos  zu  ihrem 
iVoflheil.  Die  Leistung  des  zurückgeschobenen  Eides  findet 
gar  nicht  Sl<att:  Hingegen  ist  die  Würkung  zum  K^achtheil  der 
zurückschiebenden  Mitglieder  eben  so,  als  ob  der  Producent 
tlien  zurückgeschobenen  Eid  würklich  geschworeii  hätte. 
.(  .j  '»Jbn  drittem  Falle  endlich  findet  abermals  die  beidersei- 
tige Leistung   des   Eides,    mit   gleicher  Würkung,    wie   im 

er^teij  jEalle,  ;Stalt  *3. .  .; ..  .    

iwßiBb    tbiU   vAiolpilf.    'n\-\\      ^ a^iiDöaüU    ^juv^ 

-hm&vj/iujuto-o  noii-^io  "»britische  V-**  iii»>hjd38  ü9?.?,iiliix.'i  i 

Ailmerkuiiof  liXV.  des  Verfassers.' 

Ueber  :die'i<&allt3ibiij<der  Mide  bei  Streitgenossens^haftet^," 

In  dem  ersten  und  dritten  der  hier  angeführten  Falle 
ist  keine  walire  Collision  vorhanden :  denn  wenn  der  eine 
Theil  einem  gewissen  Thatsatz^  von  Gewissheit,  oder  vom 
Nichtwissen,  der  andere  Theil  aber  den  entgegengesetzten 
Thatsatz  nur  vom  N^ichtwissen  beschwört;  so  kann  auf  bei- 
den Seiten  moralische  Wahrheit  seyu.  Im  zweiten  Falle 
hingegen,  wo  Beide  von  Gewissheit  schwören  wollen,  muss 
notli wendig  Einer  von  Beiden  falsch  schwören:  und  diess 
darf  der  Richter  nicht  zugeben.  Doch  würde  es  unbillig 
seyn^  weiin  das  willkührliche  Zurückschieben  dem  Produ- 
centen  zum  Nachtheil  gereichen  sollte:  das  zurückschiebende 
Mitglied  muss  es  sich  desswegen  gefallen  lassen,  dass  die-r 
ses  Zurückschieben  als  eine  Verweigerung  des  zugeschobe- 
nen Eides  angesehen  wird. 

Fälle  dieser  Art  Averdeii  zwar  selten  vorkommen:  aber 
es  fehlt  in  den  Gerichten  nicht  an  Beispielen,  dass  sie  schon 

*)  Anin.   d.  Herausg.     Anders  verhält  es  sich  bei  untijeilbarem  In- 
teresse'  *er   Streitgenösseii.      L.    28.    %.    1.    und    3.     L.  42.  S.  3. 


ovtü  du^ch  Eidet%uschieb\inif, 


eis 


würklich  vorgekommen  sind,    nnd   den  Richter    nicht  wenig 

in  Verlegenheit  gesetzt  haben-    .  ■  <>   jü:^'^>mj-    i.j^i.»  ,;.,,•  ,.>^ 

,.j;,i  ».•■;<\»W'>T)'&     i«\J    jd'jiu    1)1!'.'/      lO^Olü 

•,        ,,  §.  365 jio-.*!  tt^w^»\a*t^%•\*\^n*  gab 

Zur  Abschwörung  des  zugeschobenen  oder  zurückge- 
schobenen Eides  muss  der  Richter  einen  Jeden ,  selbst  als- 
dann zulassen,  wenn  er  ausserdem  sich  durch  begangene 
Verbrechen  aller  Glaubwürdigkeit  verlustig  gemacht  haben, 
und  selbst  gerichtlich  für  eides- unfähig  erklärt  worden  seyn, 
sollte  *3  -'« 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aiiinerkuug  LXVI.  des  Verfassers. 

Unbedingte  persönliche  Znlässigkeit  ztnn  zugeschobenen  und 

'»'''-"  %um  zurückgeschobenen  Eide. 

..:-;::.      -  •    ■! 

„  ,.i  ).:•{  y.oh    «JiiP"  ^-  ^^-^  '    r  Jjhihoi"^!  lob  : 

Die  freie  Erklärung  des  Producenteu,  oder  des  Produk- 
ten, die  Entscheidung  seines  Schicksals  von  der  Gewissen- 
haftigkeit seines  Gegners  abhängen  lassen  zu  wollen^  lässt 
dem  Richter  durchaus  keine  Veranlassung  mehr  übrig,  in 
diese  Gewissenhaftigkeit,  wenn  er  auch  sonst  noch  soviel 
Grund  dazu  hätte  ^  für  diesmal  Misstrauen  zu  setzen.  Zwar 
erhält  ein  unmoralischer  Mensch,  durch  die  Zulassung  zum 
Eide,  Gelegenheit,  sein  Gewissen  noch  durch  eine  Sünde 
mehr  zu  beschweren:  aber  diess  würde  nur  alsdann  allen- 
falls zu  tadeln  seyn,  wenn  ihm  die  Gelegenlieit  ohne  Noth 
gemacht  würde.  Uebrigens  ist  an  der  Moralität  eines  Men- 
schen, der  nur  aus  3Iangel  au  Gelegenheit  nicht  sündigt, 
ohnehin  nichts  zu  verderben,  und  der  Richter  wird  einem 
solchen  Menschen  dadurch ,  dass  er  ihn  vom  Eide  aus- 
schliesst,  nicht  besser  machen.     Der  Grund  der  AusschUes- 


»>   Anm.    des    Herausg.     L.  6.    %.  4.   D.   3.   2.  L.    53.   %.    27.    D. 
47.  2.  L.  6.  §.  8.  L.  7.   11.  D.  47.  10.  c.  18.  C.  2.  12.  L.  3.  g.  1. 

Li.  9.  S.  2.  L.  34.  D.  12.  2.^  woraus  auch  zu  ersehen^  dass  der 
Eid  über  Verbrechen  des  Delaten  zugeschoben  werden  kann.  Siehe 
auch  Gensler,  Archiv  Band  1.  S.  302  —  Doch  können  Meineidige 
nicht  zum  Eid  zugelassen  werden.     Causa  22.   q.  5,  canon.  14.  — 
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sung  eiues  Zeugen^  gegen  dessen  moralische  Grandsätze 
Einwendungen  gemacht  werden,  ist  von  ganz  andrer  Art. 
Dieser  wird  nicht  um  Seinetwillen,  sondern  um  der  Rechte 
des  widersprechenden  Produkten  willen,  verworfen. 

§.  366. 

'"•iiEin  'zugeschobener  Eid  kann,  sobald  als  er  angenom- 
men ist,  von  dem  Producenleri  nicht  wieder  zurückgenom- 
men werden  *3;  ^^  sey  denn,  dass  erst  nach  erfolgter  An- 
nahme, entweder  **'  ''^ 

13  der  Producent  neue  Beweismittel  von  anderer  Art 
in  seine  Gewalt  bekommen  **37  ^^^^ 

23  von  einem  ihm  vorher  unbekannt  gewesenen,  dem 
Produkten  erweislich  zur  Last  liegenden  solchen  Verbrechen, 
welches  ihn  eidesunfähig  ***3  macht,  Nachricht  erhalten 
hätte,  oder  dass  endlich 

33  der  Produkt  vor  Abschwörung  des  Eides  gestorben 
wäre,  ohne  dass,  nach  den  eintretenden  Umständen,  dessen 
Tod  anstatt  der  würklichen  Eidesleistung  gelten  könnte 
(^§.  68.3,    und  dass  dessen   Erben  den  Eid  nicht  anders  als 

vom  Nichtwissen  schwören  könnten  f3. 

.:; 

Alles  dieses  gilt  auch  auf  Seiten  des    Produkten,, i^ifPII 

— — ,■  ;''T 

-jC^Di  Anm.  des  Herausg.  Selbst  wenn  die  Beweisfrist  noch  laufen 
sollte.  —    Lot%  in  Gensler's  Archiv^  Band  1.  S.  280.  ff. 

**)  Und  restitutio  in  integrum  erwirkt  hat.  —  Or erbeck  Medit.  10.  Bd. 
1805,  S.  310.     Hurlebuschj  Beiträge  etc.  2tes  Heft,  S.  133. 

'.***)  Oder  des  Meineid's  verdächtig  —  s.  Lofz  in  Gensler's  Archiv  1.  c. 
S.  309.  —  Beweis  des  Meineids  hebt  auch  die  Kraft  des  wirk^ 
lieh  geschwornen  Eides  auf.    S.  unten  §.  421. — • 

•}-)  Auch  hier  wird  restitutio  in  integrum  ertheilt,  v.  Lindeloff  in 
Gensler's  Archiv  Bd.  4.  S.  429.  Siehe  über  Zurücknahme  des  Eides : 
C.  Martin,  Entscheid,  des  Spruchcollegs  zu  Heidelberg  1.  Band, 
1808,  Abhandl.  9.  Sfrube ,  rechtl.  Bed.,  Band  3.,  S.  .385.—  Von 
Minderjährigen  siehe:  Bälow  und  Uage^nnim,  pract.  Erört.  3r.  Bd, 
1801  ,  S,  368.  —  Neiuini  licet  iterum  ad  sacramentum  recurrere. 
c.  11.  C.  4.  1, 
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dem  zurückgeschobeuen  Eide,   sobald  er  diese  Zurückschie- 
buug  gerichtlich  erklärt  hat  *). 

§.  368. 
Der  Produkt  kann  von  dem  einmal  augenommenen  Eide 
zur  Zurückschiebung  nie,  zur  Gewissensvertretung  aber  nur 
alsdann  zurückkehren,  wenn  er  erst  nach  erfolgter  Annahme 
neue  Beweismittel  von  Erheblichkeit  gefunden  hat.  Den  Er- 
ben des,  nach  erfolgter  Annahme  verstorbenen  Produkten 
steht,  insofern  nicht  der  Tod  statt  der  würklichen  Abschwö- 
rung gelten  kann,  alsdann  wenn  sie  nur  vom  Nichtwissen 
schwören  können,  auch  noch  die  Zurückschiebung  frei  **3- 

§•  36^. 
Der   Prbducent  kann,    wenn  einmal   ihm  der  zugescho- 
bene Eid    zurückgeschoben   ist,    in  keinem  Falle    zu  andern 
Beweismitteln  zurückkehren  ***\). 

§.  370. 

Hat  aber  der  Produkt  die  Gewissensvertretuug  gewählt ; 
so  kann  der  Producent,  zu  Widerlegung  des,  in  dieser  Ab- 
sicht unternommenen  Beweises,  sich  jeder  Art  von  Gegen- 
beweismittel bedienen  jj. 

§.  371. 

Da  das  Beweismittel  der  Eideszuschiebung  sehr  leicht 
von  übel  denkenden  Partheien,  muth williger  Weise,  blos  zu 
Beunruhigung  und  Kränkung  ihrer  Gegner  missbraucht  wer- 
den kann;  so  muss,  um  diesen  3Iissbrauch  möglichst  ein- 
zuschränken, in  allen  Fällen,  wo  der  zugeschobene  Eid 
angenommen  und  würklich,  es  sey  nun  von  Gewissheit, 
oder  auch  nur  vom  Nichtwissen,  geschworen  wird,  so  wie 
auch,  wenn  er  zurückgeschoben  und  von  dem  Producenten 
verweigert  wird,    der    Producent   in  sämmtliche   Kosten  des 


1»      l>      Ml' 

•)  Anm.  d.  Herausg.     Die  Ansichten  der  Rechtslehrer  und  die  hier 
eintretendenMüdificationen  s.  Lotz  in  Gensler's  Arch.  ßd.  1.  S.  310.  ff. 
•*)  Siehe  die  zu  dem  vorigen  §.  gemachten  Bemerkungen.  , 
•**)  Siehe  §•  350.     Vergl.  auch  unten  Titel  13.  — 
-f)  Linde,   Zeitschrift    für   Civilreclit  und    Prozess^    Band  3.  S.  1.  ff. 
Derselbe  in  seinen  Abhandhingen  Bd.  I.  S.  75.  ff.;  die  verschie- 
denen Meinungen  s.  Gönnet  jur.  Abhandl.  Bd.  II.  S.  170.  ff. 


218  //.  Th.     IX.  Tit.     Von  dem  Beweis 

Prozesses,  der  durch  diesen  Eid  entschieden  werden  sollte, 
verurtheilt  werden  *^. 

§.  378. 

»hi^Ist  die  Thatsache,  worüber  der  Eid  zugeschoben  wird, 
eine  demProdukten  angeschuldigte,  beschimpfende  Handlung, 
oder  wohl  gar  ein  förmliches  Verbrechen;  so  ist  der  Pro- 
dukt, nachdem  er  den  angenommenen  Eid  geschworen,  oder 
der  Producent  den  zurückgeschobenen  verweigert  hat,  zur 
Injurienklage  gegen  den  Letzteren  berechtigt,  und  der  Rich- 
ter muss,  nach  Beschaffenheit  der  Umstände,  selbst  von 
Amts  Avegen,  auch  auf  angemessene,  öffentliche  Bestrafung 
einer  solchermassen  sich  ergebenden  muthwilligen  Verläum- 
dung,  nach  vorheriger  Verhandlung  und  nöthigen  Falls  ge- 
führtem Beweis,   erkennen. 

Hingegen  findet  der,  bisher  übHch  gewesene,  von  dem 
Producenten  zu  schwörende  Eid  für  Gefährde,  als  eine  Be- 
dingung der  Zulässigkeit  der  Eideszuschiebung,  in  keinem 
Falle  mehr  Statt  **3.  '*i.>ju.j 

Critisclie 

Anraerkaiig  LXVII  des  Verfassers. 

lieber  die  Mittel y  den  Missbraiich  der  Eideszuschiebung 
zu   verhüten. 

'"  (Zu  §.  371—373.) 

Dass  rter  sogenannte  Eid  für  Gefährde  kein  wirksames 
Mittel  sey,  den  Missbrauch  der  Eideszuschiebung  zu  ver- 
hüten ,  hat  die  Erfahrung  längst  bewiesen.    Er  ist  vielmehr. 


*)  Anui.  d.  Heraus g.  Wird  der  Eid  vom  Producten  verweigert, 
oder'  vom  Relaten  geschworen,  so  trägt  der  Product  die  Kosten. 
**)  Anm.  des  Heraus g.  Anders  im  gemeinen  Recht.  L  34,  §.  4. 
D.  12.  2.  c,  9.  C.  4.  1.  —  L.  37.  D.  12.  2.  Die  Abieis«  ung 
des  Calumnieneides  durch  Specialbevollmächtigte,  c.  1.  2.  C.  2.  59. 
;  c.  6  7.  X.  2  7.  c.  3  in  Vlto  2.  4.  I.  R.  Absch.  §.  43.  —  Bei 
der  Zurikkschiebung  fällt  der  Uefährde-Eid  weg.  L.  34.  §.  7. 
D.  12.  2. 
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da  er  nur  den  Glauben  des  Schwörenden^  als  eiue^  in  Be- 
ziehung auf  die  Hauptsache,  ganz  uuerhebHche  Thatsache, 
zum  Gegenstande  hat,  an  sich  selbst  ein  Älissbrauch,  wo- 
durch, zumal  da  ihm  der  Haupteid  des  Produkten,  als  ge- 
wissermassen  Avidersprechend,  gegenüber  steht,  die  ehr- 
würdige Handlung  des  Eidschn'urs  in  dem  Urtheile  des 
Volks  geringschätzig  gemacht  wird.  Diess  würde  selbst 
alsdann  der  Fall  seyn,  wenn  man  die  unverständlichen,  und 
beinahe  sinnlosen  Formeln,  in  welchen  er  bisher^  gewöhnlich 
geschworen  wurde,  mit  besseren  vertauschte.     !'j))im«ioY/9a 

Die  Vorstellung  der  NotliAvendigkeit  des  Eides  für  Ge- 
fährde kann,  als  Abhaltungsmittel  von  der  Eideszuschiebung 
auf  den  Willen  des  »Produceuten  auf  zweierlei  Art  würken, 
nehmlich  entweder,  im  F^Ue  er  würklich  von  seinem  Un- 
recht überzeugt  ist,  durch  die  Furcht  vor  der  Strafe  des 
Meineids,  oder,  falls  er  diese  Ueberzeugung  nicht  hat,  und 
also  mit  gutem  Gewissen  schwören  kann,  durch  das  Gefühl 
des  Unangenehmen,  w^elches,  für  den  Schwörenden,  mit 
deg  Feierlichkeiten  eines  gerichtlichen  Eides  verbunden  ist.  Im 
zweiten  dieser  Fälle  ist  es  doch  gewiss  unbillig,  dem  Produ- 
centen  sein  rechtmässiges  Beweismittel  so  sehr  zu  erschwe- 
ren, dass  er.  bewogen  werden  kann,  es,  bloss  um  dieser 
Schwierigkeiten  willen,  ganz  fahren  zu  lassen.  Dagegen 
ist  der  erste  Fall  bei  weitem  der  seltenere:  und  wenn  irgend 
einmal  Jemand  so  gewissenlos  ist,  seinem  Gegner  über  einen 
Satz,  von  dessen  Unwahrheit  er  selbst  überzeugt  ist,  den 
Eid  zu  deferireu  5  so  kann  seine  moralische  Verderbtheit 
leicht  so  weit  gehen,  dass  es  ihm  auch  auf  einen  Meineid 
nicht  ankommt."  •      ''         --^  :^  •''"''^  ''^'''''^\  =''f '"  ";*;"'''' 

Aus  diesen  Gründen  glaube  ich  auf  Beifall  rechnen  zu 
dürfen,  wenn  ich  die  gänzliche  Abschaffuug  des  Eids  für 
Gefährde  bei  Eideszuschiebungen  vorschlage.  Die  an  des- 
sen Stelle  gesetzten  Vorschriften  zu  Verhütung  des  .Miss- 
brauchs (^§.  371.  372.)  werden  zwar  ebenfalls  den  Zweck 
nicht  vollständig  erreichen,  aber  sie  sind  der  Natur  der  Sache 
angemessener,  und  bei  strenger  Beobachtung  von  Seiten  des 
Richters  können  sie  nicht  ohne  heilsame  Würkung  seyn. 


IJlfcO  //.  Th.     X.  Titel.      Vom 

Zehnter     T  i  t  < 
Vom  zusammengesetzten  Beweise  ^J. 


Zehnter     Titel.  U 

.'S 


§.  374. 

Wenn  der  Producent  für  seinen  zu  beweisenden  Satz 
nur  mangelhafte  Beweismittel  hat  5  so  kann  das ,  was  jedem 
einzelnen  derselben  an  Glaubwürdigkeit  fehlt,  durch  deren 
grössere  Zahl  ersetzt  werden.  Sind  in  diesem  Falle  die 
Beweismittel  von  verschiedener  Art,  z.  B.  theils  Zeugen, 
theils  Urkunden  etc.,  so  heisst  der  dadurch  geführte  Beweis 
ein  zusammengesetzter  oder  künstlicher  **J. 

§.  375.  •  MP. 

'  Auch  alsdann,  wenn  der  IJ)-oducent  seinen  Hauptsatz 
unmittelbar  zu  beAveisen  nicht  vermag,  statt  dessen  aber  den 
Beweis  mehrerer  anderer  solcher  Sätze  unternimmt,  aus 
welchen,  zusammengenommen,  sich  auf  jenen  Hauptsatz, 
entweder  mit  Gewissheit,  oder  mit  mehr  oder  weniger 
Wahrscheinlichkeit,  schliesseu  lässt,  ist  ein  zusammenge- 
setzter Beweis  vorhanden  ***^.  vx 

■  '  §.  376. 

Wenb  hingegen  der  Gegenstand  des  zu  führenden  Be- 
weises  zwar  an   sich   selbst  aus  mehreren    einzelnen  That- 


*)  Anm.  des  Herausg.  Fredersdorff ,  Anweisung"  für  angehende 
Justizbeamte,  2ter  Theil^  Capitel  bi.,  S.  34o.  ff.  Linde,  Proz. 
S.  316.  — 
**)  Anm.  des  Herausg,  Andere  Begriffe  von  zusammengesetztem 
Beweis  siehe:  Marlin,  Proz.  %.  223.  Linde,  Proz.  §.  316.  Siehe 
L.  14.  D.  25.  2.  cap.  6.  X.  1.  9.;  cap.  6.  u.  10.  X.  2.  22.  — 
Gensler,  Archiv  Bd.  1.  S.  354.  oben  ;  S.  382.  Hinsichtlich  gleich- 
zeitigen Gebrauches  des  Eides  siehe  Linde,  Proz.  §.  248.  Derselbe 
im  Archiv  für  civ.  Prax.  Band  6.  S.  188. 
•**)  Anm.  d.  Herausg.  Diess  ist  der  eigentlich  künstliche  Beweis, 
der  bei  praesumtiones  am  häufigsten  vorkommt;  siehe  Weber  Ver- 
bindlichkeit zur  Beweisführung,  S.  339.  ff.  Gensler,  Archiv  Bd.  1. 
S.  29.  34.  35.  ff.  Linde,  Proz.  §,  314.  Ueber  Eidesdelation  ne- 
ben andern  Beweismitteln  beim  künstlichen  Beweis,  siehe  Gensler, 
Archiv  Band  1.  S.  157.  lit.  D.,  woselbst  auch  bemerkt  ist,  dass 
der  Beweis  direct  und  künstlich  zugleich  angetreten  werden  kann. 


zusammengesetzten  Beteeise,  22 1 

Sätzen  zusammengesetzt  ist,  oder  auch  wohl  eine  ganze 
Reihe  von  Thatsätzen  (^Geschichte)  in  sich  fasst,  der  Be- 
weis jedes  dieser  einzelnen  Thatsätze  aber  auf  Beweismit- 
teln von  einerlei  Art  beruht,  so  dass  z.  B.  der  eine  ganz 
durch  Zeugen,  der  andere  ganz  durch  Urkunden  etc.  geführt 
wird;  so  ist  zwar  der  ganze  Inbegriff  des  Beweises  als 
zusammengesetzt j  jeder  dieser  einzelnen  Beweise  für  sich 
aber  als  ein  einfacher  zu  betrachten. 

§.   377. 

Der  Werth  des  zusammengesetzten  Beweises  hängt  von 
dem  Werthe  der  einzelnen  Theile,  aus  welchen  er  zusam- 
mengesetzt ist,  ab,  so  dass  der,  durch  jeden  dieser  einzel- 
nen Theile  herv^orgebrachte  Grad  der  Wahrscheinlichkeit 
zuerst,  nach  den  im  bisherigen  vorgeschriebenen  Regeln, 
für  sich  untersucht,  und  dann  hiernach  das  Resultat,  ob 
nehmlich  diese  verschiedene  Wahrscheinlichkeiten  zusam- 
mengenommen einen  vollkommenen,  oder  nur  unvollkomme- 
nen Beweis,  und  welchen  Grad  dieses  letzteren,  hervorbrin- 
gen können,  beurtheilt  werden  muss. 

§.  378. 

Bei  dem  zusammengesetzten  Beweise  der  oben  envähn- 
ten  zweiten  Art  (^§.  375.)  kommt  hauptsächlich  der  Werth 
der  gemeinen  (^blos  logischen  Vermuthungsgründe  (^§.  53.) 
in  Betrachtung.  Diese  können  so  dringend  seyn,  dass  sie 
schon  für  sich  allein  einen,  der  Vollkommenheit  nahe  kom- 
menden Grad  des  Beweises  bewürken  *3.  Aber  auch  der 
schwächste  Vermuthungsgrund ,  die  entfernteste  logische 
Wahrscheinlichkeit  ist  bei  Prüfung  des  Werths  eines  zu- 
sammengesetzten Beweises  nicht  ausser  Acht  zu  lassen, 
wenn  er  mit  stärkeren  Gründen  in  Verbindung  steht.  Jener 
schwächere  Grund  heisst  alsdann,  im  Verhältniss  gegen  den 
stärkeren,  ein  unterstützender  **J,  und  mehrere  Gründe 
von  gleichem  Werthe  unterstützen  sich  wechselseitig.     Auch 


*)  Anm.  des  Herausg.  Bisweilen,  aber  selten^  erzeugen  sie  volle 
Geu-issheit.  Martin,  Proz.  §.  222,  Gensler,  Archiv  Bd.  1.  S.  342. 
Bd.  4.  S.  298.  —  Xr.  2.  S.  300.     Siehe  oben  §    54.  Xote  *. 

**)  Gensler  1.  c.  Band  1.  S.  36.  Note  **. 
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aus  den  persönliclicn  Eigenschaften  der  Partheien,  aus  ihrem 
raoralischen  Charakter,  aus  der  Art  und  dem  Grade  dof 
Ausbildung  ihres  Verstandes,  aus  ihren  persönlichen  Ver- 
hältnissen etc.  lassen  sich  Vermuthungen  ziehen,  welche  auf 
das  richterliche  Urtheil  über  den  Werth  eines  geführten  Be- 
weises Einfluss  haben  Mnncn  *•). 

Cr  i  tische  V  ,;e,  jti«  -fedls 

Anmerkung  LXVUI.  des  Verfassers. 

T  tp  Ueher  den  zusammengesetzten  Beweis. 
CZw^-  374— 378.) 
'  K.  F.  Hommel  fRhapsod.  Vol.  4.  Obs.  ÖOÖ.J  vergleicht 
d«n  Rechtsfall,  der  auf  einem  zusammengesetzten  (künst- 
lichen)  Beweise  beruht,  nicht  unglücklich  mit  der  Idiosyn- 
krasie der  Aerzte.  So  wie  hier  der  Arzt,  so  mu£is  dort  der 
Richter  aus  mehreren  einzelnen,  mehr  oder  weniger  erheb- 
Kchen,  einzeln  aber  nicht  entscheidenden  Erscheinungen  ein 
Resultat  ziehen,  welches  alle  di^se  Erscheinungen  mit  ein- 
ander in  eine  gewisse  Uebereinstimmüng  bringt.  Die  Re- 
geln, nach  welchen  seine  Vernunft  bei  dieser  Operation  zu 
verfahren  hat,  sind,  sobald  er  den,  von  den  Gesetzen  be- 
stimmten Werth  der  einzelnen  Beweismittel  kennt,  nur  die 
lillgemeinen  logischen  Regeln  des  .JDenk§ns.^  ^Diqsef  ,Jf  jtjel 
konnte  also  nicht  weitläufig  seyn^öil  ogoitt  .«iHijjfiaGiioa  iii 
r-ifio;l  oiütti    i;-);.u*jif»iiioyiiioV  •toi>    ,0011!)  nisfhj  riai?.  uil  iwAm 

'*3'*)' Ahm.  'des  HerauS'g*. '  tf^ber  C^d?/?ss7Mffes  BewetsesS.'^iVirfiwiJ 
od'.)  Proz.  §.  180.  Thibaut,  Fand,  §.  1183.  Pratobevern,  Mater  2,  Bd. 
-US  ^'*  *•  ^'  ^^-  Gensler,  Archiv  Band  4.  S,  273.  ff,  Linde  ,.^  fro2.i 
^        S    321.  und  die  Note  *  alleg. 

Tjii',  .  n 

nah  no;«j  ;i>  aia/bSy/ftoa 


.5:4  S 


E  i  1  f  t  e  r     Titel. 

Von  dem  Gebrauche  der,    im  Bisherigen  abgehandelten 
Beweismittel  zutü  Behuf  des  Gegenbeweises  '^J. 

ttio    iiobnoni-irrtov  tf:^\>    ^nab  lobo    ^ol  üjiii'xnyv 

i;ß  1»  Hfl 07/    ,\Av«\jsü  ioi  ■»'   '''"•  noüirtiomaJ«»  uo^i-jv/od  us 
Alle    bisher   abgehandelte    Beweismittel  kommen    picht 

blos  dem  Producenten,  zum  Behuf  seines  Beweises^  sondern 
auch^  nur  mit  einigen^,  im  Folgenden  bemerkten  Einschrän- 
kungen,  dem  Produkten,  zum  Behuf  seines  Gegenbeweises 
(§.  8.}  zu  Statten  -**3- 

§.  380. 
Der  Gegenbeweis  ist  entweder  dahin  gerichtet ,  die 
entgegengesetzte  Qualität  ^^**'3  des^  von  dem  Producenten 
zu  beweisenden  Thatsatzes  ([die  Verneinung  des  bejahenden 
und  die  Bejahung  des  verneinenden)  zu  beweisen^  oder  nur 
die  Mangelhaftigkeit   der  von  dem   Producenten  gebrauchten 


*)  Anm.  d.  Heraus»,  F,  Krohn,  diss.  exhib.  selecta  capita  process. 
de  prob,  et  reprubat.  Erlang.  1782.  Gönner,  Handb.  II.  Nr.  41. 
und  42.  Linde,  Abbandl.  Band  1.  Nr.  2.  Mittermnier  im  Archiv 
für  civ.  Prax.  6r  Bd.  S.  342.  ff.  Siehe  daselbst  die  Zusammen- 
stellung der  Gesetze  über  den  Gegenbeweis.  S.  343    bis  346. 

**)  Anmerk.  des  Herausg.  In  bestimmten  Fällen  kann  nur  durch 
bestimmte  Beweismittel  Gegenbeweis  geführt  werden.  L.  25.  §.  4. 
D.  22.  3,  —  Nov.  90.  cap.  4.  §.1.  Clem.  2.  2.  8.  —  cap.  17. 
19.  25.  X.  2    20. 

*«*)  Oder  die  physische  Unmöglichkeit  siehe  Cpllmann,  Grundlinien  etc. 
S.  51. 


^■in•.^•^   ihj    ijiuhu    d 
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Beweismittel  darzuthun.     Jenes  ist  der  immittelbare ,    dieses 
der  mittelbare  Gegenbeweis  *). 

Wenn  der  Produkt^  ohne  den  von  dem  Producenten 
aufgestellten  Thatsatz  an  sich  selbst  anzugreifen,  einen  an- 
dern solchen  Thatsatz^  welcher  die^  aus  Jenem  gezogene 
rechtliche  Folgerung  aufhebt  ([eine  faktische  Einwendung) 
zu  beweisen  unternimmt;  so  ist  dieses  nicht  GegenbeweiSj 
sondern  eben  so,  wie  der  Beweis  des  Producenten,  Haupt- 
beweis **3- 

§    381. 

Der  unmittelbare  Gegenbeweis  (^§.380.3  ist  entweder 
direkt^  wenn  der,  dem  bejahenden  Satz  entgegengesetzte 
verneinende,  oder  der,  dem  verneinenden  entgegengesetzte 
bejahende,  wörtlich  in  verneinender  oder  bejahender  Form 
zu  beweisen  unternommen  wird,  oder  indirekt ^  wenn  er  auf 
einen  andern  Thatsatz,  welcher  den  zu  beweisenden,  ver- 
möge einer  nothwendigen  oder  wahrscheinlichen  Folgerung 
([§.  52.  53.3  ausschliesst,  gerichtet  ist  ***3. 


C  r  i  t  i  s  ch  e 

Anmerkung  I>XIX.  des  Verfassers. 

n  /iuUeber  den  Begriff  und  die  verschiedenen  Arten  des   do 

naljfi    '  Gegenbeweises.  i '!v 

■«""  (Zu  §.  380.  381.)         /^""'Ißba 

"Der    Begriff   des    Gegenbeweises   ist   bisher   oft,   zwar 
nicht  in  der  Theorie,  aber  doch  in  der  Praxis,  mit  dem  Be- 


*)  Linde:Vtoz.  §.  236.  -  ^'^'*   .»ficioiqn    »-»  .donM  ,h 

,..  "i  "'  ■     '■*.  '       ■'■  •■■'■  '        f    '■;;: 

**3  Mittermaler  I.  c.  §.  2.  —  Linde,  Abliandl.    S.  54.  ff."^—    Es  lasst 

sich  bestreiten,  ob  nicht  auch  das  Bestreben,  die  Unzulässigkeit  der 
Beweismittel  darzuthun^  zum  eigentlichen  Gegenbeweis  gehört.  — 
***)  Anm.  des  Herausg.     Bekanntlich   Avird   der  Ausdruck  indirecter 
,.,        Gegenbeweis    gewöhnlich  yoa  dem    Beweis  der   Einreden  etc.  ge- 
braucht und  der  Ausdruck  des    Verfassers   bezeipjiuet    den  Gegen- 
beweis künstlich  geführt,  z.  B.  den  Beweis  des  Alibi.   §.   12.  Inst. 
■■'^"^  "'i*.' 'i^.'  '(20.) " C  14.  '  C.   8.    38.    —   Der   miV/eiri/ire   Gfegenbeweis 
ist  eigentlich  immer  ein  künstlicher.  — 
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oTiff  des  Beweises  einer  Einwendung  verwechselt  worden. 
Es  ist  von  Wichtigkeit,  diesen  Irrthum  zu  vermeiden:  denn 
die  Würkungen  des  einen  sind  von  den  Würkungen  des  an- 
dern verschieden.  Wer  den  Beweis  seiner  Einwendung  ver- 
fehlt, der  wird  unbedingt  sachfällig:  wer  aber  seinen  Ge- 
genbeweis verfehlt,  der  wird  es  nur  insofern,  als  sein  Geg- 
ner den  ihm  aufliegenden  Hauptbeweis  geführt  hat.  i 
Auch  die  Eintheilung  des  Gegenbeweises  in  den  unmit- 
telbaren und  mittelbaren,  und  des  ersteren  in  den  direkten 
\md  indirekten,  ist  etwas  mehr  als  müssige  Schuldistinktion. 
Es  ist  in  gewissen  Fällen  aus  dem  Folgenden  ersichtlich, 
dass  davon  eine  wesentliche  Verschiedenheit  der  Würkun- 
gen abhängt. 


§.  382. 

Was  zum  direkten  Beweise  eines  verneinenden  Thal- 
satzes durcli  Zeugen  erfordert  werde,  ist  oben  (^§.  148.  und 
171.3  schon  bestimmt.  Diese  Erfordernisse  treten  also  auch 
bei  dem  Gegenbeweise  ein. 

§.  383. 

Die  Eideszuschiebung  findet  zum  Behuf  des  direkten 
Gegenbeweises  nicht  Statt.  Wohl  aber  ist  sie  zum  Behuf 
des  indirekten,  so  wie  des  mittelbaren  zulässig  *3-  Wenn 
also  z.  B.  der  Producent  den  Beweis  seines  Satzes  durch 
eine  von  dem  Produkten,  in  Ansehung  der  Unterschrift  an- 
erkannte Urkunde  der  ersten  Art  {%.  197-3  unternimmt;  so 
kann  der  Letztere  zum  Beweis  der  Unächtheit  des  Inhalts 
dieser  Urkunde  (^§.  213.  214.3,  als  welcher  im  Grunde  di- 
rekter **3  Gegenbeweis  ist,  sich  der  Eideszuschiebung  nicht 
bedienen.  Ist  aber  der  Inhalt  der  Urkunde  zweifelhaft  (^§.  290-3; 
und  behauptet  der  Produkt,  dass  er  mit  dem  Producenten 
über  eine  gewisse,  wenn  gleich  dem  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauch nicht  angemessene  Bedeutung  der  gebrauchten  Worte 


•)  An  in.  des  Heraus  ».     cap.  2.  X.  2.    19.     Gensler,  Archiv  Bil.  1. 

Abhandl.  12.  bes.  Lil.  D.  Bd.   II.  Abh    32,  S.  325.  not.  36.     Linde, 

Proz.  §.  236.  a.  E. 
**)  Siehe  §.  380.  am  Ende  des  ersten  Absatzes. 

15 
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besonders  übereingekommen  sey;  so  ist  zum  Beweise  dieser 
Behauptung,  der  im  Grunde  indirekter  Gegenbeweis  ist  ^^^ 
die  Eideszuschiebung  zulässig  **3-  Gegen  einen  unternom- 
menen Zeugenbeweis  kann  der  Produkt  dem  Produccnten 
den  Eid  darüber,  dass  die,  von  den  Zeugen  zu  bezeugen- 
den Sätze  unwalu-  seyen,  nicht  zuschieben.  Behauptet  er 
aber,  der  Producent  habe  seine  Zeugen  bestochen ;  so  findet, 
zum  Behuf  dieses  mittelbaren  Gegenbeweises,  die  Eideszu- 
schiebung allerdings  Statt  (§.  860.3  ***3- 

§.  384. 
Auch  die,  einer  solchen  Urkunde  der  ersten  Art  (^§.  197-3^ 
welche  ein  Schuldbekenntniss  enthält,  entgegengesetzte  Ein- 
icendung  nicht  erhaltener  Bezahlung  kann,  da  diese  Ein- 
wcndungv,  insofern  dem  Schuldner,  den  Gesetzen  nach, 
darüber  der  Beweis  aufliegt  j) ,  im  Grunde  eine  Ver" 
läugming  des  Inhalts,  der,  in  Ansehung  der  Unterschrift 
anerkannten  Urkunde,  mithin  der  Gegenstand  eines  direkten 
Gegenlieiveises  ist,  durch  die  Eideszuschiebung  nicht  geführt 
werden.  Mit  dieser  Einwendung  sind  aber  andere,  ihr  ge- 
wissermassen  ähnliche,  z.  B.  die  der  Verkürzung,  des  Wu- 
chers etc.  nicht  zu  verwechseln,  da  es  in  Ansehung  der- 
selben, als  ivuhrer  Eimvendungen ^  nicht  auf  Gegenbeweis, 
sondern  auf  Hauptbeweis  ankommt  {^.  380.3- 

C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aiinierkuiig  LXX.  des  Verfassers. 

Einschränkung   des   Beweismittels    der  Eideszuschiebung  in 
Rücksicht  des  Gegenbeweises. 

(Zu  §.  S83.  384.) 
Die  Annahme  des   zugeschobenen  Eides  kann  der  Pro- 
dukt dadurch    ablehnen,    dass  er   sein  Gewissen   durch  Be- 


*)  Im  Sinne  des  §.381. 
**>  S.  Gensler,  Archiv  Band  IV.  S.  285. 
***)  Siehe  die  critische  Annieik.  unter  §.  384,1 

-|-)    Anut.    des  Heraus».     Oder    vielmehr  vnchv.vhissen    ist:     Linde, 
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weis  vertritt,  das  heisst,  durch  andere  3Iittel,  z.  B.  Zeii- 
g-en,  Urkunden  etc.,  den  BeAveis  der  Unwahrheit  des,  von 
dem  Producenten  aufgestellten  Thatsatzes  führt.  Hieraus 
folgt,  dass,  weini  der  Producent  seinen  Hauptbeweis  durch 
andere  Mittel  führen  will,  der  Produkt  dieses  durch  die  Ei- 
deszuschiebung,  als  Gegenbeweismittel,  nicht  verhindern 
kann:  denn  jener  andern  Mittel  dürfte  sich  alsdann  der  Pro- 
ducent, als  Reprodukt  und  Delat,  nur  zum  Behuf  der  Ge- 
wissensvertretung bedienen,  um  die  Annahme  des  zugescho- 
benen Eides  abzulehnen.  Die  Gesetze  erkennen,  indem  sie 
die  Gewissensvertretung  zulassen,  den  ganz  vernünftigen 
Grundsatz  an,  dass  ein  vollkommen  bewiesener  Thatsatz 
nicht  auch  noch  einer  eidlichen  Bestätigung  von  Seiten  des- 
sen, der  ihn  bewiesen  hat,  nöthig  habe :  und  dieser  Grund- 
satz muss  dem  Producenten  eben  so  gut  als  dem  Produkten 
zu  Statten  kommen.  A^ermag  der  Producent  seinen  Beweis 
nicht  vollkommen  zu  führen ;  so  kanti  alsdann  zwar  immer 
noch  sein  Eid,  zur  Ergänzung,  nöthig  sein:  aber  diess  ist 
kein  von  dem  Produkten,  als  Reproducenten,  zugeschobener, 
sondern  ein  von  dem  Richter  auferlegter  Eid,  von  welchem 
erst  unten  gehandelt  wird. 

Der  Satz:  Zum  Behuf  des  direkten  Gegenbeweises  fin- 
det keine  Eideszuschiebung  Statt^  muss  also,  ohne  Ausnahme 
gelten;  und  hiernach  lässt  sich  die,  bisher  oft  bestrittene 
Frage :  Ob  und  in  wie  weit  gegen  eine  klare  und  aner- 
kannte Urkunde  die  Eideszuschiebung  Statt  finde?  leicht 
entscheiden.  Die  Urkunde  wird  entweder  von  dem  Produ- 
centen, zum  Behuf  seines  Hauptbeweises,  oder  von  dem 
Produkten,  zum  Behuf  der  Gewissensvertretung,  producirt. 
Im  ersten  Falle  ist  die  Eideszuschiebung  als  ein  an  sich 
unstatthafter  Gegenbeweis  zu  betrachten,  und  im  zweiten 
ist  sie  durch  ein  gesetzmässiges  Mittel  abgelehnt. 

Diess  Alles  ist  indessen  nur  von  dem  direkten  Gegen- 
beweise zu  verstehen.     Der  indtrektej  so  wie  der  mittelbare 


Proz.  §.  236.  Note  3.  und  Note  12.  3Jittermnier,  im  Archiv  fiir 
civil.  Praxis,  Bd.  6. ,  Abh.  18.  S.  359.  ff.  —  Ueber  die  excep.  non 
numerat.  pecun.  Linde ,  Proz.  §.  256.  Not.  33.  CoUmann  Griiiid- 
linieu  etc.   §,  4. 
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kann  allerdings  durch  Eideszuschiebung  geführt  werden^  weil 
den  Thatsätzeii,  welche  er  zum  Gegenstände  hat,  durch 
den  Hauptbeweis  des  Producenten  nicht  schlechterdings  wi- 
dersprochen Avird^  und  weil  also  dieser  Hauptbeweis  auch 
als  GcAvissensvertretung  ohne  Würkung  seyn  würde.  Die 
im  Texte  angeführten  Beispiele  werden  diess  hinlänghch  deut- 
lich  machen. 

In  Beziehung  auf  eins  dieser  Beispiele  ([§.  383-3  ™'JS* 
ich  nur  noch  bemerken,  dass  der  Schriftsteller^  welcher, 
unter  den  neueren^  das  meiste  und  das  richtigste  über  die 
Natur  des  rechtlichen  Beweises  gedacht  und  geschrieben 
hat^  und  mit  dem  ich  es  desswegen  bisher  schon  oft  zu 
thun  gehabt  habe^  C.  F.  Hommel  Qlhaps.  Vol.  2.  Obs.  387.3 
den  Gebrauch  der  Eideszuschiebung  zu  weit  ausdehnt^ 
wenn  er  sie  auch  soffar  zum  Behuf  des  Beweises  der  Un- 
ächtheit  des  Inhall.^  einer ,  in  Ansehung  der  Unterschrift 
anerkannten  Urkunde  der  ersten  Gattung  Statt  finden  lässt. 
Durch  das  Anerkenntuiss  der  Unterschrift  ist  der  Inhalt  der 
Urkunde^  zwar  nur  aussergerichtlich,  aber  doch  mit  der 
Würkung  voller  Beweiskraft,  eingestanden  (^s.  Anm.  XLVHI. 
XLVIX.3.  Der  Beweis  der  Unächtheit  dieses  Inhalts  ist 
aXho  direkter  Gegenbeweis.  Wollte  man  zum  Behufe  des- 
selben die  Eideszuschiebung  zulassen;  so  würde  daraus  fol- 
gen^  dass  eine  solche  Urkunde  nie  zum  Beweise  als  Ge- 
Avissensvertretung  tauglich  wäre^  und  dass  sie  überhaupt 
immer  erst  noch  von  dem  Producenten  eidlich  bestärtkt  seyn 
müsste,  um  volle  BeAveiskraft  zu  haben.  Dass  die  Eides- 
zuschiebung gegen  ein  Schuldbekenntnisse  zum  Behuf  des 
Beweises  nicht  erhalt ner  Zahlung j  in  den  Fällen  ^  avo  dar- 
über dem  Aussteller  der  BeAA^eis  aufliegt  ^  nicht  Statt  finde 
([§.  384.3,  giebt  gedachter  Schriftsteller  selbst  zu. 


§.  383. 

Gegen  den  BcAA'^eis  durch  richterlichen  Augenschein^ 
findet  der  Natur  der  Sache  nach^  kein  unmittelbarer ;  AA^eder 
direkter  noch  indirekter  GegenbeAA^eis,  AAohl  aber  der  mit- 
telbare ^   z.  B.  dass  der    Richter  bei    Aufnahme   des  Augen- 
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Scheins,  das  gesetzliche  Verfahren  nicht  heobachtet  habe, 
Statt  *3-  Dahin  gehört  aber  nicht  der  Fall,  wenn  über  die 
Identität  des  zu  beaugenscheinigenden  Gegenstandes  gestrit- 
ten wird,  und  der  Beweis  hierüber  durch  andere  Mittel  zu 
erledigen  ist. 

§.  386. 

Wenn  der  Produkt  ein  von  dem  Producenten  acceptir- 
tes,  gerichtliches  oder  aussergerichtliches  Eingeständniss  wi- 
derruft, und  die  Unwahrheit  des  eingestandenen  Thatsatzes 
zu  beweisen  unternimmt  (ß.  92.  lOS.J;  so  ist  dieser  Be- 
weis als  ein  Gegenbeweis  zu  betrachten,  welcher  sowohl 
auf  unmittelbare,  direkte  und  indirekte,  als  auf  mittelbare 
Weise  geführt  werden  kann  **3-  Das  letztere  geschieht, 
wenn  z.  B.  der  Produkt  beweist,  dass  er  die  natürliche  und 
bürgerliche  Fähigkeit,  ein  gültiges  Eingeständniss  zu  thun, 
nicht  gehabt  habe;  dass  das  Eingeständniss  nicht  frei  gewe- 
sen sey  (§.  74.3  etc.  ^---'-J. 

§.  387. 

Einen  durch  Eingeständniss  geführten  Beweis  hebt  der 
geführte  Gegenbeweis  nur  insofern,  als  jenes  früher  gesche- 
hen ist,  auf.  Hingegen  wird  jeder  frühere  Beweis  durch 
ein  spät/gres  Eingeständniss,    als  Gegenbeweis,    aufgehoben. 


*)   Genslcr,  Archiv  Band  4.  S.  282.  Nr.  1. 

**)  Anni.  des  Heraus».  Linde,  Proz.  §.  256.  Note  19.  20.  u.  28. 
ist  der  Meinung,  dass  gegen  gerichtliche  Geständnisse  in  der  Re- 
gel (viele  Ansnal'.nien  ,  z.  B.  der  physischen  Unmijgliclikeit ,  siehe 
die  Note  19.)  kein  Gegenbeweis  zulässig  sey,  gestützt  auf  L.  11. 
g.  1.  2.,  L.  7.  8.  15.  D.  11.  \.,  dass  aber  gegen  nitssergericht- 
liche  Geständnisse  unbedingt  Gegenbeweis  Statt  finde,  gestützt 
auf  L.  25.  §.  4.  D.  22.  3.  c.  13,  C.  4.  30.  S.  auch  Collmnnn, 
Griindün.  etc.  §.  54, 
**')  Anui.  des  Heran sg.  Hier  ist  zu  erinnern :  ist  die  Existenz  des 
EingestJJudnisses  von  dein  sich  darauf  Berufenden  annocli  darzu- 
thun,  so  ist  gegen  den  dcssfaüsigen  Beweis  jeder  Gegenbeweis 
zulässig.  I'iegt  diese  Existenz  juristisch  gewiss  vor,  so  stellt 
sich  der  Beweis  der  am  Ende  des  §.  erwähnten  Einwendmigen, 
sowie  z.  B,  der  Beweis  der  physischen  Unmöglichkeit  des  Einge- 
standenen zwar  als  Gegenbeweis  dar.  Dieser  ist  aber  alsdann 
nicht  blos  nachzulassen,    sondern  besser  ausdrückUcii  aufzulegen. 
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§.  388. 
Wenn  der  Produkt^  indem  er  sein  Eingeständniss  zu- 
rücknimmt, den  ihm  aufliegenden  GegenbcAveis  daduich  führt, 
dass  er  sich  auf  ein  entgegengesetztes  Eingeständniss  des 
Producenten  beruft;  so  heben  beide  Eingeständnisse,  inso- 
fern sie  gehörig  bewiesen  sind ,  und  an  sich  selbst  gleiche 
Beweiskraft  haben,  einander  wechselseitig  auf,  und  der 
Producent  hat  also  seinen  Beweis,  insofern  er  auf  dem  Ein- 
geständniss des  Produkten  beruhte,  verfehlt.  Wenn  also 
z.  B.  der  eine  Theil,  vor  Gericht  behauptet  hat,  dass  der 
andere  Theil  ihm  sein  Haus  verkauft  habe,  wenn  der  andere 
Theil  dieser  Behauptung  vor  Gericht  widerspricht,  Avenn  wäh- 
rend des  Streits  hierüber  das  Haus  abbrennt,  und  wenn  nun 
der  angebliche  Verkäufer,  um  den  Schaden  von  sich  ab, 
auf  seinen  Gegner  zu  wenden,  sich,  zum  Beweise,  dass 
er  demselben  das  Haus  verkauft  habe,  auf  dessen  vormali- 
ges gerichtliches  Eingeständniss  (ß.  SO.J  beruft;  so  ist  das, 
demselben  entgegenstehende,  vormalige  gerichtliche  Einge- 
ständniss des  nunmehrigen  Producenten  (^sein  Läugncji)  ein 
hinlänglicher  Gegenbeweis,  um  jenen  Beweis  aufzuheben, 
und  der  Producent  muss  ihn  also,  eben  so  wie  vormals  sein 
Gegner  hierzu  schuldig  gewesen  wäre^  durch  andere  Mit- 
tel führen  *3- 

C  r  i  t  i  s  c  Ii  e 

Anmerkung  LXXI.  des  Verfassers. 
lieber  die  Collision  gegenseitiger  Eingeständnisse. 

(Zu  §.  388.) 
Dass  in  einem  Falle,  wie  dieser,  die  beiderseitigen  Ein- 
geständnisse als  sich  wechselseitig  aufliebend  angeschen, 
imd  demjenigen,  dem  der  Natur  der  Sache  nach,  der  Be- 
weis aufliegt,  denselben  durch  andere  Mittel  zu  führen  über- 
lassen Averde,  ist  die  einzige  mögliche  Art,  sich  aus  der 
Sache  zu  helfen.     Der  Producent  kann   sich  nicht  beklagen. 


*)  Aiiiu.  des  Her  aus».      Siebe   gegen   dieses  Beispiel   oben   §.   76. 
Note  *,   §.  77.    u.  80.  Note  *. 
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dass  man  ihm  das,  was  er,  wenn  gleich  aus  dem  Munde 
seines  Gegners,  jetzt  behauptet,  nicht  ohne  Beweis  glau- 
ben will,  da  er  selbst  es  vormals  für  unwahr  erklärt  hatte. 
Die  Fälle  dieser  Art  sind  nicht  ganz  selten,  C.  F.  Hommel 
(\.  c.  Vol.  4.  Obs.  501.)  hat  einige  Beispiele  angeführt,  und 
in  Beziehung  darauf  die  Jurisprudenz  mit  einem  eignen  neuen 
Kunstworte  (^Antistrephusa)  bereichert. 


§.  389. 

Gesfcn  einen  unternommenen  Zeugenbeweis  kann  der 
unmittelbare,  direkte  und  indirekte  sowohl,  als  der  mittel- 
bare Gegenbeweis  auch  durch  die  eigenen  Zeugen  des  Pro- 
ducenten,  in  der  Art  geführt  werden,  dass  der  Produkt  ih- 
nen, indem  sie  ihr  Zeugniss  ablegen,  Fragen  vorlegt,  Avelche 
sich  auf  entgegengesetzte  Sätze,  oder  auf  nähere  Bestim- 
mung der  zu  bezeugenden  Sätze,  oder  auf  ihre  persönliche 
Glaubwürdigkeit  bezichen  *).  Doch  kann  der  Produkt  sich 
auch  eigener  Gegenbeweiszeugen  und  anderer  Beweismittel, 
bedienen  **). 

§.  390. 
Wenn  bei  einem  unternommenen  Zeugenbeweise ^  der 
Produkt  zum  Behuf  des  mittelbaren  Gegenbeweises,  darthun 
will,  dass  der  gegen  ihn  aufgeführte  Zeuge  schon  vorher 
einen  Meineid  begangen  habe  (^§.  114.);  so  kann  diess  nur 
durch  solche  Mittel  geschehen,  wodurch  nicht  allein  die  Un- 
wahrheit des  von  dem  Zeugen  ehemals  bezeugten  Thatsatzes, 
sondern  auch  das  Bewusstseyn  desselben  von  dieser  Un- 
wahrheit, aufs  vollkommenste  ausser  Zweifel  gesetzt  wird. 
Soll  dieser  Beweis  durch  Zeugen   geführt    werden ;    so   sind 


*)  Aiun.  des  Herausg.  Ueber  die  tCrnystücke  beim  Zeugcnbewcis: 
J.  V.  Beselin,  Bemerk,  über  die  Ititerrogatorien  etc.  Rost.  1816.  — 
Zum  Theil  gegen  Verfassers  Ansiclit:  Mittermnier  im  Archiv  fiir 
civil.  Prax  Bd.  V.  S.  189.fr.  Linde,  Proz.  §.  267.  Note  6.  ii  7. 
**>  Siehe  auch  Gensler,  Archiv  Uand  4  Abb.  21.  §.4.  S.291.  S.  280. 
Nr  1.  S.  281.  282.  und  oben  §.  170.  -  Eine  BeschränKnng  dos 
Gcgpnbeweises  durch  Zeugen:  Mittermaier  im  Archiv  Banl  6. 
S.  371.  iiläcr  c.  25.  X.  2.  20. 
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deren  wenigstens  drei  *)^  und  zwar  solche,  gegen  deren 
Glaubwürdigkeit  durchaus  nichts  eingewandt  werden  kann, 
erforderlich,  und  ihre  Aussagen  müssen  umständlich  und 
deutlich  enthalten,  nicht  allein,  dass  die  Sache  sich  anders, 
als  der  Beschuldigte  sie  beschworen  hat,  verhalten,  sondern 
auch,  dass  derselbe  von  der  wahren  Beschalfenheit  der 
Sache,  zur  Zeit  des  abgelegten  Eides,  Wissenschaft  ge- 
habt habe.  Doch  kann  auch  durch  einen  weniger  strengen 
Beweis  dieser  Art  die  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  einiger- 
massen  verdächtig  gemacht  werden. 


C  r  i  t  i  s  c  Ii  e 

AinnerkuDg  LXXII  des  Verfassers. 

lieber  den  Beweis   des  Meineids. 

Der  Beweis  des  Meineids  durch  Zeugen  ist  um  dess- 
willen  immer  bedenklich,  weil  dieser  Beweis  selbst  auf  dem 
Eide  beruht,  und  weil  er  einen  Thatsatz  zum  Gegenstande 
hat,  wovon,  wenn  man  ihn  als  wahr  annimmt,  die  Unzu- 
verlässigkeit  des  Betceismittels  eine  unmittelbare  Folgerung 
ist,  mithin  dieses  letzlere  sich  gewissermassen  selbst  aufhebt. 
Es  ist  also  ein  ganz  gültiger  Grund  vorhanden,  hier  eine 
grössere,  als  die  sonst  gewöhnliche  Anzahl  von  Zeugen  zu 
verlangen,  so  wie  auch  bei  andern  Beweismitteln  ein  höhe- 
rer als    der   gewöhnliche    Grad   von  Evidenz  erfordert  wird. 


g.   391. 

Gegen  den  Beweis  durch  Sachverständige  findet  der 
unmittelbare  Gegenbeweis  durch  andere  Sachverständige  nur 
insofern  Statt,  als  das  schon  wirklich  gegebene  Erkenntniss, 
nach  den  oben  {%.  194.)  gegebenen  Bestimmungen,  zur  Wie- 
derholung geeignet  ist  **). 


*)  Anmerk.  d.    Her  aus  g.     Mulhlanc  doctriua  de  jiirejiiraiido.  Edit, 
nov.  Tubing.  1820.  §.  66.  S.  177.,  woselbst  auch  über  den  Beweis 
des  Meineides  durch  audere  Mittel  nachzusehen. 
-**)  Yergl.  Mitlennaier  in  Genultrs  Archiv  Band  2.  S.  128.    u.  137.  ff. 
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§.  392. 

Auch  der  gegen  den  Inhalt  einer  öffentlichen  Urkunde 
unternommene  unmittelbare  Gegenbeweis  muss^  um  den^  auf 
jener  beruhenden  Beweis  gänzlich  aufzuheben^  den  höchsten 
Grad  von  juristischer  Gewissheit  hervorzubringen  fähig  seyn. 
Dahin  gehört  der  Gegenbeweis  durch  richterlichen  Augen- 
schein und  durch  späteres  Eingeständniss  (^§.  387-3.  ^^  ird 
dieser  Gegenbeweis  durch  Zeugen  unternommen;  so  sind 
wenigstens  drei  *3  vollgültige  Zeugen  erforderlich.  Diess 
gilt  jedoch  nicht  in  dem  Falle ,  wenn  es  erst  noch  auf  den 
Beweis  der  Aechtheit  der  Urkunde  ankommt  (^§.  233.  234.3- 

§.  393- 

Der  mittelbare  Gegenbeweis  gegen  eine  öffentliche  Ur- 
kunde kann  insbesondere  auch  darüber^  dass  der  Aussteller 
derselben  zu  dieser  Ausstellung  nicht  qualificirt  gewesen  sevj 
geführt  Averden  ** ). 

§-   394- 

Gegen  den  Beweis  durch  vertragsmässigen  Eid^  ist 
durchaus  kein  Gegenbeweis  zulässig  ***3. 

§-  395- 

Gegen  den  Beweis  durch  Eideszuschiebung  findet  eben- 
falls kein  Gegenbe^veis  f3^  sondern  nur  die  Gewissensver- 
tretung (^§.  339-3  Statt;  deren  AVürkung  von  derjenigen  des 
Gegenbeweises  darin  wesentlich  verschieden  ist  ^  dass, 
Avenn  der  dadurch  unternommene  Beweis  verfehlt  Avird,  der 
Beweis  des  Producenten  für  geführt  angenommen  Averden 
muss  (^§.  348.3;    anstatt   dass  im  Falle  des  Aerfehlten  Ge- 


*)  An  111.  des  Heraus».  Man  führt  dafür  c,  10.  X.  2-  22.  an.  • — 
S.  dagegen  Getjsler  im  Archiv  Bd.  II.  S.  320.  f.^  Bd.  IV-  S.  283. 
not.  28.,  S.  284.  und  die  not.  33.  alleg.  —  Vcrgl.  überhaupt  c.  15. 
C.  4.  21.:  c-  14,  C.  8-  38-;  L.  10.  D.  22.  3-:  L.  2-5.  §.  4.  D. 
22.  3.;  c-  3-  C-  2-  43.^  Nov.  73.  c.  3.  — 
**)  S.  auch  CoUmann,  Grundhn.  §.  54. 
*+*)  S.  oben  die  Anm-  d-  Heraus»-  zu  §.  337. 

•j-)  S.  Malblanc    doctr.    de  jurej.    §.  40.     Gönner,  Abh.  Bd.  II.  Abli. 
29.  Xr.  HI.  u.  VII. 
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genbeweises    dem  Producenten    die  Nothwendigkeit,    seinen 
Satz  zu  beweisen  j  noch  immer  übrig  bleibt  *"3* 

§.  396. 
Ob  ein  unternommener  Gegenbeweis  vollkommen  oder 
nur  unvollkommen^  und^  in  letzterem  Falle,  bis  auf  welchen 
Grad  er  geführt  sey,  das  hat  der  Richter  nach  eben  den 
Grundsätzen  j  wie  bei  dem  Hauptbeweise  j  zu  beurtheilen. 
Ein  vollkommener  Gegenbeweis  hebt  den  vollkommenen 
Hauptbeweis  ^  und  ein  unvollkommener  Gegenbeweis  den  in 
gleichem  Grad  unvollkommenen  Hauptbeweis  gänzlich  auf. 
Ist  aber  der  Hauptbeweis  auf  einen  höheren  Grad  als  der 
Gegenbeweis  geführt;  so  muss  dieser  geringere  Grad  von 
jenem  höheren  abgezogen^  und  der  Werth  des  Hauptbewei- 
ses nur  nach  dem,  was  übrig  bleibt,  beurtheilt  werden  **]). 


~rrr~rrTTTi — 
Zwölfter     Titel. 
Von  Ergänzung  und  von  Aufhebung  des  geführten  unvoll- 
kommenen Beweises  durch  den  Eid  ***^. 


§.  397. 

Wenn  der  Producent  den  ihm  aufliegenden  Beweis  zwar 
nicht  gänzlich  verfehlt,  aber  doch  nur  unvollkommen  geführt 

*)  Aviin.  des  Heratisg.  Ueber  den  Unterschied  der  Gewissensver- 
Iretung  vom  Gegenbeweis  siehe :  Gönner  cit.  Abh,  29.  —  Derselbe 
im  Handbuch  II.  48.  —  Linde,  Abhandlungen  Band  I.  S.  75.  IT._, 
MO  auch  dargefhan,  dass  gegen  Gewissensvcrtretnng  Gegenbeweis 
zugelassen  werden  inuss.  — 
**)  S.  Gensler  im  Archiv  für  civiiist,  Praxis^  Band  IV. ^  Abhandl.  21. 
S.  273.  ff. 

Ueber  reprobatio  reprobntionis  s. :  CoUmunn,  Grundlin.  §.52.  — 
Linde,  Abh.  Bd.  I.  S.  71.  ff  F.  31.  Wolfurth,  über  den  Satz: 
reprobatio  reprobationis  non  dalur.  München   1826. 

Ueber  die  Gegenbeweis-ifV/sf  s. :  ßlittenunier  im  Archiv  für 
civil.  Prax.  Bd.  VI.  S.  363.  ff. 

Ueber  Auflegung  des  Gegenbeweises  s. :    Gensler   im   Archiv  für 
civil.'  Praxis  Band    I,  S.  344.  oben^    S.  348.   not.  **   und    S.  349 
oben;  Milfermaier  1.  c.  S.  359.  ff.  — 
***)    Anm.  d.  Hcrausg.     L.   1.  D,  12.  2.  L.  31.  ibid.;   —   c.   3.    12. 
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hat;  es  sey  nun^  dass  derselbe  an  sich  selbst  unvollkommen, 
oder  dass  er  durch  den  Gegenbeweis  zum  Theil  wieder  auf- 
gehoben wäre,  §.  396.,  so  kann  derselbe  entweder  durch 
den  Ergänzungseid  des  Producenten  ergänzt,  oder  durch  den 
Reinigungseid  des  Produkten  gänzhch  aufgehoben  werden*). 

§.  398. 

Der  Inhalt  des  Ergänzungseides  ist  die  Wahrheit,  der 
Inhalt  des  Reinigungseides  aber  die  Unwahrheit  des  von 
dem  Pi-oducenten  zu  beweisenden  Satzes  **3' 

§.   399. 

Der  Ergänzungseid  und  der  Reinigungseid  findet  auch 
vom  Nichtwissen  Statt.  Doch  kann  über  eine  Thatsache^ 
die  auf  der  eigenen  Handlung  des  Schwörenden  beruht,  der 
Eid  vom  Nichtwissen  nicht  zugelassen  werden,  wenn  es 
nicht  zugleich  einigermassen  Avahrscheinlich  ist^  dass  die  zu 
beschwörenden  Umstände  seiner  Aufmerksamkeit  entgangen 
oder  seinem  Gedächtniss  entfallen  seyn  können  **?:?). 

§.    400. 

Der  Regel  nach  muss  der  Richter  alsdann,  wenn  der 
Producent  seinen  Beweis  halb  f]),  oder  mehr  als  halb  ge- 
führt hat,  diesen  zum  Ergänzungseide,  wenn  er  aber  weni- 
ger als  halb  bewiesen  hat,  den  Produkten  zum  Reinigungs- 
eide zulassen  ff)- 

Diese  Regel  leidet  jedoch  folgende  Ausnahmen. 


C.   4.    1.      cap.   36.    §.   1.    X.    2.    24.      cap,    2.    X.   2.    19.   —   J. 

Strauch    de   jiirain.    siipp.    Jena  165.5.     .4.  Sfryckj    de  juraiii.    piirg. 
in  caus.  civ.    Kil.  1694.     Die  in  Linde  Proz.    §.  319.  Note  *  alle- 
girten  und  MnlbUtnk ,    de  jurejur.  §.  69.  70.  ff.  §.  109.  ff.     Gens- 
ler,  Archiv  Band  4.  S.  276.  ff. 
*)  Ueber  den  römischen  Ursprung  des  Erfiilhingseides  und    den  deut- 
schen des  Reinigungseides  siehe :  Jlalblank  1.  c.  S.  185.  ff.  320.  ff. 
**)  In  wie  weit  gegen  Beweis  durch  Sachverständige  ein  ricliterlicher 
Eid  zulässig  ist,   sieiie  Gcnsler ^   Archiv   Band  1.  S.  52.    Note  **. 
Band  4.  S.  278.  A. 
***)  Siehe  oben  §.  335.  und  dort  Note  *. 
Y)  Anderer  IMcininig  Malldttnk  1.  c.  §.  72. 
-j-f)  Anuicrk.    des   lierausg.     Ueber  diese  Eiutlieilung  des  Bcwci- 
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§.   401. 

1.3  Wenn  nehmlich,  im  Falle  des  geführten  halben 
oder  mehr  als  halben  Beweises ,  der  Producent  nur  vom 
Nichtwissen^  der  Produkt  aber  von  Gewissheit  sehwöreu 
kann;  so  gebührt  dem  Reinigungseide  vor  dem  Ergänzungs- 
eide der  Vorzug  j  es  sey  denn^  dass  der  geführte  mehr  als 
halbe  Beweis  dem  vollkommnen  sehr  nahe  käme.  Umge- 
kehrt verhält  sich  die  Sache  ^  wenn^  im  Falle  des  geführ- 
ten weniger  als  halben  Beweises^  der  Produkt  nur  vom 
Nichtwissen,  der  Producent  hingegen  von  Gewissheit  zu 
schwören  im  Stande  und  bereit  ist,  es  sey  denn^  dass  jener 
•weniger  als  halbe  Beweis  so  schwach  wäre ,  um  nur 
einen  sehr  geringen  Grad  von  Wahrscheinlichkeit  hervor- 
zubringen *]). 

§.  402. 

2.3  Eine  andere  Ausnahme  ist,  wenn  derjenige  Theil, 
welcher^  nach  Anleitung  jener  Regel  (^§.  400.3«  o^^^*"  vor- 
stehender Ausnahme  (%.  401-3  zum  Ergänzungs-  oder  Rei- 
nigungseid zuzulassen  wäre,  sich  durch  vorhergegangene 
solche  Handlungen,  welche  die  Glaubwürdigkeit  eines  Zeu- 
gen schwächen  oder  ganz  vernichten  (^§.  114.  etc.3  den  ge- 
gründeten Verdacht  eines  zu  begehenden  3Ieineids  zugezo- 
gen hat,  der  andere  aber  von  ähnlichem  Verdachte  frei  ist. 
Alsdann  ist  dieser  Letztere,  auch  ohne  Rücksicht  auf  den 
Grad  des  geführten  Beweises,  vorzüglich  vor  dem  Ersteren, 
zum  Ergänzungs-  oder  Reinigungseide,  auch  selbst  vom 
Nichtwissen,  zuzulassen  **3*  Kommt  jedoch  in  diesem 
Falle  der  Grad  des  geführten  Beweises  dem  vollkommnen 
sehr  nahe,    oder  bleibt  er   sehr  weit   unter  demjenigen^    der 


ses  siehe  Linde,  Proz.  §.  317.  Note  6.  Der  Ricliter  soll  bedingt 
das  Eiulerkeiiiitniss  aussprechen,  c.  11.  C.  7.  45.  —  Dass  nicht 
gleich  aiu  Schlüsse  des  ersten  Verfahrens  und  nicht  beim  anticipir- 
teu  Beweis  auf  ErfüIIungseid  erkannt  iverden  d:irf^  siehe  Genslcr 
1.  c.  Band  1.  S.  52.  Not.  '',  S.  343.  Note  *. 
*)  J.  H.  Böhmer,  J,  E.  P.  lib.  2.  T.  24.  .§*.  71.  GensJer  I.  c.  Bd.  4. 
S.  276.  L.  a.  Linde,  Proz.  §.  319.  Note  9.  vgl.  auch  Malblank 
§.  111.  E.  333.  — 

**)  ßlalblank  1.  c.  §.  111.  S.  332.     Gensler  1.  c.  Bd.  4.  S.  277. 
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zum  halben  Beweise  erfordert  wird;  so  kann  der  Ergänzung 
des  Ersteren  durch  den  Ergänzungseid  ^  und  der  Aufhebung 
des  Letzteren  durch  den  Reinigungseid,  der  verdächtige 
persönliche  Charakter  des  Schwörenden  nicht  entgegen- 
stehen. 

§    403.  , 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  insbesondere  auch  bei 
der  Frage:  ob  auf  den  Ergänzungs-  oder  auf  den  Reini- 
gungseid zu  erkennen  sey?  der  Richter,  nach  Anleitung 
der,  oben  im  Titel  vom  %us(nnmengesetzfen  Beweise  gegebe- 
nen Regel  (%.  378-3^  alle  in  dem  vorliegenden  Fall  zusam- 
mentreffende individuelle  Umstände,  an  sich  selbst  sowohl, 
als  in  ihrer  Verbindung  mit  einander,  sorgfältig  prüfen  und 
in  Erwägung  ziehen ,  und  hiernach  sein  Urtheil  bestim- 
men muss  *3' 

§.   404. 

Der  oben  (J^.  251.  etc.)  schon  abgehandelte,  zu  Be- 
stätigung eines  Handelsbuchs  zu  leistende  Eid,  ist  als  ein 
Ergänzungseid  zu  betrachten  **).  Es  folgt  daraus,  dass 
wenn  die,  dem  Handelsbuch  der  Regel  nach,  beigelegte 
halbe  Beweiskraft  durch  innere  Mängel,  oder  durch  andere 
Umstände  geschwächt  ist,  ohne  jedoch  ganz  aufgehoben  zu 
seyn,  alsdann  noch  auf  den  Reinigungseid  erkannt  wer- 
den muss. 

§.   405. 
Wenn  der  Producent  den  ihm  zuerkannten  Erffänzungfs- 
eid    würklich    schwört ;    so    ist    der    ihm    aufliegende  Beweis 
für  vollkommen    geführt   zu   achten.      Wenn    er  aber   diesen 


*)  Anni,    d.    Herausg.      Cap.  36.    §.  1.  X.  2.    24.     Der  Xotheid  ist 
im  Zweifel  zuzuerkennen  .;;\iilii-  ..x 

1)  dem,  welcher    für  ein  in  den  Gesetzeri'ilwgünstigtes  Object 
streitet.     L.  85.  D.  öO.   17. 

2)  dem  Gegner  des  Fiscus.     L.  10.  D.  49.  14. 

3)  endlich  dem  Produkten.  L.  125.  D.  50.  17.  L.  47.  D.  44.  7. 
Linde,  Proz.  g.  319.  Note  7—12.  Kechtsfälle:  Dr.  G.  Hufthmd, 
Beiträge  zur  Berichtigung  und  Erweiterung  der  positiven  Rechts- 
wissenschaften.    Jena  1801.  S.  202.  u.  215.  ff. 

**)  Malblank  1.  c.  §.  75.  S.  215.  f. 
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Eid  ausdrücklich  oder  durch  die  That  beharrlich  verweigert; 
so  ist  der  Beweis  gänzlich  verfehlt. 

§.  406. 
Wenn  der  Produkt  den  ihm  zuerkannten  Reinigungseid 
schwört;  so  ist  der  BcAveis  des  Produccntcn  für  gänzlich 
verfehlt:  wenn  er  ihn  aber  ausdrücklich  oder  durch  die  That 
beharrlich  verweigert;  so  ist  er  für  vollkommen  geführt  zu 
achten  *3. 


C  ri  t  is  ch  e 

Anmerkung  LXXIII.  des  Verfassers. 
Ueher  die  Natur  des  Ergänzungs  -  und  des  Reinigiingseids. 

(Zu  §.  397—406.) 

Ein  unvollkommner  Beweis  würde  ganz  vergeblich  seyn^, 
wenn  es  nicht  ein  Mittel  gäbe^  ihn  zu  ergänzen.  Ein^  der 
Natur  der  Sache  ganz  angemessnes  solches  Mittel  ist,  wenn 
der  Producent  seinen  unvollkommnen  Beweis  doch  auf  einen 
hohen  Grad  geführt  hat,  der  Eid  desselben,  als  ein  Zeug- 
niss  für  seine  eigne  Sache,  oder,  wenn  der  Beweis  nur  auf 
einen  geringeren  Grad  geführt  ist,  die  nochmalige  feierliche 
Aufforderung  des  Produkten  zum  Eingeständniss  vermittelst 
der  Auflage  des  Eides,  als  der  einzigen  Bedingung,  unter 
welcher  er  diesem  Eingeständniss  ausweichen  kann.  Wird 
jener  Eid  geschworen,  oder  dieser  verweigert;  so  ist  der 
unvollkommne  Beweis  ergänzt:  und  erst  alsdann  erscheint  er 
als  ganz  vergeblich,  wenn  jener  verweigert,  oder  dieser  ge- 
schworen wird. 

Der  Würkung  nach  ist  also  der  Ergänzungseid  dem  zu- 
rückgeschobenen, und  der  Reinigungseid  dem  zugeschobenen 
Haupteide  ähnlich.  Eine,  in  Ansehung  der  Folgen  wesent- 
liche Verschiedenheit  aber  beruht  darauf,  dass  die  Zulässig- 
keit  des  Ergänzungseides  nicht  von  der  freien  Willkühr  des 
Produkten,   und   die   Zulässigkeit   des   Reinigungseids  nicht 


•)  Anm.  d.  Her  aus  g.  zu  §.  405.  u.  406.  Siehe  Mitlblank  1.  c. 
S.  111.  S.  334.  Gensler  Archiv  Band  4.  S.  279.  Linde  Proz. 
S.  320. 
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von  der  freien  Willkülir  des  Producenten,  abhängt,  sondern 
dass  darüber  das  Urtheil  des  Richters^  nach  Anleitung  der 
eintretenden  Umstände  j  hauptsächhch  aber  des  Grads  des 
geführten  Beweises^  entscheidet.  Unter  diese  Folgen  gehört 
insbesondere j  dass  es  hier  nicht ,  wie  bei  dem  Haupteide, 
gleichgültig  ist,  ob  der  Eid  von  Gewissheit^  oder  nur  vom 
Nichtwissen  geschworen  werden  könne ,  ja  dass  in  gewis- 
sen Fällen  der  Eid  vom  Nichtwissen  ganz  unstatthaft  seyn 
kann  (^§.  399.  401.3-  Der  schwache  Ueberzeugungsgrund^ 
der  auf  dem  blossen  Nichtwissen  des  Schwörenden  beruht^ 
erhält,  bei  dem  zugeschobnen  oder  zurückgeschobnen  Eide 
blos  durch  die  freie  Einwilligung  des  Producenten  oder  des 
Produkten  seine,  nur  relalive  Stärke,  und  diese  Einwilligung 
ist  hier  nicht  vorhanden.  Der  Richter  nmss  also  auf  den 
absoluten  AVerth  des  Grundes  sehen.  Wenn  der  Fall  von 
der  Art  ist,  dass  der  Producent  die  Thatsache,  die  er  zur 
Hälfte  bewiesen  hat,  wenn  sie  wahr  wäre,  sehr  leicht  ge- 
wiss wissen  könnte;  so  wird  durch  seine  Versichrung,  dass 
er  nichts  davon  weiss,  jener  Beweis  mehr  geschwächt,  als 
verstärkt,  und  in  einem  solchen  Falle  kann  also  der  Ergän- 
zungseid vom  N^ichtwissen  gar  nicht  Statt  finden. 

Die  zweite  Folge  ist,  dass  bei  der  Frage  von  dem  Er- 
gänzuiigs-  und  dem  Reinigungseide  auch  der  moralische 
Charakter  des  Schwörenden  in  Betrachtung  kommen  muss 
(§.  402.3.  Die  Parthei  nehmlich,  welche  den  Eid  zuschiebt, 
oder  zurückschiebt,  kann  in  die  Gewissenhaftigkeit  ihres 
Gegners  soviel  Vertrauen  setzen,  als  sie  will  Ts.  Anmerk. 
LXA'1.3,  der  Richter  aber,  welcher  den  Eid  auflegt,  in  die 
Gewissenhaftigkeit  des  Schwörenden  nicht  mehr,  als  er 
verdient, 

§.  407. 

In  der  Rechtssache  eines  Unmündigen,  eines  Minder- 
jährigen, eines  Wahnsinnigen  oder  Blödsinnigen,  eines  Ab- 
wesenden, einer  milden  Stiftung,  des  Fiscus,  eines  erklär- 
ten Verschwenders,  einer  Concursmasse,  eines  Cessionars_, 
einer  Corporation  und  einer  Privat -Streitgenossenschaft;  ist 
die  Frage,  von  wem  der,  einer  solchen,   durch  Andere  zu 
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vertretenden  Person  zuerkannte  Ergänzungs-  oder  Reini- 
gungseid geschworen  werden  müsse,  ganz  nach  eben  den 
Regehl  zu  entscheiden^  welche  oben  (^§.  351 — 364. J  in  An- 
sehung des  zugeschobenen  und  zurückgeschobenen  Haupt- 
eides festgesetzt  worden  sind.  In  den  Fällen  aber,  avo  ge- 
gen den  Vorsteher  einer  milden  Stiftung  oder  gegen  den 
liscalischen  Beamten^  oder  gegen  eine  Corporation ^  die  Ei- 
deszuschiebung  gar  nicht  Statt  findet  ([§.  356.  357.  362.3 
ist  dennoch  der  zuerkannte  Ergänzungs-  oder  Reinigungseid^ 
im  ersten  Falle  von  dem  Vorsteher  der  milden  Stiftung^  im 
zweiten  von  dem  fiscalischen  Beamten^  und  im  dritten  von  den 
Vorstehern  der  Corporation  *3^  mit  eben  der  Würkung^  als  ob 
die  Sache  ihre  eigene  wäre^  abzulegen.  Wird  \T)n  einer  der 
hier  genannten  Personen  der  Eid  verweigert ;  so  kann  ein 
anderer  Qz.  B.  ein  anderer  fiscalischer  Beamter^  ein  anderes 
Mitglied  der  Corporation^  nur  insofern,  als  er  von  Gewiss- 
heit schwören  kann ,  an  dessen  Stelle  treten.  Ausserdem 
aber  tritt  die  AVürkung  der  Verweigerung  (^§.  406.)  eben 
so  ein,  als  ob  die  Sache  das  eigene  Interesse  des  Weigern- 
den beträfe  **3' 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Aiimerkuiig  LXXIV.  des  Verfassers. 

Ueher  den  Ergän%ungs-  und  den  Reinigungseid  in  der 
persönlich  nicht  eignen  Sache  des  Schwörenden. 

(Zu  S.  407.) 

In  Fällen  dieser  Art  entsteht    abermals  die  Bedenklich- 
keit,   dass,    wenn    der    auferlegte   Eid  verweigert  wird,    als- 


*)    Anm.    des    Herausg.     Vergl.  Linde  in  Gensler's  Archiv  Bd.  10. 

S.  54.  ff. 
**)  Schliesslicli  wäre  noch  zu  bemerken :  Zurückschiebung  der  Notheide 
findet  nicht  Statt  (wenn  sie  nicht  eine  Art  Vergleich  bildet),  Mal- 

,•;  blank  1.  c.  §.  76.;  auch  keine  Gewissensvertretung:  Malblank  ibid.; 
Gensler  Band  4.  S.  279.  —  Ueber  Verhinderung  der  Ableistung 
durch  den  Tod :  v.  Lindelo/f  in  Gensler's  Archiv  Dand  4.  S.  430.  — 
Restitution  wegen  neuentdeckter  Be1;^-eismittel  L.  31.  D,  12.  2. 
Gensler j    Archiv  Band  4.  S.  119.  und  135.  f. 
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dauu  die  Vollendung  des  dem  Producenten  aufliegenden  Be- 
weises Qm  Falle  des  Reinigungseides)  oder  die  gänzliche 
Aufhebung  desselben  Qm  Falle  des  Ergäuzungseides")  auf 
dem  unbeeidigten  Zeugnisse  eines  Dritten  beruht.  fS.  Anra. 
LXIV.3  Aber  diess  findet  doch  hier  nicht  eher  Statt,  als 
wenn  zuvor  alle  übrige  Beweismittel  erschöpft  sind,  und  es 
nur  noch  darauf  ankommt,  den,  dem  Richter  vorgelegten  Ueber- 
zeugungsgründen  einen  ZusaiZj  entweder  für  oder  «»-egen  die 
Annahme  der  Ueberzeugung  zu  geben.  Macht  der  Richter  den 
Ergänzungseid  zur  Bedingung  seiner  vollkommnen  Ueberzeu- 
gung von  derAVahrheit,  oder  der  Reinigungseid  zur  Bedinguno- 
seiner vollkommnen  Ueberzeugung  von  der  Unwahrheit  des  zu 
beweisenden  Thatsatzes,  und  bleibt  diese  Bedingung,  durch 
Verweigerung  des  Eides  unerfüllt;  so  ist  es  einunverraeidhehes 
Schicksal  des  Eigenthümers  der  streitigen  Rechtssache,  dass  er 
nur  auf  das  unbeeidigte  Zeugruss  dessen,  der  seine  Stelle 
vertritt,  für  sachfallig  erklärt  werden  muss.  Auch  würde  es 
vergeblich  seyn,  den  Weigernden  nun  noch  zur  eidlichen 
Bestätigung  des  Satzes,  der  aus  seiner  Weigerung  gefolgert 
wird,  anzuhalten:  denn  versteht  er  sich  hierzu;  so  bleibt  die 
Würkung  eben  dieselbe :  und  weigert  er  sich  abermals  :  so 
liegt  hierin  kein  Grund,  den  zu  ergänzenden  Beweis  für  ergänzt, 
und  den  aufzuhebenden  für  aufgehoben  zu  halten:  es  muss  also 
immer  wieder  dieselbe  Wirkung  eintreten.  N^ur  das  einzige 
Mittel  bleibt  übrig,  dass  die  (^moralische)  Hauptperson,  auf  de- 
ren Interesse  es  ankommt,  an  die  Stelle  ihres  gesetzmässigen 
Stellvertreters,  bei  dessen  Weigerung,  einen  andern  substituirt. 
Dieser  Andere  muss  aber  von  Gewissheit  schwören  können  : 
denn  das  blosse  Nichtwissen  eines  Menschen,  der  willkilhr- 
lich  gewählt  ist,   kann  hier   Jiicht  in  Betrachtung  kommen. 

AVeniger  Schwierigkeiten  hat  die  Sache,  wenn  der 
auferlegte  Eid  würklich  geschworen  wird.  Denn  wenn  auch 
allenfalls  die  Personen,  welche  hier  das  Gesetz  zur  Ablegung 
des  Eides  bestimmt,  von  der  Sache  weniger  Wissenschaft, 
als  andere  (^z.  B.  andere  Mitglieder  der  Corporation)  haben 
Kollteu;  so  hieng  es  ja,  insofern  der  andere  Theil  annimmt, 
dass  diese,  vermöge  ihrer  bessern  Wissenschaft,  den  Eid 
nicht   schwören  würden,    von  demselben  ab,    sie  als  Zeugen 

1() 


aufzuführen  f§.  164.3-  Es  ist  also,  in  dieser  Rücksicht, 
nicht  nöthig,  dem  Gegner,  oder  dem  Richter,  wie  man  ge- 
wöhnlich lehrt ,  die  Wahl  zu  überlassen :  und  es  ist  auf  den 
Fall,  dass  vermöge  dieser  Wahl  der  Eid  verweigert  wird, 
zwecklos,  weil  man  der  Weigerung  dessen,  den  nicht,  schon 
in  abstracto,  das  Gesetz  als  die  Parthei  selbst  betrachtet,  die 
Würkung  einer  von  der  Parthei  geschehenen  Weigerung 
nicht  beilegen  kann.  Auch  kann  ein  verschmitzter  Gegner 
die,  in  concreto  zu  treffende  Wahl  leicht  auf  einen  solchen 
Menschen  leiten,  der  ein  geheimes  Interesse  dabei  hat,  dass 
die  Parthei,  an  deren  Stelle  er,  aus  dem  Grunde  seiner  an- 
geblichen bessern  Wissenschaft  von  der  Sache,  gesetzt  wird, 
sachfällig  werde:  und  alsdann  wird  Diesem  die  Gelegenheit 
erwünscht  seyn,  seineu  Zweck,  ohne  Meineid^  zu  erreichen. 

§.  408. 

Dem  Ergänzungseide  ist  Aar  Schätzungseid  "^^  Quramen- 
tum  in  litem^  ähnlich.  Wenn  es  nehmlich  auf  Erstattung  des 
Werths  einer  von  dem  Producenten  als  Eigenthum  in  An- 
spruch genommenen,  aber  nicht  mehr  vorhandenen  Sache  an- 
kommt, und  wenn  der  Producent  zwar  sein  Eigenthumsrecht 
an  sich  bewiesen  hat,  auch  die  Erstattungsverbindlichkeit  des 
Producten  ausser  Zweifel  ist,  jener  Werth  aber  auf  andere 
zuverlässige  Weise  nicht  ausgemittelt  werden  kann,  so  muss 
der  Producent  zur  eidUchen  Versicherung  des  von  ihm  an- 
gegebenen Werths  zugelassen  werden,  und  diese  eidliche 
Versicherung  hat   alle  Würkungen  des  Ergänzungseids  **])• 

*)  Anmerk.  des  Heraus g.  Dig.  12.  3.  Cod.  5.  53.  Donelli  Com- 
ment.  jur.  civ.  Hb.  26.  cap.  6 — '12.  JF".  A'.  L.  Drummer ^  Theorie 
des  Würdcrungseides.  Bamberg  1806.  J.  B.  3Iüller,  Versuch  über 
den  Schätzungseid.  Jena  1806.  F.  L.  Wirschinger,  Versuch  einer 
neuen  Theorie  über  das  Jurainent.  in  litein.  Landshuth  1806.  Mal- 
blank,  de  jurejiir.  §.  74.  S.  202 — 214.  Gesterding,  AiJsbeuteI.Nr.il. 
S.  27.  If.  —  V.  Schröter,  in  der  Zeitschrift  für  Civil-Recht  und  Pro- 
zess.  Band  7.  S.  356.  ff.  L.  G.  Richter,  Aufs,  über  verschiedene 
Rechtsfragen.  Tübingen  1834.  Abh.  8.  S.  20.  '3IüMenbruch, 
Pand.  Band  II.  %.  369  und  370.  —  •  i  ^  '  Sh^^'I' 
,**)  Anmerk.  des  Herausg.  Nirgends  eine  grossere  Verschiedenheit 
,,. ..  4er  Meinungen!  Nach  den  Gesetzen  mnss  durch  dolus^   culpa  oder 
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$.  409. 

Diesem  Schätzungseide  kann  jedoch  der  Produkt  da- 
durch zuvorkommen,  dass  er  selbst  den  Gegenbeweis  eines 
geringeren  Werths  durch  andere  Mittel  führt.  Ist  dieser  Ge- 
genbeweis nur  unvollkommen,  aber  doch  einem  halben  oder 
mehr  als  halben  Beweise  gleich  ;  so  muss  der  Richter ,  je- 
doch mit  Rücksicht  auf  obige  näher  bestimmende  Vorschriften 
(^§.  401.  402-3  den  Produkten  zum  Schätzungseid  des  ge- 
ringeren Werths  zulassen,  und  dieser  liat  alsdann  die  N^atur 
eines  Reinigungseides  '^^. 

§.   410. 

Wenn  die  Sache,  auf  deren  Schätzung  es  ankommt,  für 
den  Producenten  einen  eigenlhihnlichen  Werth  (^pretium  af- 
fectionis)  hat,  und  der  Producent  die  Umstände,  worauf 
dieser  eigenthümliche  Werth  beruht,  einigermassen  wahr- 
scheinlich machen  kann  **3  5  ^^  ist  er  auch  hierüber  zum 
Schätzungseide  zuzulassen,  und  alsdann  findet  ein,  bloss  auf 
den  gemeinen  Werth  gerichteter  Gegenbeweis  des  Produkten 
(§.  409.}  nicht  Statt.  Wenn  jedoch  der  Produkt  die  Sache, 
von  deren  Werthserstattung  die  Rede  ist,  redlicher  Weise 
besessen  hat,  und  nur  durch  einen  Zufall,  oder  durch  ein 
leichtes  Versehen,    dieselbe  in  Natur  zurückzugeben  ausser 


contiiinacia  ein  Schaden  entstanden  eeyn.  L.  5.  pric.  et  §.  l.S.4. — 
D.  12,  3.  L.  6.  ibid.  —  L.  3.  §.  2.  D.  13.  6.  —  Die  Ausdehnung 
dieses  Eides  ist  sehr  bestritten^  siehe  unter  andern  c.  4.  C.  ö.  53. 
1.  5.  princ.  D.  16.  3.  Malhlank ,  I.  c.  S.  212.  ff.  Miihlenbrvch, 
1.  c.  §.  369.  die  Note  7.  citirt.  —  Der  Richter  deferirt  I.  4.  §.  1. 
D.  h.  t.  die  Partei  darf  sich  erbieten  Gensler  im  Archiv.  Band  4. 
Abh.  22.  S.  295. 
•  ■*)  An  merk,  des  Herausg.  Der  Mindeningseid  ist  dem  gemeincu 
Recht  unbekannt.  Auch  der  Beweis  des  Minderwerthes  ist  dem 
Gegner  nicht  erlaubt^  da  das  juram  in  litem  in  poenam  doli  und  auch 
zur  Ermittlung  des  AfFections- Werth  es  gegeben  ist,  L.  2.  4.  8.  D. 
12.  3.  L.  68.  D.  6.  1.  —  Drummer  1,  c.  §.  14.  18.  r.  Schröter  1.  c. 
S.  395. 
**)  Anmerk.  des  Herausg,  Gemeinrechtlich  ist  diess  nicht  nöthig: 
doch  sind  die  Ansichten  sehr  verschieden.  Linde  Proz.  $.  313. 
Note  5.  und  11.  Gensler  I.  c.  S.  294.  Note  2.  MiiMenbrtich  1.  c 
§.  369.  Note   15. 
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Stand  gesetzt  worden  ist^  so  kann  der  Producent  die  Werths- 
erstattung,  insofern  der  Produkt  dazu  überhaupt  verbunden 
ist,  immer  nur  nach  dem  gemeinen  Werthe  fordern  *3' 

§.  411. 
Eine  andere  Art  von  Schätzungseid  findet  alsdann  Statt^ 
wenn  der  Producent  durch  irgend  eine  unerlaubte  (bejahende 
oder  verneinende])  Handlung  des  Produkten  in  Schaden  oder 
Kosten^  deren  Erstattung  er  verlangen  kami,  versezt  worden 
ist,  über  deren  Betrag  sich,  nach  allen  einzelnen  Bestand- 
theilen,  kein  strenger  Beweis  führen  lässt.  Ist,  in  einem 
solchen  Falle,  die  unerlaubte  Handlung  an  sich  selbst,  z.  B. 
eine  gewaltsame  Besitzentsetzung  **3,  eine  Zahlungsäumig- 
keit  etc.,  so  wie  die  Erstattungsverbindlichkeit  ausser  Zwei- 
fel, und  kann  zugleich  der  Producent  seine  gehabte  Schäden 
oder  Kosten  nach  ihren  einzelnen  Bestandth eilen,  genau  und 
ordentlich  verzeichnen ;  so  ist  er  zur  eidlichen  Bestärkung 
dieses  Verzeichnisses,  in  Kraft  eines  Ergänzungseides,  zu- 
zulassen. Doch  kann  der  Produkt  auch  diesem  Eide  durch 
Gegenbeweis,  eben  so,  wie  bei  dem  Schätzungseide  der  ersten 
Art,  und  mit  gleicher  AVürkung  (^§.  409.^  zuvorkommen. 

§.  412. 
Gleiche  Bewandtniss  hat  es  endlich  auch  mit  denjenigen 
Entschädigungs-  und  Vergütungsforderungen  des  Producenten, 
bei  welchen  zwar  ein  mit  dem  Produkten  geschlossener  Ver- 
trag, zum  Grunde  liegt,  deren  Grösse  aber,  nach  der  Natur 
der   Sache,    durch   diessen   Vertrag  nicht  bestimmt   werden 


*)  Anmerk.  des  Herausg.  lieber  jnrameiit.  quantitatis  siehe:  L. 
5.  §.  3.  4.  D.  12.  3.  c.  3.  C.  4.  1.  cap.  32.  X.  2.  24.  Siehe  auch 
1.  1,  §.  40.   D.  16.  3.   L.    19.    §.    4.    D,   47.    2.    c.    2.    c.    5.   53. 

ß.  A.  Rapp  de  jurejurand.  supp.  ad  quantitat.  p.  Heidelberg  181G. 
Linde  Proz.  §.  313.  Note  14.  Eigeulhümliche  Meinung  bei  Gensler 
Archiv,  etc.  Band  4,  S.  278.  295. 
**)  Anmerk.  des  Herausg.  Ueber  jnrani.  Zenonianum  c.  9.  C.  8.  4. 
si  nun  potiicrit —  quae  perdidit  singula  comprobare  cap.  7.  X.  1.  40. 
C.  H.  Hörn  de  sac.  Zenoniano.  —  Mnlblank  1.  c.  S.  206.  Gensler 
1.  c.  S.  295.  oben;  Linde  Proz.  %.  313.  JVro.  2.  Ueber  juram. 
fxpcnsarum  sielie  die  Linde  Proz,  §.  313.  Note  15.  alleg.  Ge- 
setze. 
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koDiite  *3;  ""^  Avelche  aus  solchen^  oft  zufälligen  kleinen 
Bestandtheiien  zusammengesetzt  sind^  über  die  es  nicht  in 
der  Gewalt  des  Pioducentcn  steht,  oder  nicht  gewöhnlich  ist, 
sich  mit  andern  Beweismitteln  zu  versehen.  Dahin  gehört 
z,  B.  wenn  ein  aussergerichtlicher  Geschäftsträger  von  seinem 
Prinzipalen  vermöge  des  mit  demselben  geschlossenen  Man- 
datcontractSj  die  Belohnung  für  seine  geleisteten  Dienste^  und 
die  Erstattung  seiner  gethanen  Auslagen^  oder  auch  der  aus 
Veranlassung  des  Geschäfts  erlitteneu  Schäden  fordert  **3. 
Auch  in  diesem  Falle  kann^  wenn  der  Vertrag  an  sich  selbst^ 
und  die,  aus  dessen  Veranlassung  entstandene  Forderung  über- 
haupt ausser  Zweifel  ist,  die  Grösse  derselben  von  dem  Pro- 
ducenten,  nach  ihren  einzelnen  Bestandtheiien,  verzeichnet 
und  berechnet,  und  die  Richtigkeit  dieses  Verzeichnisses  eid- 
lich bestärkt  werden. 

§.  413. 

Dem  Reinigungseide  ist  noch  der  Offenbarnugseid '^'^'"^'^  ähn- 
lich, welchen  Derjenige,  der  einen,  in  Ansehung  seiner  Grösse 
und  seiner  Bestandtheile  unbestimmten  Inbegriff  fremden  oder  ge- 
meinschaftlichen Eigenthums,  z.  B.  eine  Erbschaftsmasse,  in 
Händen  gehabt  hat,  bei  Ablieferung  derselben  an  den  Eigenthü- 
meroderTheilnehmer,  darüber,  dass  er  den  Betrag  so  vollstän- 
dig, als  er  ihm  bekannt  ist,  angegeben  habe,  zu  leisten  schul- 
dig ist  73.  Der  Inhaber  ist  zur  Leistung  dieses  Offenbarungs- 
eides,   insofern  der  Eigenthümer  es  verlangt,   selbst  alsdann 


*)  Anmerk.  des  Hera usg.    Bezüglich  bestimmter  Forderungen  siehe 

Jlühlenbruch  Fand.  §.  369.  am  Ende. 
*•)  Anmerk.  des  Heraus g.     Derselben  Meinung  ist  Gensler  1.  c.  S. 

278.     Anderer  Meinung  Malblank  \.  c.  §.  74.  S.  214.  Nr.  in. 
'*)  Anmerk.  des  Heran  sg.    c.  22.  §.  10.  C.  6.  30.  vergl.   Nov.    1. 

cap.  2.  E.  F.  Schröter  de  jurata  specificatione.    Viteb.  1715.    D.  J. 

Limgsdorf  Dis.  de  juramento   manifestat.  etc.      Marburg   et   Giess, 

1784.      F.  E.  Rüdiger  Versuch   einer  vollständigen    Entvvickeliing 

der  Lehre  vom  Manifestationseid.     Neu  bearbeitet.     Leipzi»    1S31. 
Die  Gesetze   reden  nur    von  dem  Manifestationseide    des  Erben 

gegenüber  dem  Miterben,  Fideicommissar  und  Legatar. 
f)  Anmerk.  des  He  raus  g.     Der  Eid  kann  auch  dahin  gehen^  dass 

man  nicht  wisse,  wer  sonst  das  Geforderte  habe,  oder  wo  es  hin- 
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verbunden,  wenn  auch  Letzterer  es  nicht  wahrscheinlich  zu 
machen  und  selbst  nicht  mit  Bestimmtheit  anzugeben  vermag, 
dass  der  Inbegriff  des  Eigenthums  mehr,  als  Ersterer  angiebt, 
betragen  habe  *^^. 

%    414. 

Wenn  der  Inhaber  den  ihm  aufliegenden  Offenbarungs- 
eid würklich  leistet  ]  so  hat  diess  die  Würkung,  dass  er  von 
dem  Eigenthümer  auf  Mehr,  als  er  eidlich  angegeben  hat, 
nicht  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  es  sey  dann,  dass 
er  die  Summe  oder  den  Gegenstand,  den  er  weiter  in  An- 
spruch nimmt,  mit  Bestimmtheit  anzugeben  und  streng  zu  be- 
weisen vermögte  **])• 

%.  415. 

Wenn  der  Inhaber  den  ihm  aufliegenden  OffenbarunffS- 
eid  beharrlich  verweigert;  so  ist  in  Ansehung  der  Gegen- 
stände, die  der  Eigenthümer  mit  Bestimmtheit  in  Anspruch 
nimmt,  die  Würkung  der  Weigerung  eben  die,  wie  bei  der 
Verweigerung  des  Reinigungseides  (^.  406.).  Weiss  der 
Eigenthümer  mit  Bestimmtheit  nichts  anzugeben,  so  ist  den- 
noch die  Weigerung  des  Inhabers  als  ein  Geständniss,  dass 
er  fremdes  Eigenthum  unterschlagen  habe ,  anzusehen ,  und 
er  dafür  einer  angemesseneu  öffentUchen  Bestrafung  unter- 
worfen ^**). 


gekommen.  Pfeiffer  Dec.  Hasso-Cass.  4r.  und  5r.  Band  Dec.  114. 
Er  findet  seine  Anwendung  auch  liauptsächlich  im  Gebiete  der  nicht 
streitigen  Gerichtsbarkeit^  im  Concurs  und  in  der  Executionsinstanz. 
*)  Anmerk.  des  Herausg.  Gönner  auserlesene  Rechtsf.  und  Aus- 
arbeit. Landshuth  1801.  Band  1.  S.  356.  siehe  jedoch  Malblank 
de  jurejurando  §.  48.  S.  122.  fT.  W.  i\  Schirach  Beiträge  zur  An- 
wendiuig  des  Rechts.  Hamb.  1822.  Abh.  29.  Ueber  Erlass  dieses 
Eides  durch  den  Erblasser  siehe  Malblank  1.  c.  S.  124.  III.  Kind 
Quaest.  for.  Tom.  I.  Ups  1792.  S.  378. 
•*)  Malblank  1.  c.  S.  125.  Note  166. 

***)  Anmerk.  des  Herausg.  Wenigstens  möchte  diese  AVeigerung 
sonstigen  Beweis  der  Unterschlagung  unterstützen.  —  Für  den  Fall 
der  Unbestimmtheit  der  Angaben  desjenigen^  der  den  Eid  verlangt, 
vergl.  Malblank  I.  c.  %.  49    S.   129. 
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C  r  i  t  i  s  c  li  e 

Anmerkung  LXXV.  des  Verfassers. 

Hefter  einige  ausserordentliche  Arten  des  Ergän%ungs~  und 
Reinigungseides. 

(Zu  S.  408—415.) 
Als  besondere,  auf  den  Beweis  sich  beziehende  Eides- 
arten kennt  man  in  den  bisherigen  Theorien  noch  das  Jura- 
mentum  in  litem,  das  Juramentum  zenonianum,  das  Juramen- 
tum  minorationis,  und  das  Juramentum  manifestationis.  Dass 
die  beiden  erstere  (]§.  408.  411.)  dem  Ergänzungseide,  die 
beiden  letztere  aber  (^§.  409. 413.)  dem  Reinigungseide  ähn- 
lich sind,  und  dass  man  sie  als  untergeordnete  Arten  dieser 
Hauptgattungen  betrachten  kann,  bei  welchen  nur  einige  ein- 
tretende Eigenthümlichkeiten,  eine  nähere  gesetzliche  Bestim- 
mung erfordern,  ist  offenbar.  Ich  habe  hier  das,  was  unsere 
Gesetze,  und  die  bewährtesten  Ausleger,  zerstreut  und  in 
ziemlicher  Verwirrung,  darüber  enthalten,  auf  wenige  ein- 
fache Regeln  zurückgeführt,  und  diess  Wenige  scheint  mir 
hinreichend  zu  seyn.  Dass  ich  die  alte,  zum  Theil  der  Sache 
gar  nicht  angemessene  Terminologie  nicht  ganz  beibehalten 
habe,  wird  der  denkende  Freund  der  Wissenschaft  nicht  als 
einen  Verlust  ansehen. 


Dreizehnter     Titel. 

Von  der  W^iederaufhebung  eines  voUkommen  geführten,  und 
von  der  Erneuerung  eines  verfehlten  Beweises  *). 


§.   416. 

Die  von  dem  Produkten  unternommene  Wiederaufhebung 
(^Retractation)  eines  von  dem  Producenten  bereits  vollkommen 
geführten  und  von  dem  Richter  dafür  erklärten  Beweises  ist 
von  dem  Gegenbeweise  darin  verschieden^  dass  Letzterer 
noch  während  des  Verfahrens  über  den  Hauptbeweis,  Erste- 
rer  aber  nach  gänzlicher  Erledigung  desselben  unternommen 
—  ^,        ^ 

*)  Aniu.  des   Herausg.    Martin  Proz  $.175.    Linde  Prozea  §.  248. 
am  Ende  %.  423.  ff.    Gensler  Arthiv  B.  4.  Abh.  12. 
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Avird.  Diese  Wiederaufhebung  findet  nur  durch  neue,  vorher 
nicht  gebrauchte  Beweismittel  Statt,  und  es  müssen  zugleich 
hinlängliche  Gründe  vorhanden  seyn^  um  den  Produkten  zu 
entschuldigen,  dass  er  sich  derselben  nicht  früher  bedient 
hat  *]).  Der  Werth  dieser  Gründe  ist  nach  den  allgemei- 
nen Gründsätzen  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  zu  beurtheilen.  Dahin  gehört  z.  B.  wenn  die  neuen 
Beweismittel  erst  neu  entdeckt  worden  sind,  wenn  der  Pro- 
dukt minderjährig  war  u.   d.  gl. 

§.  417. 

Ueberhaupt  ist  der  Wiederaufhebungsbeweis  nach  der 
Xatur  des  Gegenbeweises  zu  beurtheilen  und  er  hat  gleiche 
Würkung  mit  demselben  **3-  Er  kann  eben  so  wie  dieser 
theils  auf  unmittelbare,  sowohl  direkte  als  indirekte,  theils  auf 
mittelbare  Weise  geführt  werden,  und  alle  in  Ansehung  des 
Gegenbeweises  eintretende  Erfordernisse  und  Einschränkungen 
finden  auch  hier  ihre  Anwendung. 


*)  Die  von  den  oben  allegirten  Reclitslehrern  erwähnte  eigentliclie  Be- 
weisvernichtiing  unterscheidet  sich  von  der  restitutio  in  integrum 
wegen  neu  aufgefundner  Beweismittel  oder  der  erneuerten  Gegen- 
beweisführung  wesentlich  dadurch,  dass  sie  den  geführten  Beweis 
aus  dem  Gründe  angreift,  weil  die  gebrauchten  Urkunden  und  Pro- 
tocoUe  verfälscht,  die  Zeugen  und  Sachverständigen  bestochen,  der 
Hauptcid  wissentlich,  der  Notheid  irrthüinlich  falch  geschworen 
worden,  dass  daraus  eine  Nichtigkeit  des  Urtheils  entstanden  war 
und  dass  also  eine  Wiedereinsetzung  gar  nicht  nöthig  ist.  —  Gensler 
Archiv  B.  4.  Abh.  12.  S.  119.  Note  29.  —  Freilich  wird  die  Ver- 
fälschung^ Bestechung  etc.  wenn  man  sie  nach  dem  Urlheil  erfährt, 
zugleich  als  neue  Thatsache  erscheinen. 

**)  Anmerk.  des  Herausg.  Siehe  übrigens  Linde  %.  248,  Mittel' 
mnier  im  Archiv  für  civ.  Prax.  Band  6.  S.  350.  — 

Die  in  der  Note  zum  vor.  §.  erwähnte  Beweisvernichtung 
unterscheidet  sich  vom  Gegenbeweis  darin,  1)  dass  sie  nur  in  den 
von  den  Gesetzen  ausdrücklich  erwähnten  Fällen  Statt  findet; 
2)  dass  sie  nicht  sowohl  darauf  gerichtet  ist ,  die  Gewissheit  des 
Beweissatzes  zu  verhindern ,  sondern  die  bereits  vorliegende  for- 
melle Gewissheit  zu  vernichten  und  dass  sie  3)  darum  nicht  an  die 
Beweisfristen  gebunden  seyn  kann.  —  Der  in  Folge  der  restit.  in 
integr.  erneuerte  Gegenbeweis  steht  aber  dem  ordentlichen  Gegen- 
beweis überall  gleich.  — 
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§.  418. 
.  Wenn  gegen  einen  durch  Zeugen  geführten  Beweis  der 
Wiederaufhebungsbeweis  auf  unmittelbare,  direkte  oder  in- 
direkte Weise  unternommen  wird;  so  ist  diess  nicht  so  anzu- 
sehen;, als  ob  ein  von  dem  Zeugen  begangener  Äleineid  be- 
wiesen werden  sollte  (§.  3403-  Es  werden  also,  um  einen 
solchen  vollführten  Zeugenbeweis  zu  entkräften,  nur  die  ge- 
wöhnlichen Gegenbeweismittel  erfordert. 

§.  419. 

Eben  diess  gilt  von  demjenigen  mittelbaren  Gegenbe- 
weise, der  nicht  ausdrücklich  dahin  geht,  dass  der  Zeuge 
schon  vormals  einen  3Ieineid  begangen  habe.  So  kann  z.  B. 
der  Satz,  dass  die  Zeugen  des  Producenten  bestochen  ge- 
wesen seyen  *3^  ^u™  Behuf  des  Wiederaufhebungsbeweises 
durch  die  gewöhnlichen  Mittel  bewiesen  werden. 

§.  420. 

Der  durch  Zeugen  geführte  Beweis  kann  auch  durch  eben 
diese  Zeugen,  alsdann,  wenn  sie  ihr  gegebenes  Zeugniss  wi- 
derrufen, und  sich  selbst  für  meineidig  erklären,  wieder  auf- 
gehoben werden  **).  Es  wird  aber  dabei  erfordert,  dass  sie 
nicht  bei  diesem  Wiederrufe,  etwa  wegen  veränderter  Um- 
stände, ein  eigenes  Interesse  haben,  und  dass  er  überhaupt 
ganz  unverdächtig  sey. 

§.   421. 

Wenn  der  geführte  Beweiss  auf  dem,  von  Gewissheit  ge- 
schwornen  vertragsmässigen,  oder  zurückgeschobenen,  oder  Er- 
gänzungseid des  Producenten  selbst  beruht ;  so  finden  zuWieder- 
aufliebung  desselben  nur  folgende  Beweismittel  Statt,  nehmlich: 

1)  richterlicher  Augenschein, 


•)  A n  m  e  r  k.  d  e  s  H  e  r  a  u  s  g.  Diess  ist  cigentlishe  Beweisvernichtung. — 
I.  33.  D.  42.  1.  —  Wegen  verfälschter  Urkunden  und  bestochener 
Sachverständiger  s.  L.  11.  D.  44.  1;  Cod.  lib.  7.  tit.  58;  I.  1.  D. 
22.  4;  wegen  falscher  Protokolle  s.  Lotz  civilistische  Abhandlun- 
gen S.  So. ff.  —  Gensler's  Comment.  zu  ßfartinsProz.  B.  I.  S.  23.  Nr.  4.  — 
**)  Hier  bleibt  wohl  das  Urtheil,  zumal  Avenn  es  nicht  angefochten  wird, 
zu  Recht  bestehen  und  nur  die  Zeugen  werden  zu  vollem  Schadens- 
ersatz verpflichtet,  — 
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2}  späteres  Eingeständniss, 

33  vollkommen  gültige,  und  in  Ansehung  ihres  Inhalts 
vollkommen  klare  Urkunden,  und 

43  drei  vollkommen  glaubwürdige,  den  Bevveissatz,  un- 
ter allen  Erfordernissen  der  inneren  Glaubwürdigkeit, 
bestimmt  für  unwahr  erklärende  Zeugen  *3' 

§.  422. 

Hat  jedoch  der  vormalige  Producent  nur  aussergericht- 
lich  eingestanden,  dass  er  falsch  geschworen  habe,  und  kommt 
es  auf  den  Beweis  dieses  Eingeständnisses  an;  so  kann  dieser 
auf  jede  gewöhnliche  Weise,  nur  nicht  durch  die  Eideszu- 
schiebung  an  den  Producenten  selbst  •**3;  wohl  aber  an  seine 
Erben,  geführt  werden. 

§♦  423.  ■iii'jv.nöiity/^  ,Htu 

Eben  die  Umstände,  unter  welchen  der  Produkt  gegen 
den  vollführten  Beweis  des  Producenten  den  Wiederauflie- 
bungsbeweis  unternehmen  kann  (§.  4163,  berechtigen  auch, 
im  umgekehrten  Falle,  diesen  Letztern,  seinen  verfehlten  Be- 
weis zu  erneuern  ***3' 

§.  424. 

Dieser  erneuerte  Beweis  ist  im  Allgemeinen,  ganz  nach 
der  Natur  des  ersten  Hauptbeweises  zu  beurtheilen. 


..*)  Anm.  des  Heiausg.  In  den  Gesetzen  s.  über  Haupteid:  1.  28.  §. 
.j  .^  JO.D  12.2;  c.  1  u.  13.  C.  4.  i;  §.  4.  Inst.  4.  13;  Art  107  der  P,  G. 
0.;  —  ].  31.  D.12.2;  1.  21,  22.D  4.  3;  1.15,D.44.1;  1.56.D.42.  1; 
c.  19.  1.2.4.  über  nothwend,  Eid  und  jiirnm.  in  litem:  1.31.  D.  12.2; 
1.  4.  §.  3.  D.  12.  3.  —  und  vgl.  über  diese  u.  a.  Gesetze  Mal- 
blank  de  jurejur.  §§.  65  und  66;  Gensler  im  Archiv  f.  civ.  Pr,  Bd. 
IV.  S.  119  ff.  —  Nach  V.  Linde  kann  der  auf  einem  Haupteid  be- 
ruhende Beweis  nur  durch  den  Beweis  des  Meineids^  der  auf  einem 
juram.  uecess.  beruhende  Beweis  auch  durch  den  Beweis  des  irr- 
thiimlich  geschwornen  Eids  wieder  aufgehoben  werden.  —  Resti- 
tutio in  integrum  wird  heute  wohl  unbedenklich  gegen  jedes  auf  Eid 
beruhende  Erkenntniss  ertheilt.  Vgl.  die  cit.  Rechtslehrer. 
**)  Wegen  caus.  22.  qu.  5.  can.  14;  s.  oben  §.  365.  not.  *. 

***)  Hierzu  wird  immer  restitutio  in   integrum  nöthig   seyn,  —    es   scy 
denn,    dass    die   Beweisfrist  noch   offen  ist.     Vgl.  unten  $.  469. 
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§.  425. 

Wenn  der  erneuerte  Beweis  gegen  einen  von  dem  Pro- 
dukten vormals  gefülirten  Gegenbeweis  gerichtet  ist;  so  tre- 
ten in  diesem  Verhältnisse  eben  die  Regeln  ein^  welche  im 
Verhältniss  des  Wiederaufhebungsbeweises  gegen  den  vor- 
maligen Hauptbeweis  Statt  finden  ([§.  4183- 

§.  426. 
Wenn  das  Verfehlen  des  ersten  Hauptbewxises  auf  dem 
von  dem  Produkten  geschwornen  Verläugnungseid,  oder  an- 
genommenen Haupteide,  oder  Reinigungseide  beruht;  so  fin- 
den zum  erijeuerten  Beweise  nur  solche  Beweismittel  Statt, 
wie  sie  zum  Wiederaufhebungsbeweise  gegen  einen  auf  dem 
Eide  des  Producenten  beruhenden  Beweis  erfordert  werden 
C§.  421,  etc.). 


C  r  it  ische 

Anmerkung  LXXVI.  des  Verfassers. 

Ueher  den  tcieder aufhebenden  und  den  erneuerten  Beweis. 
CZu  §.  416—426.) 

Fälle  dieser  Art  sind  in  praxi  nicht  ganz  selten,  und  es 
gehört  desswegeu  zur  Vollständigkeit  der  Gesetzgebung,  auch 
von  ihnen  zu  handeln.  Zwar  ist  das,  was  man  davon  sagen 
kann,  durchaus  nur  Folgerung  aus  dem  bisher  Gesagten :  aber 
nicht  immer  ist  es  ganz  leicht,  die  allgemeineren  Grundsätze 
zu  finden,  aus  welchen  diese  Folgerungen  gezogen  werden 
müssen.  Ein  Beweis  davon  ist  die  grosse  Verschiedenheit 
der  Meinungen,  welche  über  die  einschränkende  oder  aus- 
dehnende Bedeutung  des  Gesetzes  K.  Justinian  von  der  Zu- 
verlässigkeit des  Wiederaufhebungsbeweises  gegen  einen, 
durch  vertragsmässigen  Eid  geführten  Beweis,  unter  den  Aus- 
legern herrscht  (^L.  fin  C.  4.  I.  MalblanCj  doctr.  de  Jurejur. 
§.  64). 
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V^  i  e  r  z  e  h  n  t  e  r     Titel. 
Von  Bescheinigungen  *"). 

§.  427 

Wenn  die  im  Bisherigen  abgehandelten  Beweismittel  u  e- 
gen  irgend  eines  Mangels,  nur  einen  unvollkommenen  Beweis 
bewürken ;  so  können  sie  doch  zum  Behuf  der  Bescheinigung, 
in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Gesetze,  zu  Rechtfertigung 
einer  gewissen  richterlichen  Verfügung,  nur  diese,  anstatt  des 
strengen  Beweises,  erfordern  (§.  I4.3  gültig  und  hinlänglich 
«eyn. 

§.  428. 

Diese  Fälle  sind  der  Regel  nach  alsdann  vorhanden, 
wenn  die  zu  treffende  Verfügung  entweder  nur  einen,  auf  die 
Form  des  gerichtlichen  Verfahrens  sich  beziehenden  Neben- 
punkt, z.  B.  eine  Fristverlängerung,  eine  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  gegen  eine  versäumte  Frist  etc.  zum 
Gegenstand  hat ,  oder  wenn  sie  wegen  des  von  dem  Ver- 
zug abhängenden  Nachtheils,  bloss  provisorisch  ist,  ohne  üb- 
rigens dem  andern  Theile,  zu  dessen  Nachtheil  sie  geschieht, 
einen  unersetzlichen  Schaden  zu  bringen.  Dahin  gehören 
z.  B.  Arrestanlegungen,  Besitzmanutenenzdekrete,  bedingte 
Zahlungsbefehle  etc.  Nähere  Bestimmungen  hierüber  sind  in 
den  Gesetzen,  welche  von  den  Verfügungen  dieser  Art  han- 
deln, enthalten  **3- 

§.  429. 

Die  gewöhnlichsten  Bescheinigungsmittel  sind  Abschriften 
und  Auszüge  von  Urkunden  jeder  Art,  wenn  sie  von  obrig- 


*)  Anmerk.  des  Heransg.  Clem  cap.  2.  L.  5.  T.  11.  J.  R.  A.  §. 
79.  E.  Tenzel  de  convenient.  et  disconv.  probat  et  deinonst.  Erfort 
1715.:  J.  H.  Boehmer  I.  E.  P.  tom.  I.  L.  2.  T.  19.  §.  1;  Leyser 
spec.  259:  Kind  Qimest.  for.  (ed.  sec.)  c.  17.  12.  13.  14:  Mitter- 
maier  im  Archiv  für  civ.  Prax.  Band  7.  S.  374  IT.  Derselbe  im  ge- 
meinen Proz.  etc.  IV.  S.  97.;  Gönner  Handbuch  des  Proz.  Band  4. 
S.  42  ff.  5  besonders  Puchta  iu  Linde  und  Marexolls  Zeitschrift  für 
Civilr.  und  Proz.  1.  Band.  Abh.  13.  S.  283.  flf. 

**)  Anmerk.  de»  Herausg.     Vergleiche  Puchta  I.  c. 
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keitlicheu  Personen^  wenn  gleich  nicht  vom  Amtswegeu,  be- 
glaubigt sind.  Auf  die  strengen  Erfordernisse  einer^  die  Stelle 
des  Originals  vertretenden  Abschrift  (^§.276.3  kommt  es  also 
hier  nicht  an  *])• 

§.  430. 
Auch   aussergerichtliche  Zeugenaussagen,   selbst  unbe- 
eidigt, oder  nur  durch  Handgelöbniss  an  Eides  Statt  bekräf- 
tigt (§.  69.3;  können  als  Bescheinigungen  dienen. 

§.  431. 
Absichtliche  schrifthche  Privatzeugnisse  (^§.  340-3  sind, 
als  Bescheinigungsmittel,  den  aussergerichtlichen  Zeugenaus- 
sagen   ähnlich.     Doch   bewürken  sie,   bei   übrigens    gleichen 
Umständen^  einen  geringen  Grad  von  Bescheinigung. 

§.  432. 
Auch  ein  einseilig    eingeholtes  Erkenntniss  eines  Sach- 
verständigen kann  zur  Bescheinigung  hinlängUch  seyn. 

§.  433. 
Eben  so  ein  einseitig  ausgewürkter  vorläufig,  ohne  voll- 
ständige Beobachtung  der   gesetzlichen  FormaUtäten,   aufge- 
nommener richterlicher  Augenschein. 

§.  434. 
Eine  Originalurkunde  der  ersten  Gattung,  so  lange  sie 
nicht  von  dem  Produkten  anerkannt  ist,  und  eine  Original- 
urkunde der  zweiten  und  dritten  Gattung,  so  lange  der  Pro- 
dukt darüber  nicht  mit  seinen  allenfallsigen  Einwendungen 
gehört  ist,  bewürkt  immer  nur  eine  Bescheinigung.  Dies.s 
gilt  jedoch  nicht  von  öffentlichen  Urkunden,  wenn  sie  unver- 
dächtig, und  in  Ansehung  ihres  Inhalts  vollkommen  klar  sind, 
es  sey  denn  dass  der  Produkt  den  Gegenbeweis  gc^cn  eine 
solche  Urkunde  (^§.  392  ect.3  würklich  unternommen  hätte  **3' 

§.  435. 
Der  grössere  oder   geringere  Grad  der   beizubringenden 
Bescheinigung  wird  durch  die  grössere  oder  geringere  Wich- 

♦)]^Ueber  einfache  Privat- Abschriften  vergl.  Puchtn  1.  c.  S.  30-5. 
**)  An  merk,  des  Herausg.     Eine    von    Imploranten  geleistete    Cau- 
lion  kann  zur  Verstärkung  eines  mangelhaften  Bescheinigungsmitlei» 
dienen.     Puchtu  I.  c,  und  der  dort  angeführte  Pratoberera. 
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tigkeit  der  darauf  zu  gründenden  richterlichen  Verfügung  be- 
stimmt **^. 

Cr  it  is  ch  e 

Anmerkung  LXXVII.  des  Verfassers. 

(Zu  §.  427—435.) 
Zwischen  Bescheinigung  (^demonstratio])  und  unvollkom- 
menem Beweise  ist  kein  absoluter,  sondern  nur  ein  relativer 
Unterschied,  in  Beziehung  auf  den  Zweck,  der  dadurch  er- 
reicht werden  soll.  Dieser  Unterschied  besteht  darin,  dass 
da,  wo  die  Gesetze  nur  Bescheinigung  fordern,  der  unvoll- 
kommene Beweis  hinlänglich  ist,  anstatt  dass  er  da,  wo  sie 
Beweis  fordern,  ergänzt  werden  muss.  Es  ist  unrichtig,  und 
veranlasst  eine  schädliche  Verwirrung  der  Begriffe,  wenn 
man  auch  da,  wo  die  Gesetze  bei  der  Beweisführung  nur 
willkührliche  Förmlichkeiten  des  ordentlichen  Processes  er- 
lassen, z.  B.  bei  Concursliquidationen,  von  Bescheinigung 
redet.  Ein  nur  summarisch  abgehörter  Zeuge  verdient  da, 
wo  die  Gesetze  die  summarische  Abhör  erlauben,  eben  so 
viel  Glauben,  als  der,  welcher  über  Artikel  und  Fragstücke 
abgehört  worden  ist.  Eben  so  unrichtig  ist's,  den,  ganz  oder 
zum  Theil,  auf  Vermuthungsgründen  beruhenden  vollkomme- 
nen, oder  halben  Beweis,  nach  C  F.  Hommels  Lehre  1.  c. 
Vol.  6.  Obs.  737.  Bescheinigung  zu  nennen.  Uebrigens  ge- 
hört die  nähere  Bestimmung  der  Fälle,  in  welchen  anstatt  des 
Beweises,  Bescheinigung  hinlänglich  ist,  nicht  hierher. 

*)  Anmerk.  des  Heraiisg.     Mittelbar  unterstützt  durch  L.  3.  g-  2. 
D.  22.  5.  Vergl.  Puchta  \,  c. 


Dritter    T  h  e  i  1. 

Von  der  äusseren  Form  des,  auf  die  Beweisführung 
sich  bezielienden  gerichtlichen  Verfahrens.  -"') 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXVIII.  des  Verfassers. 

lieber  die  Nothwendigkeit  bestimmter  gesetzlicher  Formen 
bei  dem  Beweisverfahren. 

Es  ist  ein  gewöhnlicher  VonMirf,  den  man  der  Justiz- 
verwaltung von  jeher  gemacht  hat,  dass  die  darauf  sich  be- 
ziehenden Handlungen  der  Richter  sowohl  als  der  Partheien 
allzusehr  an  bestimmte  Formen  gebunden  seyen^  dass  da- 
durch die  Rechtspflege  weitläufiger  und  kostbarer  gemacht, 
und  auf  mancherlei  Weise  erschwert  werde,  dass  ein  die 
Bequemlichkeit  hebender  Richter  dadurch  Gelegenheit  erhalte, 
über  dem  leichten  mechanischen  Spiel  mit  Formahtäten,  sich 
von  dem  anstrengenderen  Geschäfte,  das  Wesenthche  der 
Sache  zu  ergründen,  loszumachen,  u.  d.  gl.  Dieser  Vorwurf 
ist  zum  Theil  gegründet.  Es  giebt  in  unseren  Gerichsver- 
fassungen, so  wie  sie  theils  durch  geschriebene  Gesetze  be- 
stimmt sind,  tlieils  sich  nach  und  nach  durch  Observanz  ge- 
bildet haben,  eine  Menge  unnützer,  zweckloser  und  selbst 
zweckwidriger  Formahtäten,  deren  Abschaffung  eine  weise 
Gesetzgebung  sich  angelegen  seyn  lassen  muss.  Aber  daraus 
folgt  nicht,  dass  es  wohl  gethan  seyn  würde,  wenn  das  Ge- 
setz die  äussere  Form  der  gerichtlichen  Handlungen  ganz  der 
freien  Wahl  der  Richter  und  der  Partheien  überlassen  wollte. 


*)  S.  Dr.  C.  L.  Goldschmidt  Abhandlung,  aus  dem  gem.  Civilproz.  Frankf. 
1818.  S.  51.  ff.  Mlttermaier  der  gem.  t.  C.  Proz.  etc.  Bd.  II.  S.  142.  ff. 
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Es  ist  zwar  in  den  meisten  Fällen  leicht^  die  zweckmässigste 
Form  für  jede  solche  Handlung  in  der  Natur  der  Sache  zu 
finden :  aber  doch  nicht  in  allen  Fällen  ist  diess  so  ganz  leicht^ 
dass  nicht  in  Ermangelung  positivgesetzlicher  Anleitung^  Fehl- 
griffe zu  besorgen  wären.  Auch  kann  das  Interesse  einer 
übelgesinnten  Parthei^  und  selbst  eines  übelgesinnten  Richters, 
es  erfordern^  anstatt  der^  der  Natur  der  Sache  angemessenen 
Form  y  eine  andere ,  die  seinem  eigenthümlichen  unerlaubten 
Zwecke  gemäss  ist^  absichtlich  zu  Avählen.  Uneingeschränkte 
Willkühr  darf  also  hier  nicht  Statt  finden ;  und  die  Vorschrift 
bestimmter^  gesetzlicher  Formen  für  die  richterlichen  Hand- 
lungen ist  schon  um  desswillen  nöthig^  damit  es  ein  äusseres 
Kennzeichen  gebe_,  nach  welchem  jeder  Bürger^  wenn  gleich  frei- 
lich nicht  mit  unbedingter  Zuverlässigkeit^  die  innere  Gerechtig- 
keit dieser  Handlungen  beurtheilen  kann.  Das  im  Staate^  zur 
Erhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung,  so  nöthige  Zu- 
trauen des  Unterthaneii  geg^n  die  Obrigkeit  erhält  dadurch 
einen  festeren  Grund,  und  man  kann  in  dieser  Rücksicht  viel- 
leicht behaupten,  dass  ein  Staat  eher  alle  andere  bürgerliche 
Positivgesetze  entbehren,  als  ohne  Processordnung  bestehen 
könne. 

Es  kommt  also  nur  darauf  an,  die  zu  beobachtenden 
Formen  zweckmässig  zu  bestimmen,  das  heisst,  jeder  Art  von 
Handlung  diejenige  Form,  die  ihrer  Natur  am  angemessen- 
sten ist,  vorzuschreiben,  und  zugleich  sie  nur  insoweit  vor- 
zuschreiben ,  als  es  nöthig  ist ,  um  andere  zweckwidrige 
Formen  auszuschliessen.  Es  kann  deswegen,  und  es  muss 
innerhalb  der  Gränzen  dieser  Vorschriften  immer  noch  viel 
freien  Spielraum,  für  die  Wahl  zwischen  mehreren,  in  ab- 
stracto gleich  zweckmässigen,  in  concreto  aber  dem  indivi- 
duellen Falle  mehr  oder  weniger  angemessenen  Formen  übrig 
bleiben.  Ganz  specielle  Vorschriften  über  die  äussere  Ge- 
stalt, in  welcher  jeder  einzelne  Theil  einer  gerichtlichen  Hand- 
lung erscheinen  soll,  gesetzliche  Redeformeln,  leere  Feier- 
lichkeiten u.  d.  gl.  beleidigen  den  gemeinen  Menschenverstand, 
geben  der  Justiz  ein  unnatürliches  und  beängstigendes  An- 
.sehen,  und  sind  oft  Schlingen,  in  denen  der  Unerfahrne  und 
Unachtsam^e,    tro^z   der  innere;n  Gerechtigkeit  seiner  J^ache, 
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gefangen  wird.  Mit  dieser  Art  von  Vorschriften  muss  also 
der  Gesetzgeber;  ob  sie  gleich  nicht  immer  ganz  zu  vermei- 
den sind;  sparsam  seyn. 

Diess  sind  meiner  Einsicht  nach,  die  Grundzüge  einer 
richtigen  Theorie  der  Processformen  überhaupt,  und  also  auch 
insbesondere  der  Formen  des  Beweisverfahrens,  mit  welchem 
ich  es  im  dritten  Theil  des  vorliegenden  Werks  zu  thun  habe. 
Ich  hoffe,  die  Kenner  werden  darüber  mit  mir  einverstanden 
seyn,  und  hiernach  mein  aufgestelltes  System  —  welches  frei- 
lich manche  Neuerung  enthält  —  beurtheilen. 


EINLEITUNG. 

§.  436. 

Es  kann  nicht  durchaus  von  der  VVillkühr  der  Partheien 
und  des  Richters  abhängen,  in  welcher  äussern  Gestalt  und 
in  welcher  Ordnung  sie  ihre,  auf  das  Beweisverfahren  sich 
beziehenden  Handlungen  vornehmen  wollen.  Vielmehr  er- 
fordert es  der  Zweck  der  Gründlichkeit  und  Vollständigkeit 
dieses  Verfahrens,  so  wie  überhaupt  einer  sichren  und  mög- 
lichst beförderlichen  Rechtspflege,  dass  dabei  gewisse,  dem 
Zwecke  angemessene  Regeln,  in  allen  Fällen,  und  von  allen 
Gerichtsstellen  gleichförmig  beobachtet  werden ^  deren  Inbe- 
grijQf  die  äussere  Form  des  Verfahrens^  oder  die  Verfah- 
rungsart  ([modus  procedendi)  ausmacht.  Gegenwärtiger  drit- 
ter Theil  enthält  diese  Regehi  f  §,  12. J. 

§.  437.iH-f  r./ 
Die  Beobachtung  derselben  ist  eine  unumgängUche  Be- 
dingung der  Gültigkeit  derjenigen,  zum  Beweisverfahren  ge- 
hörigen Handlungen,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  derge- 
stalt dass  eine,  nicht  nach  der  vorgeschriebenen  Form 
vorgenommene  solche  Handlung,  solange,  als  nicht  die  ver- 
letzte Form  verbessert  ist,  als  nicht  geschehen,  wenn  aber 
die  Verbesserung  unmöglich  ist,  die  ganze  Beweisführung, 
insofern  sie  auf  dieser  Handlung  beruht,  als  nichtig  anzuse- 
hen ist  *).     Doch  wird   hierbei  vorausgesetzt,   dass   die  zu 

♦)  Anmerk.  des  Heraus  g.  Vgl.  Gen9/er«  Couimentar  zu  üfar/ms  Pro- 
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beobachtende  Form  von  dem  Gesete  bestimmt  und  unbedingt 
vorgeschrieben  und,  in  Rücksicht  derselben,  dem  freien  Gut- 
fiaden  des  Richters  gar  nichts  überlassen  sey. 

§.  438. 
Auch   können   die  Partheien   sich   die  vorgeschriebenen 
Formen  mittelst  freier  Verzichtleistung,  gegenseitig  erlassen, 
und  insofern  dieses  geschehen  ist,  bleibt  die  Handlung,  un- 
geachtet der  verletzten  Form,  deimoch  gültig  *3- 

§.  439. 
Wenn  die  Gesetze  der  Vernachlässigung  der  Form,   in 
Ansehung  einer  gewissen  Handlung,   eine  andere  Würkung, 
als  die  der  Nichtigkeit,    ausdrücklich  beilegen;  so  kann  nur 
diese  ,^  nicht  aber  die  Würkung  der  Nichtigkeit  eintreten. 


Cr  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXIX.   des  Verfassers. 

lieber  die   Würkung  der    Vernachlässigung   gesetzlich  vor- 
geschriebener äusserer  Eormen. 

(Zu  §.  437—439.) 
Sobald  das  Gesetz  die  Form,  in  welcher  eine  gewisse 
Handlung  vorgenommen  werden  soll,  bestimmt  und  unbedingt 
vorgeschrieben  hat;  so  gehört  die  Beobachtung  dieser  Form 
mit  zu  dem  Wesen  der  Handlung.  Der  von  den  Rechts- 
lehrern gemachte  Unterscliied  zwischen  wesentlichen  und  un- 
wesentlichen Formen  ist  also,  insofern  man  nicht  unter  diesen 
letzteren  diejenigen  versteht,  von  welchen  das  Gesetz  nur 
zweifelhaft;  oder  bedingungsweise,  oder  rathgebend  redet,  un- 

•gegründet.  Insbesondere  ist  es  ganz  falsch,  wenn  man  den 
Charakter  des  Wesentlichen  darin  zu  finden  glaubt,  dass  eine 
gewisse  zu  beobachtende  Form  schon  dem  Naturrechte  ge- 
mäi^s  sey.    Das  Positivgesetz  ist  immer  nur  eine  Modification 

"des  N^turrechts,  es  hat  seinen  ersten  Grund  in  dem  Rechte 

zess,   herausgegeben    von   Morstadt.  Heidelberg    1825.      Band  I. 

S.  21  ff.;  Band  IL  S.  162  ff.  3  Linde  Prozess  §.  45. 

*^  An  merk,  des    Herausg.      Vergl.  Gensler  1.   c.  S.  322.  Nr.  1. 
Linde  Prozess  §.  45.  a.  E. 
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der  Vernunft^  und  es  muss  also  gleiche  Verbindlichkeit  haben. 
Es  war  freilich,  bei  der  Menge  unnützer  und  zweckloser  For- 
malitäten, mit  welchen  die  Gerichte  angefüllt  sind,  den  Prak- 
tikern zu  verzeihen,  dass  sie  auf  allerlei  Mittel  dachten,  um 
die  Strenge  derselben  zu  mildern;  und  die  Inconsequenz  die- 
ser Mittel,  wodurch  doch  oft  die  Billigkeit  gerettet  worden 
ist,  war  mehr  die  Schuld  der  Gesetzgebung,  als  die  ihrige. 
Aber  wenn  einmal  eine  verbesserte  Gesetzgebung  alles  Un- 
nütze und  Zwecklose  abgeschafft  hat ;  so  wird  man  kein  Be- 
denken tragen  dürfen,  die  Grundsätze,  welche  in  diesen  §§. 
enthalten  sind ,  streng  zu  befolgen. 


§.440.  r(ß^T3T   rt- 

Die  im  Folgenden  vorkommenden,  auf  das  Beweisver- 
fahren sich  beziehenden  Vorschriften  sind,  als  Regelj  in  allen 
Fällen  des  ordentlichen  Processes  sowohl  als  der  verschie- 
denen summarischen  und  andern  ausserordentlichen  Process- 
arten  gültig.  Bei  diesen  letzteren  giebt  es  jedoch  verschie- 
dene Ausnahmen  von  dieser  Regel,  welche  in  der  Process- 
ordnüng,  gehörigen  Orts  enthalten  sind." "^^  ^"^         ,         ^"^ 

§.441.  ^    -:,■„■'*'' 

;^)ü    .T)-« .;!_-..  ^  'i.->'fk  if 

Das  Beweisverfahren  theilt  sich,  nach  seinen  drei  Haupt- 
perioden ab,  in  das  Verfahren  1)  vor  angetretenem  Beweis, 
23  während  der  Beweisführung,  und  3^  nach  geendigter  Be- 
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Erster  Abschnitt. 

Von   dem  Verfahren   vor   angetretener    Beweis 

führung. 


_„^  .Der  erste^  auf  den  Beweis  sich  beziehende  Gegenstand, 
über  welchen  ein  gerichtUches  Verfahren  nöthig  werden  kann, 
ist  die  Frage : 

Welcher  von  beiden  Theilen,  ob  der  Kläger,  oder  der 
Beklagte,  die  Last  der  Beweisführung  auf  sich  zu  neh- 
,  men  schuldig  sey? 
Diese  Frage  kann  sowohl  in  Ansehung  des  Grundes  der  Klage, 
als  auch  in  Ansehung  der  von  dem  Beklagten  vorgebrachten 
Einwendungen  entstehen,  da  eben  sowohl  dieser  als  der  Klä- 
ger, in  Ansehung  seiner  behaupteten  Thatsätze  die  rechtliche 
Vermuthung  für  sich  und  gegen  sich  haben  kann.  (^§.  4.) 

§.  443. 

Da  der  Kläger  die  Thatsachen,  worauf  er  seine  Klage 
gründet,  gleich  in  seiner  Klagschrift,  der  Beklagte  aber  die 
Thatsachen,  worauf  er  seine  Einwendungen  gründet,  gleich 
in  der  Exceptionsschrift,  vorzubringen,  sodann  Dieser  in  sei- 
ner Exceptionsschrift,  Jener  aber  in  seiner  RepUkhandlung 
sich  über  die,  ihm  entgegengestellten  Thatsätze,  entweder 
eingestehend,  oder  widersprechend  zu  erklären  schuldig  ist, 
auch  der  Beklagte  seine  Einwendungen,  insofern  sie  in  der 
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Replik  des  Klägers  angegriffen  worden  sind,  in  seiner  Duplik- 
handlung  zu  vertheidigen  Gelegenheit  hat;  so  findet  über 
die  Frage, 

welchem   von  beiden  Theilen    die  Last   des  Beweises 

aufliege? 
der  Regel  nach,  keine  eigene  Verhandlung  Statt,  sondern 
beide  Theile  haben  das  Nöthige  darüber  in  den  so  eben  er- 
wähnten vier  Sätzen  wechselseitig  vorzubringen.  Insofern 
jedoch  nach  der  Processordnung,  noch  weitere  Verhandlungs- 
ßätze  (^Triplik,  Quadruplik,  Quintuplik  etc.^  zulässig  sind, 
müssen  dieselben  insbesondere  auch  in  Beziehung  auf  diese 
Frage  zugelassen  werden. 

§.   444. 

Wenn  die  erste  Verhandlung  auf  vorbeschriebene  Weise 
geschlossen  ist;  so  hat  der  Richter  vor  allen  Dingen  darauf 
zu  sehen,  ob  nicht  entweder  die,  dem  einen  oder  dem  andern 
Theile,  oder  auch  beiden,  aufliegenden  Beweise  durch  ander- 
seitiges,  in  diesen  Verhandlungen  selbst  liegendes,  gericht- 
liches Eingeständniss  erledigt  (^S.  unten  Abschn.  2.  Tit.  4.]), 
oder  wegen  eintretender  N^otorietät,  überflüssig  (^§.6.J  seyen: 
und  nur  insofern  als  nicht  eins  oder  das  andere  der  Fall  ist,  hat 
er,  nach  Anleitung  der  oben  ([§.  15.  ff.)  festgesetzten  Grund- 
sätze, durch  Vorbescheid  zu  bestimmen,  ob  der  Kläger  den 
Grund  seiner  Klage ,  oder  der  Beklagte  den  Ungrund  der- 
selben, wie  auch,  ob  Dieser  den  Grund  seiner  Einwendun- 
gen, oder  Jener  den  Ungrund  derselben  zu  beweisen  schuldig 
sey  *J. 

§.    445. 

Hat  eine  Parthei  sich  zum  Beweise  des  Grundes  ihrer 
Klage,  oder  ihrer  Einwendung  oder  zum  Beweise  des  Un- 
grundes  der  gegenseitigen  Klage  oder  Einwendung,  freiwillig 
erboten,    oder  auch  wohl  denselben  würklich  angetreten;    so 

•)  Anmerk.  des  Herausg.  üeber  Beweisinterlocat  vergl,:  Geiieler 
Coinnientar  zu  Martin  Dd.  I.  S.  306  ff.  Götz  im  6ten  Band  des  Ar- 
chivs für  civilistische  Praxis  Abh.  VII.  Collmann  Grundlinien  etc. 
%.  60   ff.     Linde  Proz.  %.  239. 
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ist  diess  immer  nur  insoweit  als  sie  dazu  scliuldig  ist^  zu 
verstehen.  Das  Erkenntnlss  über  die  Verbindlichkeit  zum 
Beweise  ([§.  444-3  ^^'""^  ^^^^  dadurch,  insqfcrn  darüber  in  der 
Folge  gestritten  wird^  nicht  überflüssig  gemacht,  und  wenn 
dieses  zum  Nachtheil  des  andern  Theils  ausfallt;  so  ist  jener 
freiwillig  angebotene  oder  angetretne^  Be^ve^  als  Gegenbeweis 
zu  betrachten  *3'  r/l  >y^^  m"; 

§.  446.  "[ 

Der  Vorbescheid,  wodurch  über  die  Verbindlichkeit  zur 
Beweisführung  erkannt  .wird,  muss  die  zu  beweisenden  That- 
sätze  so  genau,  als  sie  nach  Anleitung  der  Verhandlungen, 
nur  immer  zu  fassen  sind,  bestimmen.  Die  allgemeine  Formel : 
„Kläger  soll  den  Grund  seiner  Klage  ~  Beklagter  den 
^yGrund  seiner  Einwendungen  beweisen^^ 
ist  um  deswillen  nie  zulässig,  weil  eine  Klage  und  eine  Ein- 
wendung, von  welcher,  insofern  sie  auf  Thatsachen  beruht, 
gar  kein  bestimmter  Grund  angeführt  ist,  durchaus  keine  Rück- 
sicht verdient,  und  weil,  insofern  ein  bestimmter  Grund  an- 
geführt ist,  jene  Formel  die  Erheblichkeit  desselben  doch 
immer  zweifelhaft  lässt.  Ein  in  dieser  Formel  abgefasster 
Vorbescheid  ist  als  nicht  gegeben  anzusehen,  und  der  Rich- 
ter hat  den  Partheien  die  dadurch  verursachten  vergeblichen 
Kosten,  wenn  sie  sich  nicht  allenfalls  über  den  Inhalt  des 
Beweises  freiwillig  vereinigen,  zu  ersetzen  **3' 

§.  447. 

Wenn  die  Parthei  zu  Begründung  ihrer  Klage,  oder  ihrer 
Elnwendmig,  mehr  Thatsachen,  als  nothwendig  sind,  angeführt 
hat ;  so  darf  dennoch  der  Richter  ihr  nur  den  Beweis  der  noth- 


•)  Vergl.  hierzu:  I.  14.  D.  22  3.;  1.  39.  D.  40  12,  dass  Anticipation 
des  Beiceises  keine  Aenderung  der  Beweislast  bewirke  s.  ßlitler- 
maier  in  Gensler's  Archiv  f.  civ.  Praz,  Bd.  I,  S.  131  If.  Gensler 
ebendas.  S.  277.  ff.  — 

**)  Änni.  d  Heraus».  Vergl.  Weber  Verbindlichk.  zur  Beweisführ. 
S.  31.  ff.  Gensler  im  Arcli.  für  civ.  Pra.x.  Th.  1.  S.  349  flf.  —  Die 
dem  Richter  hier  gedrohten  Folgen  kennt  das  gemeine  Recht  nicht 
Linde  Proz.  g.  241.  Note  6.     S.  auch  crit.  Anm.  3Vr.  LXXX. 
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wendigen  auflegen^  es  sei  denn^  dass  in  Ansehung  der  über- 
flüssigen die  Auflage  nur  alternativ  ausgedrückt  würde.  Der 
Parthei  steht  es  jedoch  alsdann  noch  immer  frei^  auch  den 
Beweis  der  überflüssigen  Thatsachen,  insofern  sie  nur  er- 
hebUch  sind^  zu  unternehmen  ^  ohne  dass  es,  wenn  sie  den- 
selben verfehlt,  ihrem  im  Ansehung  der  nothwendigen  ge- 
führten Beweise  nachtheilig  wäre  *3. 

§.  448. 

Wenn  die  von  der  Parthei  ihrer  Klage,  oder  ihrer  Ein- 
wendung zum  Grund  gelegte  Thatsache  einen  Inbegrifl'  ein- 
zelner Thatsachen,  von  ähnlicher  oder  von  verschiedner  Art, 
enthält,  so  ist  es  genug,  dass  in  dem,  den  Beweis  auflegen- 
den Vorbescheid  nur  jene  Hauptthatsache ,  ohne  Aufzählung 
und  genaue  Bestirammig  ihrer  einzelnen  Bestaudtheile,  aus- 
gedrückt wird:  und  das  Urtheil,  ob  der  Beweis  in  Ansehung 
aller  seiner  nothwendigen  Bestandtheile  vollständig  geführt 
sey,  bleibt  alsdann  bis  nach  geendigter  Beweisführung  vor- 
behalten. So  ist  es  z.  B.  in  einem  Falle,  wo  es  auf  den 
BeAveis  des  Besitzes  ankommt,  nicht  nöthig,  dass  die  Art  und 
Zahl  der  einzelnen  Besitzhandlungenj  welche  der  Richter  für 
nothwendig  hält,  vorgeschrieben  vv^erde. 

§.  449. 
Ist  jedoch  über  die  Art  oder  die  Zahl  der  einzelnen  Be- 
standtheile des  zu  beweisenden  Hauptsatzes  zwischen  den 
Partheien  ausdrücklich  gestritten  worden;  so  hat  der  Richter 
diesen  Streit,  durch  genaue  Bestimmmig  des  ganzen  Beweis- 
inhalts (^thematis  probandi^  zu  entscheiden;  und  ein  Vor- 
bescheid, welcher  in  diesem  Falle  nur  mit  allgemeinen  Wor- 
ten den  Beweis  der  Hauptthatsache  auflegt,  ist  eben  so  ver- 
geblich, als  derjenige,  welcher  mit  noch  allgemeineren 
Worten,  bloss  den  Beweis  des  Grundes  der  Klage  auflegt. 
C§.  446. j 


*)  Anni.    des    Ilerausg.      Vergl.  G«n.sler    I.  c.  R«iid    1.  S.  39  und 
362.     Göl»  I.  c.  %.  3.     Linde  Prot..  %.  240.  241. 
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Ueber  die  richterliche  Bestimmung   des  Thematis    probandi. 

(Zu  §.  446.  und  449.) 
Die  in  vielen  Gerichten  gewölinliche  Formel: 
,,Kläger  soll  den  Grund  seiner  Klage^  und  soviel  ihm 
^^darau  verneinet  worden^  beweisen^^ 
ist  von  der  Bequemlichkeit  erfunden^  und  kommt  einem  Rich- 
ter, der  die  Bequemlichkeit  liebt^  allerdings  sehr  zu  Statten. 
Aber  desto  übeler  sind  die  Partheien  daran  ^  welche  durch 
einen  solchen,  nicht  viel  mehr  als  nichts  sagenden  Vorbe- 
scheid meistens  nicht  klüger  werden,  als  sie  vorher  schon 
waren.  Es  ist  billig,  dass  die  Gesetze  dem  Richter  sein 
schweres  Amt  auf  jede  mögliche  Weise  erleichtern :  aber  sie 
dürfen  nicht  gestatten,  dass  er  selbst  es  sich  auf  Kosten  der 
Partheien  erleichtere,  und  diess  letztere  geschieht,  wenn 
er  ihnen,  anstatt  bestimmterer  Vorschriften  über  das,  was  sie 
zu  thun  haben,  solche  gedankenlose  Formeln  giebt,  welche 
beinahe  immer  einen  neuen,  oft  sehr  weitläufigen  Streit  über 
ihre  Bedeutung  unvermeidlich  machen. 


§.  450. 
Der  Vorbescheid  zur  Beweisauflage  kann  zwar  auch  zu- 
gleich die  Beweismittel,  deren  sich  die  Parthei  bedienen  soll, 
nach  Anleitung  der  von  derselben,  in  den  ersten  Verhand- 
lungen gethanen  Erklärungen,  vorschreiben;  diese  Vorschrift 
schliefst  aber  andere  Beweismittel,  insofern  sie  sonst  zuläs- 
sig sind,  nicht  aus, 

§•   451. 

Der  Vorbescheid  zur  Beweisauflage  muss  immer  auch 
einen  bestimmten  Termin  %ur  Beweisantretung  enthalten,  und 
wenn  der  Richter  die  Ansetzung  dieses  Termins  unterlässt : 
so  muss  er  es  auf  Verlangen  des  Produkten,  durch  ein  Dekret 
nachholen,  und  er  ist  zugleich  den  Partheien  für  die  dadurch 
verursachten  Verzögerungen  und  Rosten  verantwortlich.    Von 
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den  Würkungen  dieses  Beweisantretungstermins  wird  unten, 
im  ersten  Titel  des  zweiten  Abschnitts^  gehandelt  *)• 

§.    452. 

Jeder  Vorbeschied  zur  Beweisauflage  enthält  einen  still- 
schweigenden Vorbehalt  des,  dem  andern  Theile  zustehenden 
Gegenbeweises  **)"  Es  ist  also  ganz  überflüssig,  dass  die- 
ser Vorbehalt  auch  noch  ausdrücklich  angehängt  werde. 

§.   453. 

Wenn  der  Vorbescheid  zur  Beweisauflage  rechtskräftig 
ist ;  so  kann  über  die ,  dadurch  entschiedene  Verbindlichkeit 
zur  Beweisführung  nicht  weiter  gestritten  werden.  Derjenige 
Theil  also,  welcher  sich  durch  einen  solchen  Vorbescheid 
beschwert  glaubt,  kann  die  Abänderung  desselben  nicht  anders, 
als  im  Wege  eines  dagegen,  unter  Beobachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschriften,  einzuwendenden  Rechtsmittels  bewürken. 

§.   454. 

Der  zweite,  auf  den  Beweis  sich  beziehende  Gegenstand, 
über  welchen  ein  vorläufiges  gerichtliches  Verfahren  nöthig 
werden  kann ,  ist  die  Frage : 

von  der  Erheblichkeit  der  Thatsachen. 

Auch  diese  Frage  kann  sowohl  in  Ansehung  der,  von 
dem  Kläger  als  Grund  seiner  Klage,  als  auch  der  von  dem 
Beklagten,  als  Grund  seiner  Einwendungen,  aufgestellten  That- 
sätze  eintreten.  Wenn  nehralich  der  eine  Theil  behauptet, 
dass  der  von  dem  andern  aufgestellte  Thatsatz  nicht  eben 
den  Zustand  der  Dinge,  welchen  das  Gesetz,  das,  seiner 
Meinung  nach,  darauf  angcAvandt  werden  soll,  als  möglich 
voraussetzt,  in  dem  vorliegenden  Falle,  als  Avürklich  vorhan- 
den ausdrücke,  oder  mit  kürzeren  Worten,  dass  die  durch 
denselben  ausgedrückte  Thatsache  die  angestellte  Klagej 
oder  die  gemachte  Einwendung,  nicht  begründe;   so   ist  die 


*}  Au  merk,  des  Herausg,     Ueber  BeweLsfiist  siehe:  Linde  Proz, 

§.  243.  und  uuten  a.  a  0. 
'*_)  Ucber  Vorbehalt  und  Termin  des    Gegenbeweises  siehe :  Linde  Ab- 

handhmgcn  etc.  Abh.  2.  S    64.  IT.     Mittermaier  im  Archiv  für  civ. 

Prax.  6ter  Band  S.  359  ff.     Gensler's  Comuientar  zu  Martin' s  Pro- 

Eess  Bd.  L  S.  313. 
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Frage  von  der  Erheblichkeit  der  Thatsachen  streitig,  und 
der  Richter  muss  diesen  vorläufigen  Streit,  nach  Anleitung 
der,  oben  ([§.  51.  ff.])  festgesetzten  Grundsätze^  entschei- 
den  *). 

§.    455. 

Auch  diese  Entscheidung  wird  durch  die,  oben  ([§.  443-3 
beschriebene  erste  Verhandlung  vorbereitet.  In  dieser  Ver- 
handlung nehmlich  haben  beide  Theile  sich  auch  über  die 
Erheblichkeit  der  gegenseits  aufgestellten  Thatsätze  wech- 
selseitig zu  erklären,  und  erst  nach  dem  Schlüsse  dersel- 
ben kann  der  Richter  darüber,  durch  Vorbescheid,  ein  ent- 
scheidendes ürtheil  fällen. 

§.  456. 

Wenn,  nach  geschlossener  Verhandlung,  der  Richter 
den  von  dem  Kläger,  als  Klaggrund  aufgestellten  Thatsatz 
durchaus  unei'heblich  findet;  so  darf  er  ihn  zum  Beweise 
desselben  nicht  zulassen,  sondern  der  Kläger  ist  mit  seiner 
ganzen  Klage,  insofern  sie  nicht  noch  auf  andern  mehr  er- 
heblichen Thatsätzen  beruht^  durch  Defiuitivurtheil  abzuwei- 
sen. Diess  letztere  muss  selbst  alsdann  geschehen,  wenn 
auch  der  Beklagte  den  unerheblichen  Thatsatz,  ausdrücklich 
oder  stillschweigend,  gerichtlich  eingestanden  hat.  Auch  ist 
es  nicht  uöthig,  dass  der  Beklagte  die  Einwendung  der 
Unerheblichkeit  (^Exceptionem  non  competentis  actionis])  aus- 
drücklich vorgebracht  habe :  und  im  Gegentheil  auch  selbst 
alsdann,  wenn  der  Beklagte  einen  offenbar  unerheblichen 
Thatsatz  ausdrücklich  als  erheblich  anerkannt  hat,  darf  in- 
sofern diess  nicht  unter  allen  Erfordernissen  einer  verbind- 
lichen wissentlichen  Verzichtleistung  geschehen  ist,  der  Rich- 
ter, dem  die  Rechte  besser  als  den  Partheien  bekannt  seyn 
müssen,  den  Beweis  desselben  nicht  zulassen,  noch  ihm, 
falls  er  zugleich  eingestanden  ist,  eine  entscheidende  Kraft 
beilegen  (]§.  51.3- 

§    457. 

Wenn  der  Richter  den,  von  dem  Beklagten,  als  Gnmd 


*)  Vergl.  Linde  Proz.  %.  239.  240. 
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seiner  Einwendung  aufgestellten  Thatsatz  durchaus  unerheb- 
lich findet;  so  darf  er  ihn  zum  Beweise  desselben  nicht  zu- 
lassen ,  sondern  der  Beklagte  ist  mit  seiner  ganzen  Einwen- 
dung durch  Definiti^^l^theil  abzuweisen.  Diese  Regel  gilt 
in  der  ganzen  Ausdehnung^  welche  ihr  in  Ansehung  des 
Kj^^grui^des  gegeben  ist  (^§.  456.3- 

-1.:*'     ■.';  i  §.  458. 

Findet  der  Richter  den  Thatsatz  des  Klägers^  oder  des 
Beklagten j  erheblich;  so  muss  er  den  Beweis  desselben 
durch  Vorbescheid  für  zulässig  erklären. 

§.  459. 

Diess  muss  selbst  im  Falle  der  blos  iDahrscheinlichen 
Erheblichkeit  (^§.  53.])  geschehen.  Jedoch  ist  in  diesem 
Falle  immer  die  nähere  Prüfung  der  Erhebüchkeit ,  durch 
die  Worte: 

j^mit  Vorbehalt  der  Einwendungen^^ 
oder  in  einer  andern  gleichbedeutenden  Formel^  ausdrückUch 
vorzubehalten. 

§.  460. 
Wenn  über    die    Erhebhchkeit  der   Thatsätze^  während 
der    Verhandlung^     ausdrücklich    gestritten    Avorden    ist;    so 
wird    die    Entscheidung    darüber    am    schicklichsten    in    der 
Formel : 

j^Dass   Kläger   (^Beklagter)   zum  Beweise    des 
^^Satzes     etc.    zuzulassen    (^nicht    zuzulassen) 

gefasst.  Ist  aber  darüber  nicht  gestritten  worden,  so  ist  in 
dem  Vorbescheide^  welcher  den  Beweis  auflegt  (]§.  444. 
44b.3  zugleich  die  Entscheidung  für  die  Erheblichkeit  des, 
in  der  Beweisauflage  ausgedrückten  Satzes  enthalten.  Im 
ersten  Falle  muss  jedoch  der  Vorbescheid,  wenn  der  Be- 
weis zugelassen  wird,  eben  so  wie  im  letzteren^  zugleich 
den  Beweistermin  (]§.  451-3  ^'ithalten. 

§.  461. 

Wenn  die  Thatsache,  auf  deren  Beweis  es  ankommt, 
einen  Inbegriff  mehrerer  einzelner  Thatsachen,  \on  ähnlicher 
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oder  verschiedener  Art,  enthält  (^§.  448.),  aber  nur  allge- 
mem  ausgedrückt,  und  nach  dieser  allgemeinen  Bestimmung 
erheblich  ist ;  so  bleibt  die  Erhebüchkeit  der  einzelnen  That- 
sachen  bis  nach  angetretenem  Beweise  unentschieden. 

§.  462. 

Auch  bei  einem  die  Zulässigkeit  des  Beweises  aus- 
drückenden Vorbescheid  (]§.  460.)  versteht  sich  der  Vor- 
behalt des  Gegenbeweises  von  selbst  (^§.  452.). 

§.   463. 

Wenn  der  Vorbescheid,  welcher  den  Beweis  für  zuläs- 
sig, ohne  Vorbehalt,  oder  für  unzulässig  erklärt,  rechtskräf- 
tig ist;  sa  kann  über  die  Erheblichkeit  der  Thatsache  nicht 
weiter,  auch  selbst  nicht  unter  dem  Vorwande,  dass  die 
Erheblichkeit  nur  unvollständig  sey,  gestritten  werden  *). 
Derjenige  Theil  also,  welcher  sich  durch  einen  solchen  Vor- 
bescheid beschwert  glaubt,  kann  die  Abänderung  nur  durch 
ein  dagegen  einzuwendendes  Rechtsmittel  bewürken  (^§.  453). 
Ist  aber  der  Beweis  nur  unter  Vorbehalt  näherer  Prüfung  etc. 
(^§.  459.)  zugelassen;  so  bleibt  die  Erheblichkeit  bis  nach  ge- 
endigter  Beweisführung  unentschieden,  und  es  findet  dess- 
wegen  gG^en  einen  solchen  Vorbescheid  kein  Rechtsmittel 
Statt  **). 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXXI.  des  Verfassers. 
Vorläufiger  Streit  über  die  Erheblichkeit  der  Beweissätze, 

(Zu  §.  454-463.) 
Dieser  vorläufige  Streit  muss  um    desswillen  zugelassen 
werden,  weil  es  möglich  ist,  (]und  sich  oft  zuträgt)  dass  der 
Beweiss   eines  offenbar  unerheblichen  Thatsatzes  unternom- 


♦)  Anm.  d.  Heraus».  Siehe  bei  Weher  Verbindl,  zur  Beweisfüh- 
rung S.  31.  ff.^  Gensler  im  Archiv  für  civil.  Praxis  Band  1. 
S,  378.  f,j  Linde  Proz.  §.  245  ;  die  Wirkung  unerheblicher  und 
mangalhaiter  Beweisauflagen  in  Bezug  auf  das  Enderkenntuiss. 

**)  S.  dagegen  Linde  Proz,  §.  400.  u.  412. 
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raen  wird,  und  weil  in  diesem  Falle,  durch  das  richterliche 
Erkenntniss,  welches  diesen  Thatsatz  ver\Nirft,  alle  übrige 
Weitläufigkeiten  der  am  Ende  vergeblichen  Beweisführung 
abgeschnitten  werden,  so  wie  hingegen,  im  Falle  der  offen- 
baren,  wenn  gleich  von  dem  Produkten  bestrittenen  Erheb- 
lichkeit des  Thatsatzes,  der  Vorbescheid,  welcher  dieselbe 
anerkennt,  allen  nachherigen  Streit  über  diese  Frage  ab- 
schneidet. Nur  alsdann,  wenn  die  Frage  von  der  Erheblich- 
keit so  zweifelhaft  ist,  dass  die  Gründe  für  und  Avider  weit- 
läufige Ausfüllrungen  erfordern,  oder  dass  diese  Gründe  erst 
durch  die  künftige  nähere  Prüfung  der  BeschafFenlieit  der 
Beweismittel  hinlänglich  in's  Klare  gesetzt  werden  können^ 
muss  es  dem  Richter  erlaubt  seyn,  den  darüber  geführt  wer- 
denden vorläufigen  Streit  vor  der  Hand  niederzuschlagen, 
und  bis  nach  geendigter  Beweisführung  auszusetzen  (^§.459. 
463.3.  Durch  den  Vorbehalt  der  Einwendungen  ist  dieses 
Verfahren  dem  Produkten  in  der  Hauptsache  unnachtheilig, 
und  desswegen  ist  es ,  auf  der  einen  Seite ,  keine  unbillige 
Härte  ^  auf  der  andern  aber  eine  wohlthätige  Einschränkung 
der  Mittel ,  den  Ausgang  der  Rechtshändel  zu  verzögern, 
wenn  man  gegen  einen  solchen  Vorbescheid  keine  remedia 
ßuspensiva  Statt  finden  lässt. 


§.   464. 

Wenn  ein  durch  Vorbescheid  unbedingt  für  zulässig  er- 
klärter Beweis  nur  in  Ansehung  eines  Theils  des  Streit- 
gegenstandes (2.,  B.  einer  kleineren  Summe,  anstatt  der  in 
Anspruch  genommenen  grösseren^  erheblich,  in  Ansehung 
des  übrigen  aber  unerheblich  ist,  so  steht  dem  Produkten, 
in  Ansehung  dieses  letzteren ,  die  Rechtskraft  des  Vorbe- 
scheids nicht  entgegen. 

§.  465. 

Der  Richter  ist  nicht  befugt,  an  die  Stelle  der  uner- 
heblich befundenen  Thatsachen  andere  erhebüchere ,  auf 
welche  die  Parthei  sich  gar  nicht  berufen  hat,  unterzuschie- 
ben, und  sie  zu  deren  Beweise  einzuladen.  Wenn  aber  der 
Gegentheil  selbst,    während  des  Streit«    über  die  ErhebÜch- 
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keit,  dieser  andern  Thatsachen,  als  nothwendig  zum  Be- 
weise^  Erwähnung  gethan  hat ;  so  kann  er  den  Beweis  der-i- 
selben  auflegen  ^J. 

§.  466. 

Auch  kann  er,  im  Falle  der  unvollständigen  Erheblich- 
keit einer  Thatsache  (^§.  54.3  ^^^  ^"^  vollständigen  Erheb- 
lichkeit erforderlichen  übrigen  Thatsachen^  Avenn  auch  der 
Producent  sich  darauf  nicht  ausdrücklich  berufen  hat^  be- 
stimmeu;  und  den  Beweis  derselben  auflegen. 

§    467. 

Der  Richter  ist  nicht  befugt,  der  Parthei  bestimmte  Be- 
weismittel,  auf  welche  dieselbe  selbst  sich  nicht  berufen 
bat;,  durch  Vorbescheid  an  Hand  zu  geben,  es  sey  denn, 
dass  das  Daseyn  derselben  aus  den  vor  ihm  liegenden  Ver- 
handlungen selbst,  mit  Gewissheit  oder  mit  Wahrschemlich- 
keit,  zu  ersehen  wäre. 

"'    *)  Anm.  d.  Herausg.      Nach   gemeinem    Rechte    wird    dennoch  die 
^  Klage  abgewiesen,  wenn  sich  der  Prozess  nicht   als  ein  conventio- 

neller  auü-echt  erhalten  lässt. 


1    li-jHd'. 


i  .wuV>t1m«\5fl|.>>l' 


Zweiter  Ahschnitt. 

Von    dem    Verfahren    während    der    Beweis- 
führung *^, 


Erster     Titel. 

Von  dem  Beweisantretung stermin,  und  andern  heim  Beweis- 
verfahren vorkommenden  Terminen. 

§.  468. 

Es  steht  den  Partheien  frei,  den  ihnen  aufliegenden  Be- 
weis gleich  in  der  ersten  Verliandlung^  ohne  den  Vorbe- 
scheid zur  Beweisauflage  abzuwarten,  frei^^'iIlig  anzutreten, 
und  sie  müssen  damit  im  ganzen  Laufe  dieser  Verhandlung^ 
so  lange  als  sie  nicht  geschlossen  ist,  zugelassen  wer- 
den «*J. 


*)  Ueber  die  drei  Perioden  dieses  Verfahrens :  Antretung,  Produkttou 
und  Hauptverfahren^  s.  v.  Grolmnn  Theorie  etc.  §.  188.  Gensler 
Comment.  Bd.  I.  S.  325.     Linde  Proz.   §.  249.  ff. 

**)  Anm.  des  Herausg.  Ueber  anttcipirten  Beweis:  J.  K.  A. 
§§.  35.  39.  45.  Mittermtiier  im  Archiv  für  civilist.  Prax.  Band  1. 
S.  120  ff.  mid  181.  ff.  Linde,  Abbandl.  2.  Bandh  S.  ,64.  ff. ;  und 
unten  §.  616.  ,  .         i^i  .,\v.- 
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§.  469. 
Wenn  diess  nicht  geschehen^  oder  nicht  mit  hinlänglichem 
Erfolg  geschehen  *)  und  deswegen  dem  Producenten  der  Be- 
weis, oder  ein  besserer  Beweis^  durch  V^orbescheid  auferlegt 
worden  ist ;  so  ist  der  Producent  an  den  ihm  zugleich  vorge- 
schriebenen Beweistermin  ([§.  451-3  dergestalt  gebunden,  dass 
er  vor  Ablauf  desselben,  als  eines,  von  dem  Gesetze  selbst  für 
peremtorisch  **3  erklärten  Termins ,  seinen  Beweis  antreten 
muss,  und  wenn  er  dieses  versäumt,  sich  dadurch  des 
Rechts,  ihn  zu  führen,  mit  eben  der  Würkung,  als  ob  er 
ihn  gänzlich  verfehlt  hätte,  verlustig  macht.  Doch  kann 
ihm,  wenn  er  vor  Ablauf  desselben  erhebliche  Verhinde- 
rungsursachen anführt  und  bescheinigt,  und  um  desiSen  Er- 
streckung bittet,  diese  Erstreckung^  welche  jedoch  eben- 
falls immer  peremtorisch  ist,  nicht  verweigert  werden  ***3- 
Auch  finden,  im  Falle  des  würklich  versäumten  Beweister- 
mins^  die  Grundsätze  von  der  Wiedereinsetzung  in  den  vo- 
rigen Stand,  wenn  die  Umstände  dazu  geeignet  sind,  ihre 
Anwendung  f  3.  .  '     v.vV  . 

§.  470. 

Der  Richter  muss  im  Falle  des  versäumten  Beweister- 
mins, den  aufliegenden  Beweis  auch  selbst  alsdann,  wenn 
der  Produkt  nicht  ausdrücklich  darum  gebeten  hat,  von 
Aratswegen  für  versäumt  erklären  ff)'  Willigt  indessen  der 
Produkt  in  die  Zulassung  der  verspäteten  Beweisführung 
ausdrücklich  ein,  so  bleibt  das  Versäumniss  ohne  Würkung. 


*)  Vergl.  Linde,  Proz.  §.  246.  am  E. 

**)  Anm,  d.  Heraiisg.  Im  gemeinen  Recht  ist  die  Beweisfrist  nicht 
peremtorisch  ;  aber  in  den  meisten  Particularrechten.  Gensler's 
Commentar  zu  Martin  S.  309  f.     Lindej  Proz.  §.  243. 

»**)  Vergl.  const.  1.  Cod,  S.'tiV'^-^     •  •■    ^'^ ' 

.     t)  Vergl.    die    Linde    ?roz.    §.    245.    Note    7,    Alleg.    u.  .  §.     265, 
pot.  1, 

'  '■i^)'Ah'm.'''d'fer 'He'i'aas^g.' '  'Ver^l.'  ^edöbh  'ubei*  das"  gemeine  Recht 
Linde,  Proz.  §.  245.  Note  4.  und  6.  und  §.  265.  Note  2. 
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§.   47t. 

Wenn  der  Beweisterrain  nicht  ^Is  ein  Zeifpnnkt  ([ein 
bestimmter  Tag)^  sondern  als  ein  laufender  Zeitraum  (7,:  B. 
4  Wochen^  ausgedrückt  ist;  so  fängt  derselbe  erst  vom 
dem  Tage  der  eingetretenen  Rechtskraft  des,  die  Beweis- 
auflagc  enthaltenden  Vorbescheids  zu  laufen  an  *). 

§.  472. 

Jeder  durch  Vorbescheid  auferlegte  Beweis  muss  inner- 
halb des  vorgeschriebenen  Beweistermins  vollständig  ^  und 
zwar  sowohl  in  Ansehung  des  Inhalts,  als  der  Beweismittel, 
angetreten  werden.  Diess  gilt  selbst  alsdann,  wenn  es,  so 
viel  den  Inhalt  betrifft,  nur  alternativ  auf  den  Beweis  des 
einen  oder  des  andern  Satzes  ankommt,  und  wenn  der  Pro- 
ducent  von  mehreren  Beweismitteln,  die  er  in  seiner  Ge- 
walt hat,  einen  Theil  für  überflüssig  hält.  Ein  nur  unvoll- 
ständig angetretener  Beweis  wird  in  Ansehung  derjenigen 
Thatsätze  oder  Beweismittel,  welche  an  der  Vollständigkeit 
fehlen,  für  versäumt  geachtet  **). 

§.  473. 
Da  es  sich  indessen  leicht  zutragen  kann ,  dass  dem 
Producenten  ein  Beweismittel,  welches  er  für  hinlänglich  zil 
halten  Ursache  hatte,  dennoch  fehlschlägt ;  so  ist  er,  wenn  ei* 
im  Laufe  des  Beweisverfahrens  noch  zu  andern  Beweismit- 
teln seine  Zuflucht  nimmt,  und  zu  dem  Ende  um  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Sland  g,G^Qn  den  versäumten 
Beweistermin  bittet,  damit,  nach  Befinden  der  Umstände, 
noch  zuzulassen.  Er  muss  aber  dabei  von  aller  Gefährde, 
und  insbesondere  von  der  strafbaren  Absicht,  durch  Verein- 
zelung der,  zum  Beweisverfahren  gehörigen  Handlungen,  den 
Ausgang  der  Sache  zu  verzögern,  frei  seyn  -t'->^*[^^ 


*)  Vergl.  Koch  de  inilio  tennini  probaforii.  Giess.  1785.  %.  6.  Geni- 
ler iiu  Archiv  für  civ.  Prax.  Band  4.  S.  196.  205.  flp.  Anfang  der 
Beweisfrist  nach  ergriffenen  Rechtsmitteln  und  geforderten  Erklü- 
rungssenten»en  s.  Gensler's  Comnientar  etc.    Bd.  I.  S.  311.  u.  313. 

**)  Vcrgl.  Linde  Proz.  §.  245. 

***)  An  merk,  des  Herausg.     Verhält  sich  nach  der  Event  ualiuaxiiue 
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§•    474. 

Auch  n'enn  der  Produccnt  erst  nach  verflossenem  Be- 
weistermin^  im  Laufe  des  Beweisvcrfalirens,  neue  Beweis- 
mittel in  seine  Gewalt  bekommt,  kann  er  mit  denselben, 
vermittelst  der  Wiedereinsetzung'  in  den  vorigen  Stand,  noch 
zugelassen  werden. 

§.   475. 

Auch  die  übrigen,  im  Beweisverfahren,  nach  angetre- 
tenem Beweise,  vorkommenden,  dem  Producenten  oder  dem 
Produkten  vorgeschriebenen  Termine  sind,  wenn  der  Beweis 
durch  Vorbescheid  auferlegt  worden,  alle  dergestalt  perem- 
torisch,  dass  die,  von  dem  Versäumniss  derselben  abhän- 
gende Würkung,  so  wie  sie,  nach  Verschiedenheit  der 
Fälle,  im  Folgenden  bestimmt  ist,  gleich  mit  Ablauf  des 
ersten  Termins  eintritt^  ohne  dass  der  Richter  befugt  wäre, 
denselben  von  Amtswegen  zu  erstrecken.  Ist  aber  der  Be- 
weis freiwillig  angetreten  worden  (^§.  468.),  so  müssen  die, 
im  Verfolg  des  Verfahrens  vorkommenden  Termine,  eben  so 
wie  bei  andern  gerichtlichen  Handlungen,  so  lange  sie  nicht 
von  dem  Richter  ausdrücklich  für  peremtorisch  erklärt  sind, 
auch  von  richterlichen  Amtswegen  erstreckt  werden.  Die 
Processordnung  giebt  hierüber  die  nähere  Bestimmung. 


C  r  i  t  i  s  ch  e 

Anmerkung  liXXXII.  des  Verfassers. 
lieber  die^  beim  Beweisverfahren  vorkommenden  IWmine. 

(Zu  §.475.) 
Ausser  dem  Beweisantretungs  -Termin  kommen  bei  dem 
Beweisverfahren  noch  eine  Menge  andrer  Zeitbestimmungen 
vor,  deren  Würkungen  nach  der  Natur  der  Handlungen, 
denen  sie  vorgeschrieben  sind,  ihre  nähere  Bestimmung  er- 
halten müssen.  Ich  führe  davon  hier  keine  Beispiele  an, 
weil  sich  dieselben  in  den  folgenden  Titeln  des  Textes  häufig 


im  geineiuen  Recht    und  iiach  den  Gruudsützen    über  rcsl.  in  inte- 
grum ob  nov.  rep.  anders. 


und  anätii-  Tcniiiiic  2/«> 

voiv  selbst  darbieten  werden.  Eine  allgemeüie  Regel  luuss 
aber  in  Beziehung  auf  die  Frage^  ob  und  in  wie  weit  diese 
Termine  perouilorisch  sind,  hier  gegeben  Averden,  und  ich 
glaube,  dass  es  der  N^atur  der  Sache  gemäss  ist,  bei  Ent- 
scheidung dieser  Frage  den  Grundsatz  anzunehmen,  dass 
die  peremtorisclie  Natur  des  Beweisantretungs-Termins  sich 
allen  folgenden,  zum  Beweisverfahren  gehörigen  Terminen 
mittheilt,  dass  aber,  so  lange  noch  kein  solcher  Beweisan- 
(retungs-Tennin  vorgeschrieben  war,  auch  keiner  der  übri- 
g^en  iTermine  peremtorische  Würkung  haben  kann.  Die  bis- 
herigen Theorien  sind  hierüber  schwankend  und  unvollstän- 
dig, und  in  der  Praxis  wird  es  damit  auf  sehr  verschiedene 
Weise  gehalten.  Das  Beste  wäre  vielleicht,  wenn  wir  eine 
Processorduung  hätten,  nach  welcher  alle  gerichtliche  Ter- 
«ijjje,,iiJj§o  jure,,jg^remtorisch  wären. 

8'J«'  §.  476. 

Von    dem    Termin    zur    Antretung    des    Gegenbeweises 
wird  unten  (^Tit.  lÄ.J  gehand:eit. 
-if'jon  «'j^JieBKuA  vjtr  •)«?.!( jjh^  rn 


Zweiter     Titel. 
Vun    dem    Verfahren    in  Beziehung   auf  den  Eid 


Ein  Versicherungseid  zum  Behuf  des  Beweises  kami, 
der  Regel  nach,  nicht  anders,  als  vor  dem  Richter,  bei  wel-^ 
chem  die  streitige  Rechtssache  anhängig  ist,  und  in  die 
Hände  desselben,  gültig  abgelegt  werden.  Ist  jedoch  der 
Schwörende  von  dem  Orte  des  Gerichts  so  weit  entfernt; 
dass  dessen  Reise  dahin  mit  beträchtlichen  Beschwerlich- 
keiten und  Kosten  verbunden  sej  n  würde ;  so  ist  die  Able- 
giuig  des    Eides    bei    dem   Richter    seines   AVohnorts,    wenn 


*J  Vgl.  liiezu  obeu  S-  5ö.  ff.^  unten  §.  66».  ff.  — 
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derselbe   darum    von  jenem    Richter  förmlich  requirirt  wor- 
den ist,  zulässig  *3- 

§.  478. 
Der  Schwörende  muss  die  Thatsätze,  die  er  beschwö- 
ren soll  ([den  Inhalt  des  Eides)  unmittelbar  vorher  ausgesagt 
haben.  Hat  er  sie  schon  früher  niedergeschrieben,  oder 
zum  Protokoll  ausgesagt;  so  müssen  sie  ihm  unmittelbar 
vor  der  Eidesleistung  deutlich  vorgelesen  werden.  Ist  der 
Inhalt  des  Eides  kurz;  so  kann  er  auch  in  die  von  dem 
Schwörenden  auszusprechende  Eidesformel  selbst,  mit  schick- 
hchem  und  deutlichem  Zusammenhang,  gebracht  werden. 

§.   479. 

Es  ist  jedoch,  bei  einem  sehr  weitläuftigen  Inhalt  des 
Eides,  alsdann,  wemi  derselbe  erst  durch  Fragen,  nach  ab- 
gesonderten Punkten,  herausgebracht  werden  muss,  auch 
zulässig,  dass  derselbe  vor  der  Aussage,  in  Gestalt  eines 
Versprechungseides  (]§.  59.)  abgelegt,  und  erst  nachher  der 
Schwörende  den  Inhalt  auszusagen  angewiesen  werde.  Als- 
dann muss  aber  derselbe,  am  Schlüsse  der  Aussagen  noch- 
mals an  seinen  geleisteten  Eid  erinnert  werden,  und  er  dar- 
auf wiederholt  erklären,  dass  er  die  Wahrheit  alles  Ausge- 
sagten auf  diesen  geleisteten  Eid  nehme. 

§.  480. 
Bei  Personen  gemeinen  Standes,  und  überhaupt  bei 
solchen,  denen  man  keine  hinlängliche  Ausbildung  ihres 
Verstandes  über  Gegenstände  der  Religion  und  der  Sittlich- 
keit zutrauen  kann,  muss  der  Richter  eine  deutliche  und 
nachdrückliche  Erklärung  über  die  Pflicht,  die  Wahrheit  zu 
sagen,  über  das  Wesen  des  Eides,  und  über  die  Schänd- 
lichkeit und  Strafbarkeit  des  Meineids,  vorausgehen  lassen. 
Sind  besondere  Gründe  vorhanden,  den  Schwörenden  für 
meineidsfühig  zu  halten;  so  muss  er,  zumal  wenn  er  in 
seiner  eigenen  Sache  schwört,  und  diese  Sache  von  Wich- 
tigkeit ist,   nach  Gutfinden  des  Richters   vorher  durch  einen 


«)  Vergl.  Linde  Proz.  $.  309.  Note  4.  %,  310.  Note  2. 
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Geistlichen  vorbereitet,  und  dass  dieses  geschehen  sey,    zu 
den  Akten  bemerkt  werden  *3' 

§.  481. 
Die    förmliche    Eidesleistung  fängt   damit  an^    dass  der 
Schwörende  dem  Richter,  durch  feierlichen  Handschlag  ver- 
spricht, die  Wahrheit  zu  sagen. 

§.  482. 
Die  Eidesformel  wird  mit  den  Worten : 

Ich   schwöre    bei   dem    allwissenden  und   gerechten 
Gott,   dass  etc. 
eröffnet,  und  schliesst  mit  den  Worten: 

So    wahr   ich    der  göttlichen    Gnade    theilhaftig    zu 
werden,  und  von  den  zeitlichen  und  ewigen  Strafen 
des  Meineids  befreit  zu  bleiben  verlange  **3- 
Wenn,    statt  dieser  Formel,    der  Richter  sich  anderer 
Worten  bedient;  so  wird  zwar  dadurch,  insofern  sie  gleich- 
bedeutend sind,    der    geschworne    Eid   nicht   ungültig:    der 
Richter   aber   kann,    nach  Befinden,    für  seine  willkührliche 
Abweichung  von  den  Vorschriften  des  Gesetzes,  Strafe  ver- 
dienen.     Einem   auswärtigen    Richter,    der    auf  Requisition 
den  Eid  abnimmt  (^§.  477.);    ist  diese  Eidesformel  jedesmal 
mitzutheilen.      Doch  ist,    wenn   derselbe  sich,    anstatt  ihrer, 
einer   andern,   bei  ihm  eingeführten  zweckmässigen  Formel 
bedient,  der  Eid  deswegen  nicht  ungültig. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXXIII.  des  Verfassers. 

lieber  die  gesetzliche  Bestimmung  einer  allgemeinen 
Eidesformel. 
(Zu  S.  482.) 
Die  bisher  in   den  deutschen  Gerichten   gangbaren   Ei- 
desformeln,   welche    wenig   von   einander   abweichen,    sind 


*)  Vergl.  Malblank  de  jitrejurando  %.  96. 
**)  Anm.  des  Heraiisg.     Zu  §.  481.  u.  482.     Nach    gem.  Recht  ist 
nur  die  Anrufung  Gottes  im  Allgemeinen   als  wesentliche  Form  zu 
betrachten.     Passauer    Vertrag  von  1552   5.  10.  u.    R.  A.  v.  1555. 
Art.   107.     Malblank  !.  c.  $.  94. 
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nicht  sowohl  durch  geschriebene  Gesetze ,  als  durch  den 
Gebrauch  eingeführt^  und  haben  alle  den  Fehler ^  dass  sie, 
bei  ihrer  allzugrossen  Kürze,  dem  Schwörenden  zu  wenig 
zu  denken  geben.  In  dieser  Rücksicht  ist.  also  einige  A^cr- 
besserung  nöthig.  Auch  ist  hier  der  Fall,  wo  es  der  Ge- 
setzgeber nicht  wohl  vermeiden  kann,  eine  allgemein  ^u 
beobachtende  Redeformel  vorzuschreiben  (^s.  Anm.  LXXXI.J, 
vorhanden:  denn  wenn  er  es  den  Richtern  ganz  überlassen 
wollte,  die  Worte,  mit  denen  geschworen  werden  soll, 
selbst  zu  wählen;  so  würde,  bei  der  grossen  Menge  der, 
durch  Leute  von  verschiednen  Fähigkeiten  und  Einsichten 
besetzten  Gerichtsstellen,  zu  besorgen  seyn,  dass  öfters  übel 
gewählte  Worte  zum  Vorschein  kommen.  Doch  ist  kein 
vernünftiger  Grund  vorhanden,  und  es  würde  zu  hart  seyn, 
jede  unbedeutende  Abweichung,  die  oft  durch  Zufälligkei- 
ten veranlasst  werden  kann,  mit  der  Nichtigkeit  zu  bestra- 
fen. Das  vorgeschlagene  Gesetz  hat  desswegen  eine  hier- 
auf sich  beziehende  Modification  erhalten. 

Uebrigens  muss  man  die  Eidesformel^  das  heisst,  die- 
jenigen feierlichen  Worte,  wodurch  die  Versicherung  zum 
FAde  wird,  von  denjenigen,  welche  den  Gegenstand  dieser 
Versicherung  ausdrücken  (^Inhalt  des  Eides),  unterschei- 
den. Für  diese  letztere  lässt  sich  freiUch  keine  allofciueine 
Formel  vorschreiben.  Wa  lub  ^in^ibod 

§.   483. 

Diese  Formel  hat  der  Schwörende  dem  Richter  von 
Wort  zu  Wort  deutlich  nachzusprechen.  Ist  er  eine  Älanns- 
person ;  so  hält  er  dabei  die  rechte  Hand  aufwärts  und  den 
zweiten  und  dritten  Finger  derselben  aufgereckt.  Weibs- 
personen legen  die  rechte  Hand  auf  die  Brust.  Sowohl  der 
Richter  als  der  Schwörende  sind  dabei  stehend,  wovon  je- 
doch, wenn  der  Schwörende  krank  ist,  eine  Ausnahme  Statt 
findet  *). 

§.  484.  -L  .MiUi 

Diese   ganze    Handlung  der  Eidesleistung   ist^    auf  der 


*)  Vergl.  Mnlblank  dortr.  tle  jiirejur.   §.  94.  not.  11.^  bis  117. 
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Stelle,  von  dem  Richter,  oder  von  eiuer  andern  gegenwärti- 
gen Gericlitsperson ,  zum  Protokoll  zu  bemerken  *). 

§.  485. 
Dass  die  Eidesleistung  in  der  gewöhnlichen  Gerichts- 
stube geschehe,  ist  nicht  wesentlich  erforderlich.  Doch 
können  nur  Personen  vornehmen  Standes,  je  nachdem  das 
Gericht,  welches  den  Eid  abnimmt,  ein  höheres  oder  niede- 
res ist,  sodann  kranke  und  schwache  Personen  verlangen, 
dass  der  Richter,  oder  ein  von  demselben  ernannter  Com- 
missarius,  zu  ihnen  in  ihre  Wohnung  komme    (^§.  64.^ 

§.  486.  ' 

Stumme  Personen  müssen  sowohl  den  ganzen  Inhalt 
des,  von,  ihnen  abzulegenden  Eides  (%.  65.^,  als  auch  die 
Eidesformel,  in  Gegenwart  des  Richters,  niederschreiben 
und  unterzeichnen.  Können  sie  nicht  schreiben ;  so  kommt's 
darauf  an ,  ob  sie  durch  andere  ziiverlässige  Zeichen ,  sich 
über  Inhalt  und  Eidesformel  deutlich  zu  erklären  im  Stande 
sind,  und  wenn  diess  nicht  der  Fall  ist;  so  können  sie  zum 
Eide  gar  nicht  zugelassen  werden  **])• 

§.  487. 
Tauben  Personen  ist  der  Inhalt  des  Eides  und  die  Ei- 
desformel schriftlich  vorzulegen,  und  sie  haben  alsdann  die 
letztere  abzulesen.  Können  sie  nicht  lesen,  und  kann  ihnen 
auch  Jener  und  Diese  nicht  auf  andere  zuverlässige  Weise 
deutlich  gemacht  werden ;  so  sind  sie  zum  Eide  gar  nicht 
zulässig  ***^. 

§.  488. 
Bei  Personen,  die  stumm  und  taub  zugleich  sind,  müs- 
sen die   Hülfsraittel  des    Schreibens  (]§.  486-3  und  des  Le- 
sens (§.  487.^^    insofern  sie  deren  fähig  sind,  mit  einander 
verbunden  werden. 

§.  489. 
Wenn  der  Schwörende  die  teutsche  Sprache  nicht  ver- 

*J  Vergl.  Linde  Proz.  }.;.  310.  a.  K. 
*»)  Vergl.  Mulbhtnk  I.  c.  «{    94.  a.   K. 
***9  MaJblanh  de  jtiroj.  §.  J)l. 
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steht;  so  kann  er  zwar  in  seiner  eigenen  Sprache  den  Eid 
leisten:  es  muss  aber  dabei  ein,  beider  Sprachen  mächtiger, 
und  hierzu  eigends  vereideter  Dolmetscher  zwischen  ihm 
und  dem  Richter  die  Mittelsperson  machen.  In  Ermanglung 
eines  solchen  kann  der  Eid  nicht  Statt  £Uiden. 

§  490. 
Personen  reichsfürstlichen  Standes  und  regierende  Reichs- 
grafen sind  von  der  mündlichen  Eidesleistung  frei,  und  ha- 
ben. Statt  derselben,  nur  den  Inhalt  und  die  Eidesformel, 
nachdem  sie  ihnen  von  dem  Richter  vorgelesen  worden, 
eigenhändig  zu  unterschreiben  (§.  65-3.  Dass  sie,  als  Zeu- 
getij  nur  die  Versicherung  auf  ihr  fürsthches  oder  gräfliches 
Wort  zu  geben  haben,  ist  schon  oben  ([§.  loS.^  bemerkt 
worden. 

§.  491. 
Wenn  ein  Bevollmächtigter  in  die  Seele  seines  Prinzi- 
palen schwört  (^§.  66.3 ;  so  fällt  die  oben  (]§.  480-3  vorge- 
schriebene Vorbereitung  zur  Gewissensrührung  weg.  Hin- 
gegen muss  die,  von  dem  Bevollmächtigten  zu  übergebende 
schriftliche  Vollmacht  den  ganzen  Inhalt  des  Eides,  und  zu- 
gleich die  Erklärung  des  Ausstellers,  dass  er  die  Vollmacht 
in  Kraft  eines,  von  ihm  selbst  geleisteten  körperlichen  Eides 
ertheile,  enthalten.  Auch  muss  die  Namensunterschrift  öf- 
fentlich certificirt,  oder  auf  andere  Weiöte  ausser  allen  Zwei- 
fel gesetzt  seyn,  Pie  Eidesformel  bekommt,  nach  den  Wor-» 
ten :  „Ich  schwöre^'^  den  Zusatz : 

in  die  Seele  meines  Prinzipalen, 
und  der  Schluss  fängt  mit  den  Worten  an: 

So  wahr  ipein  Principal  der  göttlichen  Gnade  etc.  *3 

§.  492. 

Bei  der,  einem   Mennoniten  abzunehmenden,    die  Stelle 

des    Eides    vertretenden  feierlichen    Versicherung   (^§.    63.3, 

ist  es    vor   allen  Dingen  nöthig,    dass    die   Vorsteher   seiner 

Religionsgemeinde  den  Richter  von  den  Formalitäten,  unter 


*)  Vcrgl.  L.  9.  g.  6.  L.  42.  §.  2.  D.  12.  2.  Malblank  de  jurej. 
Jj.  95.  ~  Uinsichtlich  des  Calumnieneides  siehe  üben  §.  373  not. 
**  und  Linde  Proz.  §.  310.  not.  9. 
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welchen  eine  solche  Versicherung  abzulegen  ist ,  vollständig 
und  glaubhaft  unterrichten:  und  hiernach  hat  alsdann  der 
Richter  sich  genau  zu  achten.  Eben  diess  gilt  von  andern 
Religionspartheien,  welche  den  feierlichen  Eid  für  unzulässig 
halten. 

§.  493. 

Da  der  Eid  eines  Juden,  nach  den  Vorschriften  seiner 
Religion,  mit  mehreren  eigenthümlichen  Feierlichkeiten  ver- 
bunden ist;  so  müssen  auch  diese,  in  vorkommenden  Fällen, 
genau  beobachtet  werden  *3' 

§.  494. 

Zu  einem  vollständig  feierlichen  Judeneide  wird  folgen- 
des erfordert: 

l.)  Er  muss  in  der  Synagoge,  bei  versammelter  Ge- 
meinde abgelegt  werden,  wohin  also  auch  der,  den  Eid  ab- 
nehmende Richter  sich  zu  begeben  hat. 

2.3  Der  Schwörende  muss  zwei,  selbst  gewählte  Zeu- 
gen mitbringen,  welche,  so  wie  der  Rabbiner,  oder  an  des- 
sen Statt  ein  jüdischer  Assessor,  oder  Gelehrter,  bei  der 
Handlung  gegenwärtig  seyn  müssen.  Dieser  Rabbiner  etc. 
kann  jedoch,  im  Nothfalle,  auch  die  Stelle  des  zweiten  Zeu- 
gen vertreten. 

3.3  Falls  der  Eid  die  eigene  Sache  des  Schwörenden 
betrifft,  und  sem  Gegner  ebenfalls  ein  Jude  ist,  und  nicht 
etwa  an  einem  entfernten  Orte  wohnt ;  so  muss  auch  dieser 
in  Person  gegenwärtig  seyn.  Der  Rabbiner  bedroht  ihn  mit 
der  Strafe  des  Bannes,  wenn  er  etwa  ohne  Grund  auf  dem 
Eid  bestünde;  und  er  beantwortet  diese  Drohung  mit  Amen. 

4.)  Der  Schwörende  muss  sich  nun  durch  Abwaschung 
der  Hände,  und  durch  Anlegung  des  Gebetmantels  und  der 
Gebetschnur,  vorbereiten. 

5.3  Hierauf  muss  der  Rabbiner  dem  Schwörenden  fol- 
gende Warnung  vorlesen : 

Ein  jeder  gläubige  Israelit  ist  schuldig,    der  Obrigkeit, 
sie  sey  jüdisch  oder  christlich,  bei  Rechtsstreitigkeiten, 


*)  üeber  Juden-Eid  siehe  oben  §.  63.  Note  *  und  Malblank  de  jurej. 
8.  20—24. 


3?^^  UL  TU.     //.  Aimdm.     IL   Ti\     Verfahren 

II  die  Wahrheit  zu  gestehen,  und  solche^  auf  ihr  Begeh- 
;:-  r^n^  mit  einem  Eide  zu  bekräftigen.  Ein^  von  der 
(•  christlichen  Obriglieit  geforderter  Eid  ist  also^  nach 
?^..rr'.ü;ider  Lehre  der  Rabbiner^  nicht  für  einen  unrechtmässig 
erzwungenen  Eid  zu  achten.  Wer  daher  die  christ- 
liche Obrigkeit  durch  einen  falschen  Eid  hintergeht, 
oder  dabei  etwas  anders  denkt;  als  er  sagt,  der  ent- 
heiligt den  Namen  Gottes  und  begeht  einen  3Ieineid. 
Der  Meineid  ist  das  schrecküchste  Verbrechen,  dessen 
sich  der  Mensch  schuldig  macheu  kann.  Die  ganze 
sittliche  Welt  beruht  ^  wie  die  Rabbiner  sagen ,  auf 
Dreierlei:  auf  Recht,,  Wahrheit  und  Frieden.  Unge- 
rechtigkeit und  Lüffen  sind  also  schon  an  sich  selbst 
liöchst  strafbare  Verbrechen ,  indem  sie  die  Zerrüttung 
der  sittlichen  Welt  zur  Folge  haben.  Bei  einem  Mein- 
eide kommt  der  Frevel  dazu^  dass  der  Meineidige  den 
.,  Gott  der  Wahrheit  zum  Zeuoen  der  Unwahrheit,  und 
den  Gott  der  Gerechtigkeit  selbst  zu  Bestrafung  der 
Ungerechtigkeit  auffordert,  und  also  den  Namen  des 
Allerhöchsten  bei  einer  sehr  schändlichen  That  miss- 
braucht. Daher  auch  die  ganze  Welt  erschüttert  wor- 
den, als  der  Gott  unsrer  Väter,  auf  dem  Berge  Sinai 
die  Worte  hat  hören  lassen: 

„Du  sollst  den  Namen  des  Ewigen,  deines  Gottes, 
„nicht  bei  einer  Unwahrheit  missbrauchen/'' 

Wenn  jeder  andere  Verbrecher,  durch  Busse  und 

,     Sinnesänderung    sich   von    der    Strafe    Gottes    befreien 

kann ;  so  kann  doch  der  Meineidige,  durch  die  stärkste 

Busse,   ohne   hinlänglichen  Ersatz,     keine    Vergebung 

hoffen ;  denn  es  heisst  ausdrücklich : 

„Der  Ewige,  dein  Gott,  wird  Denjenigen  nicht  un- 
„gestraft  lassen,  der  seinen  Namen  bei  einer  Un- 
„ Wahrheit  missbraucht.'' 

Bei  einem  jeden  andern  Verbrechen  trifft  die  Strafe 
bloss  den  Sünder,  und  die  Mitschuldigen;  bei  einem 
Meineide  aber  leidet  die  ganze  Familie  des  Verbre- 
chers, ja  das  ganze  Land,  in  welchem  er  wohnt,  em- 
pfindet die  darauf  folgende  göttliche  Strafe. 
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•; ','/  f.  Bei  einem  jeden  andern  \'erbreclien  wird  dem 
Verbrecher  öfters,  durch  die  Langmuth  des  barmher- 
zigen Gottes^  nachgesehen  5  auf  einen  Meiueid  aber 
folgt  die  Strafe  unverzüglich;  denn  so  heisst  es  in  dem 
Propheten  Zach.  Kap.  5.  V.  4. : 

.,Ich  will  den  Fluch  hervorbringen^  spricht  der  Herr 
,,Zebaothj  dass  er  soll  kommen  über  das  Haus  des 
„Diebes  ^    und  über  das  Haus  Derer  ^    die    bei  mei- 

,,nem  Namen  fälschlich  schwören,   und  er  soll  blei- 

.noÄoh}.\jjben  iu  ihrem  Hause,  und  soll  es  verzehren,  sammt 
,,dem  Holz  und  den  Steinen.^* 
Dem  Rabbiner  stellt  es  frei,  dieser  Warnung  auch  noch 
andere,  den  Umständen  angemessene  Vorstellungen  und  Vei-* 
mahnungeu  beizufügen. 

6.3  Nach  dieser  Warnung  muss  der  Richter  mit  Bei- 
hülfe des  Rabbiners,  nochmals  die  Güte  zwischen  beiden 
Theilen  versuchen.  j-<^it)y  ^(loftrjoj  [Äir.u/. 

7.3  Ist  dieser  Versuch  fruchtlos,  mid  müi^s  'also  der 
Eid  wüiklich  geschworen  werden  5  so  rufen  die  als  Zu- 
schauer anwesenden  Juden  einander  zu: 

AVeichet    von    dem    Aufenthalt    dieser    frevelhaften 
Leute ! 
Worauf  Alle,    bis   auf  den    Rabbiner  und   die    Zeugen, 
sich  entfernen.  ,.  , 

8.3  Der  Rabbiner  redet   hierauf  den  Schwörenden  an: 
Wisse ,    dass    du   nicht   nach   deinem   Sinne  und  nach 
deiner  Auslegung  der  Worte,    sondern  nach  dem  Ver- 
stände, den  Avir  und  die  Richter  mit  den  Worten  ver- 
binden, den  Eid  ablegst.  ; 
9.3  Nach    dieser  ::weiten    Ermahnung    tritt  der  Schwö- 
rende vor  den  Gesetzschrank.    Der  Klopfer  öffnet  die  Thüre 
des    Schranks,    nimmt    eine    bekleidete    Thora   heraus,    und 
giebt  sie  dem  Schwörenden  in  den  Arm. 

10.3  Die  Eidesformel  muss  schriftlich  aufgesetzt  sey^. 
Sie  fängt  mit  den  Worten  an  : 

Ich  schwöre  bei  Adonai,   dem  Gott  Israel,  dass   etc. 
und  sie  schliesst  mit  den  Worten  : 

Wenn  ich  falsch  schwöre;   so  müssen  mich  alle  die 
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Strafen  treffen,  die  mir  in  der  geschehenen  Ver- 
mahnung angedeutet  worden   sind.     Amen. 

Das  Wort  Adonai  muss  mit  den  hebräischen  Mitlau- 
tern des  Worts  Jehovah  verzeichnet  seyn. 

(^Versteht  der  Schwörende  die  teutsche  Sprache  nicht; 
so  muss  die  Eidesformel  durch  einen  vereideten  Dollmet- 
scherj  welcher  der  Handlung  beizuwohnen  hat,  in  seine 
Sprache  übersetzt  werden.) 

11.3  Diese  Eidesformel  \vird  dem  Schwörenden  in  die 
Hand  gegeben,  und  er  hat  sie  von  Wort  zu  Wort  abzulesen. 

(^Kann  der  Schwörende  nicht  lesen;  so  spricht  er  die 
Eidesformel  dem  vorlesenden  Rabbiner  von  Wort  zu  Wort 
nach.  Das  Wort  Adonai  darf  aber,  weil,  nach  jüdischen 
Religionsgrundsätzen,  die  Wiederholung  desselben,  bei  eben 
derselben  Handlung,  sündlich  ist,  nicht  vorgelesen,  sondern 
muss,  auf  die  Tafel  geschrieben,  dem  Schwörenden,  zum 
Aussprechen,  vorgezeigt  werden.) 

12.3  Die  ganze,  hiermit  beschlossene  Eideshaudlung  ist 
von  dem  Richter  ordentlich  zum  Protokoll  zu  vermerken. 

§.  495. 

Von  diesem  vollständig  feirerlichen  Judeneide  ist  der  we- 
niger feierliche  nur  in  folgenden  Punkten  verschieden : 

1.3  Er  muss  nicht  noth wendig  in  der  Synagoge,  sondern 
kann  auch  an  der  gewöhnlichen  Gerichtsstätte  abgelegt  wer- 
den (§.  494.  No.  1.3 

2.3  Der  Versuch  der  Güte,  der  Zuruf  und  die  zweite 
Ermahnung  f§.  494.  No.  6,  7,  8.3  fällt  weg. 

3.3  Statt  der  Thora  (§.  494.  No.  9-3  giebt  der  Rab- 
biner dem  Schwörenden  die  Tephillim  in  den  Arm. 

§.   496. 

Der  vollständig  feierliche  Judeneid  wird  in  allen  Fällen, 
wo  der  Jude  in  seiner  eigenen  Sache  schwört  (^Verläugnungs- 
eid,  Haupteid,  Ergänzungseid  etc.3^  der  weniger  feierliche 
aber,  wenn  er  als  Zeuge  z.\i  betrachten  ist,  erfordert. 

§.   497. 
Der  Nachlass  noch  mehrerer  FeierUchkeiten,   z.  B.  der 
Gegenwart  des  Rabbiners  und  der  Zeugen  etc.  findet  nur  mit 
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Einwilligung  des  Gegners  des  Schwörenden,  und,  im  Falle 
des  Zeugeneides,  mit  Einwilligung  beider  Theile  Statt. 

%.  498. 

Hingegen  bedarf  es,  bei  jüdischen  Zeugen  in  der  Sache 
eines  Juden  gegen  einen  Juden  gar  keines  Eides,  sondern  es 
werden  nur  dem  Zeugen  die  zehen  Gebote,  und  die,  im  mo- 
saischen Gesetz  ausdrücklich  befohlene  Pflicht ,  als  Zeuge 
die  Wahrheit  zu  sagen,  von  dem  Rabbiner  ernstlich  zu  Ge- 
müthe  geführt. 

§.  499. 

Ausser  dem  Fall  dringender  Nothweudigkeit  sind  die 
Juden  an  Sabbaths ,  -  Fest  -  und  Busstagen  mit  der  Eides- 
leistung zu  verschonen. 

§.  500. 

Jüdische  Weibspersonen  können  zur  Zeit  ihrer  monat- 
lichen Reinigung,  und  Kindbetterinen  innerhalb  der  6  Wochen^ 
zur  Eidesleistuns:  nicht  zusfelassen  Averden. 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXXIV.  des  Verfassers. 

Heber  die  Feierlichkeiten  des  Judeneides. 

CZn  S.  494—500.) 
Diese  Vorschriften  sind  aus  der  neuen  preussischen  Pro- 
cessordnung  entlehnt  (Allgemeine  Gerichtsordnung  für  die 
preussischen  Staaten.  Erster  Theil.  Tit.  10.  §.  317.  ff.}.  Sie 
weichen  von  denjenigen,  welche  die  Reichsgesetze  geben 
(]K.  G.  0.  V.  1555.  I.  86.3,  und  welche  aus  diesen  in  die 
meisten  teutschen  Gerichte  aufgenommen  sind,  merklich  ab, 
verdienen  aber,  da  sie  mit  mehrerer  Sorgfalt  und  Genauigkeit 
den  Religionslehren  dieses  Volks  gemäss  eingerichtet  sind, 
unstreitig  den  Vorzug.  Es  kommt  bei  dem  Eide,  wenn  von 
seiner  Kraft  die  Rede  ist,  nicht  auf  den  religiösen  Glauben 
dessen,  der  ihn  fordert,  sondern  dessen,  der  ihn  leistet,  a  , 
und  das  Gesetz  muss  sich  also  nach  diesem  Letztern  bequemen. 

§.  501. 

Was  bei  jeder  der  besonderen  Arten  des  Eides,  zur  Form 
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desselben,  nach  Versdiiedenheit  der  Fälle,  noch  -weiter  er- 
forderlich ist,  wird  in  den  folgenden  Titeln,  gehörigen  Orts, 
abgehandelt. 


Dritter     Titel. 
—ji}p'oii  dem    Verfahren  beim  Beweis  durch  richterlichen 
Augenschein  '^J. 


§.  502. 
Der  Beweis  durch  Augenschein  wird  dadurch  angetreten, 
dass  der  Producent  dem  Richter  bestimmt  erklärt,  sich  die- 
ses Beweismittels  bedienen  zu  wollen,  dass  er  die  zu  be- 
augenscheinigende Sache  deutlich  bezeichnet,  und  um  An- 
setzung  eines  Termins  zur  Einnehmung  des  Augenscheins 
bittet.  Ist  die  Sache  beweglich  und  in  seiner  Gewalt  5  so 
rauss  er  sich  zugleich  zu  deren  Vorlegung  erbieten.  Ist  sie 
aber  in  den  Händen  des  Produkten,  oder  eines  Dritten  j  so  muss 
er  bitten,  dass  dieser  zu  deren  Vorlegung  angehalten  werde. 

Diese  Beweisantretung  hat  der  Richter  dem  Produkten, 
mit  der  Auflage  mitzutheilen,  sich  darauf  binnen  einem  vor- 
gescluueheneü  Termin  zu  erklären, 
u^   .(.n  Xli  §.  504. 

Erklärt  sich  der  Produkt,  dass  er  nichts  einzuwenden 
habe  5  so  setzt  der  Richter  einen  Termin  zur  Eiunehmung  des 
Augenscheins  an,  und  ladet  beide  Theüe  vor,  demselben  bei- 
zuwohnen **^. 

§.505. 
*  '  ■  fn  'diesem  Termine  wird  die  Sache  dem  Richter,  in  Ge- 
genwart beider  Theile,  vorgelegt,  oder  sie  begeben  sich,  wenn 


*)  Gensler  Commentar  zu  3Iartin.    Band  2.  S.  2.    Pitchta  m  der  Zeit- 
schrift für  Civilr.  u.  Proz.     Band  3.  S.  40  ff.    Lhide  Proz,  §.  294. 
••}  Anm.  des  Heraiisg.     Diese  Ladung  kann  aiicli  bloss  nionitorisch 
Ki'.'O  ■  seyn  II.  unt«r  Umstanden  ganz  unterbleiben.  i«/«</eProz.  §.294.  Note4. 
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sie  nicht  vorgelegt  werden  kann,  an  Ort  und  Stelle.  Die 
Sache  wird,  nach  ihren  ,  auf  den  zu  beweisenden  Salz  isich 
beziehenden  Eigenschaften,  genau  besichtigt,  und  der  Befund, 
nach  allen  wesentlichen  Umständen^  zum  Protokoll  genommen. 
Auch  wenn  der  eine  oder  der  andere  Theil^  in  Beziehung 
hierauf,  noch  Etwas  zu  erinnern  hat ;  so  muss  dieses  zum 
Protokoll  angemerkt  werden. 

$^.  506. 
Xach  geendigter  Handlung  wird  beiden  Theilen  das  Pro- 
tokoll; nach  seinem  ganzen  Inhalte^  publicirt,  auch,  auf  Ver- 
langen, Abschrift  davon  mitgetheilt.  Die  Publication  kann  auch, 
nach  Umständen,  in  einem  eigends  hierzu  anzusetzenden  Ter- 
min geschehen,  und  alsdann  geht  sie,  wenn  auch  keiner  von 
beiden  Theilen  erscheint,  in  Gegenwart  einer,  für  die  Aus- 
bleibenden, von  Amtswegen  zu  bestellenden  Gerichtsperson, 
unaufschiebüch  vor  sich  -Q. 

§.  507. 
Hierauf  steht  es  dem  Producenten  frei,  zu  Rechtfertigung 
seines  geführten  Beweises,  eine  Deduktionsschrift,  wozu  ihm, 
von  Amtswegen  ein  Termin  anzusetzen  ist,  zu  übergeben, 
und  diese  wird  dem  Produkten,  zur  Gegendeduktion,  mit 
Ausetzung  eines  Termins  mitgetheilt  **J.  Die  Deduktionen 
und  Gegendeduktionen  köiuien  auch  in  dem  Beaugenscheini- 
gungs-  oder  Publikationslermin  mündlich  zum  Protokoll  ge- 
geben werden.  Auch  können  beide  Theile  darauf  Verzicht 
leisten.  Die  Verzichtleistung  des  Producenten  schliesst  aber 
die  Gegend eduktion  des  Produkten  nicht  aus.  Insofern  die 
Termine  zur  Einbringtuig  der  Deduktion  und  Gegendeduktion 
peremtorisch  sind  (^§.  475.^,  ist  die  Würkung  des  Versäum- 
nisses derselben  die  Präclusion,  vermöge  deren  diese  Schrif- 
ten nachher  nicht  mehr  zugelassen  werden. 


*)  An  in.  des  Herausg.  Die  Partheien  kOmien  uii(er  dem  Reclits- 
naclithcil  geladen  werden^  dass,  ioi  Falle  ihres  Xichfcrsclieinens 
das  Protokoll  als  eriilfnet  angesehen  Averde. 

*)  Die  umgekehrte  Ordnung  des  gemeinen  Rechts  sitJie :  J.  R.  A. 
S-  56  und  57.  Bezüglich  des  Gegenbeweises  aber  siehe:  Linde 
Proz,  $.  252.  Nute  3.  und  unten   §.  416. 
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C  r  i  t  i  8  c  h  e 

Auiiierkung  LXXXV.  des  Verfassers. 
Ueber  die  Deduktionen  bei  dem  Beweisverfahren. 
(Zu  §.  507-  508  546.  573.  604.  711.  716.) 
Mit  den  Deduktionen  über  den  beigebrachten  Beweis, 
oder  den  sogenannten  Disputirsätzen ^  ist,  nach  den  meisten 
bisherigen  Prozessordnungen,  die  Einrichtung  die,  dass,  nach- 
dem die  Beweismittel  von  dem  Richter  aufgenommen  ([der 
Augenschein  eingenommen,  die  Zeugen  abgehört,  die  Urkun- 
den producirt  etc.)  sind,  alsdann  zuerst  der  Produkt,  mittelst 
einer  zu  übergebenden  Exceptionsschrift  (^Oppugnationsschrift) 
Alles,  was  er  gegen  die  Gültigkeit  und  Zulänglichkeit  des 
geführten  Beweises  noch  einwenden  zu  können  glaubt^  vor- 
zubringen, hierauf  aber  der  Producent,  zu  Vertheidigung  des- 
selben, und  zu  Widerlegung  dieser  Einwendungen,  eine  Sal" 
vations Schrift  zu  übergeben  hat,  auf  welche  Jener  noch  in 
einer  Replikhandlung  zu  antworten  berechtigt  ist.  Ich  glaube, 
dass  die  hier  angenommene  umgekehrte  Ordnung  der  Natur 
der  Sache  angemessner  ist.  Oft  kommt  es,  zu  richtiger  Be- 
urtheilung  eines  geführten  Beweises,  nicht  bloss  auf  die  Be- 
schaffenheit und  den  Inhalt  der  vorgelegten  Beweissmittel, 
so  wie  sich  dieselben,  beim  ersten  Anblicke  darbieten,  son- 
dern auch  zugleich  auf  ihre  Verbindung  unter  einander,  und 
auf  Entwicklung  der,  aus  den  bewiesenen  Sätzen  zu  ziehen- 
den Folfferunffen  an.  Ehe  also  der  Producent  dem  Richter 
diese  Verbindung  deutlich  zu  machen^  und  diese  Folgerungen 
zu  entwickeln  Gelegenheit  gehabt  hat,  kann  man  die  ihm  ob- 
liegende Beweisführung  nicht  als  von  seiner  Seite  vollständig 
erledigt  ansehen,  und  eher  kann  der  Produkt  nicht  genau 
wissen,  welche  Argumente  er  in  seiner  Exceptionsschrift 
hauptsächlich  zu  bestreiten  hat.  Desswegen  sind,  zumal  bei 
zusammengesetzten  Beweisführungen,  dergleichen  Exceptions- 
schriften  gewöhnlich  äusserst  weitschweifig,  enthalten  eine 
Menge  überflüssiger  und  unnützer  Widerlegungen,  und  Ge- 
genargumente, und  lassen  dennoch,  wenn  endlich  die  Salva- 
tionsschrift  des  Producenten  zum  Vorschein  gekommen,  und 
hierdurch  erst  der  wahre  Status  controversiae  genau  bestimmt 
ist;  die  Nothwendigkeit  einer  eben  so  weitläufigen  Replik- 


beim  Bew.  durch  richterl.  Angenscltein.  289 

Schrift  übrig;.  Bei  ganz  einfachen  Beweisführungen  fallen 
diese  Uuschicklichkeiteu  freilich  weg,  und  es  ist  hier  ziem- 
lich gleichgültig,  ob  der  Produkt  oder  der  Producent  zuerst 
redet:  aber  das  leztre  bringt  doch  in  keinem  Falle  der  zweck- 
mässigen Justizverwaltung  einigen  Xachtheil. 

Diese  Bemerkung,  zu  der  mir  der  Beweis  durch  Augen- 
schein die  erste  Veranlassung  gegeben  hat,  findet  auch  auf 
alle  übrige  Beweisarten,  bei  welchen  Deduktionen  oder  Dis- 
putirsätze  Statt  finden,  ihre  Anwendung,  und  sie  ist  also  zu 
jedem  der  oben  angeführten  §.  §.  zu  wiederholen. 

§.  508. 

Mit  der,  dem  Producenten  nur  zur  Nachricht  mitzuthei-^ 
landen,  Gegendeduktion  des  Produkten  (^ falls  dieser  nicht 
darauf  Verzicht  gethan  hat,  oder  präkludirt  worden  ist^  ist 
das  Beweisverfahren  durch  Augenschein  geschlossen.  Doch 
kami,  wenn  die  Gegendeduktion  neue  Gründe  enthält,  der 
Producent  auch  noch  veniam  replicandi  verlangen,  und  als- 
daim  muss  auch  noch  der  Dupliksatz  des  Produkten  zuge- 
lassen werden  *^. 


§.  509. 
Wenn  in  dem  Beaugen.*-cheinigungs(errain  (^§.  504.")  der 
Producent  nicht  erscheint;  so  hat,  insofern  der  Termin  pereni- 
torisch  ist,  dieses  Versäumniss  keine  andere  AVürkung,  als 
dass  die  Handlung,  Avenn  der  erschienene  Produkt  es  ver- 
langt, dennoch  vor  sich  geht,  und  der  Producent  nur  seines 
Rechts,  den  Richter  auf  die  ihm  vortheilhaften  Umstände 
aufmerksam  zu  machen,  verlustig  wird.  Hat  aber  der  Pro- 
ducent zugleich  die  zu  beaugenscheinigende  Sache  vorzulegen^ 
oder  ist  sie  so  heschaff'en,  dass  sie  ohne  sein  Zuthun  nicht 
beaugenscheinigt  werden  kann^,  so  hat  sein  Ausbleiben  eben 
die  Würkung ,  als  ob  er  den  Beweisantretungstermin  ver- 
säumt hätte  (^§.  469.3.  Erscheint  zwar  der  Producent,  aber 
nicht  der  Produkt ;  so  geht  die  Handlung  ebenfalls,  auf  Ver- 
langen des  Ersteren.  vor  sich.  Erscheint  keiner  von  beiden 
Theilen ;  so  bleibt  die  Hondlung  ausgesetzt,  und  ist  erst  auf 


*)  Versal,  ciitisclie  Anmerkung  No.   LXXXV. 
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Anrufen  des  einen  oder  des  andern  Theils  ein  neuer  Termin 
anzusetzen  *). 

§.  510. 

Wenn  der  Produkt  die  zu  beaugenscheinigende  Sache 
vorzulegen  hat^  und  dieses  im  perenitorischen  Termin  unter- 
lässt ;  so  ist  die  Würkung  seines  Ungehorsams  die^  dass  der 
Beweis  des  Producenten,  insofern  er  auf  dem  Augenschein 
beruht,  für  geführt  geachtet  wird.  Hierbei  wird  aber  voraus- 
gesetzt^ dass  der  Produkt  zu  Vorlegung  der  Sache  verbun- 
den sey:  und  dless  ist  nur  alsdann  der  Fall,  Avenn  sie  ent- 
w^eder  das  Eigenthum^  oder  das  Miteigenthum  des  Producen- 
ten,  oder  wenn  sie  selbst^  oder  eine  Eigenschaft  derselben 
der  Gegenstand  des  Streits  ist.  Wird  die  Verbindlichkeit 
zur  Vorlegung  von  dem  Produkten  widersprochen  5  so  muss 
dieser  vorläufige  Streit  besonders  verhandelt  und  entschieden 
werden. 

§.  511. 

Wenn  ein  Dritter  die  zu  beaugenscheinigende  Sache  vor- 
zulegen hat  ([§.  502.3  ^"^^  ^^^"^  dessen  weigert ;  so  muss  der 
Producent  ihn  darauf  besonders  belangen^  und  alsdann  ist  der 
Streit  hierüber  nach  den  Grundsätzen  von  der  Urkunden- 
edition (^§.  281.  fF.3  zu  entscheiden. 

§.  512. 

Wenn  nach  angetretnem  Beweise  durch  Augenschein^ 
der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung  f§.  503.), 
gegen  die  Zulässigkeit  dieses  Beweismittels  Einwendungen 
macht;  so  muss  über  diesen  vorläufigen  Streit  erst,  nach  Art 
der  ersten  V^erhandlung  {%.  43.}  in  vier  Sätzen,  wovon  die 
Beweisantretung  als  der  erste  anzusehen  ist,  gehandelt  und 
entschieden,  folglich  bis  daliin  die  Ansetzung  des  Beaugen- 
scheinigungstermins,  und  das  weitere,  oben  beschriebene  Ver- 
fahren ausgesetzt  werden.  Diese  Einwendungen  können  ins- 
besondere auch  die  Erheblichkeit  des  Beweismittels  zum  Gegen- 
stande haben**),  und  alsdann  findet  Alles,  was  oben  f§.454. 
ff.)  von  dem  Verfahren  über  die  Erheblichkeit  der  Beweis- 

•)  Veiffl    Annierk.  zu  §,  .504. 
**)  Ueber  ihre  Wirkung  iu  diesem  Fall  s.  die  Note  zu  S-  608. 
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Sätze  während  der  ersten  Verhandlung  verordnet  worden  ist, 
auch  hier  seine  Anwendung. 

§.  513. 

Wenn  auf  diese  Verhandlung  der  Richter  das  Beweis- 
mittel als  blos  tcahr scheinlich  erheblich ,  mit  Vorbehalt  der 
Einwendungen  j  für  zulässig  erklärt  (]§.  459.]);  so  steht  es 
dem  Produkten  frei,  diesen  Vorbehalt  in  seiner  Gegendeduk- 
tion  (]§.  507.)  noch  zu  benutzen. 

§    514. 

Wenn  der  Produkt^  auf  die  ihm  geschehene  3Iittheilung 
der  Beweisantretung  (]§.  503.])  binnen  dem  vorgeschriebenen 
peremtorischen  Termin  sich  gar  nicht  erklärt;  so  hat  diess 
keine  andere  Würkung^  als  dass  zwar  nunmehr  sogleich  der 
Terrain  zur  Einnehmung  des  Augenscheins  angesetzt  (]§.504.]) 
und  das  weitere  Verfahren  vorgenommen  wird,  dem  Produk- 
ten aber  seine  Einwendungen  bis  zur  Gegendeduktion  vorbe- 
halten bleiben. 


ierter     Titel. 
Von  dem    Verfahren  heim  Beweise  durch  Eingestdndniss. 


%.  515. 
Der  Beweis  durch  gerichtliches  Eiugeständniss  wird;,  so- 
wohl von  dem  Kläger,  in  Ansehung  des  Grundes  seiner  Klage, 
als  von  dem  Beklagten,  in  Ansehung  des  Grundes  seiner 
Einwendung,  schon  dadurch  angetreten,  dass,  während  der 
ersten  Verhandlung,  jeder  Theil  seine  Thatsätze  aufstellt, 
und  der  Andere  sich  darüber,  entweder  eingestehend,  oder 
widersprechend,  zu  erklären  verbunden  ist  (^§.  443.3-  Dieses 
Beweismittel  kann  also  der  Regel  nach,  zum  Behuf  eines, 
durch  Vorbescheid  auferlegten  Beweises  nicht  Statt  linden, 
da  ein  solcher  Vorbescheid  immer  voraussetzt,  dass  es  am 
gerichtlichen  Eingeständuiss  fehle  (^§.  444.]).  Das  Verfahren 
in  Beziehung  auf  den  Beweis  durch  gerichtliches  Eingeständ- 
uiss gehört  zur  Liliscontestation,  und  ist  in  der  Processord- 
nung,  gehörigen  Orts,  vorgeschrieben  *])• 


*)  Anmerk.  des   Heran  sff.     Das  Geständniss  gehört  zu  denjenigen 
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%.  516. 

Wenn  jedoch  der  Thatsatz,  dass  ein  gerichtliches  Ein- 
geständniss  in  früheren,  mit  der  gegenwärtigen  in  keiner  un- 
mittelbaren Verbindung  stehenden  Verhandlungen  geschehen 
sey,  von  dem  Produkten  bestritten  wird;  so  niuss  hierüber 
allerdings  ein  eigener  Beweis  auferlegt  werden.  Da  aber 
dieser  alsdann  durch  andere  Mittel^  z,  B.  durch  Urkunden, 
Zeugen  etc.  geführt  w^erden  muss ;  so  gehört  das  Verfahren 
darüber  nicht  hieher. 

§.  517. 

Eben  so  verhält  sichs  mit  dem  ausser  gerichtlichen  Ein- 
geständnisse da  dessen  Daseyn  insofern  es  von  dem  Produk- 
ten widersprochen  wird,  immer  erst  durch  andere  Mittel  be- 
wiesen werden  muss  (]§.  97.3- 


Fünfter     Titel. 
Von  dem   Verfahren  beim  Beweise  durch  Zeugen  *). 

§.    518. 

Die  Antretung  des  Beweises  durch  Zeugen  geschieht, 
indem  der  Producent  dem  Richter  die  Zeugen,  deren  er  sich 
bedienen  will,  namhaft  macht,  die  Thatsätze,  welche  sie  be- 
zeugen sollen,  vorlegt,  und  sie  über  diese  Thatsätze  abzu- 
hören bittet**). 

§.  519. 

Damit  der  ganze  Inhalt  des  zu  führenden  Beweises  dem 
Richter  sowohl  als  dem  Zeugen  desto  deutlicher  vor  Augen 
liege ;  so  hat  der  Producent  denselben  in  Beiveisartikel  ***)^ 

Beweismitteln,  welche  gar  kein  Beweisverfahreu  voraussetzen.  Linde 
Proz.  §.  253.   Vergl.  auch  Gensler  im  Archiv  für  Civ.  Prax,  Band 
1.  Abh.  3.  §.  7.  S.  41  IT. 
O  Anmcrk.  des  Herausg.   Vergl.  Gensler' s  Commentar  zn  Martin 
S,   318.  ff.     Mittermuier  im  Archiv  für  Civ.  Prax.     Band  5.  S.  69. 
ff.  S.  177.  ff.     Linde  Prozess  §.  260.  — 
**)  Uebcr  dieWürkungen  der  Antretung  des  Beweises  durch  Zeugen  etc. 
siehe  Gönner  Jurist,  Abh.  Band  2.  Abh.  36.  — 
**»)  cap.  17.  42.  X.  2.  20.  cap.  2.  in  Vlto   2.   10.  Clem.   cap.  2.  5.  11. 
J.  R.  A.  S.  52.    Mittermaier  1.  c.  S.  74.  ff.  178.   ff.    Linde  §.  264. 
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das  heisstj  in  so  viele  einzelne ,  durch  fortlaufende  Zahlen 
abgesonderte  Sätze,  als  der  Hauptbeweissatz  in  sich  begreift^ 
abzufassen.  Es  ist  die  Sache  des  Producenten,  dabei  natür- 
lichen Zusammenhang  und  zweckmässige  Vollständigkeit  zu 
beobachten,  und  sich  mit  möglichster  Deutlichkeit  und  Be- 
stimmtheit auszudrücken.  Zur  Vollständigkeit  der  Beweis- 
artikel gehört,  dass  auch  diejenigen  Thatumstände^  auf  wel- 
chen bei  dem  Zeugen  der  Grund  seines  Wissens  beruht,  mit 
aufgenommen  werden.  Am  Schlüsse  wird  das  Namensver- 
zeichniss  der  Zeugen  nebst  einer  Anweisung,  über  welche 
Artikel  jeder  Zeuge  vernommen  werden  soll  (^Direktorium) 
angehängt  *"3- 

§.  520. 
Da  es  sich  zutragen  kann,  dass  dem  Producenten  die 
Nebenumstände  einer  Thatsache  nicht  so  genau,  als  dem  Zeu- 
gen bekannt  sind;  so  ist  es  in  diesem. Falle  erlaubt,  auch 
unbestimmte  Artikel ,  in  Gestalt  allgemeiner  Fragen,  zum 
Beispiel : 

Was   dem  Zeugen   noch  weiter  von    der  Sache   be- 
kannt  sey  ? 
aufzustellen.    Diess  gilt  insbesondere  auch  alsdann,  wenn  es 
auf  Nebenbestiramungen  der  Zeit,    des  Orts  und  der  Grösse 
ankommt,  als  in  welchem  Falle  die  Fragen: 

Wann  ?  Wo  ?  Wieviel  ? 
ebenfalls  zulässig  sind. 

§.  521. 
Hingegen  ist  es  ganz  vergeblich,  wenn  allgemeine  Rechts- 
sätze, oder  Rechtsanwendungen,  in  die  Beweisartikel  aufge- 
nommen ^A  erden.  Der  Richter  kann  solche  Artikel  von  Amts- 
wegen verwerfen  **),  und  wenn  er  es  nicht  thut ;  so  sind  die 
darauf  sich  beziehenden  Zeugenaussagen  doch  immer  als  ganz 
unerheblich  und  als  nicht  geschehen  zu  betrachten. 

*)  Aninerk.  des  Herausg.      Ueber  Eigenschaft  und  Form  der  Ar- 
tikel^ so  u  ie  dass  sie  ein  Essentiale  der  Beweisantretung  sind,  siehe 
Gensler  (.'ontuientar  S.  354.  ff.     Siehe   die   kritische  Anmerk.  unter 
§.  523.  — 
**)  Linde  Proz.  Jf.  26-5,  ^ote  6. 
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§.  522. 

Die  Beweisantretung  (^§.518.3  nebst  den  Artilieln  (^§.519.3 
hat  der  Richter  dem  Produkten^  zur  Erklärung  und  zur  Auf- 
stellung seiner  Fragstücke ^  unter  Ansetzung  eines  Termins, 
mitzutheilen  *3' 

§.  523. 

Diese  Fragstücke  **3  sind  theils  allgemeine ^  welche 
die  Personen  der  Zeugen^,  ihren  Namen,  ihr  Alter,  ihren  Stand, 
ihren  Wohnort  und  ihre  Verhältnisse  zu  den  Partheien  so- 
wohl, als  zu  der  Sache  zum  Gegenstande  haben,  theils  be- 
sondere, welche,  in  Beziehung  auf  die  einzelnen  Artikel,  auf 
Erläuterung,  Einschränkung,  nähere  Bestimmung,  Berichtigung 
der  Aussagen,  zum  Vortheil  des  Produkten,  abzwecken.  Ueber 
die  Erheblichkeit  des  Inhalts  dieser  Fragstücke  findet  gar 
keine  vorläufige  Verhandlung  Statt  ***3  *  tloch  kann  der  Rich- 
ter diejenigen,  welche  er  off'enbar  unerheblich  findet,  von 
Amtswegen  verwerfen  fj.  ^ 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXXVI.  des  Verfassers. 
lieber  Beiveisartikel  und  Fragstücke. 

(Zu  §.  519.  523.  543.) 
Durch  die  Nothwendigkeit,  den  Inhalt  seines  zu  führen- 
den Beweises  dem  Richter  in  abgesonderten,  möghchst  ge- 
nau bestimmten  Sätzen  vorzulegen,  erhält  der  Producent  Ge- 
legenheit, ihn  davon  desto  vollständiger  zu  unterrichten,  und 
zugleich  Avird  dadurch  der  Produkt^  wie  es  billig  ist,  in  den 
Stand  gesetzt,  zeitig  genug  zu  beurtheilen,  auf  welche  Punkte 
er  seine  Einwendmigen  und  seinen  Gegenbeweis  hauptsäch- 


*)  Anrnerk.  des  Herausg.  Nov.  90.  cap.  9.  D.  A.  v.  1600.  §.  130. 

Das  Decret  ist  bloss  monitorisch.  Linde  §.365.  Note  5.  §.  267. Xole  3. 
**)  ßlittermaier  1.  c.  S.  78.  imd  189.  ff.    Gensler  Commentar  3.  357.  ff. 

Linde  Proz.  §.  267. 
***)  Aninerk.  des  Herausg.     Vergl.  Linde  Proz.  §   266.  Note  4.  §. 

268.  Note  7.    Dagegen  Gensler  Commentar  Band  1.  S.  360.  Lit.  B. 
f)  J.  R.  A.  S.  53.  Samuel  Stryck  Diss.  de  iuterrog.  ineptis    Hai.  1702. 
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lieh  zu  richten  habe.  Auch  kaun  dadurch  oft  der  Zeuge  an 
Thatumstände  erinnert  werden^  an  die  er  sonst  nicht  gedacht, 
oder  die  er  für  unerheblich  gehalten,  und  desswegen  ver- 
schwiegen haben  ^^'ürde.  Die  Beweisartikel  j  und  die  damit 
in  Verbindung  stehenden  Fragstücke,  sind  also  keine  übele 
Erfindung  der  älteren  Zeiten,  und  ich  kann  nicht  darauf  an- 
tragen, sie,  nach  dem  Beispiele  des  Preussischeu  Staats,  ab- 
zuschaffen. Nur  insofern  könnte  diese  Form  der  Beweis- 
führung einer  zweckmässigen  Justitzpflege  nachtheilig  seyn, 
als  damit  ein  unbedingter  Zwang  für  den  Richter,  sich  schlech- 
terdings innerhalb  der  Gränzen  derselben  zu  halten,  verbun- 
den wäre:  und  diess  ist  freilich  bisher  bei  manchen  Gerich- 
ten, wo  man  hierüber,  nach  den  Lehren  gewisser  Schrift- 
steller, oder  auf  das  Ansehen  des  Herkommens,  allzustrenge 
Grundsätze  hatte,  der  Fall  gewesen:  aber  diesem  Uebel  kann 
dadurch  abgeholfen  werden,  dass  man^  bei  der  Abhör  der 
Zeugen,  dem  richterlichen  Amt,  wie  im  Folgenden  (^s.  §.  520, 
528,  529,  541.3  geschehen  ist,  einen  freieren  Spielraum  giebt. 
So  sorgfältig  und  gewissenhaft  übrigens  auch  ein  Richter  seyn 
mag^  so  kann  man  doch,  der  Regel  nach,  annehmen,  und  die 
menschhche  Natur  bürgt  uns  dafür,  dass  die  Partheien  noch 
besser  als  er  dafür  sorgen  werden,  dass  in  den  Artikeln  und 
Fragstücken  kein  Thatumstand,  der  ihnen  zum  Vortheil  ge- 
reicht, übergangen  werde.  Es  ist  also  eine  falsche  Anwen- 
dung des ,  schon  oft  angewendeten  Satzes : 

Probatur  judici,  non  partibus, 
wenn  man  glaubt,  ein  inquisitorisches  Beweisverfahren  sey, 
in  bürgerhchen  Rechtssachen^  der  Natur  der  Sache  gemäss. 
Dass  indessen,  wenn  beide  Theile  einwilligen,  die  so- 
genannte summarische  Zeugenabhör  an  die  Stelle  der  Artikel 
und  Fragstücke  treten  könne  (s.  §.  541.3,  hat  keinen  An- 
stand. 


§.  524. 

Wenn  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 
der  Beweisantretung  vorläufig  dagegen  nichts  einwenden  zu 
wollen  erklärt  und  seine  Fragstücke  übergeben  hat;  so  wird 
diese  Erklärung,   nebst   den  Fragstücken,   dem  Producenten 
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nur  zur  Nachricht  mitgetheilt ;,  und  zugleich  Termin  zu  Be- 
eidigung und  Abhör  der  Zeugen^  auf  welchen  diese  sowohl^ 
als  beide  Theile  *3  vorzuladen  sind,  angesetzt  **3. 

§.  5?5, 

In  diesem  Terrain  wird  den  Zeugen,  in  Gegenwart  bei- 
der Theile,  der  Zweck  ihrer  Vorladung  eröffnet,  sie  von  ihrer 
Pflicht,  auf  die,  ihnen  vorgelegt  werdenden  Fragen,  mit  Wahr- 
heit nach  ihrer  Ueberzeugung  zu  antworten,  unterrichtet,  und 
ihnen  alsdann,  Jedem  besonders,  wobei  jedoch  die  übrigen 
gegenAA'ärtig  seyn  können,  der  Zeugeneid,  nach  Anleitung  obi- 
ger Vorschriften  (^§.  477.  ff.])  in  Gestalt  eines  Versprechungs- 
eids **-*-])  (^§.  4793,  abgenommen.  Der  Inhalt  desselben  ist 
in  die  Eidesformel  selbst  nur  mit  folgenden,  oder  gleichbe- 
deutenden, allgemeinen  Worten,  zu  bringen : 

Ich  schwöre  etc.  dass  ich,  in  der  Rechtssache  etc.,  auf 
die,  mir,  als  erforderten  Zeugen,  vorgelegt  werdenden 
Fragen,  mit  Wahrheit,  nach  meiner  Ueberzeugung  ant- 
worten, nichts,  was  mir  als  wahr  bekannt  ist,  verläug- 
nen,  uijd  nichts,  was  mir  als  unwahr  bekannt,  oder  zwei- 
felhaft, oder  ganz  unbekannt  ist,  als  wahr  versichern 
will,  ohne  alle  Rücksicht  auf  Freundschaft,  Feindschaft, 
oder  eigenen  Vor th eil. 
So  wahr  ich  etc.  -j-) 


*^  Die  Unterlassung  deren  Ladung  hat  keine  Nichtigkeit  zur  Folge. 
Linde  in  von  Zu-RIiein  Jahrb.  I.  1.  Abli.  2. 

**)  Wann  werden  die  Zeugen  gemeinscliaftlich  etc.  siehe  Moser  Ver- 
suche über  einzehie  Theile  des  bürgerlichen  Rechts.  Stuttg.  1806. 
S.  77.  ff. 

***)  I..  9.  C.  4,  20, 

r}-)  Anmerk.  des  Heraus  g.  Ueber  Zeugeneid  und  dessen  Formel 
siehe:  cap.  5.  X,  2.  20.  K.  G.  0.  v.  1555.  Art.  77.  (und  86.)  Mal- 
blunk  de  jurejsir.  §.  77.  ff.  Ueber  die  Zeit  der  Ableistung  und  den 
Umfang  ^er  Verbindlichkeil  des  Zengeneides ;  Linde  im  Archiv  für 
civ.  Prax.  Band  13.  S.  117  ff,  Ueber  Erlass  des  Zeugttieides  cap. 
39.  X.  2.  20.  Soll  man  den  Zeugen  vor  oder  nach  der  Vernehmung 
schwören  lassen.  Dr.  W.  H.  Pvchta  Beiträge  zur  Gesetzgebung  etc. 
I.  Band.    Erlangen  1822.  Abh.  5.  — 
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Critische 
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Ist  es  zivecUmässifferj  die  ^evgen  vor^  oder  nach  der  Abhör 
%u  beeidigen? 

(Zu  S.  525  und  542.) 
Bisher  war  es  beinahe  überall  eingeführt ^  dass  der  vor 
Gericht  aufgeführte  Zeuge  vor  der  Abhör^  durch  eine  allge- 
meine Versprechungsforuiel,  beeidigt,  und  erst  nachher^  auf 
diesen  Eid^  über  Artikel  uud  Fragstücke  befragt  wurde. 
Erst  in  neueren  Zeiten  hat  man  dieses  an  verschiedenen  Orten 
z.  B,  in  den  Preussischen  Staaten  abgeändert,  und  man  lässt 
nun  den  Zeugen^  erst  wenn  er  abgehört  ist,  die  Wahrheit 
seiner  Aussagen,  in  einer  Versichrimgsformel ,  beschwören. 
In  Beziehung  auf  die  Glaubwürdigkeit  des  Eides  liegt  in  der 
Natur  der  Sache  kein  Grund,  der  einen  Verfahrungsart  vor 
der  andern  den  Vorzug  zu  geben:  denn  wer  sich  kein  Ge- 
wissen daraus  macht,  sein  eidlich  gethanes  Versprechen,  die 
Wahrheit  zu  sagen^  vorsätzlich  unerfüllt  zu  lassen,  der  wird 
auch  kein  Bedenken  tragen,  eine  vorher  gethane  falsche  Aus- 
sage nachher  als  wahr  zu  beschwören.  Man  hätte  es  also  in 
dieser  Rücksicht  immer  beim  Alten  lassen  können.  Aber 
ausserdem  hat  die  alte  Methode  vor  der  neuen  auch  noch 
den  Vorzug^  dass  in  dem  Zeugen,  der  vor  der  Abhör  ge- 
schworen hat,  die  Vorstellungen,  die  ihn  bewegen  sollen, 
die  Wahrheit  zu  sagen,  schon  mit  aller  der  Lebhaftigkeit, 
welche  die  Feierlichkeit  der  Handlung  ihnen  zu  geben  ver- 
mag, erregt  sind,  anstatt  dass  Derjenige,  welcher  erst  nach 
der  Abhör  zu  schwören  hat  während  derselben  noch  in  seinem 
gewöhnlichen  Gemüthszustande  ist,  und  falls  er  etwa  in  die- 
sem Zustande,  vermöge  der  individuellen  Beschaffenheit  sei- 
nes Charakters,  allzu  leichtsinniger  Weise,  Unwahrheiten 
ausgesagt  hat,  das,  durch  die  nachherige  Beeidiguug  erregte 
ernsthaftere  Nachdenken  gewissermassen  zu  spät  kommt,  in- 
sofern nehmlich,  als  es  vielen  Menschen  doch  immer,  sey  es 
mm  aus  wahrer  oder  aus  falscher  Schamhaftiffkeit  weit  schwe- 
rer  fällt,  eine  schon  würkllch  gesagte  Unwahrheit  zurückzu- 
nehmen, als  eine  Unwahrkeit  nicht  zu  sagen.    Bei  sehr  rohen 
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Menschen^  die  vielleicht  jetzt  zum  erstenmale  einen  deutlichen 
Begriff  von  der  Natur  und  der  Wichtigkeit  des  Eides  erhal- 
ten, ist  diese  Betrachtung  gewiss  nicht  unerheblich.  Und 
wenn  übrigens  ein  solcher  erst  nach  der  Abhör  beeidigter 
Zeuge  durch  den  Eindruck  dieser  Feierlichkeit  angetrieben 
wird,  seine  gethane  Aussagen  für  falsch  zu  erklären;  so  ent- 
steht daraus  wenigstens  das  Unangenehme,  dass  die  Abhör 
von  neuem  vorgenommen  werden  muss,  eine  Weitläufigkeit, 
deren  man  bei  der  ersten  Verfahrungsart  überhoben  gewesen 
wäre. 

Dass  übrigens  bei  dieser  ersten,  und  nach  meiner  Ein- 
sicht zweckmässigem  Verfahrungsart,  der  Zeuge  auch  un- 
mittelbar nach  der  Abhör  noch  einmal  an  seinen  geleisteten 
Eid  ernstlich  erinnert  werde,   dafür  ist  in  §.  540.  gesorgt. 

Bei  diesen  Umständen  ist  es  beinahe  überflüssig,  die  Be- 
eidigung nach  der  Abhör,  ausnahmsweise,  alsdann  zuzulassen, 
wenn  beide  Theile  darüber  mit  einander  einverstanden  sind 
(^§.  543.^:  denn  der  Fall,  dass  sie  hierzu  vernünftige  Gründe 
haben  sollten,  lässt  sich  kaum  gedenken. 


§.  526. 
Nach  geschehener  Beeidigung  hat  der  Richter  sogleich 
die  Abhör  vorzunehmen,  und  zwar  ebenfalls  mit  jedem  Zeu- 
gen besonders,  Avobei  aber  die  übrigen,  so  lange  bis  an  sie 
die  Reihe  kommt,  abtreten  müssen  -*3-  Erfordert  die  Abhör 
w^egen  AVeitläufigkeit  der  Sache^  mehrere  Tage ;  so  kann 
ein  Theil  der  Zeugen  einstweilen,  bis  auf  weitere  Bestellung 
nach  Haus  entlassen  werden. 

§.   527. 

Die  Abhör  geschieht  zuerst  über  die  allgemeinen  Frag- 
stücke, dann  über  die  Artikel  und  über  die,  zu  jedem  ge- 
hörigen besonderen  Fragstücke,  nach  ihrer  Ordnung  **3-  Hat 
der  Produkt  keine  allgemeinen  Fragstücke  aufgestellt ;  so 
muss  der  Richter  folgende  Fragen:  Wie  der  Zeuge  heisse? 
Wie  alt  er  sey?  Wo  er  wohne?   Was  er  für  ein  Gewerbe 


*)  cap.  52.  X.  2.  20.  cap.  2.  in  VIto  2.   10.  Linde  §.  269.  Note  6.  u.  7, 
**)  J.  R.  A.  §.  52. 
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treibe?  Ob,  und  wie  uahe  er  mit  dem  Producenten  oder  dem 
Produkten  verwandt  oder  verschwägert  sey?  und:  Ob  er  von 
dem  Ausgang  der  Sache  Vortheil  oder  Schaden  zu  erwarten 
habe?  jedem  Zeugen  von  Amtswegen ,  vorlegen  *3- 

§.  528. 
AYenn  ein  Zeuge  durch  seine  Aussagen  Veranlassung 
zu  neuen  Fragen^  welche  zur  besseren  Aufklärung  der  Sache 
führen  können,  giebt;  so  ist  es  des  Richters  Pflicht,  sie  von 
Amtswegen  zweckmässig  aufzustellen.  Diess  ist  insbesondere 
auch  alsdann  der  Fall,  wenn  die  verschiedenen  Aussagen  mit 
einander  selbst,  oder  mit  den  Aussagen  der  3Iitzeugen  in 
Widerspruch  stehen  **]). 

§.  529. 
Desswegen  ist  es  denn  auch  den  Partheien  erlaubt,  der 
Zeugenabhör,  entweder  selbst  oder  durch  ilure  Anwälde,  bei- 
zuwohnen, um,  in  vorkommenden  Fällen,  den  Richter  auf  die 
Nothwendigkeit  solcher  von  Amtswegeu  aufzustellenden  Fra- 
gen aufmerksam  zu  machen.  3Iit  den  Zeugen  aber  dürfen 
sie,  in  Beziehung  auf  den  Gegenstand  ihres  Zeugnisses,  nichts 
reden,  sondern  sie  müssen  sich  mit  dem,  was  sie  zu  erinnern 
haben,  lediglich  an  den  Richter  wenden  ***")• 


C  r  i  t  i  s  c  b  e 

Aumerkuug  LXXXVIII.  des  Verfassers. 

Soll  man  es  den  Partheien  gestatten^  der  Abhör  der  Zeugen, 
beizuwohnen  ? 

CZu  §.  529.) 
Diese  Frage  beantworten  unsere  bisherigen  Gesetze  mit 
Nein,  vermuthlich  aus  dem  Grunde,  weil  die  Gegenwart  der 

*)  An  merk,  des  Heraus  g.  Diese  und  andere  allgemeine  persön- 
liche Fragstücke  sind  in  vielen  Partikular -KecLlen  vorgeschrieben. 
Gensler  Commentar.  I.  Band.  S.  359.  Linde  Proz.  §.  267.  Note  1. 
**)  Ueber  das  Recht  des  Richters,  Fmgen  zu  stellen  cap.  37.  X.  2. 
20.  Mittennuier  1.  c.  S.  184.  ff.  —  Ueber  dasjenige,  was  der  Zeuge 
ungefragt  aussagt.  Gensler  Commentar  1.  Band  S.  362.  — 
***)  An  merk,  des  Heraus  g.     Ueber  das  gemeine  Recht  vergleiche: 
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Partheien  auf  den  Gemüthszustand  der  Zeugen ,  je  nachdem 
die  Charaktere  der  Personen  und  ihre  Verhältnisse  beschaffen 
sind^  einen  der  Wahrheit  nachtheiligen  Einfluss  haben  kann. 
Aber  diess  ist  doch  alsdann  nicht  zu  besorgen  ^  wenn  den 
Partheien  alle  unmittelbare  Unterredung  mit  den  Zeugen  un- 
tersagt ist.  Des  abhörenden  Richters  Pflicht  ist  es^  auf 
strenge  Beobachtung  dieses  Verbots  zu  halten:  und  wenn 
diess  geschieht ;  so  ist  die  Gegenwart  der  Partheien^  auf  der 
einen  Seite^  unschädlich ,  während  sie^  auf  der  andern,  den 
Nutzen  hat,  dass  nicht  allein  der  Richter,  bei  einer  Handlung, 
die  gewöhnlich  die  wichtigste  im  ganzen  Prozess  ist,  in 
desto  grösserer  Aufmerksamkeit  auf  Beobachtung  der  Lega- 
lität erhalten  Avird,  sondern  auch,  in  Ansehung  der,  von  Amts- 
wegeu  zu  thucnden  Fragen,  öfters  von  den,  über  die  That- 
umstünde  besser  als  er  unterrichteten  Partheien,  auf  den  rich- 
tigen Gesichtspunkt  geleitet  werden  kann. 


§.  530. 

Wenn  der  Richter  Ursache  findet,  in  die  Wahrheit  einer 
Aussage  Misstrauen  zu  setzen;  so  ist  es,  zumal  bei  wichti- 
gen Gegenständen,  seine  Pflicht,  den  Zeugen  an  seinen  ge- 
leisteten Eid  zu  erinnern. 

§.  531. 

Ist  ein  Artikel  oder  Fragstück  dem  Zeugen  nicht  deut- 
lich genug;  so  hat  der  Richter  ihm  den  Inhalt  zu  erklären, 
und  nicht  eher  des  Zeugen  Antwort  anzunehmen,  als  bis  er 
sieht,  dass  er  die  Frage  vollkommen  verstanden  habe.  Be- 
finden sich  Urkunden,  geometrische  Risse  u.  d.  gl.,  wodurch 
die  Frage  deutlicher  gemacht  werden  kann,  bei  den  Akten ; 
so  sind  ihm  diese  vorzulegen  *])• 

§.  532. 

Ist  der  Zeuge  der  teutschen  Sprache  unkundig ;  so  muss, 
eben  so  wie  bei  der  Eidesleistung  (^§.  489.^  ein  beeidigter 
DoUmetscher  zu  Hülfe  genommen  werden. 

J.  R.  A.  §.52.  und  54.    Vergl.  auch  Pttchia  in  den  Beiträgen  etc. 
1    B.md.     Erlangen  1822.     Abb.  4.  ~ 
*)  Vergl.  Linde  Proz.  §.  264.   a,  E. 
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§.  533. 

Verlangt  ein  Zeuge^  in  Fällen^  wo  von  längst  vergange- 
nen^  oder  sehr  verwickelten  Thatsachen  die  Rede  ist,  einige 
Tage  Aufschub,  um  sich  zu  besinnen,  oder  aus  seinen  Pa-^ 
pieren  besser  zu  unterrichten  5  so  ist  ihm  derselbe  zu  bewil- 
ligen. Der  Zeuge  muss  aber  vorher,  auf  seinen  geleisteten 
Eid,  versprechen,  dass  er  in  der  Zwischenzeit  mit  keinem 
der  beiden  Theile,  oder  ihrer  Anwähle,  oder  seiner  3Iitzeugen 
über  die  Sache  reden  oder  correspondiren  wolle  *^. 

§.  534. 
Betrifft  das  Zeugniss  die  Eigenschaften  einer  bestimmten 
Sache,  welche  bei  einer  blosen  Beschreibung  leicht  mit  einem 
andern  verwechselt  werden  kann,  z.  B.  die  Aechtheit  eines 
Gräuzsteines  etc.,  oder  wohl  gar  die  Identität  einer  bestimm- 
ten Sache,  nehmlich  die  Frage,  ob  sie  diejenige  sey,  wofür 
der  Producent  sie  ausgiebt  ?  so  muss  diese  Sache  dem  Zeu- 
gen vorgelegt,  oder,  wenn  sie  unbeweglich  ist,  er  an  Ort 
und  Stelle  geführt  werden. 

§.  535. 
,v  Jede  Antwort  des  Zeugen  auf  einen  einzelnen  Artikel 
oder  Fragstück,  hat  der  Richter  sogleich,  und  zwar  soviel 
es,  ohne  Nachtheil  der  Deutlichkeit,  möghch  ist^  mit  den  eige- 
nen, immer  aber  mit  vollkommen  gleich  bedeutenden  Worten 
und  Wortfügungen  des  Zeugen,  zum  Abhörprotokoll  nieder- 
zuschreiben **3. 

§.  536. 
Auch  wenn  der  Zeuge,  bei  seiner  Aussage,  durch  Stot- 
tern, Gebehrden,  Thränen,  veränderte  Gesichtsfarbe  u.  d.  gl. 
Verlegenheit,  oder  andere  Gcmüthsbewegungen,  welche  die 
Wahrheit  derselben  verdächtig  machen  können,  verräth;  so 
ist  dieses  zum  Protokoll  zu  bemerken  **<Q. 

*)  Vergl.  Linde  Proz.  §.  269.  Note  13. 

**)  J.  R.  A.  S-  Ö2. 

***)  L.  1.  pr.  1.  2.  in  fine   D.  22.  5.  c.    13.   14.  C.   4.  20.   cap.  7.  X, 
2.  21.  P.  G.  0.  Art.  71.  '      ' 
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§.  537. 

Sobald  als  eine  einzelne  Aussage  niedergeschrieben  ist, 
muss  sie  der  Richter  dem  Zeugen  vorlesen  ^  und  ihn  fragen^ 
ob  sie  richtig  niedergeschrieben  sey^  und  ob  er  sie  nochmahls 
bestätige?  bejaht  er  dieses;  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden^ 
und  es  braucht  darüber  im  Protokoll  nichts  bemerkt  zu  werden. 

§.  538. 

Nimmt  er  aber  die  Aussage  zurück^  oder  verändert  er 
sie ;  so  muss  auch  dieses  zum  Protokoll  genau  und  vollstän- 
dig bemerkt  werden.  Eben  diess  muss  geschehen^  wenn  er 
erst  in  der  Folge  seine  gethane  Aussage  zurücknimmt  oder 
verändert  *).  Das  Berichtigen  einer  schon  würklich  nieder- 
geschriebenen Aussage  durch  Ausstreichen^  Radiren  und  Ein- 
schalten findet  also^  ausser  in  Ansehung  ganz  unwesentlicher 
Umstände^  und  bei  blossen  Schreibfehlern ^  nicht  Statt. 

§.  539. 

Nach  geendigter  Abhör  sind  dem  Zeugen  seine  sämmt- 
lichen  Aussagen^  nebst  den  Artikeln  und  Fragstücken^  wo- 
rauf sie  sich  beziehen j  nochmahls  vorzulesen^  er  nochmahls 
zu  befragen,  ob  er  sie,  auf  seinen  geleisteten  Eid,  bestätige, 
oder  ob  er  noch  Etwas  daran  abzuändern,  zu  berichtigen 
oder  hinzuzufügen  habe?  Dieser  Vorhalt,  und  die  darauf  er- 
folgte wiederholte  Bestätigung  ist  ausdrücklich  zum  Protokoll 
zu  bemerken,  im  Fall  einer  Abänderung  etc.  aber  ist  nach 
der  Vorschrift   des  nächst  vorhergehenden  §.  zu   verfahren. 

§.  540. 

Dass  der  Zeuge  das  Protokoll  unterschreibe,  ist  nicht 
erforderlich.  Der  Richter  aber  unterschreibt  dasselbe,  und 
entlässt  hierauf  den  Zeugen,  nachdem  er  ihm  zuvor  noch  an- 
gedeutet hat,  dass  er,  auf  seinen  geleisteten  Eid,  verpflichtet 
sey,  seine  gethane  Aussagen,  bis  zur  erfolgten  förmlichen 
Publikation  derselben,  gegen  Jedermann,  insbesondere  aber 
gegen  seine  Mitzeugen,  zu  verschweigen  **3. 

*}  Anmerk.  des  Heraus  g.  Auch  nach  verschlossenem  Rotul,  siehe 
Bülow  und    Hagemann   pract.  Erörterungen.     Band  1    2te  Auflage. 
1806.  S.  261,  ff.     Vgl.  auch:  cap,  7.  X.  2.  21. 
**)  S.  Linde  Prozess  §.  269.  Note  13. 
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§•  541. 

Wenn  sämmtliche  Zeugen^  auf  vorbeschriebene  Art  ab- 
gehört sind;  und  es  sich  ergiebt,  dass  die  Aussagen  des 
Einen  mit  den  Aussagen  eines  Andern  im  Widerspruch  ste- 
hen ;  so  kann  der  Producent  sowohl  y  als  der  Produkt  ver- 
laugeu;  dasS;  zur  Erläuterung  dieses  Widerspruchs,  die  Zeu- 
gen mit  einander  confrontirt  werden.  Auch  kann  der  Richter, 
wenn  er  es  nöthig  findet,  diese  Confrontation  von  Amtswe- 
gen veranstalten.  Beharrt,  bei  dieser  Confrontation,  jeder 
Zeuge  auf  seinem  Widerspruch;  so  müssen  die  weiter  auf- 
zustellenden Fragen  hauptsächlich  solche  Umstände,  welche 
sich  auf  die  persönliche  Glaubwürdigkeit  und  auf  die  Gründe 
des  Wissens  beziehen,  zum  Gegenstand  haben  *J. 

§.  542. 

Wenn  beide  Theile  übereinstimmend  ausdrücklich  ver- 
langen, dass  die  Zeugen  erst  nach  geschehener  Abliör  beei- 
digt werden ;  so  muss  ihnen  hierin  willfahrt  werden.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  alsdanu  die  versprechenden 
Worte  der  Eidesformel  (]§.  525.3  in  versichernde  verwan- 
delt werden  müssen  **3. 

§.  543. 

Wenn  der  Producent,  anstatt  förmliche  und  bestimmte 
Beweisartikel  aufzustellen,  nur  den  Richter  bittet,  den  Zeu- 
gen über  seine  Wissenschaft  von  der  Sache  zu  befragen; 
so  ist  diess  nur  insofern  zulässig,  als  der  Produkt  ein- 
willigt **-''Q. 

§.  544. 

Nach  vollendeter  Zeugenabhör  werden  die  Abhörproto- 
kolle, ihrem  ganzen    Inhalte  nach,    beiden  Theilen    pubUcirt, 


*)  Anin.  des  Herausg,  Nach  gemeinem  Recht  würde  in  Wider- 
spruchsfiillcn  wohl  eine  nochmalige  Vernelimung  (cap,  48.  X. 
2.  20.)  am  Orte  seyn,  welcher  die  Eröffnung  des  Rotiils  nicht  ent- 
gegensteht. Linde  §.  270.  Note  11.  Ueber  Widerspruch  der  Zeu- 
genaussagen vergl.  Overbeck  Medit.  11.  Bd.  S.  82.  Gesterdinij  Aus- 
beute 4ter  Theil,  2te  Ab(h.  S.  123. 

**)  Vergl,  critische  Anmerk.  Nr.  LXXXVII.  unter  §.  525. 

***)  S.  Note  *  zu  S.  519.  und  critische  Anmerk.  LXXXVI.  unter  §•  523. 


304  ///.  TA.    //.  AbschH.    V.  TU.     Verfahren 

auch  ihnen  davon,  auf  Verlangen,  Abschriften  mitgetheilt  *3. 
Diess  kann  sowohl  in  dem  Abhörtcrmiu  selbst,  als  auch  in 
einem  dazu  besonders  anzusetzenden  Termine  geschehen. 
Dass  im  letzteren  Falle  die  Protokolle  inzwischen  versiegelt 
werden,  ist^  wenn  nicht  eine  Parthei  es  ausdrücklich  ver- 
langt, nicht  erforderlich  **).  Die  Ansetzung  des  Publika- 
tionstermins geschieht  übrigens  mit  eben  der  Würkung,  wie 
beim  Beweis  durch  Augenschein  (ß.  506.3- 

§.  543. 
DasS;,  nach  erfolgter  Publication,  die  Zeugenaussagen  in 
einen  förmlichen  Rotulus,  worin,  zur  bequemeren  Uebersicht, 
unter  jeden  einzelnen  Artikel  und  jedes  Fragstück,  sämmt- 
liche  darauf  sich  beziehende  Aussagen  zusammengestellt 
sind^  gebracht  werde,  ist  nicht  wesentlich  erforderlich,  son- 
dern es  hängt  von  dem  Gutfinden  des  Richters  ab  ,  ob  er, 
bei  weitläuftigen  Aussagen  mehrerer  Zeugen,  diese  Einrich- 
tung für  nöthig  hält  ***3' 

§.  546. 

Nach  geschehener  Publication  hat  der  Producent  das 
Recht,  zu  Rechtfertigung  seines  geführten  Zeugenbeweises, 
eine  Deduktionsschrift,  und  der  Produkt^  eine  Gegendeduk- 
tionsschrift ,  zu  übergeben  f^-  Es  wird  dabei  eben  so, 
wie  bei  dem  Beweis  durch  Augenschein  (^§.  507.  f.3  ver- 
fahren, und  mit  diesen  Schriften  ist  das  Zeugenbeweisver- 
fahren  geschlossen. 


*)  Gensler  Couiiuentar  S.  363.  Linde  Proz.  §.  270, 
**)  Anm.  des  Herausg.  Siehe  übrigens  cap.  3.  in  fine  X.  3.  22. 
***)  Ueber  Zeugenrotiilus  cap.  41.  X.  2.  20.  J.  R.  A.  §.  52.  lieber 
seine  Zweckmässigkeit:  Mittermnier  im  Archiv  für  civilist.  Prax. 
Band  5.  S.  206.  Ueber  seine  Notlnveniligkeit:  Linde  Proz.  §270 
Note  5.  u.  6.  Ueber  die  besonderen  Folgen  seiner  Eröffnung 
siehe:  cap.  25.  X.  2.  20.nov.  90.  cap.  4  §.  1.  Gensler  in  Comment. 
S.314.f.  363.  u.  Jlittermaier  im  Arch.  f  civ.  Prax.  Bd.  V.  S.370.  f.  — 

■f^  Die  Gesetze  über  die  DisputirsUtze  haben  gerade  zunächst  den 
Zengenbeweis  im  Auge.  —  Nov.  90.  c.  7.  cap.  15.  X.  2.  20. 
K.  G.  O.  V.  1500.  XII.  §.  6,  K.  G.  0.  v.  1555.  III,  18.  ff.  H- 
Absch,  v.  1570,  §.  97,D,  Absch.  v,  1600,  §.  135.  J  R.  A.  ^.  56. 
67.  —  Siehe  die  crit.  Anm,  Nr.  LXXXV,  unter  §.  507. 
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§.   547. 

Weuii  in  dem  ^  zur  Beeidigung  und  Abhör  der  Zeugen 
angesetzten  Termin  (^§.  524.)  der  Producent,  oder  der  Pro- 
dukt^ oder  beide j  nicht  erscheinen;  so  geht  die  Handlung 
dennoch^  mit  eben  der  Gültigkeit,  als  ob  beide  erschienen 
wären,  vor  sich  *).  Nur  aus  hinlänglich  bescheinigten  er- 
heblichen Verhinderungsursachen  kann  eine  Parthei  die  Er- 
streckung   und  Verlegung  eines    solchen   Termins  verlangen. 

§.  548. 

Wenn  ein  Zeuge  in  dem  Termin  nicht  erscheint;  so  ist 
ihm  ein  anderer  Termin^  unter  angemessener  Straf bedrohung, 
anzusetzen. 

•§•549. 
i'->n  W^nw  ein  Zeuge  sein  Zeuguiss,  durch  wiederholtes 
vorsätzliches  Ausbleiben^  oder  ausdrücklich^  verweigert^  ohne 
dazu  hinlänglichen  Grund  zu  haben  (^§.  158.  ff.)  ;  so  ist  er 
für  seine  Widerspenstigkeit  durch  angemessene  Geld  -  oder 
Geföngniss-Strafe  zu  züchtigen  **).  Ist  diess  ohne  Wür- 
kung^  so  kann  zwar  der  Zwang  nicht  weiter  gehen:  der 
widerspenstige  Zeuge  ist  aber  für  sich  und  seine  £rben 
dem  Producenten  für  allen  durch  seine  Weigerung  verur- 
sachten Schaden  verhaftet,  und  es  wird  zur  allgemeinen  Be- 
stimmung und  Begründung  dieser  Eutschädigungsforderung, 
jedoch  ohne  allen  Machtheil  für  den  Produkten^  ange- 
nommen, dass  Zeuge  die  zu  bezeugen  gewesene  That- 
sachen  würklich  als  wahr  bezeugt  habe.  Die  nähere  Be- 
stimmung hängt  alsdann  davon  ab,  ob  und  in  wie  weit  die- 
ses Zeugniss,  wenn  es  abgelegt  worden  wäre,  dem  Produ- 
centen, im  Verhältniss  s,eo;en  den  Produktei^,  von  Nutzen 
gewesen,  §eyn.  würde  ***}.  .^j,^  ^^^^f .  .^  «-.oJffniH 


*)  Anm.  d  *4tf  H  e  r  an  s  g .     Djis  Nichterscheinen  des  Producenten  kann 
Vertust  des  Beweismittels  nach  sich  ziehen.     Siehe  Genster's  Com- 
inentar   S.  361.    C.  ;    die  Xachtheile    des  Nichterscheinens    für  den 
-ia'^'i   Pitodiikten  siehe:     Linde  Proz.  §.  269.  Xote  15.''  >    t.il  i-r-ä 

**)  Vera;!,  c   16.  19.  C.  4.  20.  cap.  2.  X.  2.  21.;  die  Ausnahmen  sj^e 

oben  §§.  159.  ff.  u.  Gensler  Comuieiitar  Band  1.  S.  352.  f.    ' 
"*j  Siebe  die  britische  Anmerk,  untefin  folgen'dch  §.' 
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%     550. 
Wenn  ein  Zeuge  zwar  nicht  sein  Zeugniss^  aber  doch, 
ohne  hinlänglichen  Grund,   die    eidliche  Bestätigung  dessel- 
ben verweigert;    so  ist  diess  eben  so  zu  betrachten,    als  ob 
er  jenes  verweigert  hätte  *3- 


C  r  i  t  i  s  c  h  e 

Anmerkung  LXXXIX.   des  Verfassers. 
Ueber  die  Strafe  des   verweigerten  Zeugnisses. 

(Zu  §.  549.  u.  550.) 
Wenn  ein  aufgeforderter  Zeuge  sein  Zeugniss  verwei- 
gert; so  ist  absoluter  Zwang,  um  ihn  dazu  anzuhalten,  un- 
möglich. Durch  Geld-  oder  Gefängniss-Strafen,  oder  auch 
nur  durch  Androhung  derselben,  wird  zwar  zuweilen  die 
Hartnäckigkeit  gebrochen ;  aber  wenn  diess  nicht  der  Fall 
ist;  so  wird  durch  Vollziehung  dieser  Strafen  dem  Produ- 
centen  immer  nicht  geholfen.  Da  die  Positivgesetze  dem 
aufgeforderten  Zeugen  die  Ablegung  seines  Zeugnisses  zur 
vollkommenen  Pflicht  gegen  den  Producenten  gemacht  ha- 
ben (^s.  Anm.  XXXVII.J ;  so  ist  es  ganz  consequent ,  dass 
sie  dem  Letzteren,  im  Falle  der  Verletzung  dieser  Pflicht, 
auch  ein  Recht  auf  Entschädigung  geben.  Diese  Verord- 
nung ist  aus  dem  neueren  Preussischen  Rechte  entlehnt 
(^Allgemeine  Gerichtsordnung  für  die  Preussischen  Staaten. 
Erster  Theil.  Tit.  10.  §.  183—186.). 

'*'  §.   551. 

"'Wenn  ein  Zeuge  nicht  unter  der  Gerichtsbarkeit  des 
Richters  steht,  bei  welchem  die  Sache  anhängig  ist,  so  ist, 
falls  er  sich  nicht  freiwillig  sistirt,  dessen  Richter  um  die 
Sistining  desselben  gerichtlich  zu  requiriren  **1. 

Findet  die  Sistirung  des  Zeugen,  wegen  zu  weiter  Ent- 


*)  Siehe  oben  §.  152. 

**)  Vergl.    aber  Lmde  Proz.  §.  263.    Note  4.    §.  265.  Note  8.     CNov. 
SM),  cap.  5.) 
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fernung,  oder  aus  andern  Ursachen,  Anstand;  so  rauss  die 
Requisition  auf  eidliche  Abhör  desselben  und  Mittheilung  der 
Aussagen,  unter  Beischluss  der  Artikel  und  Fragstücke,  ge- 
richtet seyn.  Hiervon  muss  beiden  Theilen  Nachricht  gege- 
ben und  ihnen  freigestellt  werden,  der  Beeidigung  und  Ab- 
hör durch  zu  bestellende  Anwälde,  und  zwar,  vorlagsweise, 
auf  Kosten  des  Producenten,  beiwohnen  zu  lassen. 

§.  553. 

Wenn  der  Zeuffe  dem  Richter  nur  mittelbarer  Weise 
unterworfen  ist ,  und  entfernt  wohnt ;  so  kann  der  Richter, 
zur  Ersparung  der  Kosten,  die  Beeidigung  und  Abhör  auch 
dem,  ihm  untergeordneten  unmittelbaren  Richter  des  Zeu- 
gen, oder  einem  zu  ernennenden  besonderen  Commissario, 
unter  Beobachtung  der  so  eben  erwähnten  Erfordernisse 
(^§.  552.)  auftragen. 

§.  554. 

Wenn  der  Richter  ein  Collegium  ist;  so  wird  die  Be- 
eidigung Und  Abhör  der  Zeugen  einem  Mitgliede  desselben, 
oder  einem  gehörig  qualificirten  Subalternen,  committirt.  Die- 
ser Commissarius  ist  alsdann  bei  der  ganzen  Handlung  in 
der  Eiffenschaft  des  Richters  selbst  zu  betrachten. 

§.  555. 

Wenn  eine  obrigkeitliche  Person,  sie  sey  eine  einzelne, 
oder  ein  Collegium ,  über  eine ,  in  ihr  öffentliches  Amt  ein- 
schlagende Thatsache,  als  Zeuge  aufgeführt  wird  (^§.  154.3; 
so  sind  derselben  die  Artikel  und  Fragstücke  von  dem  Rich- 
ter schriftlich  mitzutheilen,  und  sie  hat  dieselben^  auf  ihre 
Amtspflichten,  schriftlich  zu  beantworten.  Auch  fallen  hier 
die  allgemeinen  Fragstücke  weg.  Nur  obrigkeitliche  Perso- 
nen von  der  niedrigsten  Classe,  z.  B.  Dorfschultheissen  etc- 
können  zur  mündlichen  Zeugenaussage,  auch  selbst  in  Amts- 
sachen ,  obgleich  immer  ohne  Beeidigung,  angehalten  wer- 
den.' Hat  die  obrigkeitliche  Person  über  eine,  ihr  von  Amts- 
wesfcn  bekannte  Thatsache  bereits  ein  Certificat  auss^estellt 
(%.  220.3;  so  vertritt  dieses^  als  Urkundenbeweis,  die  Stelle 
der  Zeugenaussage.  Docli  ist  sie,  wenii  es  auf  nähere  Be- 
stimmungen ankommt,  darüber,  auf  Verlangen  des  eiiiefl  oder 

20* 


308  ///,  Th.   IL  Ahachn.    V.  TU.     Verfahren 

des  andern  TheiLs^  dem  Richter  noch  Auskunft  zu  geben 
verbunden.  Auch  kann  der  Richter  dieselbe,  wenn  er  es 
nöthig  findet,  von  Amtswegen  verlangen  *3' 

§.  556. 

Wenn,  nach  angetretenem  Zeugenbeweis,  der  Produkt, 
auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung  (^§.  522.^  ö^ö^n  die 
Zulässigkeit  dieses  Beweismittels  Einwendungen  macht;  so 
muss  darüber  zuvor,  eben  so,  wie  bei  dem  Beweis  durch 
Augenschein  (^§.  512.^  Verhandlung  gepflogen  und  entschie- 
den, bis  dahin  aber  der  Beeidigungs-  imd  Abhörtermin  aus- 
gesetzt werden.  Diese  Einwendungen  können  insbesondere 
auch  theils  die  persönliche  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen 
(^§.  108.  jGF.3j  theils  die  Erheblichkeit  der  Artikel  zum  Ge- 
genstande haben  **3' 

§.  557. 

Einen  offenbar  ganz  unzulässigen  Zeugen  muss  der 
Richter  schlechterdings  verwerfen  ***^ ,  und  zugleich  ist, 
wenn  der  Beweis  allein  auf  diesem  Zeugen  beruht,  derselbe, 
durch  Definitivurtheil,  für  verfehlt  zu  erklären.  Doch  kann 
der  Richter  auf  die  persönliche  Unzulässigkeit,  ausser  wenn 
sie  auf  physischen  Ursachen  (^§.  lOO.J  beruht  Y),  nicht  von 
Amtswegen,  sondern  nur  insofern,  als  der  Produkt  desshal- 
ben  ausdrücklich  Einwendungen  gemacht  hat,  Rücksicht 
nehmen. 

§.  558. 

Findet  der  Richter  einen  producirten  Zeugen,  ge- 
gen dessen  Zulässigkeit  EinAvendungen  gemacht  werden, 
nicht  ganz  unzulässig;  so  muss  er  ihn,  wenn  er  gleich 
mangelhaft  ist,  durch  Vorbescheid,  für  zulässig  erklären. 
Alsdann  aber  bleibt    dem  Produkten  die  künftige  nochmaliae 


*XAnin.   des   Heraus».     Möchl«   sich   im   gemeinen   Recht    anders 
->.  «iitif.      ■    .     '  ="  =■ 

verhfilt^n. 
-'L'.i  ;r       .  .'•:■.'•■  y 
**)  Vergl.    Gensler    Conimentar   Band  1.    S.  328.  u.  356.     Linde  Proz. 

§.  266. 
***}  Linde  Proz.  §.  265.  Note  3.  u.  6. 
"  '"J-)  Selbst'  die  Inhabilitas  muss  liquid  seyn.     Gensler  Commentar  S.  348. 

u.    356.     Die    Vernehmung    eines    tcstis    inhabilis     schadet   nichts. 

Nov.  90.  cap.  6. 
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Ausführung  seiner  Anwendungen  gegen  die  Glaubwürdigkeit 
immer  vorbehalten.  Für  unbedingt  %iilässig  (^vollkommen 
glaubwürdig^  kann  also  ein  Zeuge,  durch  einen  solchen 
Vorbescheid  nie  erklärt  werden,  und  wenn  es  geschieht; 
so  ist  es  als  nicht  geschehen  anzusehen.  Dagegen  findet 
aber  auch  geffea  einen  solchen  Vorbescheid  kein  Hechts- 
mittel  Statt  *). 

§.  559. 

Wenn  die  Thatumstände,  auf  welchen  die  Einwendung 
gegen  die  Zulässigkeit  eines  Zeuge'n  beruht,  nicht  schon 
aus  den  vorliegenden  Akten  erhellen  ;  so  kann  der,  von  dem 
Produkten  darüber  zu  führende  Beweis  (als  mittelbarer  Ge- 
genbeweisj  bei  'diesem  vorläufigen  Verfahren  **3  ?  '^'^''  "^" 
sofern,  als  er  auf  die  gänzliche  Unzulässigkeit  gerichtet  ist, 
Statt  finden.  Ausserdem  aber  bleibt  derselbe  bis  zum  Ge- 
genbeweisverfahren (^s.  unten  Tit.  12-3  vorbehalten  ***3. 

§.   560. 

Wenn  die  Einwendungen  des  Produkten  gegen  die  Er- 
heblichkeit des  Inhalts  der  Beweisartikel  gerichtet  smd;  so 
findet  abermals  Alles,  was  von  dem  Verfahren  über  die  Er- 
heblichkeit während  der  ersten  Verhandlung,  oben  (§.  454.  ff.) 
verordnet  worden  ist,  seine  Anwendung. 

§,  561. 

Findet  der  Richter  nur  einzelne  Artikel  unerhebUch;  so 
muss  er,  durch  Vorbescheid,  diese  verwerfen,  die  übrigen 
aber,  mit  oder  ohne  Vorbehalt  der  Einwendungen  [%.  459.) 
zulassen  f). 

§.  562. 

Wenn  die,  von  dem  Produkten  vorgebrachten  Einwen- 
dungen, auf  vorbeschriebene  Weise   entweder   durch  Vorbe- 


*)  Aumerk.  il.  Heraiisa;.  üeber  Glaubwürdigkeit  der  Beweismittel 
ist  hier  noch  nicht  erlaubt  zu  streiten.  Gensler  Conimeutar  1.  Bd. 
S.  356.  lit.  b.  Dass  Hechtsmittel  Statt  finden:  s.  c.  7.  X.  2.  20.; 
Linde  Proz.  §.  400.  u.  412.  —  »«JiaX   t/ 

*•)  Das    Beweisverfahren    bleibt    ausgesetzt.     Nov.  90.    cap.  7.  cap.  9. 
X.  2.  19.     cap.  31.  49    X.  2.  20. 
••*)  Siehe  Linde  Proz.  $.  268. 
f)  I.  R.  A.  S.  50. 
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scheid  rechtskräftig  verworfen  oder  vorbehalten  sind ;  so  ist 
alsdann^  in  Ansehung  der  Beeidigung  und  Abhör  der  Zeu- 
gen das^  oben  ([§.  545,  ff.^  vorgeschriebene  Verfahren  eben 
so^  als  ob  keine  Einwendungen  gemacht  worden  wären  ^  xu 
beobachten. 

§.  563. 
Wenn  der  Produkt^  auf  die  ihm  geschehene  Mitthei- 
lung der  Beweisantretung  (§.  521.3  ^^ich^  binnen  dem  pe- 
remtorischen  Termin ,  gar  nicht  erklärt ;  so  hat  diess  keine 
andere  Würkung,  als  dass  mit  Beeidigung  und  Abhör  der 
Zeugen  (]§.  544.  ff.^  vorgeschritten  wird^  und  ihm  seine 
Einwendungen  (ß.  556.)  bis  zur  Gegendeduktion  (^§.  546.) 
vorbehalten  bleiben.  Auch  steht  es  ihm  in  diesem  Falle 
frei,  seine  Fragstücke  Q^.  522.3  "^^'^  ^^  Beeidigungstermin 
zu  übergeben  *3' 


Sechster     Titel. 

Von  dem   Verfahren    beim  Beweise    durch  Sach- 
verständige   **J. 


§.  564. 

Der  Beweis  durch  Sachverständige  wird,  wenn  der  Fall 
von  der  Art  ist,  dass  die  Wahl  der  Personen  gar  nicht  von 
den  Partheien  abhängt;  ***3  (§•  182-3  (dadurch  angetre- 
ten 73 ,  dass  der  Producent  dem  Richter  bestimmt  erklärt, 
sich  dieses  Beweismittels   bedienen  zu  wollen,    dass  er  zu- 


*)  Anmerk.  d.  Heraus g.     Vergl.   Linde  Pioz.  269.  Note  15. 
**)  Anmerk.    des    Heraiisg;.      Mittermaier    im    Archiv    für    civilis!. 
Prax.   Band   2.  S.  133.  ff.      Gensler   Commentar   Band    2.  S.  2—9. 
Puchta    in   der   Zeitschrift    für   Civilr.   w.   Proz.   S.   31.    ff.     Linde 
Proz.  §.  297.  ff. 
***)  Vergl.  Linde  Proz,  §.  297.  Note  2. 

j-)  Innerhalb    des  Beweistermins.      Gensler   im    Archiv    etc.    Band    1. 
S,  41.  Note  *. 
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gleich  die  Sätze  ^  über  welche  er  das  Erkeimtniss  verlangt, 
entweder  bestimmt  bejahend  oder  verneinend^  oder  frag- 
weise ^  deutlich  aufstellt  *) ,  und  den  Kichter  bittet^  die^ 
zu  Beurtheilung  der  einschlägigen  Art  von  Gegenständen 
öffentlich  angestellte  Person  zur  Ablegung  ihres  Erkeimtnis- 
ses  aufzufordern. 

§.  565. 

Diese  Beweisantretung  wird  dem  Produkten,  zur  Er- 
klärung mitgetheilt;  und  ihm  zur  Embrhigung  derselben  ein 
Termin  angesetzt. 

§.  566. 

Hat  der  Produkt  nichts  einzuwenden ;  so  befiehlt  der 
Richter  dem  Sachverständigen  oder^  falls  mehrere  Personen 
coUegialisch  angestellt  sind,  diesen  insgesammt,  unter  3Iit- 
theilung  der  Beweisantretung,  ihr  Erkenntniss  über  die  Sache, 
nach  reifer  Erwägung  aller  Umstände,  schriftlich  ^^J  abzu- 
fassen, und  versiegelt  zu  den  Akten  einzuschicken. 

§.   567. 

Gewöhnlich  sind  zwar  dergleichen  öffentlich  angestellte 
Personen  zugleich  auf  die  Wahrheit  ihrer  abzulegenden  Er- 
kenntnisse allgemein  beeidigt.  Ist  aber  dieses  nicht  der 
Fall;  so  müssen  sie  besonders  beeidigt,  und  hierzu  ein  Ter- 
min, auf  eben  die  Art,  und  mit  eben  der  Würkung,  wie 
bei  Beeidigung  der  Zeugen  (§.548.3  angesetzt  werden***^- 

§.  568. 
Der  Inhalt  des,  von    dem  Sachverständigen  zu  schwö- 
renden  Eides  ist  in  die  Eidesformel  selbst,    nur   mit   folgen- 
den, oder  gleichbedeutenden  allgemeinen  Worten   zu  fassen: 
Ich  schwöre  etc.,  dass  ich,  in  der  Rechtssache  etc., 
das    von    mir    erforderte    gutachtüche     Erkenntniss, 
mittelst  sorgfältigster  Erwägung  aller  Umstände ,  nach 


*)  Mittermaier  I.  c.  S    133.  unten.  — 
**)  An  in.    des    Heraus^.     Siehe  jedoch    Gensler  Cominentar  2.  Bd. 

S.  7.     Linde  Proz.   ^.  299.  N.  3. 
***)  c.  6.  S-  1-  C.  5.  9.   Nov.  7.  c.  3    §•  2.    Mittermaier  I.  c.  S.  134. 

Note  36.  u.  37.     Linde  Proz.  §.  297.  Note  4. 
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meinen  besten   Einsichten ,    ablegen   will,    ohne  alle 
Rücksicht  auf  Freundschaftj  oder  Feindschaft,   oder 
eigenen  Vortheil  *3* 
So  wahr  ich  etc. 

§.  569. 

Ist  der  Fall  von  der  Art,  dass  ein  von  dem  Sachver- 
ständigen selbst  vorzunehmender  Augenschein  vorausgehen 
muss  ([§.  179.3  ;  so  ist  auch  hierzu  ein  Termin  (^welcher 
mit  dem  Beeidigungstermin  zusammentreffen  kann])  anzu- 
setzen, und  dabei  ebenso,  wie  bei  dem  Beweis  durch  Au- 
genschein (]§.  503.  ff.3  zu  verfahren  **3- 

§.  570. 

In  diesem  Falle  hängt  jedoch  der  Befund  des  sinnlich 
wahrnehmbaren  Zustandes  der  Sache,  nicht  sowohl  von  der 
Wahrnehmung  des  Richters  als  vielmehr  hauptsächlich  von 
der  Wahrnehmung  des  Sachverständigen  ab,  und  desswe- 
gen  muss  obige  Eidesformel  (^§.  568.)  nach  dem  Worte 
„ablegen^^  noch  den  Zusatz  enthalten: 

auch,  zu  diesem  Behuf,  den  Zustand  der  Sache  vor- 
her genau  selbst  mitersuchen,  and  den  Befund  getreu-» 
lieh  angeben  etc. 

§.  571. 

Es  giebt  Fälle,  wo  die  Natur  der  »Sache  es  nicht  er- 
laubt, dass  bei  dem,  von  dem  Sachverständigen  einzuneh- 
menden Augenschein,  der  Richter  und  die  Partheien  gegen- 
wärtig seyen.  Dahin  gehört  z.  B.,  wenn  der  Getnüthszu- 
stand  eines  Menschen,  von  dem  Arzte  durch  vertrauliche 
Unterredung  mit  demselben,  geprüft  werden  muss.  In  Fäl- 
len dieser  Art,  gehört  also  die  Anwesenheit  des  Richters 
und  der  Partheien  nicht  zu  den  Erfordernissen  eines  gülti- 
gen Verfahrens  ***3. 

*)  Anmerk.    d.   Herausg.      Die   Eidesformel  vergU,  K.,;i^^^C^.  von 
1555.  I.  85.  —  GensZer  Comiuentar  2r  Band  S.  4,  .  1     ^^  _;;* 
**)  Gensler  1.   c.  S.  9. 
'***')  Mittermuier  1,  c.  S.   134,  Note  38.  u.  39. 


beim  Beweise  durch  Sachverstältdigei  313> 

§.  572. 

In  jedem  Falle  muss  der  Sachverstäudige ,  indem 
er  von  dem  Richter  zur  Ablegung  seines  Erkemitnisses 
angemesen  wird  (]§.  566.^ ,  zugleich  von  demselben ,  so- 
wohl über  die  Fragen,  auf  deren  Entscheidung  es  an- 
kommt ^  mid  über  die  limstände,  auf  welche  dabei  Rück-, 
sieht  zu  nehmen  ist,  nach  Anleitung  der  Akten,  mid 
insbesondere  der  Beweisantretung  des  Producenteuj  als 
auch  über  die  imiereu  Erforder;uisse  des  Erkenntnisses^  nach 
Anleitung  obiger  Vorschriften  (^§.  179.  ff.)  genau  iuslruirt 
werden  *]).  Sind  der  Sachverständigen  mehrere,  in  col- 
legialischer  V'erbinduug;  so  sind  sie  anzuweisen,  sich  zu 
einem  gemeinschaftlichen  Erkenulniss,  durch  wechselseitige 
Mittheilung  ihrer  Gründe,  zu  vereinigen,  im  Falle  verschie- 
dener Meinungen  aber.  Jeder  tue  seinige,  mit  den  Gründen, 
besonders  abzulegen  **).  Diese  Instruktion  kami  sowohl 
schriftUcii,  als  auch,  in  dem  Beeidigungs  -  oder  Augen- 
scheinstermin, mündüch  geschehen. 

§.  573. 

Wenn  das  Erkenntniss  an  den  Richter  eingesclückt  ist ; 
so  wird  mit  der  Publicatiou  desselben,  und  mit  den,  von 
beiden  Theilen  zu  übergebenden  Deduktious-  und  Gegen- 
deduktionsschriften, eben  so,  wie  beim  Beweis  durch  Au- 
genschein (^§.  506.  ff.) ,  verfahren ,  und  mit  der  Gegende- 
duktion ist  auch  dieses  Verfahren  geschlossen  ***). 

§.  574.  . 

Sind  für  den  zu  beurtheilenden  Fall  keine  Sachverstän- 
dige öffentlich  angestellt  (^§.  564.)  ;  so  muss  die  Beweisan- 
tretung des  Producenten,  ausser  den  oben  beschriebenen  Er- 
fordernissen, auch  noch  die  Benennung  Desjenigen,  den  er 
von  seiner  Seite  in  Vorschlag  bringt  (^§.  183.  ff.)  enthalten  f). 


*)  Aumerk.  des  Heraus g.     Gensler  Commentar  2.  Band  S.  5.  B. 
**)  Gensler   I.  c    S.  7.     Mittermaier  1.  c.    S.  135.   139.   140. 
*^*)  Es    ist  streitig ,  ob  die  Partheien  diese  Schriften  einreichen  dürfen. 
Mittermaier  I.  c.  S.  135.  ff.     Vergl,  krit.  Anmerk.  N.  I.XXXV. 
•f)  Er   kann   auch   den    Richter   ersuchen^    den    Sachverständigen    zu 
wählen.     Gensler  Coiumcntar  2r  Baud^  S.  3,  unten. 
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§.  575. 

Alsdann  ist  der  richterlichen  Mittheilung  zur  Erklärung 
(^§.  565.^  auch  noch  die  Auflage  an  den  Produkten,  sich 
insbesondere  über  die  Person  des  von  dem  Producenten  vor- 
geschlagenen Sachverständigen  zu  erklären^  sodann  seiner 
Seits  ebenfalls  einen  Sachverständigen  vorzuschlagen,  bei- 
zufügen '^^. 

§.  576. 

Wenn  der  Produkt  g^^en  die  Beweisantretung  und  den 
Vorschlag  des  Producenten  nichts  einwendet,  und  seiner 
Seits  ebenfalls  einen  Sachverständigen  vorgeschlagen;  so 
muss  dieser  Vorschlag  dem  Producenten  zur  Erklärung  mit- 
getheilt,  und  hierzu  ein  Termin  angesetzt  M^erden. 

§.  577. 

Wendet  der  Producent  gegen  den  Vorschlag  des  Pro- 
dukten nichts  ein;  so  ernennt  nun  der  Richter  den  dritten 
Sachverständigen  **3?  macht  diess  bpiden  Theilen  bekannt, 
und  nun  ist  das  Aveitere  Verfahren  ebenfalls  das  oben 
([§.  566.  ff.3  beschriebene. 

§.  57S. 

Wenn  ein  Sachverständiger  In  dem  Beeidigungs-  oder 
Beaugenscheiuiguugstermin  nicht  erscheint ,  oder  sein  Er- 
kenntniss,  oder  die  eidliche  Bestätigung  desselben,  ohne  hin- 
länglichen Grund,  verweigert;  so  ist  gegen  denselben  eben 
so,  wie  gegen  ungehorsame  und  widerspenstige  Zeugen 
f§.  549.  ff.)  zu  verfahren  ***3. 

§.  579. 
.  Wenn  der  Sachverständige  unter  fremder  Gerichtsbar- 
keit steht;  so  ist  die  Sistirung  desselben,  eben  so  wie  bei 
Zeugen  (^§.  551.)  durch  Requisition  zu  veranstalten.  Auch 
kann,  wenn  diese  Sistirung  Schwierigkeiten  liat^  selbst  die 
JBeeidigug  und  Einfordrung  des   Erkenntnisses   dem  fremden 


*)  Auiuerk.    des  Herausg.     Linde  Prozess  §.  297    u.  298. 
**)  Siehe    hierüber   Mittermaier   1.  c.    S.    128.   bis    131.      Linde   Proz. 
§.  297.  Note  2. 
***)  Vergl,  hiergegen    Gensler    Commentar  2r  Band  S.  6.  n,  7.     Linde 
Proz.  S.  299.  Note  1.  und  oben  g.  186. 
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Richter^  durch  Requisition  oder  Commission^  auf  eben  die 
Art^  wie  bei  der  Zeugenabhör  Q.  552.  fF.)  übertragen 
werden. 

§.  580. 

Wenn  nach  angetretenem  Beweis  durch  Sachverstän- 
dige,  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 
Q'.  565.3  Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  dieses  Be- 
weismittels macht ;  so  rauss  darüber  eben  so ,  wie  bei  dem 
Beweise  durch  Augenschein  (^§.  512.  ff.^  zuvor  Verhand- 
lung gepflogen  und  entschieden,  bis  dahin  aber  die  Einfor- 
derung des  Erkenntnisses  ausgesetzt  werden  *3- 

§.  581. 

Betreffen  diese  Einwendungen  die  persönliche  Glaub- 
würdigkeit des  von  dem  Producenten  vorgeschlagenen  Sach- 
verständigen, und  wird  derselbe  in  dieser  Rücksicht  ganz 
unzulässig  befunden;  so  muss  der  Richter,  durch  Vorbe- 
scheid, ihn  verwerfen,  und  zugleich,  an  dessen  Stelle,  einen 
andern,  von  Amtswegen  *^*^3  ernennen,  wobei  er  jedoch, 
falls,  während  der  Verhandlung,  der  Producent  selbst  eine 
andere  tauglichere  Person  vorgeschlagen  hat,  darauf  Rück- 
sicht zu  nehmen  hat.  Auch  einen  nur  mangelhaften  Sach- 
verständigen kann  der  Richter,  alsdann,  wenn  er  einen  we- 
niger mangelhaften  an  dessen  Stelle  zu  setzen  weiss,  ver- 
werfen. 

%.  582. 

Wenn  der  Richter  einen  von  dem  Producenten  vorge- 
schlagenen Sachverständigen,  ungeachtet  der  von  dem  Pro- 
dukten gegen  ihn  vorgebrachten  Einwendungen,  für  zulässig 
erklärt ;  so  ist  diess  nur  mit  eben  den  Würkungen,  wie  bei 
einem  für  zulässig  erklärten  Zeugen  (ß.  557-3  ^^  verstehen. 

§.  583. 

Das  hier  Verordnete  (^§.579 — 581.3  findet  auch  in  An- 
sehung des,   von  dem  Produkten    vorgeschlagenen  Sachver- 


*)  Anm.  d.  Heraus»:.     Gensler  I.  c.  S.  6.     Linde  1.  c.  §.  298» 

**)  Siehe  dagegen  Gensler  Coinmeiit.  2r  Bnnd^  S.  6.     Mittermaier  I.  c. 
S.  131.  ff. 
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Ständigen  j    falls    der    Producent   gegen    dessen    persönliche 
Glaubwürdigkeit  Einwendungen  macht  Q^.  576.)  Statt. 

§.  584. 

Ueber  die  persönliche  Glaubwürdigkeit  des  von  dem 
Richter  erwählten  Sachverständigen  Q.  577.)  ^  so  wie  des- 
jenigen j  der^  vermöge  seines  Amts  zur  Ablegung  seines 
Erkenntnisses  berufen  ist  (ß.  564.3,  findet  kein  vorläufiges 
Verfahren  Statt.  Doch  kann  die  Parthei,  welche  in  die 
persönliche  Glaubwürdigkeit  eines  solchen  Misstrauen  setzt, 
dem  Richter  darüber  A^orstellung  thun,  und  dieser  mussj 
wenn  seine  Gründe  erheblich  sind,  darauf  Rücksicht  neh- 
men. Auf  alle  Fälle  aber  bleiben  beiden  Theilen  ihre  Ein- 
wendunden  gegen  die  persönliche  Glaubwürdigkeit  auch  die- 
ser Sachverständigen,  bis  zur  Deduktion  und  Gegeudeduk- 
tion  vorbehalten. 

§.  585. 

Betreffen  die  Einwendungen  des  Produkten  die  Erheb- 
lichkeit der  von  dem  Producenten  aufgestellten  Sätze;  so  ist 
darüber  nach  den,  bei  dem  Zeugenbeweis  gegebenen  Vor- 
schriften (^%.  560-3  ^"  verfahren.  Wenn  der  Produkt  an- 
dere'Sätze,  zu  Berichtigung  oder  näherer  Bestimmung  der 
Sätze  des  Producenten ,  aufgestellt  hat ;  so  muss  auch  hier- 
auf Rücksicht  genommen,  und  überhaupt  durch  den  Vorbe- 
scheid das  Beweisthema  (§.  449.)  so  genau  als  möglich 
bestimmt  werden.  Ein  solcher  Vorbescheid  giebt  alsdann 
auch  der,  den  Sachverständigen  zu  einheilenden  Instruktion 
(^§.  572.3  ^^^'*^  nähere  Bestimmung. 

§.  586. 

Wenn  die  Einwendungen  des  Produkten  durch  Vorbe- 
scheid rechtskräftig  verworfen,  oder  vorbehalten  sind;  so  fin- 
det alsdann  das  oben  Q.  566.3  heschriebene  Verfahren  eben 
so,  als  ob  keine  Einwendungen  gemacht  worden  wären,  Statt. 

§.  587. 

Wenn  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 

der  Beweisantretung  (^§.  565.  ff.3  innerhalb  des  peremtorischen 

Termins,  sich  gar  nicht  erklärt;    so  hat   diess   keine   andere 

Würkung,    als   dass   das  weitere  Verfahren    vor   sich  geht, 
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und  ihm  seine  Einwendungen  bis  zur  Gegendeduktion  vor- 
behalten bleiben.  Hatte  er  aber,  zugleich  mit  dieser  Erklä- 
rungj  auch  seiner  Seits  einen  Sachverständigen  zu  ernen- 
nen (%.  575.]);  so  ist  nun  die  Ernennung  desselben  der 
Wahl  des  Richters  überlassen  *3- 

§.  588. 

Wenn  der  Producent^  auf  die,  ihm  geschehene  3Iitthei- 
lung  des  von  dem  Produkten  geschehenen  Vorschlags  eines 
Sachverständigen  (]§.  576.3  sich,  binnen  dem  peremtorisch 
angesetzten  Termin  nicht  erklärt;  so  hat  diess  keine  andere 
Würkung,  als  dass  das  weitere  Verfahren  vor  sich  geht, 
und  ihm  seine  Einwendungen  gegen  denselben  bis  zur  De- 
duktion vorbehalten  bleiben. 

§.  589. 

Wenn,  nach  geschehener  Publication  des  Erkenntnisses 
der  Sachverständigen  (]§.  573.)  der  eine  oder  der  andere 
Theil  Gründe  zu  haben  glaubt,  die  Wiederholung  desselben 
durch  andere  Sachverständige  (^,§.  194.3  zu  verlangen ;  so 
kann  er  damit  nur  insofern  zugelassen  werden,  als  er  in  seiner 
Deduktion,  oder  Gegendeduktion,  darauf  anträgt,  und  diese 
Gründe  ausführt  **3'  Ein  Vorbescheid  muss  alsdann  über 
die  Zulässigkeit  der  Wiederholung  entscheiden,  und  wenn 
diese  Entscheidung  bejahend  ausfällt ;  so  ist  bei  der  zwei- 
ten Beweisführung  durchaus  eben  das  Verfahren,  wie  bei 
der  ersten  ai  beobachten.  Das  erste  Erkenutniss  darf,  in 
diesem  Falle,  den  neuen  Sachverständigen,  ohne  Einwilli- 
gung beider  Theile,  nicht  mitgetheilt  werden  ***3- 

*)Anm.    des    Heraus g.     Ob  hier  nicht  anzunehmen  ist,  dass  Pro- 
dukt seiner  Seits    auf  die    Ernennung    eines  Sachverständigen  ver- 
zichtet hat,  vergl,  Mitlermaier  I.  c.  9.  127,  und   128. 
**)  Vergl.    L.    76.    bis   80.   D,   17.    2.  L.  30     D.    38.  1.  mit  c.  15.  C. 
4.  38.  und  cap.  9.  X.  2.  26. 
***)  Aiim.  d.  Herausg.     Wie  weit  der  Richter  an  die  Gutachtien  ge- 
bunden ist  und  über  den    Widerspruch    derselbe«    unter   einander, 
.    vergl,  Overbecfe  Med.  llr  Band,  S.  73  ff.     MUtermaier    im   Archiv- 
Band  2.  S.  137.   bis    140.   —    Ueber   den    notliwendigen  Eid   beim 
Beweis  durch  Sachverständige   siehe  Puchta  ^if^  ßet  Zeitschrift  für 
Civilr.  u.  Proz.  Band  3.  S.  69..     ,  .  '    ,.   .     s    . 
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Siebenter     Titel. 

Von  dem    Verfahren  beim  Beiveis  durch  schriftliche 

Urkunden  *^. 


§.  590. 

Den  Beweis  durch  Urkunden  der  ersten  Gattung  tritt  der 
Producent  an,  indem  er  innerhalb  der  BeweisMst  dem  Rich- 
ter die  Urkunde  in  Abschrift  **)^  oder,  falls  nur  einzelne 
Stellen  derselben  zur  Sache  gehören,  in  hinlänglich  vollstän- 
digem Auszuge,  übergiebt,  und  sich  zu  Produktion  des  Ori- 
ginals erbietet.  Doch  kann,  statt  der  Abschrift,  auch  das 
Original  selbst  zu  den  Akten  gegeben  werden. 

Das  nun  folgende  weitere  Verfahren  ist,  je  nachdem  der 
Beweis  entweder  in  Gemässheit  einer  durch  Vorbescheid  ge- 
schehenen Beweisauflage,  oder  freiwillig  augetreten  wird,  ei- 
nigermassen  verschieden  ***^. 

§.  591. 

Im  ersten  dieser  Fälle  nehmlich  wird  die  Beweisan- 
tretung, mit  Beifügung  der  abschriftlichen  Urkunde,  dem  Pro- 
dukten zur  Erklärung  mitgetheilt  j]),  und  zugleich,  auf  den 
Fall,  dass  er  vorläufig  nichts  einzuwenden  haben  sollte,  auf 
einen  bestimmten  Tag  Termin  zur  Originalproduktion  ange- 
setzt xf)- 

§.  592. 

Hat  der  Produkt  vorläufig  nichts  einzuwenden ;  so  wird 
in  dem  Produktionsterniin  die  Originalurkunde  ffj)  ^^^  ^^"* 
Producenten  dem  Richter,   und   von  diesem  dem  Produkten, 


.ü'iUÄTjH      «"if»      .«(I  t!  *.    {_* 

*)  An  merk,  des  Herausg.     Vergl.  Qensler   Commentar  TW.  I.  S. 
365.  ff.  Linde  Proz.  §.281.  S. 
**^  Die,  Gesetze  fodern  Ciine  vidiinata  oopja,  .1.  R.  A.  §.  39. 
***)  Vgl.  Linde  Proz.  §.  281.  Note  2  bis  4- 

-  ^)  Siehe  von  Zu-Rhein  Jahrb^  des  gemeinen^  deutschen,  bürgerlichen 
.'itbiii  Prozesses  I.  B.  Nürnberg  1629.  Ablu  2.  dii  bui»  i  i  ü 
'^J  Ucber  die  anzudrohenden  Präjudizien  sie!:«':  t}^.Ä'.  %.39.Gens- 
iduo  ler  im.  Couiinentar  1.  Band.  S.  3f2.  377.  im  Archiv  Bd.  I.  S.  62. 
-{-}"{-)  Ansnahinen  von  der  Regel,  dass  das  Original  zu  produciren,  siehe: 
Dr.  H.  G.  Bauer  respons.  ad  quäest,  Voluiu,  I.  Lipsiae  1801.  S.  51. 
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zur  Einsicht,  nach  ihrem  ganzen  Inhalte,  und  nach  ihrer  gan- 
zen äusseren  Beschaffenheit ,  vorgelegt  j  und  Letzterer  hat 
sich  darauf  bestimmt  zu  erklären  *])„  ob  er  dieselbe,  sowohl 
in  Ansehung  der  Unterschrift,  als  des  Inhalts,  für  acht  an- 
erkenne oder  verläugne. 

Diese  Handlung,  und  Alles,  was,  in  Beziehung  darauf, 
von  beiden  Theilen  vorgebracht  wird,  ist  genau  zum  Proto- 
koll zu  bemerken,  worauf  der  Producent  das  Original,  wenn 
er  es  nicht  freiwillig  bei  den  Akten  lassen  will,  zurück  be- 
kommt **3'  Doch  muss  davon  eine  beglaubte  Abschrift  bei 
den  Akten  bleiben  ***^. 

§.    593. 
Erklärt  sich  der  Produkt  zu  Verläugnung  der  Unterschrift ; 
so  hat  nun   der  Producent   sich  zu  erklären ,   ob  er  den  Be- 
weis   der  Aechtheit    durch   andere  Mittel  übernehmen,    oder 
von    dem  Produkten   den  Verläugnungseid   fordern  wolle  fl. 

§.  594. 
Im  letzteren  Falle  muss  der  Produkt  den  Verläuffnunffs- 
eid  sogleich  ablegen  jf)-     Doch  kami  ihm  auch  hierzu,    auf 
Verlangen,  ein  anderer  Termin  gestattet  werden. 

§.   595. 
Der  Inhalt    des  Verläugnungseids  ist,    in    Gestalt    eines 
Versichrungseides,  in  die  Eidesformel  selbst,  mit  folgenden, 
oder  gleichbedeutenden  Worten  zu  fassen: 

Ich  schwöre  etc.  dass  die  IVamensunterschrift  unter  der 


~      *)  Anmerk.  d.  Herausg.    Siehe  Gensler^s  Archiv  Band  1.  S.  41.  f. 
Band  2.  S.  322.  f.    Wann  Produkt   die  Erklärung  verweigern  darf, 
siehe  GensJer  Commentar  S.  369. 
**)  "VV^elche  Originalien  nicht  zurückgegeben  werden^    siehe:   L.    3.  D. 
43.  5.  c.  24.  C.  4.  19. 
***)  Die  Wirkungen  der  Produktion  s.  \ov.  49.  c.  2.  §.  1.  Spangenberg 
in   Gensler's    Archiv,  f,    c.    Pr.  Bd.  V.  S.  418.    s,  auch    Linde  in 
der   Zeitschrift   etc.   Bd.   VI.   S.  383.  f. 
f)  Gensler  Archiv  Band  L  S.  61.  ff.  Band  2.  S.  318.  ff.  Linde  Proz.  §•  286. 
•f-j-)  Wenn   es    der  Producent    verlangt:     Gensler   Commentar    Band  1. 
"'■'^      S.  375.  Nr.   2.    Linde  Proz.    %.  288.    Note  €.  —  Warum  es  nicht 
Cautel  ist,    den  Difftessionseid  soglefch   zn  verlamgien,  siebe  Gensler 
1.  c.  S.  373.  '  ' 
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mir   vorgelebten  Urkunde   nicht  von   meiner  Hand  ge- 
'■  macht  sey  ,    und  dass  Derjenige  ^    der  sie  mit  meinem 

"  Namen  unterschrieben  hat,  dieses  ohne  meine  Einwilli- 

gung und  Genehmigung  gethan  habe. 

So  wahr  ich  etc. 
Kanu  aber  der  Produkt  nur  vom  Nichtwissen  schwören; 
so  ist  diese  Formel  folgendermassen  zu  verändern: 

Ich  schwöre  etc.  dass  ich  nicht  weiss  ^  und  dass  ich 
mich,  soviel  als  möglich  war,  obgleich  vergeblich  be- 
müht habe.  Gewissheit  zu  erhalten,  ob  die  Namens- 
unterschrift unter  der  mir  vorgelegten  Urkunde  von  der 
eigenen  Hand,  oder  mit  Einwilligung  und  Genehmigung 
Desjenigen,  dem  sie  von  meinem  Gegner  zugeschrieben 
wird;  gemacht  sey  *3« 
So  wahr  ich  etc. 

§.  596. 

Mit  der  Ablegung  dieses  Verläugnungseides  ist  das  ^anze 
Verfahren  gegchlossen,  und  es  bleibt  nun  nichts  weiter  übrig, 
als  dass  der  Richter  den  Beweis  des  Producenten,  insofern 
er  auf  der  verläugneten  Urkunde  beruht,  durch  Definitivur- 
theil,  für  verfehlt  erkläre  **3. 

§.  597. 

Will  der  Producent,  zur  Ablehnung  des  Verläugnungs- 
eides, den  Beweis  der  Aechtheit  durch  andere  Mittel  unter- 
nehmen **5^^;  so  ist  ihm  hierzu,  falls  er  ihn  nicht  sogleich 
antritt,  ein  Termin,  welcher  eben  so,  wie  der. erste  Beweis- 
antretungstermm ,  peremtorisch  ist,  anzusetzen.     Das  zu  be- 


.  ■    ..:i    -■•.         .  .<  ■■  ,:'::.■■      ■:      ■  ■■■'■■:    ' 

*)  An  merk,    des    Heraus»,      lieber   DilTessionseid  s.  flben  §•  207. 

bis  210.     Die   Formel   desselben    Gensler  Archiv  S.  325.  Xole  37. 

"  '     und'S.  326^    Öer  Produkt  kann  sich   zum   Diffessionseide  erbieten. 

Öensler  (•ommentar  S.  379.  unten,     fcr  kann  aber  nicht  durch  Be- 

vollmächtii^te  geschworen  werden,    Gens/er  ArdlüvBähd  3.' S.  327. 

<>->-•  .^C  ■•'..'  V     ■    .  .      .  .^  .l\ii:i;'^  viu-rr,  •\'i\?.»'*V>   ("I" 

*»)  Vergl.  Linde  Proz.  §.  288.  Note  9. 

i((**1)>.^'f»M®i  P''en_.S,.'204.  bis  80?.   —  v|F«pn.,er  sich  4!izu  fecfeit  erklären 
■<^\8«s^ ' "^Mss  oder  noch  kann,  siehe  Gensler  Archiv, J8ftnd  ,2.  S..325.  Kote 
31.  und  32.  Commentar  S.  380. 
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obachtende   weitere   Verfahren    wird    alsdann    durch  die   Be- 
schaffenheit des  Beweismittels  bestimmt  ••■J. 

§.  598. 

Wird  dieser  Beweis  verfehlt  **35  *^  ^^^  eben  dadurch 
auch  der  Beweis  durch  die  Urkunde  verfehlt,  es  sey  denn, 
dass  der  Producent,  vor  dem'  Definitivurtheil  auch  noch  den 
Verläugnungseid  des  Produkten  verlangte  (%.  207.3  ***3/'  ^^** 
in  welchem  Falle,  zur  Ablegung  desselben  ein  Termin  anzu- 
setzen, und  auf  die  so  eben  beschriebene  Art  Q§.  594.3  ^^'^^~ 

ter  zü  verfahren  ist  f3- 

-s\•i\^A•  ^         ii!.4'r>  d)i'*:i.'rjx  hi 

§.  599. 

Wenn  in  dem  Produktionstermin  ([§.  592.3  '^^*'  Pj^'odukt 
zwar  die  Aechtheit  der  Unterschrift  anerkennt,  die  Aechtheit 
des  Inhalts  aber  läugnet,  und  der  Fall  von  der  Art  ist,  dass 
auch  hierüber  der  Verläugnungseid  Statt  findet  (^§.  214.3 ; 
so"  'ist  abermals  näcTi  den  "so  eben  gegebenen  Vorschriften 
f§.  594.3  zu  verfahren  fi-)?-:^-^J^^' 

oib  n.   rJ.   ..;.....  §-600.       ., 

:'r  fet  abdr'dte -angebliche  Unächtheit  des  Inhalts  von  der 
Art,  dass  darüber  besonderer  Beweis  geführt  werden  raus« 
(§.  213-3;  ^^  wird  dem  Produkten  hierzu,  falls  er  ihn  nicht 
sogleich  antritt,  ein  pereratorischer  Termin  angesetzt,  und 
alsdann  weiter  so  verfahren,  wie  es  die  Natur  des  von  ihm 
gewählten  Beweismittels  mit  sich  bringt  ffT"3* 


'  *)  An  mer¥.' ye's  tt e i* k'W's g.'  'Stehe  hainenflich  iibeir  Äeri  Beweis  durch 

<f'         Instriiments-Zeuwen  und  comparatio  litterarum.    Gensler  Archiv  2ter 

Band  S.  329.  Klüpfel  daselbst  S.  333.  Goldschmidt  AbJi.  Nr.  9.  si 

101.   und  die  Linde  Proz     §.  289.  AUg.  — 

**}  Siehe  auch  Gensler  Archiv  Band  2.  S.  325.  Note  36,  3?2.  Note  71. 

***)  Goldschmidt  Abli.  Nro.  8. 

,,,:}■)  VVird  der  Aechtheitsbeweis  geführt^  so  siehe:  Nov.  18.  cap.  8.  und 
die  nicht  glossirte  c.  16.  pr.  S..2.  C.  4.  21.      ,  ii'i,!i  >iijs'  m 
-J"|->  Siehe  Gensler  Cominentar  Band  1.  S.  371.  und  3^,,  j    ,     ; 
-J"{-^) .  t'eber  die  Grundsiätze^  welche  cintrettu^    wenn  dör  Produkt  Ver- 
fälschung der  Urkunden,  behauptet,  aieJic;  c.  3.  C,  4.  21.  c.  5.  8.  9. 


11.  16.  22.-24.  C.  9.  22. 
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§.  601. 

Wird  darüber,  ob  die  eidliche  Verläiignung  des  Inhalts 
Statt  findc^  oder  die  Unäehtheit  desselben  besonders  bewiesen 
werden  müsse,  gestritten ;  so  niuss  dieser  Pimkt  noch  in  zwei 
weiteren  Sätzen  ([Gegenerklärung  und  Schlusserklärung^  zum 
Protokoll,  oder  schriftlich  verhandelt,  und  durch  Vorbescheid 
entscliiedeu  werden  *])• 

§.  602. 

Wenn  im  Produktionstermin  ([§.  592.),  der  Produkt  die 
Urkunde  sowohl  in  Ansehung  der  Unterschrift  als  des  Inhalts, 
anerkennt  und  zugleich  erklärt^  dass  er  gegen  die  Erheblich- 
keit dieses  Inhalts,  und  überhaupt  gegen  die  BeAveiskraft  der 
Urkunde  nichts  einzuwenden  habe  ;  so  ist  mit  dieser  Erklä- 
rung das  Beweisverfahren  geschlossen  **). 

§.  603. 

Macht  aber  der  Produkt  Einwendungen  gegen  die  Er- 
heblichkeit des  Inhalts,  oder  gegen  die  Beweiskraft  der  Ur- 
kunde, z.  B.  dass  der  Aussteller  minderjährig  gewesen  (§. 
201.3  dass  die  Urkunde  nicht  auf  rechtmässige  Art  in  die 
Hände  des  Producenten  gekommen  sey,  (^216,3  u.  d.  gl.; 
so  sind  dieselben  zum  Protokoll  zu  bemerken  und  dem  Pro- 
ducenten, mit  der  Auflage,  zu  Rechtfertigung  seines  geführ- 
ten Beweises,  und  zu  Widerlegung  dieser  Einwendungen  ***3^ 
eine  Deduktionsschrift  zu  übergeben,  mitzutheilen.  In  An- 
sehung dieser  Deduktionsschrift  und  der  Gegendeduktion  des 
Produkten  findet  eben  das  Verfahren,  wüe  beim  Beweis  durch 
Augenschein  ([§.  507.)  Statt  f);,  und  es  können  also  auch 
diese  Verhandlungssätze,  wenn  die  Partheien  es  verlangen,  im 
Produktionstermin,  mündlich  ziun  Protokoll  gegeben  werden. 


*)  An  merk,   des  Hera  11  sg.     Vergl.  Linde  Proz.  §.  284, 
**)  Ueber  die  Anerkenmino;  und  ihre  verschiedenen  Arten  siehe :  Gens- 
ler  Archiv  etc.  Band  2.  S.  319.  ff.    Auch   ein   Theil   der   Urkunde 
kann  anerkannt  werden.    Gensler  I.  c.  S.  8.  Note  19. 
***)  Der  dem  P'rodukten  aufliegende  Beweis  dieser  Einwendungen  (siehe 
z.  B.  c.  9.  C.  4.  19.)    kann    ein  Incidentverfahren  veranlassen. 
•]->  Wann   das   Hauptverfahren    Avegfällt,    siehe:    Gfinsler    Commentar 
Hand  1.  S.  376.  Nro.  4.  S.  381.  Nro.  4. 
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§.  604. 

In  diese  Verhandlung  gehört  insbesondere  auch  der  Streit 
über  die  Bedeutung  zweifelhafter  Urkunden  (^§.  290.  ff .3  inso- 
fern als  von  dieser  Bedeutung  die  Erheblichkeit  abhängt  *). 

§.  605. 

Wenn  in  dem  Produktionstermin  der  Producent  nicht  er- 
scheint^ oder  die  Originalurkunde  nicht  vorlegt  j  so  hat  diess 
eben  die  "Würkung,  als  ob  er  den  Beweisantretungstermin 
versäumt  hätte  **3. 

§.  606. 

Wenn  in  dem  Produktionstermin  zwar  der  Producent, 
aber  nicht  der  Produkt  erscheint ;  so  hat  diess  die  Würkung, 
dass  die  Urkunde,  sowohl  in  Ansehung  der  Unterschrift,  als 
des  Inhalts,  für  stillschweigend  anerkannt,  jedoch  mit  Vor- 
behalt der  allenfallsigen  Einwendungen  **-*3  ,  angenommen 
wird  Y).  Der  Richter  hat  also,  in  diesem  Falle,  dem  Pro- 
ducenteu  von  Amtswegen  einen  Terrain  zur  Uebergebung  sei- 
ner Deduktionsschrift  anzusetzen,  und  sofort  weiter  nach  obi- 
ger Vorschrift  zu  verfahren. 

§.  607. 

Wenn  der  Produkt  zwar  in  dem  Produktionstermin  er- 
scheint, und  die  Urkunde  verläugnet,  sich  aber  des,  von  dem 
Produccuten  verlangten  Vcrläugnungseids  (^§.  593.)  weigert, 
oder  in  dem,  zur  Ablegung  desselben  angesetzten  Termin 
(^§.  594.3  n^cht  erscheint ;  so  wird  dies  ebenfalls  als  ein  still- 
schweigendes Anerkenntniss  der  Urkunde,  jedoch  mit  Vor- 
behalt der  Einwendungen,  angenommen,  und  ist  also  nach  der 
so  eben  gegebenen  Vorschrift  (^^§.606.3  weiter  zu  verfahren  ttj« 

.  -  *>'Anmerk.  des  Herausg.    Vergl    zu  §.  603.  11.  604.  die  kritische 
•   !  :  Aiirn.  Nro.  LXXXV. 
**)  Siehe  §.  591.  Note  **. 
***)  Gensler   Commenfar  Band  1.  S.  377.  lit.  b.  Linde   Prozess  $.   290. 
Note   3. 
-j-)  Dasselbe  tritt  ein,    wenn    er  zwar  erscheint,   aber  jede   Erklärung 
verweigert.     Gensler  Archiv  Band  2.  S.  323;  tacita  recognitio  siehe 
Gensler  Commentar  Band  1.  S,  378. 
tt)  Linde  Prozess  §.  288.  Note  8.  und  9. 
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§.  608. 
Wenn  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheiluug 
der  Beweisantretungsschrift  (^,§".  591.)  gegen  die  Zulässigkeit 
des  Beweismittels,  z.  B.  gegen  die  Erhebliclikeit  des  Inhalts 
der  Urkunde,  gegen  die  Beweiskraft  derselben  etc.  (^§.  603.) 
vorläufige  Einwendungen  macht ;  so  muss  darüber  zuvor,  eben 
so  wie  beim  Beweis  durch  Augenschein  (ß.  ^12.),  Verhand- 
lung gepflogen  und  entschieden,  bis  dahin  aber  der  Produk- 
tionstermin ausgesetzt  werden  *). 

§.  609. 

Eine  offenbar  ganz  unerhebliche,  oder  aller  BeAveiskraft 
beraubte  Urkunde,  muss  der  Richter  schlechterdings  ver- 
werfen^ und  er  hat  zuglpich,  insofern  auf  dieser  Urkunde  der 
ganze  Beweis  beruht,  denselben,  durch  Definitivurtheil,  für 
verfehlt  zu  erklären  **). 

§.  610. 
Findet  der  Richter  die  Urkunde  nicht  offenbar  unerheb- 
lich, und  ihre  Beweiskraft  nur  ZAveifelhaft ;  so  muss  er  die 
Originalproduktion  derselben,  durch  Vorbescheid,  mit  Vorbe- 
halt der  Einwendungen,  für  zulässig  erklären,  und  gegen 
eipen  solchen  Vorbescheid  findet  kein  Rechtsmittel  '^-**)  Statt. 

T!  §.    611. 

Erklärt  aber  der  Richter  die  Originalproduktion  unbedingt 
uud  ohne  Vorbehalt  f)  für  zulässig;  so  sind  eben  dadurch 
auch  die,  von  dem  Produkten  vorgebrachten  vorläufigen  Ein- 
wendungen verworfen,  und  er  kann  sich,  insofern  er  nicht 
gG'g^n  diesen  Vorbescheid  ein  Rechtsmittel  eingewandt,   und 


^•)  Annierk.  des  Heriiusg.    Theihveis  gegen  die  im  §.  angeführten 
Beispiele  siehe:    Geiisler  im  Archiv  Band  1.  S.  60.  Note  *  nitd  im 
Commentar.  Band  1.  S.  375.  (T.,  der  diesen  Einwendungen  nur  dann 
die    fragliche    Wiirkung   beilegt,    \yenn    sie    die   gänzliche   Beweis- 
nnkraft  und  Unerheblichkeit  des  Beweismittels  betreffen. 
**)  Gensler  Commentar  Bd.  1.  S,  369,375.I.iHrf<;Proz.  §,283.  Note  l.u.  2. 
***)  Siehe  dagegen  oben  §,  .538.  die  Note;  Linde  Proz.  §.  400.  und  412. 
-}-)  Das  Stillschweigen  in  dem  Bescheid,  möchte  für  Vorbehalt  der  Ein- 
wendungen gelten.     Siehe  §.  606.  Note  *'**.     ,  y^.^i'l   Si\\\\  \ 
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dadurch  dessen  Abänderung  bewörkt  hat,  eben  dieser  Ein- 
wendungen, nach  geschehener  Originalproduktion,  nicht  weiter 
bedienen. 

§.  612. 
i  Dadurch  dass  der  Produkt  gegen  die  Erheblichkeit  des 
Inhalts  einer  Urkunde  oder  gegen  deren  Beweiskraft  vor- 
läufige Einwendungen  gemacht  hat,  wird,  im  Falle  diese  Ein- 
wendungen mit  oder  ohne  Vorbehalt  verworfen  werden,  die 
Originalproduktion  nicht  überflüssig,  und  der  Produkt  seines 
Rechts,  die  Urkunde  zu  verläugnen,  nicht  verlustig*^.  Hat 
aber  derselbe  zugleich  die  Aechthcit  des,  in  den  Händen  des 
Producenten  befindlichen  Originals^  nach  Unterschrift  und  In- 
halt, so  wie  ihm  die  Beschaffenheit  desselben,  aus  der  mit- 
getheilten  Abschrift  bekannt  worden  ist,  in  den  vorläufigen 
Verhandlungen,  ausdrücklich  gerichtlich  anerkannt^,  und  findet 
nicht  etwa  der  Richter  besondere  Ursachen,  das  Original  selbst 
einzusehen;  so  unterbleibt  die  Originalproduktion  gänzlich  und 
der  Richter  hat,  nach  geschlossener  Verhandlung,  über  den 
geführten  Beweis,  nach  Anleitung  der,  von  dem  Produkten 
gemacht  werdenden  Einwendungen,  definitiv  zu  entscheiden. 

§.   613. 
Eben  dieses  findet  Statt,   wenn  der  Produkt  die  Aecht- 
heit  der  Urkuude  vorbeschriebcnermasson  eingestanden,  und, 
mit  Verzicht  auf  alle  Einwendungen,  bloss  zur  Entscheidung 
submittirl  hat. 

§.  614. 
Der  Produkt  kann  sich  seine  Einwendungen  gegen  die 
Zulässigkeit  des  Beweismittels  Q'.  608.^  auch  bis  zur  Ge- 
gendeduktion vorbehalten,  und  sie  werden  für  stillschweigend 
vorbehalten  geachtet  **']) ;  wenn  er,  auf  die  ihm  geschehene 
Mittheilung  der  Beweisantretung  (^.^'.591.^  sich  vordem  Pro- 
duktionslermin  gar  nicht  erklärt  hat.  Sind  diese  Einwendun- 
gen von  dem  Richter  vorbehalten  {^%.  610.3;  ^^  gehören  sie 
ebenfalls  in  die  Ge^reudeduktion. 


*)  An  merk.    iIps    Horaiiss:.       Veigl.    übrigens    Gensler  ('ouimeiilar 
Band   1.  S.  37«.  Nio.  2. 

**)  Siehe  §.  G06.  -Note  ***. 
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§.  615. 

Wenn  die,  von  dem  Produkten  vorgebrachten  Einwen- 
dungen^ auf  vorbeschriebene  Weise,  entweder  durch  Vorbe- 
scheid rechtskräftig  verworfen,  oder  vorbehalten  sind;  so  ist 
alsdann,  auf  Anrufen  des  einen  oder  des  andern  Theils,  ein 
neuer  Termin  zur  Originalproduktion  —  falls  derselbe  nicht 
schon  in  dem  Vorbescheid  bestimmt  ist  —  anzusetzen,  und  sofort 
weiter  nach  obigen  Vorschriften  Q§.  592.3  ^"  verfaJuen  *3* 

§.  616. 

Wenn  der  Beweis  durch  eine  Urkunde  der  ersten  Gat- 
tung gleich  in  der  ersten  Verhandlung  freiwillig  angetreten 
wird  (^,§.  590-3  indem  der  Producent  die  Urkunde  einer  sei- 
ner gerichtlichen  Schriften,  in  Abschrift  oder  im  Original,  bei- 
legt, und  sich  darauf,  als  Beweismittel,  bezieht;  so  findet 
darüber  während  dieser  ersten  Verhandlung,  kein  eignes,  von 
dem  allgemeinen  Verfahren  abgesondertes  Verfahren  Statt, 
sondern  dem  Produkten  ist  es  überlassen,  seine  Erklärung 
darüber,  und  seine  Einwendungen,  gegen  die  Zulässigkeit  des 
Beweismittels,  wenn  er  Beklagter  ist,  in  seiner  Exceptions- 
und  Duplikschrift,  wenn  er  aber  Kläger  ist,  in  seiner  Replik- 
handlung, vorzubringen.  Die  Ansetzung  eines  Pioduktions- 
termins  bleibt  also  hier  vor  der  Hand  ganz   ausgesetzt  **3« 

§.   617. 

Wenn  jedoch  der  Beklagte  erst  in  seiner  Duplikschrift 
eine  neue  Beweisurkunde  beibringt ;    so  ist"  dieses  immer  ein 

•)  Siehe  Linde  Proz.  §  284.  Nro.  2. 
**)  An  merk,  des  Heraiisg.  Ueber  Anticipalion  des  Beweises,  die 
beim  IJrkiiiulenbeweis  am  häufigsten  vorkommt^  siehe  J.  R.  A,  $. 
35.  39.  45.  ff.  Mittermaier  in  Gensler's  Archiv  Bd.  1.  S.  120.  ff. 
181.  ff.  Puchta  Beiträge  Bd.  1.  S.  348.  ff.  Linde  Abhandl.  Bd.  2. 
S.  64.  ff.  derselbe  im  Prozess  §.§.  194.  210.  246.  Pratobeiera  Ma- 
terialien Bd.  2.  Nro.  1.  S.  80.  ff.  Siehe  auch:  oben  §.  468.  unten 
738.  und  741.  — 

Der  Beweis  zum  ewigen  Gedüchfniss  kann  nicht  mit  Urkunden 
gefüht  werden.  Sielie  im  Allgemeinen  über  diesen  :  X.  2. 6.  Körhy 
de  prob,  in  perp.  rei  mem.  Heimst.  1794.  Gensler  Diss.  de  prob, 
in  p.  r  m.  quatcnus  differt  a  regulari.  Jen.  1801.  Gesterding  Aus- 
beute 2.  Theil.  Abb.  8.  Linde  Abhundl.  Band  2.  Abh.  1.  und  2.  S. 
1.  bis  74.  Prozess  S.  247. 
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hinlänglicher  Grund,  dem  Kläger,  wenn  er  es  verlangt,  die 
Triplik  zu  gestatten:  und  auch  wenn  er  es  nicht  verlangt^ 
muss  der  Richter,  insofern  er  die  Urkunde  nur  einigermassen 
erheblich  lindet,  von  Amtswegen  dem  Kläger  darüber  noch 
seine  Erklärung  abfordern,  und  ehe  diess  geschehen  ist,  kann 
er  auf  die  Urkunde,  bei  der  Entscheidung,  durchaus  keine 
Rücksicht  nehmen. 

§.  618. 
Wenn  während  dieser  ersten  Verhandlung  der  Produkt 
die  Aechtheit  der  Urkunde,  nach  Unterschrift  und  Inhalt,  so 
wie  ihm  die  Beschaffenheit  derselben,  aus  der  mitgetheilten 
Abschrift,  bekannt  worden  ist,  ausdrücklich  gerichtlich  aner- 
kannt, oder  wenn  er  den,  von  dem  Producenten,  mit  Bezie- 
hung darauf,  aufgestellten  Thatsatz,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend, gerichtlich  eingestanden  (V444j  hat,  und  nicht 
etwa  der  Richter ,  aus  besonderen  Ursachen ,  das  Original 
einzusehen  nöthig  findet,  so  ist  die  Originalproduktion  ganz 
überflüssig,  und  der  Richter  hat,  nach  geschlossener  Verhand- 
lung, nur  noch  über  die  Erheblichkeit  des  in  der  Urkunde 
enthaltenen  Thatsatzes,  nach  den  in  der  Sache  liegenden 
Gründen,  und  nach  den  allenfalls  von  dem  Produkteji  vor- 
gebrachten Einwendungen,  zu  entscheiden. 

§.  619. 
Hat  aber  der  Produkt  die  Aechtheit  der  Urkunde  w  ider- 
sprochen,  oder  sich  darüber  nicht  bestinnnt,  oder  wenigstens 
nicht  deutlich  erklärt,  und  findet  der  Richter  ihren  Inhalt  nicht 
offenbar  unerheblich ;  so  muss  nach  geschlossener  Verhand- 
lung, durch  V'orbescheid,  auf  die  Originalproduktion,  entweder 
unbedingt,  oder  mit  Vorbehalt  der  Einwendungen  des  Pro- 
dukten (^%.  610.  61 1.3  erkamit,  und  ein  Termin,  auf  welchem, 
oder  binnen  welchem  dieselbe  geschehen  soll,  angesetzt  wer- 
den «J. 

§.  620. 
Dieser  Termin  ist  eben  so,   wie  der  Bewcisantretungs- 

*)  An  merk,  des  Herauss.  Es  iimss  dhcrhaiipt  alsdann  eisl  ein 
voüsländijjcs  Beu  eisinterlutut  erlass«Mi  werden.  —  Siehe  die  ufjeii 
alle»,  bcluidstcller. 
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termin,  und  mit  gleicher  Würkung  (%.  468.)  peremtorisch. 
Ist  derselbe  als  ein  Zeitraum  angesetzt;  so  muss  nun,  in- 
nerhalb desselben^  der  Producent  noch  um  Ansetzung  eines 
bestimmten  Tages  bitten,  welcher  sofort  von  dem  Richter 
angesetzt  und  beiden  Theilen  bekannt  gemacht  wird. 

§.  621. 

Hat  der  Produkt,  während  der  ersten.  Verhandlung,  alle 
Einlassung  auf  die  übcrgebene  Urkunde,  so  lange  bis  dieselbe 
im  Original  producirt  seyn  würde,  verweigert;  so  ist  der  oben- 
erwähnte Vorbescheid  (%.  619.)  gar  nicht  nöthig,  sondern 
der  Produktionstermiu  wird,  unter  dem  sich  von  selbst  ver- 
stehenden Vorbehalt  aller,  dem  Produkten  zustehenden  Ein- 
wendungen, sogleich  angesetzt. 

§.  622. 

In  diesem  Produktionstermin,  und,  nach  demselben,  bis 
zur  Gegendeduktiou  des  Produkten,  wird  nun  durchaus  eben 
so  verfahren,  wie  es,  im  Falle  des  nicht  freiwillig  angetretnen 
Beweises,  oben  ([§.  592.  ff.)  nach  Verschiedenheit  der  Um- 
stände, vorgeschrieben  Avorden  ist. 

§.   623. 

Weim  aus  einer  Urkunde  der  ersten  Gattung  im  Wege 
des  Executirprocesses  geklagt  wird;  so  ist  das  Beweisver- 
fahren von  dem  hier  Beschriebenen  in  manchen  Stücken  ver- 
schieden. Diese  Verschiedenheiten  gehören  aber  nicht  in  den 
ordentlichen  ProzesSj  und  es  wird  davon  in  der  Prozess- 
ordnung, gehörigen  Orts,  gehandelt. 

§.  624. 

Der  Beweis  durch  Urkunden  von  der  zweiten  Gattung 
wird  eben  so  wie  der  Beweis  durch  Urkunden  der  ersten 
Gattung  ([.§.  590-3  angetreten. 

§.  625. 

Auch  hat  dabei,  sowohl  wenn  er  durch  Vorbescheid  auf- 
erlegt worden,  als  wenn  er  freiwillig  angetreten  wird,  über- 
haupt genommen,  eben  das  Verfahren,  so  wie  es  nach  Ver- 
schiedenheit der  Fälle  bisher  beschrieben   worden  ist.    Statt, 
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nur  mit  der  Ausnahme^  dass  hier  alles,   was  von  dem  Ver- 
läugnungseid  verordnet  ist,  wegfallt  *). 

§.    626. 

Da  eine  Öffentliche  Urkunde  zwar  keines  Anerkenntnisses 
von  Seiten  des  Produkten  bedarf  (%.  232-3,  demselben  je- 
doch, falls  er  die  Unächtheit  derselben  beweisen  will,  dieses 
zugelassen  werden  muss  ''^*3  5  ®^  ^*t  Avoa^  \vein)  er  sich  hierzu, 
in  dem  Produktionstermiu  erklärt,  zur  Antretung  desselben 
ein  Terrain,  der  mit  gleicher  Würkung  wie  der  Beweisan- 
tretungstermin,  peremtorisch  ist,  anzusetzen,  wobei  denn  das 
weiter  zu  beobachtende  Verfahren  von  der  Natur  des  ge- 
wählten Beweismittels  abhängt. 

§.  627. 

Hat  die  öffentliche  Urkunde  sichtbare  Veränderungen  er- 
litten *-*-*3,  deren  Aechtheit  von  dem  Produkten,  im  Produk- 
tionsterniin,  bestritten  wird;  so  muss  dem  Producenten,  zum 
Beweis  dieser  Aechtheit  ein  peremtorischer  Termin  ange- 
setzt, und  übrigens  weiter  so  verfahren  werden,  wie  es  die 
Natur  des  gewählten  Beweismittels  au  Hand  gibt. 

§.   628. 

Eben  diess  findet  Statt,  wenn  die  öffentliche  Urkunde 
von  einer  auswärtigen  Obrigkeit  ausgestellt,  und  deswegen 
ihre  Aechtheit  zweifelhaft  ist  {%.  234.}. 

§.  629. 

Wenn  die  Urkunde  nur  ein  Privat%eugmss  f^;  von  einer 
oder  der  andern  der  oben  Q'.  235.  ff.)  beschriebenen  vier 
Arten,  ist,  und  im  Produktionstermin   der  Produkt  sich  des 

•)  Anmerk.    des    Heraus».      Ueberliaiipt   füllt   jeder   Beweis    der 

Aeclitlicit    bei  öfTenllichen  Urkunden    jueistens  we^.     Siehe    Gensler 

im  Archiv    Band   1.  S.   60.  ff   Band   3.  S.  320.  ff.,    wo    auch    über 

fi')liif  den   Unterschied    zwischen  Agnilton    und  Recoynilion    nachzusehen. 

**)  Siehe  Gensler  Archiv  Band  2.  S.  320.    Linde   Proz.  276.  und  286. 

und  die  üben  entwickelten  Gruiulsütze  über  Gegenbeweis.  , 

*-*)  Siehe  oben  g.  233.  und  Gensler  1.  c.  S.  320.  ff.  Comiuentar  377    ff. 

-J-)  Hinsichtlich    eigentlicher    schriftliclier    Prix  at- Zeugnisse    sieiir    oben 

§.  240.   Xolc  ***.     Ueber    de«    Beweis    der   Aechtheit    anderer    der 

hier   in    Rede  stehenden    Urkunden   siehe:  Gensler  Archiv  Bantl  2. 

S.  324.  ff. 
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Anerkenntnisses  derselben  weigert  j  so  ist  abermals  dem  Pro- 
ducenten  zur  Anlretung  des  ihm  obliegenden  Beweises  der 
Aechtheit,  ein  peremtorischer  Termin  (^§.   626.)  anzusetzen. 

§.  630. 
Wenn  aus  einer  öfFentlichen  Urkunde  im  Wege  des 
Mandalsprocesses  geklagt  wirdj  so  ist  das  Beweis  verfahren 
von  dem  hier  beschriebenen  in  manchen  Stücken  verschieden. 
Diese  ^  in  den  ordentlichen  Proxess  nicht  gehörigen  Ver- 
schiedenheiten sind  in  der  Processordnuug  ^  gehörigen  Orts, 
bestimmt. 

§.   631. 

Der  Beweis  durch  Urkunden  der  dritten  Gattung,  (^durch 
Handelsbücher  etc.)  wird  dadurch  angetreten,  dass  der  Pro- 
ducent  dem  Richter  diejenige  Stelle  des  Handelsbuchs,  welche 
den  Gegenstand  des  zu  führenden  Beweises  enthält,  in  einem 
vollständigen  Auszuge  (^Conto)  übergiebt,  und  sich  zur  Ori- 
ginalproduktion des  Buchs  erbietet. 

§.  632. 

Wenn  dieser  Beweis  in  Gemässheit  einer,  durch  Vor- 
bescheid geschehenen  Beweisauflage  angetreten  wird ;  so  ist 
die  Antretungsschrift  dem  Produkten  zur  Erklärung  mitzu- 
theilen,  und  zugleich  auf  einen  bestimmten  Tag,  Termin  zur 
Originalproduktion  anzusetzen.  Dieser  Termin  bestimmt  zu- 
gleich, auf  den  Fall,  dass  der  Produkt  vorläufige  Einwen- 
dungen zu  machen  haben  sollte,  den  Zeitraum,  binnen  wel- 
chem er  dieselben  vorzubringen  hat,  und  in  dieser  Rücksicht 
hat  er  eben  die  Würkungen,  wie  bei  dem  Beweis  durch  Ur- 
kunden der  ersten  Gattung  Q".  591.  614.). 

§.  633. 

Hat  der  Produkt  vorläulig  nichts  einzuwenden  ;  so  wird 
in  dem  Produktionstermin,  das  Buch  von  dem  Producenten 
dem  Richter,  und  von  diesem  dem  Produkten,  zur  Einsicht, 
sowohl  nach  seiner  äussern  Beschaffenheit,  als  nach  dem  In- 
halt der,  den  Gegenstand  des  Beweises  enthaltenden  Stelle, 
vorgelegt,  der  bei  den  Akten  beündliche  Auszug  ("$.  631.) 
wird  mit  dieser  Stelle  verglichen,  nölhigcnfalls  berichtigt,  und 
alsdann  von    dem  Richter ,    als  übereinstimmend ,    beglaubigt. 
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Hierauf  steht  es  dem  Produkteu  zum  zweitenmal  frei^  sich 
zu  erklären^  was  er  allenfalls  gegen  die  Zulässigkeit  des  Be- 
weismittels überhaupt,  insbesondere  aber  gegen  die  äussere 
Beschaffenheit  des  Buchs  einzuwenden  habe.  Die  ganze  Hand- 
lung, und  Alles,  was  in  Beziehung  darauf,  von  beiden  Thei- 
len  vorgebracht  wnd,  ist  genau  zum  Protokoll  aufzuzeichnen. 

§.  634. 
Hat  auch  in  diesem  Termin   der  Produkt    nichts   einzu- 
wenden; so  wird  nun  derProducent  sogleich  zum  Ergänzungs- 
eide Q,  251.3  zugelassen.    Doch  kann  ihm  auch  hierzu,  auf 
Verlangen,  ein  anderer  peremtorischer  Termin  gestattet  werden. 

§.  635. 
Der  Inhalt  dieses  Ergänzuugseides  ist,  als  ein  Versiche- 
rungseid, hl  die  Eidesformel  selbst,  mit  folgenden  oder  gleich- 
bedeutenden Worten,  zu  fassen: 

Ich  schwöre  etc.  dass  der  ganze  Inhalt  des  von  mir 
vorgelegten  Buchs ,  an  der  insbesondere  vorgelegten 
Stelle,  sowohl  in  Ansehung  der,  als  abgegeben  aufge- 
zeichneten Waaren ,  als  auch  der  dafür  angesetzten 
Preise,  der  Wahrheit  vollkommen  gemäss,  und  dass  auf 
die  durch  diese  Waarenabgabe  entstandene  Schuld  noch 
keine  Zahlung  (^keine  weitere,  als  die  aufgezeichnete 
Abschlagszahlung)  erfolgt  sey. 

So   wahr  etc. 
Kann  der  Producent  nur  vom  Nichtwissen  schwören;  so 
ist  diese  Formel  folgendermassen  zu  verändern: 

Ich  schwöre  etc.  dass  mir,  nach  sorgfältig  angestellter 
Erkundigung,  keine  Umstände  bekannt  sind,  aus  wel- 
chen ich  schliessen  könnte,  dass  das  von  mir  vorge- 
legte Buch,  an  der  insbesondere  vorgelegten  Stelle,  un- 
richtig und  der  Wahrheit   nicht  gemäss  sey. 

So  wahr  etc. 
Es  versteht  sich  übrigens  von  selbst,  dass  es  dem  Rich- 
ter überlassen  bleibt,  in  vorkommenden  Fällen,  diese  Formel 
der  eigenthümlichen  Natur  des  Gegenstandes  genauer  anzu- 
passen *3. 

*}  Auiuerk.  des  Herausg.    Wo  nicht  parficiilarrechllich  ein  solcher 
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§.  636. 
Wenn  im  Produktionsteimin  der  Produkt  zwar  in  der 
Hauptsache  keine  Einwendungen  macht  ^  aber  von  dem  Pro- 
ducenten  darüber,  ob  er,  der  Produkt,  die  Waaren  selbst 
empfangen,  oder  wenigstens  selbst  bestellt  und  den  Empfän- 
ger bevollmächtigt  habe?  eine  bestimmte  Erklärung  verlangt^ 
und  diese  Erklärung  bejahend  gegeben  wird  (ß.  252. J;  so 
muss  die  Eidesformel  auch  auf  die  Wahrheit  dieser  Erklä- 
rung gerichtet  seyn. 

§.  637. 
Mit  der  Ablegung  dieses  Ergänzungseides  ist  das  ganze 
Beweisverfahren  geschlosseuj  und  es  bleibt  nun  weiter  nichts 
mehr  übrig,  als  dass  der  Richter  den  Beweis,  insofern  er  auf 
dem  Handelsbuche  beruht,  durch  Definitivurtheil,  für  vollführt 
erklärt. 

§.  638. 
1  Wenn,  im  Produktionstermin,  der  Produkt  gegen  die  Zu- 
lässigkeit  des  Beweismittels  überhaupt,  oder  gegen  die  äus- 
sere Beschaffenheit  des  Buchs  insbesondere,  Einwendungen 
macht,  so  ist,  zur  Erörterung  dieser  Einwendungen,  eben  so, 
wie  bei  Urkunden  der  ersten  Gattung  {J^.  603-3  durch  De- 
duktion und  Gegendeduktion,  zu  verfahren. 

§.  639. 
Jenachdem  diese  Einwendungen  gegründet  oder  mehr 
oder  weniger  ungegründet  befunden  werden,  ist  entweder  der 
Beweis,  durch  Definitivurtheil,  für  verfehlt,  oder  der  Er- 
gänzungseid, durch  Vorbescheid,  für  zulässig  zu  erklären, 
oder  auch  auf  den,  von  dem  Produkten  zu  schwörenden  Rei- 
nigungseid zu  erkennen. 

§.    640. 

Das   im   letzten    dieser  Fälle   zu   beobachtende    weitere 

Verfahren    wird   unten    (^Tit.   13.)    beschrieben   werden.     Im 

zweiten  aber   ist,    auf  Anrufen    des   einen   oder  des   andern 

Theils,  ein  neuer  Termin  zur  Ablegung  des  Ergänzungseides 


Eid  vorgeschrieben  ist_,  findet  der  gewöhnliche  Erfiillnngseid  ^  wel- 
cher auf  die  zu  beweisenden  Tliatsälze  gerichtet  ist,  Statt.  S.  oben 
%    251.  ff.,  404.  — 
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—  falls  derselbe  nicht  ischon  in  dem  Vorbescheid  bestimmt 
ist  —  anzusetzen,  und  sofort  weiter  nach  obiger  Vorschrift 
(ß.  635.)  zu  verfahren. 

§.  641. 
Wenn  in  dem  Produktionsterrain  der  Producent  nicht  er- 
scheint^ oder  sein  Buch  nicht  vorlegt;  so  hat  diese  Versäum- 
niss  eben  die  Würkung,  als  ob  der  Beweisantretungstermin 
versäumt  worden  wäre.  Eben  diess  gilt  von  dem  Termin  zur 
Ablegung  des  Ergänzimgseides  (ß.  634.3. 

§.   643. 

Wenn  in  dem  Produktionstermin  zwar  der  Producent, 
aber  nicht  der  Produkt  erscheint;  so  wird  dieses  als  eine 
stillschweigende  Verzichtleistung  auf  alle  Einwendungen  an- 
genommen *)^  und  der  Producent  zu  eidlicher  Bestärkung 
seines  Buchs  ^  ohne  weitere  Untersuchung  ^  zugelassen. 

§.    643. 

Wenn  der  Producent  die  eidliche  Bestärkung  seines  Buchs 
ausdrücklich  verweigert;  so  hat  dies  eben  die  Würkung^  als 
ob  er  in  dem  dazu  angesetzten  peremtorischen  Termin  nicht 
erschienen  wäre. 

§.  644. 

AVenn  der  Produkt  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 
der  Beweisantretung^  vorläufige  Einwendungen  macht  (^§.632.3; 
so  muss  darüber  zuvor,  eben  so  wie  beim  Beweis  durch  Au- 
genschein (^§.  512-3  Verhandlung  gepflogen  und  entschieden, 
Bis  dahin  aber  der  Produktionstermin  ausgesetzt  werden. 

§.   645.  ;ao 

Wenn  der  Richter  diese  vorläufigen  Einwendungen,  z. 
B.  dass  das  Handelsbuch  schon  in  andern  Fällen  falsch  be- 
funden worden  (ß.  258-3  ^  dass  seine  Beweiskraft  verjährt 
seV;  (^§.260.3  etc.  gegründet  findet;  so  kann  er  zwar,  durch 
Definitivurtheil,  das  Beweismittel  für  unzulässig,  und  den  Be- 
weis für  verfehlt  erklären:  im  entgegengesetzten  Falle  aber 
bleiben,  indem  er  die  Produktion  des  Buchs  für  zulässig  er- 
klärt, dem  Produkten  diejenigen  Einwendungen,  welche  sich 


*)  Siehe  dagegen  oben  §.  606.  Note 
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auf  dessen  äussere  Beschaffenheit  heziehen  Q§.  244.  ff.^  im- 
mer vorbehalten.  Auch  kann  ihm,  nach  Befinden,  die  weitere 
Ausführung  der  gemachten  vorläufigen  Einwendungen,  bis 
nach  geschehener  Produktion,  vorbehalten  werden,  und  in 
diesem  Falle  findet  gegen  den  Vorbescheid  kein  Rechtsmittel 
Statt  *). 

§.  646. 

Sind  die  vorläufigen  Einwendungen  von  der  Art,  dass 
darüber  von  dem  Produkten  erst  noch  Beweis  geführt  wer- 
den muss ;  so  ist  das  Verfahren  hierüber  (jds  mittelbarer  Ge- 
genbeweis)  vorher,  nach  der  Natur  des  gewählten  Beweis- 
mittelSj  zu  erledigen,  und  ehe  diess  geschehen  ist,  kann  die 
Originalproduktion^  oder  wenigstens  die  eidliche  Bestärkung, 
nie  Statt  finden  **])• 

§.   647. 

Eben  diess  ist  der  Fall,  wenn  die  Zulässigkeit  dieses 
Beweismittels  erst  noch  auf  der  von  dem  Producenten  be- 
sonders beizubringenden  Bescheinigung,  dass  er  mit  dem  Pro- 
dukten überhaupt  in  Handelsverkehr  gestanden  habe  (^§.249.), 
beruht. 

§.  648. 

Wenn  die  vorläufigen  Einwendungen,  auf  die  beschrie- 
bene Weise,  entweder  durch  Vorbescheid  rechtskräftig  ver- 
Avorfen,  oder  vorbehalten  sind,  so  ist  nun,  auf  Anrufen  des 
einen  oder  des  andern  Theils,  ein  neuer  Termin  zur  Pro- 
duktion des  Buchs  —  falls  derselbe  nicht  schon  in  dem  Vor- 
bescheid bestimmt  ist  —  anzusetzen,  und  sofort  weiter  nach 
obigen  Vorschriften  ([§.  633.  ff.)  zu  verfahren. 

§.  649. 

Wenn  der  Beweis  durch  eine  Urkunde  der  dritten 
Gattung  gleich  in  der  ersten  Verhandlung,  freiwillig  ange- 
treten Avird  (§.  632. 3 j  indetn  der  Producent  den  Auszug 
seines  Buchs   Q.  63 1.)  einer   seiner  gerichtlichen  Schriften 


*)  Siehe  dagegen  oben  §.  610.  Note  ***. 
**)  Anmerk.    des    Herausg.      VVenn   die  Einwendungen    nicht    die 
gänzliche  Bedeutungslosigkeit  des  Ruclies  ftir  den  Beweis  darznthun 
bezwecken,  weiden  sie  nur  vorbehalten.    Siehe  oben  §.  608.Note   *. 
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beilegt,  und  sich  zur  Origlnalproduktion  erbietet;  so  findet 
darüber  kein  eigenes,  sondern  nur  eben  das  Verfahren  Statt, 
wie  es  bei  den  L'rkunden  der  ersten  Galtung  beschrieben 
worden  ist  (%.  616.  ff.). 

%    650. 

Hat,  während  dieser  ersten  Verhandlung,  der  Produkt 
den  ganzen  Inhalt  des  übergebenen  Auszugs,  oder  den,  mit 
Beziehung  darauf,  von  dem  Producenten  behaupteten  That- 
satz,  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  gerichtlich  eingestan- 
den; so  ist  die  Produktion  des  Buchs  ganz  überflüssig,  und 
der  Richter  hat,  nach  geschlossener  Verhandlung,  nur  noch 
über  die  Erheblichkeit  des  Thatsatzes,  nach  den  in  der  Sache 
liegenden  Gründen,  und  nach  Anleitung  der  von  dem  Pro- 
dukten vorffebrachten  Einwenduno^en,  zu  entscheiden. 

§.  651. 

Hat  aber  der  Produkt  dem  Inhalt  des  Auszugs,  als  ganz, 
oder  zum  Theil  unrichtig,  widersprochen,  und  findet  der  Rich- 
ter diesen  Inhalt  nicht  offenbar  unerheblich,  nnd  das  Beweis- 
mittel nicht  offenbar  unzulässig;  so  muss,  nach  geschlossener 
Verhandlung,  durch  Vorbescheid,  auf  die  Produktion  des 
Buchs,  entweder  unbedingt,  oder  mit  Vorbehalt  der  weiteren 
Ausführung  der  vorläufig  gemachten  Einwendungen  (^§.  645.J 
erkannt,  und  ein  Termin,  auf  welchen,  oder  binnen  welchem 
dieselbe  geschehen  soll,  angesetzt  werden.  Diejenigen  Ein- 
wendungen, welche,  als  auf  die  äussere  Beschaffenheit  des 
Buchs  sich  beziehend,  erst  durch  die  Produktion  selbst  sich 
ergeben  können,  bleiben  dabei  immer  stillschweigend  vorbe- 
halten. 

§.  652. 

Dieser  Termin  ist  eben  so,  wie  bei  dem  Beweis  durch 
Urkunden  der  ersten  Galtung  Q%.  620.3  ""^^  "^'*  gleicher 
Würkung ,  peremtorisch. 

§    653. 

Kommt  es,  nach  Anleitung  der  von  dem  Produkten  vor- 
gebrachten Einwendungen,  erst  noch  auf  einen,  von  dem  Pro- 
dukten, oder  dem  Producenten  zu  führenden,  vorläufigen  Be- 
weis an  (^§.  646.) ;  so  ist  vor  allen  Dingen  dieser  Punkt 
durch  den  Vorbescheid  zu  erledio^en. 
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§.  654.  U  Ml.-?  ^\\.  i>  ■  . 
Hat  der  Produkt,  während  der  ersten  Verhandlung  alle 
Einlassung  auf  den  angetretenen  Beweis,  so  lange  bis  das 
Buch  producirt  seyn  würde,  verweigert;  so  istjein  Vorbe- 
scheid gar  nicht  nöthig,  sondern  der  Produktionsterniin  wird, 
unter  stillschweigendem  Vorbehalt  allei'  Einwendungen,  so- 
gleich angesetzt  (^§.621.3^  >  nosnc; 

§.  655.  ' 

In  diesem  Produktionstermin,  und  nach  demselben,  bis' 
zu  Ende,  wird  nun  durchaus  eben  so  verfahren,  wie  es  im 
Falle  des  nicht  freiAvillig  angetretenen  Beweises  oben  (^§.633. 
ff.3  verordnet  worden  ist. 

.  §.  656. 

Da  es  sich  zutragen  kann,  dass  ein,  unter  fremder  Obrig- 
keit, an  einem  entfernten  Orte  wohnender  Producent  sein 
Handelsbuch  nicht  ohne  beträchtliche  Kosten  und  ohne  Nach- 
tlieil  seiner  Handlungsgeschäfte  an  den  Ort  des  Gerichts,  wo 
die  Sache  anhängig  ist,  transportiren  kann ;  so  müss  in  die- 
sem Falle,  der  Produkt  sichs  gefallen  lasiseri,  dass  die  Pro- 
duktion desselben  bei  dem  Richter  des  Producenten,  jedoch 
liicht  anders  als  auf  vorgängige  förmliche  Requisition  des  com- 
petenten  Richters,  und  unter  Beobachtung  aller  übrigen,  oben 
vorgeschriebenen  Erfordernisse,  geschehe.  Insbesondere  muss 
dem  Produkten  der  Produktionstermin  zeitig  bekannt  gemacht, 
und  in  demselben,  durch  einen  Ariwald,  und  zwar  vorlags- 
weise  auf  Kosten  des  Producenten,  zu  erscheinen  freigestellt 
werden.  Auch  müss  der  Richter,  bei  welchem  die  Produktion 
geschieht,  das  darüber  geführte  Protokoll,  nebst  einem,  von 
ihm  öffentlich  beglaubigten  Auszuge,  des  Buchs,  zu  den  ge- 
richtlichen Akten  mittheilen.  Das  weitere  Verfahren  ist  als- 
dann  eben  so,  als  ob  die  Produktion  unmittelbar  bei  dem  com-, 
Petenten  Richter  geschehen  wäre. 

-V.  :    ■  .§.  657.' 

-(iM Auch  die  Ablegung  des  Ergänzungseids  kann,  wenn  der 
Producent  wegen  weiter  Entfernung,  nicht  ohne,  grosse  Kosten 
an. dem  Orte  des  Gerichts  ersclieinen  kann,  nach  vorgängiger 
Requisition,  bei  dem  Richter  seines  Wohnorts  gescheh^/i^  und 
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es   ist   hierbei  j   soviel  das  Vorladen   des  Produkten  betrifft^ 
eben  so,  wie  bei  der  Produktion  (]§.  656.)  zu  verfahren. 

Von  Edition  der  Urkunden  *)• 

§.  658. 

Wenn  der  Producent  in  dem  Falle  ist,  einen  Dritten  zur 
Edition  der  Urkunde,  deren  er  sich  zum  Beweis  bedienen 
will,  auffordern  zu  müssen  (]§.  281. ),  und  dieser  sich  der  Edi- 
tion weigert ;  so  muss  er  denselben  bei  seinem  Richter  darauf 
belangen,  und  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  ist  von 
dem  Verfahren  in  andern  Rechtssachen  nicht  verschieden. 
Doch  kann  der  Producent  von  dem  Richter  in  der  Haupt- 
sache verlangen,  dass  er  seine  Klage  bei  dem  Richter  des 
Beklagten,  auf  jede  sachgemässe  Weise  durch  Requisition 
unterstütze  ^'■•*3- 

§.  659. 

Ist  der  Beklagte  von  seinem  Richter  zur  Edition  verur- 
theilt,  und  beharrt  er  dennoch  auf  seiner  Weigerung;  so  fin- 
det jede  der  Sache  angemessene  Art  von  richterlichen  Zwangs- 
mitteln Statt :  und  wenn  diese  ohne  Erfolg  sind ;  so  ist  der 
Beklagte  dem  Producenten  zur  Entschädigung  eben  so,  wie 
ein  sein  Zeugniss  verweigernder  Zeuge  (§.  549.3  verhaftet. 

§.  660. 

So  lange  dieser  Editionspunkt  nicht  erledigt  ist,  muss 
dem  Producenten,  auf  sein  Ansuchen,  der  Beweisantretungs- 
termin,  insoweit  als  der  Beweis  auf  der  zu  edirenden  Urkunde 
beruht,  offen  gehalten  werden  ***3'  Doch  muss  er,  im  Falle 
der  Verzögerung,  sich  legitimiren,  dass  er  an  derselben  keine 
Schuld,  und  alle  erlaubte  Mittel  zu  Beförderung  der  Sache 
angewandt  habe. 

*)  Siehe  oben  %  281.  ff.  und  ausser  den  dort  allegirfen,  noch  M.Mit-' 
tennaier  über  die  Gründe   der   Verpflichtung   zur   Edition   von  Ur- 
kunden.    Heidelberg  1835. 
**)  Aninerk.  des  Herausg.  Dasselbe  kann  der  Produkt  verlangert.- 
Linde  unterscheidet  mit  Recht:    zur  Beweisantretung   braucht  man 
nur   eine    Abschrift^    zur   Produktion    muss    man   sich  die   Original- 
urkunde verschafft  haben.     Proz.  §.  291. 
***)  Siehe  Gensler  Cominentar  Band  1  S.  374.  «.  Linde  1.  c.  Note  1.  u.  2, 
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Wom  die  zu  cdircüidc  Urkunde  in  den  Händen  des  Pro- 
dukten Kelb«t  JNt  {%.  283.  H". )  ;  NO  rnuNN  ihn  der  l'roducent, 
innerluiH)  deH  Beweisforniins  (  falls  der  Bc^weis  nielif.  freiwillig;; 
;injL(e,(r«;f«!n  wird)  Ix'i  <l<!iri  JVicIiter  d<;r  lluuplsaelie^  zur  Kdi- 
tioii  aunorilern,  und  alsdann  isl,  im  Falle  der  Wei^^erung,  vor 
atlüii  \)\\\^i'Ai,  dieser  Incidenfpunkt,  cl>f;n  so,  wie  jede  andere 
lieelilssuclie,  zu  verhamleln   und  zu  erledi<5en. 

§.    (»«2. 

Wird  «ler  Produkt  zur  Hddion  selnildi«^  erkannt,  und  l>e- 
harrt  dennorli  auf  seiner  Wei^eruuft- ;  so  lial  diess  die  VVür- 
kun^,  dass  der,  diircli  die  llrkund«,«  zu  beweisende  Thatsatz, 
für  ^eriithtlleli  ein^<^slanden  an^<iionunen  wird  * ).  Vorher 
rriuss  ihm  jedoeh  zur  K<lition  ein  perenitoriwcher  Tormin  an- 
gesetzt  werden. 

%  6f>3. 

Die  Kdition  kann,  wenn  hei«le  Tlieile  einwilligen,  auch 
auHsergerichtlicIi  gosciieiien. 

S  r,t;i. 

Wenn  d(!r  I*ro<lukt  zu^^leicli  zur  Ablegung  des  Kditions- 
cids  ( .<;j.  2H1). )  schuldig  erkainit  worden  ist;  so  muss  hierzu, 
auf  Ansuchen  des  l'roducenten,  ein  peremtorischer  Termin 
anges<^tzt  werden. 

^.  005. 

DuH  IVichterselieinen  in  diesem  Termin,  eben  so  wie  die 
;iusdrii(Uli<-lH;  Weigennig,  liaJ  eben  di('  Würkung,  als  ob  die 
Edition   verweigert  vvor<lcn  wäre  (  |^.  {MVi.  )  *'''J. 


*)  Antncrk.  «Ich  IhiranH/;.  Wciiii  «miic  Alischril't  bei  «loti  Aktoii  ist, 
HO  wird  (licuc  ilciii  Original  glcichf|;(;n<-h((tl  luiü  liir  ancrkaiitit  nii- 
(rcriioiiiiiicn.  (iitmlir  (-oiiiiiKtnlar  .S.  WT.i.  'Ml. 
*'^)  Aiiiii<;rk.  »I  <i  s  llcraiiHg.  <;.  TZ.  V  4.  'Zi.  —  U<;l»er  den  Bcnvci« 
lici  verlon'n  f/nyanffcnen  Urkunden  hicIi«  im  Ail|yj<;nicinen  ftf.  iStryrh 
do  inKtriiiti.  ainiMs.  KrnnkT.  IGHO.  ennler  Archiv  Dand  1.  S.  i>7. 
Untlt:  Vru/..  JJ.  2yi.  n.  K.  —  Wo  daN  Jlmeyn  einer  IJrkiind«!  für 
da.s  Nirciligo  IVcmJiI,  wüNcnllii'.li  i«!^  iiiiinn  der  Uv.wmh^  da.sH  Hie  vrr- 
loron    «cy,    «lionlullN    von    itodciilung  Ncynj    »iclic  c.  18.  C.  4.  2(>. 
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Achter     Titel. 
Fo«  dem   Verfahren  beim  Beweise  durch  Denkmähler. 

%.  666. 

Bei  dieser  Beweisart  kommt  es  vor  allen  Dingen  darauf 
an,  dass  der  Richter  das  Denkmahl  in  Augenschein  nimmt, 
um  sich  sowohl  von  seinem  Daseyn  überhaupt,  als  auch  von 
seiner  Beschaffenheit,  selbst  zu  überzeugen.  Desswegen  ist 
(das  dabei  zu  beobachtende  Verfuhren  durchaus  dem  Verfahren 
beim  Beweis  durch  Augenschein  (^§.  502.  ff.^  gleich  *'3- 

§.  667. 

Wenn  es  erst  noch  auf  den  Beweis  der  Aechtheit  **3? 
oder  der  Bedeutung  eines  solchen  Denkmahls  ankommt;  so 
wird  das  dabei  zu  beobachtende  Verfahren  durch  die  Natur 
des  Beweismittels  bestimmt. 

§.  668. 

Bei  öffentlichen  Gränzsteinen  beruht  der  Beweis  der  Aecht- 
heit gewöhnlich  auf  Untersuchung  ihrer  geheimen  Merkmahle 
([§.317.3  durch  die  verpflichteten  Steinsetzer,  vermittelst  des 
Hebens  derselben.  Diese  Steinsetzer  sind  alsdann  als  Sach- 
verständige zu  betrachten,  und  das  Verfahren  erhält  also  hier- 
nach seine  nähere  Bestimmung.  Bei  der  Handlung  des  He- 
bens selbst  dürfen,  damit  das  Geheimniss  der  Merkmale  nicht 
verrathen  werde,  die  Partheien  nicht  gegenwärtig  seyn,  und 
auch  selbst  der  Richter  muss  sich,  wenn  die  Steinsetzer  es 
verlangen,  entfernen  ***3. 


Uebrigens  muss  man  den  Inhalt  verlorner  Urkunden  durch  andere  Mit- 
tel beweisen,  c.  1,  5.  7.  11.  C.  4.  21.  Hat  der  Gegner  den  Verlust 
durch  dolns  oder  culpa  lata  verursacht  und  diess  ist  ausser  Zweifel^ 
so  gebt  die  Beweislast  auf  ihn  iiber.    L.  2.  §.  1.  D.  49.  14.  L.  25. 
pr.  D,  22.  3.  c.  20.  C.  4.  19. 
*)  Vergl.  Gensler  Commentar  B.  1.  S.  373.  Nro.  5. 
**)  Siehe  Gensler  Archiv  Band  1.  S.  59.  Note  **. 
***)  Vergleiche   hierzu   und  liber   nicht  offeniliche   Denkmähler   Gensler 
Archiv   Band  1.    S.  39.  Note  *     S.  61.  Note  ***.    S.  63.  Note  **. 
S.  61.   - 
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Neunter     Titel. 
Von  dem  Verfahren  heim  Beweis  durch  vertrag smässigen  Eid. 

§.  669. 

Die  Antretung  dieses  Beweises  geschieht  dadurch,  dass 
der  Producent  dem  Richter  den  geschlossenen  Vortrag,  wo- 
durch der  Produkt  ihm  die  eidliche  Bestärkung  seines  zu  be- 
weisenden Satzes  zugelassen  hat,  anzeigt,  sich  zur  Ablegung 
des  Eides  bereit  erklärt,  und  um  einen  hierzu  anzusetzenden 
Termin  bittet. 

§.  670. 

Die  Beweisantretung  wird  dem  Produkten  zur  Erklärung, 
unter  Ansetzung  eines  Termins  mitgetheilt.  Dieser  Termin 
hat,  insofern  er  peremtorisch  ist,  die  Würkung,  dass,  wenn 
der  Produkt  seine  Erklärung  nicht  einbringt,  dieses  als  eine 
Verzichtleistung  auf  alle  Einwendungen  gegen  die  Zulässig- 
keit  des  Beweismittels  angesehen  wird. 

§.   671. 

Wenn  auf  diese  Mittheilung,  der  Produkt  nichts  einwen- 
det, oder  auf  seine  Einwendungen  stillschweigend  Verzicht 
geleistet  hat  {%.  670.3;  ^^  vi^'vcA  nun,  jedoch  im  letzteren 
Falle,  erst  auf  Ansuchen  des  Producenten,  Termin  zur  Eides- 
ablage angesetzt,  und  beiden  Theilen  bekannt  gemacht. 

§.  672. 

Auch  dieser  Termin  hat,  insofern  er  peremtorisch  ist, 
die  Würkung,  dass,  wenn  der  Producent  nicht  erscheint,  der 
Beweis  für  versäumt  und  verfehlt  zu  achten  ist. 

§.  673. 

Erscheint  zwar  der  Producent,  weigert  sich  aber  des  ab- 
zulegenden Eides ;  so  ist  diess  eben  so  anzusehen,  als  ob  er 
nicht  erschienen  wäre. 

§.674. 

Ist  er  hingegen  zur  Ablage  des  Eides  bereit;  so  wird 
ihm  derselbe  nach  dem  Inhalte^  welchen  der  geschlossene 
Vertrag  an  die  Hand  gibt,  abgenommen. 
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§.  675. 

Der  Produkt  hat  das  Recht;  dabei  gegenwärtig  zu  seyn. 
Wenn  er  aber  nicht  erscheint ;  so  geht  die  Handlung  dennoch 
mit  voller  Gültigkeit  vor  sich. 

§.  676. 

Ueber  das,  was  in  diesem  Termine  vorgeht ,  wird  ein 
ordentliches  Protokoll  geführt,  und  damit  ist  das  ganze  Ver- 
fahren, insofern  der  Beweis  auf  dem  Eide  beruht^  zum  De- 
finitivurtheil  geschlossen. 

§.  677. 

Macht  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 
(%.  670-3  Einwendungen  gegen  die  Zulässigkeit  des  Beweis- 
mittels ;  so  ist  darüber  eben  so,  wie  beim  Beweis  durch  Augen- 
schein (^,§.  512.3  zu  verfahren,  und  der  Termin  zur  Eidesab- 
lage, so  wie  das  weitere,  so  eben  beschriebene  Verfahren 
bleibt  so  lange,  bis  diese  Einwendungen  rechtskräftig  ver- 
worfen sind,  ausgesetzt. 

§.   678. 

Das  Erkenntniss,  wodurch  über  diese  Einwendungen 
entschieden  wird,  muss  immer  unbedingt  das  Beweismittel 
entweder  für  zulässig,  oder  für  unzulässig  erklären.  Ein  wei- 
terer Vorbehalt  der  Einwendungen  findet  hier^  der  Natur  der 
Sache  nach,  nicht  Statt  *3" 


Zehnter     Titel. 
Von  dem  Verfahren  beim  Beweis  durch  Eideszuschiebiirg  **). 


§.   679. 

Die  Antretung  des  Beweises  durch  Eideszuschiebung  ge- 
schieht;  indem  der  Producent   dem  Richter  anzeigt^  dass  er 


*)  An  merk,   des   Herausg.      Ueber  diese  ganze  Lehre  von   dem, 

dem  gemeinen  Recht  iinbeiianntcn  vom  Verfasser  sogenannten  ver- 

tragsmässigen  Eid,   siehe  oben  §§.  331.  bis  337.  nebst  Anmerkungen. 

**)  Von  dem  Verfahren  in  Beziehung  auf  den  Eid  überhaupt  siehe  oben 

§«.  477  —  502. 
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sich  dieses  Beweismittels  bedienen  wolle  *3j  ^"'^  indem  er 
zugleich  den  Thatsatz,  zu  dessen  Eiugeständniss  oder  eid- 
licher Abläugnung  er  den  Produkten  auffordert,  mit  aller  nöthi- 
gen  Bestimmtheit  ausdrückt  **3. 

§.  680. 

Dem  Produkten  wird  hierauf^  unter  Mittheilung  der  Be- 
weisantretung, ein  Termin  zur  Erklärung  angesetzt  **-*). 

§.  681. 

Dieser  Termin  hat,  insofern  er  peremtorisch  ist,  die  Wür- 
kung,  dass,  falls  der  Produkt  sich  nicht  erklärt,  der  Satz  für 
eingestanden,  und,  insofern  derselbe  erheblich  ist,  der  Beweis 
für  geführt  angenommen  wird  j^- 

§.  683. 

Erklärt  der  Produkt  sich,  ohne  gegen  die  Zulüssigkeit 
des  Beweismittels  Einwendungen  zu  machen,  eingestehend, 
so  ist  der  Beweis  ebenfalls  für  geführt,  und  das  Verfahren 
für  geschlossen  anzusehen. 

§.  683. 

Erklärt  er  sich,  ohne  Einwendungen  zu  machen,  zur  An- 
nahme des  Eides  -J-f) ;  so  wird  diese  Erklärung  dem  Pro- 
ducenteu  zur  Nachricht  mitgetheilt  ftf);  und  sogleich  Ter- 


*)  Anm.  d.  Herausg.  Die  Eidesdelation,  selbst  die  eventuelle,  ist  an 
den  Beweistermiii  gebunden.  Gensler  Archiv  B.i.S.  Iö7,  §.  3.  Com- 
mentar  B.  1  S.  316.  B.  2.  S.  15.  Ist  keine  peremtorisclie  Beweis- 
frist  vorgeschrieben,   so   kommt  in  Anwendung  c.  12.  pr.  C.  4.  1. 

**)  S.  1,  7.  D.  47.  10.  vgl.  mit  1.  9.  §.  1,  7;  1.  11.  pr.  §.  1,  3,  l.  28, 
1.  40.  D.  12.  2.  und  c.  12.  §.  1.  C.  4.  1,  Von  Eideszuschiebung 
an  Streitgenossen:  1.  28,  pr.  §.3.  D  12.  2:  an  moralische  Per- 
sonen: Linde  im  Archiv  f.  civ.  Pr.  Bd.  X.  S.  1.  ff.  5  Bd.  XIII.  S. 
181.  ff.  5  s.  oben  §.  351.  ff.  — 

***)  Der  Richter  kann   die  Beweisantretung   ex   officio   verwerfen   und 
verbessern.    L.  34.  §.  5.  8.  D.   12.  2.  c.   12.  §.  1.  C.  4.  1. 

f)  L.  34.  §.  7.  9.  L.  38.  D.  12.2.  I..  25.  S  L  »•  13.  5.  c.  9.  C.  4.  1 ; 
oben  S.  349.  — 

ff)  Siehe  darüber  Linde  Proz.  §.  306. 

fff)  Linde  1.  c.  §.  309.  i.  A.  .*U*.— iU  .* 
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min  zur  Eidesablasfe  angresetzt  und   beiden  Theilen   bekannt 
gemacht  *3- 

§.  6<S4. 
Auch    dieser  Termin  hat^   insofern    er   peremtorisch    ist^ 
die  Würkung^   dass^  wenn  der  Produkt  nicht  erscheint,  der 
Beweissatz  für  eingestanden  angenommen  wird  Q.68I.3  **y 

§.  685. 
Wenn  der  Prudukt  erscheint;  so  wird  ihm  von  dem  Rich- 
ter der  Inhalt  des  Eides  nochmahls  vorgehalten  ***]) ,  und, 
falls  er  auf  der  Annahme  beharrt,  sogleich  zur  Ablage  ge- 
schritten 7J.  Der  Producent  hat  das  Recht,  dabei  gegen- 
wärtig zu  seyn.  Erscheint  er  aber  nicht,  so  geht,  wenn  ihm 
nur  der  Termin  gehörig  bekannt  gemacht  worden,  die  Hand- 
lung dennoch,  mit  voller  Gültigkeit  vor  sich. 

Verweigert  aber  der  erschienene  Produkt,  es  sey  nun 
aus  Ungehorsam,  oder  aus  Antrieb  seines  Gewissens,  die  Ab- 
lage des  Eides;  so  ist  mit  der  Erklärung  hierüber,  so  wie 
im  ersten  Falle  mit  der  Eidesablage,  das  Verfahren  über 
diese  Beweisführung,  nachdem  zuvor  Alles,  was  in  dem  Ter- 
min vorgefallen,  ordentlich  zum  Protokoll  genommen  worden, 
geschlossen  ji*)* 

§.  686. 
Der  Inhalt    des  Eides  wird   durch   den  Beweissatz    be- 
stimmt, und  zwar  so,  dass  er  in  der  entgegengesetzten  Qua- 

*)  Aninerk.  des  Heraiisg.    Der  Producent  wird  moniturisch  c.    12. 
%.  4.  C.  4.  1.  der   Produkt   unter    dem    geeigneten    Rechtsnachtlieil 
geladen.     Sirube  reclitl.  Bd.  4.  1.  —  Ueber  bedingtes  Ausspreeheu 
des  Endurtheils  sielie  Linde  Proz.   §.  309.  Note  7. 
**)  Auch  dann,    wenn  Producent    den  Calumnien-Eid  zu  schworen  inid 
sich  im  Termin  dazu   bereit  erklärt    hatte.     Gensler  Commentar  Bd. 
2.  S.  2.5,  c. 
***)  Auch  die  Eidesformel  vorgelesen.    Linde  Proz.  §.  310.  \ote  3. 
j)  Die  Eidesformel  ist  (vom  Richter)  schon  vorher  enl\vorfen  I-.  3.  §. 
4.  L,  34.  §.  5.  8.  D,   12.  2.   c.   12.  §.  l.C.  4    1.  und  von  den  Par- 
iheien darüber  verhandelt  worde»..  Linde  Proz.  §.  309.  und  oben  §• 
344.  Note  *. 
^j)  Ueber  die  Rechtsnachtlieile  beim  Nichterscheinen  bezüglich  des  Ge- 
führdeeides^  der  vor  dem  Haupteide  abzuleisten  ist,  siehe  L.  37.  D, 
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lität  desselben,  nehmlich  vemeiuend  ([oder  nichtwissend)  wenn 
der  Beweissatz  bejaliend,  und  bejahend  ([oder  nichtwissend) 
wenn  er  verneinend  ist,  gefasst  werden  muss.  Es  ist  gleich- 
gültig, ob  dieser  Inhalt  in  die,  von  dem  Produkten  auszu- 
sprechende Eidesformel  gefasst,  oder  falls  er  weitläufig  und 
aus  mehreren  einzelnen  Sätzen  zusammengesetzt  ist,  um 
grösserer  Deutlichkeit  willen,  dem  Produkten  vorgelesen,  und 
alsdann  das  Verneinen,  oder  Bejahen,  oder  Nichtwissen,  bloss 
mit  allgemeinen  beziehenden  Worten  m  die  Formel  gebracht 
wird. 

§.    687. 

Wenn  der  Producent  den  Inhalt  des  Eides,  in  seiner  Be- 
weisantretungsschrift  nicht  deutlich  und  zweckmässig  gefasst 
hat;  so  muss  diess  der  Richter  von  Amtswegen  verbessern*), 
wobei  sichs  jedoch  von  selbst  versteht,  dass  er  weder  neue^ 
von  dem  Producenten  nicht  angegebene  Thatsachen  hinzu- 
setzen^ noch  wesentliche  Thatsachen  weglassen  darf 

§.  688. 

Sollte  es  der  Fall  seyn,  dass  von  mehreren,  im  Haupt- 
beweissatz enthaltenen  einzelnen  Sätzen,  der  Produkt  einen 
oder  einige  eingestünde,  die  übrigen  aber  eidlich  zu  verläug- 
nen  bereit  wäre ;  so  muss  er  sich  hierüber  vorher  deutlich 
zum  Protokoll  erklären,  und  er  kann  alsdann  in  Ansehung 
der  widersprochnen  nur  insofern,  als  nicht  etwa  in  jenen  ein- 
gestandnen  schon  der  ganze  Beweis  enthalten  ist,  zum  Eide 
gelassen  werden  **), 

§.  689. 

Verlangt  der  Producent,  in  Ansehung  der,  seinem  Haupt- 
satze angehängten,  nicht  schlechterdings  wesentlichen  Neben- 
bestimmungen,  dass  der  Produkt  sich  vor  der  Eidesleistung, 
über  diese  Nebenbestimmungen  insbesondere,  nach  Anleitung 

12.  2  5  bezüglich  des  Haupteides  L.  34.  §.  6.  9.  L.  38.  D.  12. 2.  — 
Gensler  Commeutar  Band  2.  S.  20,  25.  luid  26.  Linde  Proz  §.  310. 
*)  Aum.  d.  Heraus».  Siehe  Dr.  JI.  W.  GiJtz  rechtl.  Eutscheid.  der 
jur.  Facultät  in  ^Udorf.  Nürnberg  1808.  S.28,  Der  Streit  über  die 
Eidesformel  \\\tA  durch  Urtheil  entschieden.  Gensler  Coiamentar  Bd. 
2.  S.  19.  u.  23. 

**J  Vergi.  Gensler  lommeutar  B.  2.  S.   16. 
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der  oben  (^§.344.)  vorgeschriebenen  Regeln,  erkläre;  so  muss 
diess  ebenfalls  in  diesem  Termine  geschehen,  und  alsdann  der 
Inhalt  des  Eides  dieser  Erklärung  gemäss  abgefasst  werden. 

§    690. 

Wenn  der  Produkt  nur  vom  Nichtwissen  schwören  kann ; 
so  hat  der  Richter  besondere  Sorgfalt  darauf  zu  verwenden, 
dass  dieses  Nichtwissen,  und  der  Beweissatz,  worauf  es  sich 
bezieht,  deutlich  ausgedrückt,  und  von  dem  Schwörenden  rich- 
tig verstanden  werde.  Ist  der  Beweissatz  bejahend,  zum 
Beispiel  : 

Dass  der  Erblasser   des  Produkten  von   dem  Producenten 
die  eingeklagte  Summe  Anlehnsweise  erhalten  habe; 
so  dient  folgende  Formel  als  Muster : 

Ich  schwöre  etc.,  dass  ich  nichts  davon  weiss,  und  ver- 
geblieh alle,  in  meiner  Gewalt  stehende  3Iittel  angewandt 
habe.  Gewissheit  zu  erhalten,  dass  mein  Erblasser  das, 
gegen  mich  eingeklagte  Anl^hen  empfangen  habe. 
Ist  er  aber  verneinend,  z.  B.  (jvn  Falle  einer,  für  den  ent- 
gegengesetzten bejahenden  Thatsatz   sprechenden  rechtlichen 
Vermuthung]) : 

Dass   der  Erblasser  des  Produkten  den  schuldig  gewese- 
nen Kaufschilling  nicht  bezahlt  habe  {%.  48.^ ; 
ßo  kann  folgende  Formel  zum  Äluster  dienen: 

Ich  schwöre  etc.,  dass  ich  nichts  davon  weiss^  und  dass 
mir  nach  sorgfältigster  Erkundigung,  keine  Umstände  be- 
kannt sind,  aus  welchen  ich  schliessen  könnte,  dass  mein 
Erblasser  den  schuldig  gewesenen  Kaufschilling  nichl 
bezahlt  habe  *3' 

§.  691. 
Erklärt  sich  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mit- 
theilung   ^%.    680. 3    ohne    Einwendungen    zu   machen,    zur 
Zurückschiebung  **3  des  Eides;   so  wird,  unter  Mittheilung 


*)  Anuierk.    des    Herausg.      Vergl.   Strube   recht!.   Bd.      Band  3. 

S.  387.   Juristische  Zeitung  für  Hanover  etc.   8.  Jahrg.  1833.  Heftl. 

S.  163.  —  S.  auch  oben  §.  34.5.  Note  **. 

**)  Ueber  die  Eidesformel  in  diesem  Falle  siehe;  L.34.  §.  7.8.  D.  12.2. 

Der  Zariickschiebende  braucht  keinen  l'alnmnieneid  zu  leisten.  L.31. 
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dieser  Erklärung^   sogleich  Termin  zur  Eidesleistung  ange- 
setzt ^  und  beiden  Theilen  bekannt  gemacht. 

§.  692. 

Dieser  Termin  hat,  insofern  er  peremtorisch  ist^  die  Wür- 
kung^  dass,  wenn  der  Producent  nicht  erscheint^  oder,  beim 
Erscheinen  den  Eid  verweigert,  der  Beweis  für  versäumt  und 
verfehlt  erklärt  werden  muss  *3' 

§.   693. 

Erscheint  der  Producent;  so  wird  nun  in  Ansehuns:  der 
Eidesablage  durchaus  eben  so,  wie  im  Falle  der  Annahme 
des  Eides  {%.  683.  ff.),  nur  mit  dem  Unterschiede,  verfahren, 
dass  hier  nicht  der  Produkt,  sondern  der  Producent  zu  schwö- 
ren hat,  und  dass  also  der  Inhalt  des  Eides  in  eben  der  (^be- 
jahenden oder  verneinenden)  Qualität,  in  welcher  der  Be- 
weissatz  aufgestellt  ist,  gefasst  werden  muss  **'3. 

§.   694. 

Wenn  der  Produkt  sich,  auf  die  ihm  geschehene  Mit- 
theilung (^§,  68O.3,  o^^MG  Einwendungen  zu  machen,  zur  Ge- 
wissensvertretung erklärt;  so  muss  ihm  zu  dem,  in  dieser 
Absicht  zu  führenden  Beweise,  falls  er  ihn  nicht  sogleich  an- 
tritt, ein  Termin  angesetzt  werden.  Dieser  Termin  hat,  in- 
sofern er  peremtorisch  ist,  die  Würkung,  dass,  wenn  der 
Produkt  ihn  nicht  einhält,  der  Beweis  des  Producenten  für 
geführt  geachtet  wird  **-). 

§.  695. 

Das  weitere,  bei  der  Gewissensvertretung  zu  beobach- 


§.  7.  D.  12.  2.  Was  ist  Rechtens,  wenn  Delat  den  Eid  auf  unzu- 
lässige Weise  zurückgeschoben  hat  — •  Sen/fert  und  Glück  Blätter 
für  Rechtsanwendung  1.  Bd.  Erlangen  1836.  S.  65.  ff.  S.  111.  128. 167. 
*)  Anm.  d.  Herausg.  Siehe  L.  34.  §.  7.  9,  D.  12.  2.  c.  12.  §.  1,  C. 
4.  1.  Von  mornl.  Personen  und  Streitgenossen  Linde  Archiv  für 
civ.  Pr.  Band  10.  S.  43.  ff.  Oben  §.  351.  ff.  §.  679.  Note  **• 
**)  Siehe  Gensler  Coinmentar   Band  2.  S.  19.  20.  Linde  Proz.  §.  307. 

Note  3.  und  4.  —  Oben  §.  350.  — 
***3  Anderer  Meinung ,    dass    Delat    sich   nun    erst   zur  Annahme    oder 
■  —  *  Zuriickschiebung  erklären  müsse,  Linde  Abhandlungen   etc.  Bd.    1. 
■  -'s.- 85.  ff. 
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tcnde   Verfahren   hängt   von    der  Natur  des   gewählten    Be- 
weismittels ab  ^). 

§.  696. 

Wenn  der  Produkt  seinen,  zur  Gewissensvertretung  un- 
ternommenen Beweis  verfehlt  hat,  und  nun  noch  zur  Annalmie 
oder  Zurückschiebunof  des  ihm  zugeschobenen  Eides  zurück- 
kehren  will  (^§.  348.3  so  muss  diess  geschehen  ehe  noch 
sein  unternommener  Beweis  durch  richterliches  Erkenntniss 
für  verfehlt  erklärt  ist  **3-  Falls  er  jedoch  vorher  schon, 
auf  den  Fall,  dass  der  Richter  seinen  Beweis  unzulänglich 
finden  sollte,  sich  die  Rückkehr  zur  Annahme  oder  Zurück- 
schiebung ausdrücklich  vorbehalten  hat ;  so  muss  der  Richter, 
in  seinem  Erkenntniss,  auf  diesen  Vorbehalt  Rücksicht  neh- 
men, und  einen  nochmaligen  Termin  zur  unbedingten  Erklä- 
rung ansetzen,  welcher,  insofern  er  peremtorisch  ist,  eben  die 
Würkung,  wie  der  erste  Termin  zur  Erklärung  (^§.681.3  hat. 

§.  697. 

Wenn  der  Produkt,  auf  die  ihm  geschehene  Mittheilung 
([§.  68O.3  gegen  die  Zulässigkeit  des  Beweismittels  Ein- 
wendungen macht  **'>3;  so  ist  darüber  eben  so,  Avie  beim 
Beweis  durch  Augenschein  (]§.  512-3  ^^  verfahren,  und  der 
Termin  zur  Eidesablage,  so  wie  das  weitere  bisher  beschrie- 
bene Verfahren  bleibt  so  lanjfe  bis  diese  Einwenilunoeu  rechts- 
kräftig  erledigt  sind,  ausgesetzt  ^^. 

§.  698. 

Das  Erkenntniss;  wodurch  über  diese  Einwendungen  ent- 
schieden wird,  muss  immer  unbedingt  die  Eideszuschiebung 
entweder  für  zulässig,  oder  für  unzulässig  erklären,  da,  der 
Natur  der  Sache  nach,  hier  kein  weiterer  Vorbehalt  der  Ein- 
w  endungen  bis  nach  abgelegtem  Eide  Statt  finden  kann. 

§.  699. 

Findet  der  Richter  die  Einwendungen  ungegründet;  so 
wird,   durch  den  zu   ertheilenden  Vorbescheid,    der  Produkt 

*)  Anm.  d.  Herausg.  Siehe  GensJer  Conimentar  Bd.  3.  S.  22.  Linda 
,  .,  Proz.  S.  309.  Nro.  1.        ,, 

**)  Siehe   dagegen  Linde  Abhandlimgeii    Hand  1.  Abb.  2.  S.  82,  <5.  9. 
***)  Die  verschiedenen  Arten  derselben  siehe  Gfns/e^  Coinnient.  S.  18. 1). 
f)  Linde  Proz,   §.  30.5.  Nole   1. 


348  ///,  Th.  II.  Abschn.    X.  Tit.     Verfahren 

nicht  unbedingt  zur  Annahme  des  zugeschobenen  Eides,  son- 
dern nur  zur  Einlassung,  das  heisst,  zur  Erklärung,  ob  er 
annehmen,  oder  zurückschieben^  oder  sein  Gewissen  mit  Be- 
weiss vertreten  wolle,  schuldig  erkannt. 

§.  700. 
Dieser  Vorbescheid  muss  zugleich  einen  Termin  zur  Ein- 
lassung, welcher,  insofern  er  peremtorisch  ist,  eben  die  Wür- 
kung,  wie  der  erste  Termin  zur  Erklärung  (]§.681.3  hat,  enthal- 
ten. Ist  dieses  Erforderuiss  vernachlässigt  5  so  hat  es  der  Rich- 
ter, auf  Anrufen  des  Producenten,  durch  ein  Dekret  nachzuholen, 
und  er  ist  zugleich  den  Partheien  für  die  durch  seine  Nachlässig- 
keit verursachten  Verzögerungen  und  Kosten  verantwortlich. 

§•  701. 

Wenn  die  von  dem  Produkten  vorgebrachten  Einwen- 
düngen  sich  auf  die  Erheblichkeit  des  Inhalts  des  zu  schwö- 
renden Eides  beziehen;  so  muss  der  Richter,  falls  er  nicht 
den  ganzen  Inhalt  unerheblich  findet,  und  es  nur  auf  genauere 
Bestimmung  der,  für  erheblich  anzunehmenden  Thatsätze  an- 
kommt, diese  genaueren  Bestimmungen,  in  dem  Vorbescheide, 
geben,  und  zu  dem  Ende  den  Inhalt  des  Eides,  so  wie  er 
geschworen  werden  soll,  genau  vorschreiben  *'3* 

§.  702. 

Findet  der  Produkt  nöthig,  dem  Beweissatze  des  Pro- 
ducenten, worüber  ihm  der  Eid  zugeschoben  worden  ist,  Ein- 
schränkungen, Bedingungen,  und  nähere  Bestimmungen  und 
Zusätze  zu  geben  (ß.  341.  342.3;  so  muss  er  diess,  beim 
Verfahren,  von  welchem  hier  die  Rede  ist,  in  Gestalt  von 
Einwendungen  thun,  und  der  Richter  hat  alsdann,  durch  den 
Vorbescheid,  über  die  Zulässigkeit  dieser  Einschränkungen 
etc.  zu  entscheiden,  mithin,  Avenn  er  sie  zulässig  findet,  den 
Inhalt  des  zu  schwörenden  Eides,  mittelst  der  darüber  zu 
gebenden  Vorschrift  (ß.  701-3  abzuändern. 

$$.  703. 

Die  Ablage  des  zugeschobenen  und  des  zurückgescho- 
benen Eides  kann,  wenn,  im  ersten  Falle  der  Produkt,  und 

*)  Streitigkeiten    über   die    Eidesformel    siehe    oben   $.  385.    Note  f. 
und  387.  Note  *. 
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im  zweiten  der  Producent^  wegen  weiter  Entfernung^  nicht 
ohne  grosse  Kosten  an  dem  Orte  des  Gerichts  erscheinen 
kann^  auch,  mittelst  Requisition,  bei  dem  Richter  seines 
Wohnorts  geschehen  *J,  und  es  ist  hierbei  eben  so  wie  bei 
dem  Ergänzungseide  im  Falle  des  Beweises  durch  ein  Han- 
delsbuch (j§.  657.^  zu  verfahren. 

§.  704. 
Bei  dem  Beweise  durch  Eideszuschiebung  tritt  übrigens 
noch  die  Eigenthümlichkeit  ein,  dass  dieses  Beweismittel  mit 
jedem  andern  eventualiter  verbunden  werden  kann,  mit  der 
Würkung,  dass  das  Verfahren  darüber  vor  der  Hand  aus- 
gesetzt wird,  und  nur  wenn  das  andere  Beweismittel  fehl- 
schlägt .  der  Produkt  alsdann  noch  auf  die  Eideszuschie- 
bung sich  einzulassen  und  der  Richter  hierzu,  indem  er 
jenen  Beweis  für  verfehlt  erklärt,  einen  Termin  von  Amts- 
wegen anzusetzen  verbunden  ist.  Doch  muss  der  Producent, 
insofern  er  seinen  Beweis  in  Gemässheit  einer  durch  Vorbe- 
scheid geschehenen  Beweisauflage  antritt,  auch  in  Ansehung 
der  eventuellen  Eideszuschiebung  den  vorgeschriebenen  Be- 
weisautretungstermin  beobachten  (^§.  472.3  **3* 


Cr  itis  ch  e 

Anmerkung  XC.  des  Verfassers. 

Ueber  die  Zulässigket  der  Eideszuschiebung  nach  misslung- 
nem  anderem  Beweise. 

(Zu  §.  704.) 
Es  ist  eine  beinahe  allgemein  angenommene,  und  von  den 
angesehensten   Rechtslehrern   bestätigte   Meinung,   dass   der 


*)  An  merk,  des  Heraiisg.  Siehe  c.  12.  pr.  §.  4.  5.  C.  4.  t.  c. 
2.  §.  1.  C.  2.  59.  Nov.  124.  cap.  1.  Linde  Proz.  §.  306.  309.  Note  4. 
**)  Anmerk.  des  Heraus g.  Nov.  73.  cap.  4.  Gensler  im  Archiv 
Band  1.  S.  157.  §.  3.  Linde  das.  Band  6.  S.  188.  «F.  Hurlebusch 
Beiträge  etc.  Hclmstädt  1817.  S.  98.  flf.  —  Gebrauch  der  Eide.s- 
delation  nach  verfehltem  Beweis,  siehe  Bülow  und  Hagemann  prac- 
tische  Erört.  fortgesetzt  von  Spnvgenberg  10.  Band.  Braunschweig 
1837.  S.  169.  —  Ein  Hauptverfahren  kommt  liier  nicht  vor,  da  die 
Eidesleistung  den  Streitpunkt  bereits  rechtskräftig  entschieden  hat» 
Siehe  Malblank  de  jurej.  g.  63.  Linde  Proz,  §    312.  a.  E. 
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Pröducent,  welcher  seinen^  durch  andere  Mittel  unternomme- 
nen Beweis  verfehlt  hat^  am  Ende  noch  zsur  Eideszuschiebung 
seine  Zuflucht  nehmen  könne  ([man  sehe^  unter  andern :  Pnf- 
fendorfj  Observat.  Jur.  univ.  Tom.  I.  Obs.  154.  Strnhe, 
Rechtl.  Bedenken^  Bd.  1.  Bed.  164.  Canngiesser ,  Decis, 
Cassel.  Tom.  5.  Dec.  139.^.  So  lange  als  noch  nicht  der 
Beweis  durch  den  Vorbescheid  auferlegt,  und  ein  Beweis- 
termin vorgeschrieben  war,  ist  gegen  diesen  Satz  nichts  ein- 
zuwenden: aber  es  widerspricht  dem  Begriff  des  peremto- 
Tischen  Beweistermins,  dass  der  Producent  auch  noch  lange 
nach  Ablauf  desselben  einen  neuen  Beweis,  bloss  aus  dem 
Grunde,  weil  ihm  der  erste  misslungen  ist,  soll  antreten  kön- 
nen, nicht  zu  gedenken,  dass  es  für  den  Produkten  äusserst 
unangenehm  sein  muss,  nachdem  er  von  seinem  Gegner  schon 
einmal  durch  ein  vergebliches,  vielleicht  weitläuftiges  und  kost- 
spieliges Beweisverfahren  ermüdet  worden  ist,  am  Ende  auch 
noch  durch  die  Eideszuschiebung  beunruhigt  zu  werden.  Auch 
verdient  der  Producent,  dessen  zuerst  gewählte  Beweismittel 
so  schlecht  beschaffen  waren,  dass  sie  nicht  einmal  hinreich- 
ten, um  den  Produkten  zum  Reinigungseide  zu  graviren,  der 
Regel  nach ,  keine  Begünstigung.  Ich  wage  es  zwar  nicht, 
auf  gänzliche  Abschaffung  dieser,  so  allgemein  angenomme- 
nen Lehre  anzutragen:  aber  die  Einschränkung,  dass  der 
Producent,  welcher  am  Ende  noch  sich  der  Eideszuschiebung 
bedienen  will,  sich  dieses,  innerhalb  des  Beweistermins,  mit- 
telst einer  alternativen  und  eventuellen  Beweisantretung  aus- 
drücklich vorbehalten  haben  müsse,  scheint  mir  doch  der 
Sache  gemäss. 

Eilfter     Titel. 
Von    dem    Verfahren    heim   zusammengesetzten   Beweise  *\ 

§.  705. 
Das  Verfahren  beim   zusammengesetzten  Beweise  wird, 
überhaupt  genommen,  durch  die  Natur  der  einzelnen  Beweis- 

*)  Aninerk.  des  Herausg.  Siebe  darüber  Gensler  Comta^ni&r  Bd, 
1.  S.  319.  320.  Band  2.  S.  33.  ff.  Linde  Proz.  %.  316.  S.  auch 
oben  $.  374.  ff. 
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mittel^    aus  welchen  er  zusammengesetzt  ist^   bestimmt.     Es 
bedarf  also  darüber  keiner  besonderen  Regeln. 

§.  706. 
So  lange  als  dem  Producenten  der  Beweis  nicht  durch 
Vorbescheid  auferlegt  ist^  hängt  es  von  ihm  ab,  die  einzelnen 
Beweise,  aus  welchen  sein  zusammengesetzter  Beweis  be- 
steht, einzeln,  zu  willkührlicher  Zeit,  und  in  willkührlicher 
Ordnung  anzutreten  *3-  I™  Falle  einer  schon  geschehenen 
ricbterlichen  Beweisauflage  aber  müssen  alle  einzelne  Be- 
weise innerbalb  des  vorgeschriebenen  Beweistermins  ange- 
treten werden  (J.  472.])  ^-'Q- 

§.  707. 
Ist  jedoch  ein  Theil  der  zu  beweisenden  Thatsachen  schon 
vor  der  Beweisauflage,  während  der  ersten  Verhandlung,  be- 
wiesen, z.  B.  durch  Eingeständuiss  etc.  5  so  versteht  sichs 
von  selbst,  dass  der  Producent  seine  Beweisantretung  auch 
hierauf  auszudehnen,  nicht  schuldig  ist. 

§.  708. 
Es  hängt  von  der  Wahl  des  Producenten  ab,  ob  er,  je- 
nachdem  es  ihm,  zu  Beförderung  der  deutlicheren  und  leich- 
teren Uebersicht,  zweckmässiger  dünkt ,  die  Antretung  seiner 
einzelnen  Beweise  in  eine  einzige  Schrift  fassen,  oder  jeden 
derselben  besonders  antreten  will.  Auch  steht  es  ihm  frei,  den 
ganzen  Inhalt  seines  Beweises  in  Artikel,  nach  Art  des  Zeu- 
genbeweises ([§.519.3  zu  fassen,  und  alsdann  bei  jedem  Ar- 
tikel das  darauf  sich  beziehende  Beweismittel  anzugeben  ***3- 

§.  709. 
Nach  geschehener  Antretung  des  zusammengesetzten  Be- 
weises hängt  es  von  dem  Gutfiuden  des  Richters  ab,  welcher 
von  den  verschiedeneu  Beweisen  zuerst  erledigt  werden  soll, 
ob  er  z.  B.  zuerst  die  Zeugen  abhören,  oder  zuerst  die  Ur- 
kunden produciren  lassen  will  u.  s.  w.  -j-)- 

*)  An  in.  d.  Heraus  ».    Siehe  dagegen   Linde  Proz.  %.  316.  Note  4. 
**)  Linde  1.  c.  und  Gensler  Comnientar,  Band  2.  S.  3t. 
***)  Gensler   Anleitung   zur   gerichtl.  Praxis  §.  84.  89.  dessen  Rechts- 
fälle. Reclitsfall  139. 
-{-)  Vergl.  Gensler  Comnientar  Band  2.  S.  35. 
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§.  710. 
Ist  jedoch  der  Inhalt  der  verschiedenen  einzehien  Be- 
weise, im  Verhältniss  gegen  einander,  von  der  Art,  dass  von 
dem  Erfolge  des  einen  die  Erheblichkeit  des  andern  abhängt; 
so  kann  der  Produkt  verlangen,  dass  Jener  zuerst  erledigt, 
und  er  dadurch,  im  Falle  derselbe  verfehlt  wird,  in  den  Stand 
gesetzt  werde,  die  übrigen  durch  die  Einwendung  der  Uner- 
heblichkeit abzulehnen.  Hierauf  muss  der  Richter  selbst  von 
Amtswegen  Rücksicht  nehmen,  um  nicht  durch  vergebliche 
Beweisführungen  das  Verfahren  ohne  Noth  weitläufiger  zu 
machen. 

§•  711. 

Sind  sämtliche  einzelne  Beweise,  jeder  nach  der  ei- 
genthümlichen  Natur  seines  Beweismittels,  erledigt ;  so  steht 
es  nun  noch  dem  Producenten,  eben  so  wie  bei  den  verschie- 
denen einfachen  Beweisarten  ([§. 507.  etc.J  frei,  seinen  unter- 
nommenen zusammengesetzten  Beweis  durch  eine  Deduktions- 
schrift^  zu  deren  Uebergebung  ihm  ein  Termin  anzusetzen 
ist,  zu  rechtfertigen.  Der  Produkt  hat  darauf  eine  Gegen- 
deduktion zu  übergeben,  und  damit  ist  das  Verfahren  ge- 
schlossen. Einzelne,  auf  jede  einzelne  Beweisart  sich  be- 
ziehende Deduktionen  und  Gegendeduktionen  finden  bei  dem 
zusammengesetzten  Beweise  nicht  Statt  *). 


Zwölfter     Titel. 
Von  dem   Verfahren  beim  Gegenbeweise. 


§.  712. 
Das  Verfahren  beim  Gegenbeweise  wird,  überhaupt  be- 
trachtet, durch  die  Natur  des,  von  dem  Produkten  gewählten 
Gegenbeweismittels,  nach  Anleitung  der,  im  bisherigen  ge- 
gebenen Vorschriften,  bestimmt. 

§.  713. 
Der   Produkt  ist,    in   Ansehung  seines  Gegenbeweises, 
nicht  an  den,  dem  Producenten  vorgeschriebenen  Beweister- 


*)    Sielie    Gensler  1,  c.  Linde    Proz.  %.    316.    Note  5.  und   oben   krit. 
Anmerkung  Nr.  LXXXV.  unter  §.  507. 
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min  gebunden,  sondern  es  ist  genug,  wenn  er  denselben  in- 
nerhalb des,  bei  Mittheilung  der  Beweisantretung  vorgeschrie- 
benen Termins  zur  Erklärung  (^§.  503.  522.565.  591.670.  680.J 
antritt  *3-  ^^  weiteren  Laufe  des  Beweisverfahrens  findet 
die  Antretung  neuer  Gegenbeweise  nur  vermittelst  der  Wie- 
dereinsetzung in  den  vorigen  Stand  aus  erheblichen  Ursachen, 
Statt. 

§    714. 

Hat  der  Producent  seinen  Beweis,  während  der  ersten 
Verhandlung  freiwillig  angetreten;  so  bleibt  dem  Produk- 
ten die  Antretung  seines  Gegenbeweises  während  dieser  gan- 
zen Verhandlung,  und  bis  zum  Schlüsse  derselben  offen  **J. 

§.  715. 

Insbesondere  kann  auch  der  Gegenbeweis  gegen  ein,  von 
dem  Producenten  acceptirtes  und  nachher  von  dem  Produkten 
widerrufenes  gerichtliches  Eingeständniss  (^§.386.  ff.)  so  lange 
angetreten  werden,  als  nicht  die  Verhandlung,  in  welcher 
Letzterer  das  Eingeständniss  gethan  hat ,  geschlossen  ist. 


C  ri  ti  s  ch  e 

AiimerkuDg  XCI.  des  Verfassers. 
Ueber  den   Termin  zur  Antretung  des  Gegenbeweises. 

CZu  §.  713—71.3.) 
Man  hatte  hierüber  bisher  keine  ganz  sichre  Regeln,  und 
es  ist  damit  in  den  Gerichten  bald  so,  bald  anders  gehalten 
worden.  Gewöhnlich  behauptet  man,  dass  nach  geschehener 
Publication  der  Zeugenaussagen  keine  Gegeubeweis-Antretung 
mehr  Statt  finde.  Aber  ich  sehe  davon  keinen  hinlänglichen 
Grund.  Am  natürlichsten  scheint  mir's,  dass  bei  der  frei- 
willioren  Beweisantretung:   der    Terrain   zur  Geffenbeweisan- 


*)  Ueber    Gegenbeweistermin   siehe   Bülow   und   Hagemann   practische 
Erört.  6.  Band  1818.  S.   139.  und    die   oben  §.  452.  Note  **    alle- 
girlen.     Der  Gegenbeweis  kann  auch  anticipirt  werden. 
**)  Siehe   oben  die  §.  616.  Note  **  allegirten.     Mittermaier  im  Arcliiv 
Band  1.  S.   191-196. 
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trelung  während  der  «^anaen  Verhandlung  offen  bleibe,  im 
Falle  eines  der  Antretung  des  Hauptbeweises  vorgeschriebe- 
nen Termins  aber  auch  der  Produkt^  sobald  er,  durch  förm- 
liche Mittheilung  der  Beweismittel'  davon  Kenntnis«  erhalten 
hat,  auf  den  nächsten  Terrain  eingeschränkt  werde. 

§■  716. 

Im  Fall  eines,  von  dem  Produkten  unternommenen  Ge- 
genbeweises bleibt  die  Deduktionsschrift  des  Prodacenten,  in 
Rücksicht  des  Hauptbeweises,  und  das  darauf  folgende  weir 
tere  Verfahren  (^%.  507.  546.  etc.)  bis  zu  dessen  gänzlicher 
Erledigung  ausgesetzt.  Uebrigens  aber  finden  über  den  Ge- 
genbeweis keine  eigene  Deduktionen  und  Gegendeduktionen 
Statt,  sondern  der  Producent  hat  dasjemge,  was  er  zu  dessen 
Widerlegung  anführen  will,  in  seine  auf  den  Hauptbeweis 
sich  beziehende  Deduktion,  und  der  Produkt  die  Verthei- 
digung  desselben;  ii)  seine  Gegendeduktion  zu  bringen  *3. 

Dreizehnter     Titel. 

Von    dem    Verfahren    bei  Ergänzung   unti  Aufhebung   eines 

geführten  ttnvollkommnen  Beweises  äürch  den  Eid. 

'%   717. 

'"  D'ei'  E%äftkuii'gseid;  und  der  Reinigungseid  kann  nicht 
anders,  als  in  Gemässheit  eines  Vorbescheids^  wodurch  der 
Richter  den  untei-nommnen  Beweis,  zwar  nicht  für  ganz  ver- 
fehlt, aber  doch  nur  für  unvollkommen  ge fuhrt,  und  deswegen 
entweder  jenen,  für  den  Producenteri,  oder  diesen,  für  den 
Produkten,  für  zulässig  erWärt  hat j  Statt  finden  **).  ''"*"^> 
-3    :':.^    !-•■§.  718.     ;  .■-!'^-^^ 

Ein  solcher  Vorbescheid   muss  jedesmal   den  Inhalt   des 

*)  Vergl   Linde  Erozess  §.,,252.  ^9^16^  Z.^Kv^JSfml^r  AnJ^itu^g  zur 
gerichtl.,  Praxis  Band  2.^,§.  95.  'ff.      ,.,,,,*,,,,,"    ■ ,   .,  ,;,       „j,,;^ 
**)  Anm.  d.Heraus».  Gens/er  Archiv  Bd.  i.S.52  \pte  *.  S,343.Note  *. 
im  Couiinentar  Bd.  1,  S.  226.  333.  ff.  — ^^^j  auc^^  objgn  ^§,  397.  ff.  — 
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ZU  schwörenden  Ergänznngseides  bestimmt  und  deutlich  vor- 
schreiben *3;  es  sey  denn^  dass  er  schon  vorher  in  den  Akten 
g^anz  deutlich  und  unbestritten  enthalten  wäre. 

§.  719. 

AVenn  dieser  Vorbescheid  rechtskräftig  ist;  so  ist  es^ 
im  Falle  des  Ero;änzuno:seides.  die  Sache  des  Produkten,  im 
Falle  des  Reinigungseides  aber  die  Sache  des  Producenten, 
den  Richter  um  Ansetzunff  eines  Termins  zur  Ablage  des 
seinem  Gegner  aufliegenden  Eides  zu  bitten.  Diess  kann 
aber  auch  von  demjenigen  Theile^  der  den  Eid  zu  schwören 
hat,  selbst  geschehen  **3' 

•"  §.  720. 

Dieser  Terrain  ist  mit  der  Würkung  peremtorisch,  dass, 
wenn  in  demselben  der  zum  Schwören  verbundene  Theil  nicht 
erscheint,  und  auch  nicht  aus  gültigen  Ursachen  um  Er- 
streckung bittet,  der  Eid  für  verweigert  (^§.  405.  406.^  ge- 
achtet wird  ***^. 

§.  721. 

Eben  diess  findet  Statt,  wenn  etwa  schon  in  dem  Vor- 
bescheid selbst  der  Termin  zur  Eidesablage  vorgeschrieben  ist. 

,i.  §.    722. 

„,  Bei  der  Ablage  dieses  Eides  ist  eben  so,  \\^ie  bei  der  Ab-!- 
läge  des  angenommenen  oder  zurückgeschobenen  Haupteides 
(%.  685 .693.  J  zu  verfahren.  Der  Ergänzungseid  ist,  soviel  die 
Qualität  seines  Inhalts  betrifft,  dem  zurückgeschobenen,  der 
Reinigungseid    aber   dem   angenommenen  Haupteide   ähnUch. 

§.  723. 
Da  die  verschiedenen  Arten  des  Schätzungseides  (]§.408.ff.3 
und  der  Offenbarungseid    (]§.  413.^  von  eben  der  Natur  wie 
der  Ergänzungs-  und  der  Reinigungseid  sind ;  so  finden  in  An- 
sehung derselben,  auch  eben  die  Regeln  des  Verfahrens  Statt  •{•_), 

•  <•)  Und    eventuell   das   Enderkenntniss   aussprechen,     c.  11.   C  7.  45 
€enslef  Commentar  Bd.  1.  S.  335.  s.  jedoch  Linde  Proz.  §.309.  No(e  7 
••)  Linde  Proz.  §.  320. 
*••)  Siehe  Gfensler  Commentar  S.  335.  E.;  Linde  I.  c.  Pfbtfe'©. 
-j-)  Anmerk.  des  Herausg.-  Ueber  das  Verfahren   btei  diesen  Eiden 
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Vierzehnter     Titel. 

V^on  dem  Verfahren  heim  Wiederuufhehvnggbeweise,  und  bei 
der  Ernetierung  deti  verfehlten  Beweises, 


%•  724. 

Wenn  der  Produkt  einen  ge«fen  ihn  vollführten,  und  von 
dem  Richter  dafür  erklärten  Beweis,  durch  neuen  Gegen- 
beweis wieder  aufheben  will  {§.  4l(i.  ff. J ;  so  muss  er  bei 
Antretung  dieses  letztern,  dem  Richter  *J  vor  allen  Dingen 
die  Gründe ,  aus  welchen  er  zu  demselben  zugfelassen  zu 
werden  verlangt,  anzeigen,  und  in  dieser  Rücksicht  förmlich 
um  Wiedereinsetzung  in   den  vorigen  Stand  bitten  **3- 

§.  725. 
Diese  mit  dem  Restitutionsgesuch  verbundene  Beweis- 
antretung wird  dem,  nunmehr  als  Produkt  zu  betrachtenden, 
vormaligen  Producenten  zur  Erklärung  mitgetheilt;,  und  es 
steht  nunmehr  diesem  frei,  seine  Einwendungen,  sowohl  ge- 
gen die  Zulässigkeit  der  Wiedereinsetzung,  als  gegen  die 
Erheblichkeit  und  Zulässigkeit  der  Beweismittel,  vorzubringen. 
Auf  diese  Einwendungen  wird  das  weitere  Verfahren,  nach 
Art  der  ersten  Verhandlung  (^§.  442.])  bis  zur  Duplik  fort- 
gesetzt, und  nach  erfolgtem  Schlüsse  hat  der  Richter  sowohl 
über  die  Zulässigkeit  der  neuen  Beweisführung  überhaupt, 
als  über  die  Zulässigkeit  der  gewählten  Beweismittel,  durch 
Vorbescheid  zu  entscheiden. 

§    726. 

Fällt  diese  Entscheidung  für  die  Zulässigkeit  aus ;  so 
wird  das  nun  zu  beobachtende  w^eitere  Verfahren   durch  die 


siehe  Clnprofh  ordenti,  Proz.  II.  §.  443.  ff.  Fredersdorf  Anweisung: 
für  angehende  Justitz- Beamte.  Band  3.  S,  41.  ff.  Nach  Gensler 
Conimentar  Band  2.  S.  28  ist  das  jiirani.  in  litem  an  die  Bevveis- 
frist  gebunden;  siehe  aber  dagegen  Linde  Proz.  %.  313.  Note  8. 
S.  318.  a.  E. 
*)  welcher  das  Erkenntniss  erlassen  hat.  s.  I/jwrfe  Proz.  §•  425.  Note  8. 
;  ••)  ß.  dagegen  oben  §.  416.  Note  *. 
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BesdiafFenheit  der  Beweismittel,  nach  Anleitung  der,  im  Bis- 
herigen gegebenen  Vorschriften ,  bestimmt.  Derjenige,  der 
den  Wiederaufiiebungsbeweis  unternimmt,  wird  in  Rücksicht 
der  Verfahrungsart,  durchaus  als  Producent  angesehen,  un- 
geachtet dieser  Beweis,  der  Würkung  nach,  nur  als  Gegen- 
beweis zu  betrachten  ist  (^§.  417.3.  '^^^  kommt  also,  wenn 
der  Beweis  aufgenommen  ist,  die  Deduktionsschrift,  und  seinem 
Gegner,  als  nunmehrigem  Produkten,  die  Gegendeduktion  zu. 

§.    727 

Mit  der,  von  dem  vormaligen  Producenten  unternommeneu 
Erneuerung  seines  verfehlten,  und  von  dem  Richter  dafür  er- 
klärten Beweises  Q".  423.  ff.)  hat  es,  soviel  das  Verfahren 
betrifft,  durchaus  eben  die  Bewandtniss,  wie  mit  dem  Wie- 
deraufhebungsbeweise.  Der  Producent  muss  nehmlich,  zu- 
gleich mit  der  Beweisantretung,  auch  um  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  bitten  *3;  ""^  ^^"^  Richter  muss  so- 
wohl über  die  Zulässigkeit  der  neuen  Beweisführung  über- 
haupt, als  über  die  Zulässigkeit  der  Beweismittel  insbesondere, 
durch  Vorbescheid  entscheiden. 

§.  728. 
Diese  erneuerte  Beweisführung  ist  von  der  nachträglichen 
Beweisantretung ,  wovon  oben  (%.  472.  473.3  gehandelt  wor- 
den ist,  darin  verschieden,  dass  bei  letzterer  das  erste  Be- 
weisverfahren noch  nicht  erledigt,  und  über  den  Erfolg  des- 
selben noch  nicht  richterlich  entschieden  ist. 


*)  Vergl.    Gensler    Archiv    Band  4.  S.   1 U.  bi»  116.  S.   121.   bts   IJÖ; 
oben  S.  423.  Note  ***. 
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Fünfzehnter     Titel. 
Von  dem    Verfahren  bei  Bescheinigungen. 


§.  729. 

Es  folgt  schon  aus  dem  Begriffe  und  dem  Zweck  einer 
Bescheinigung  (%.  427ff.3>  ^^^'^  '"  Ansehung  derselben  eine 
strenge  Beobachtung  bestimmter  Formen  des  Verfahrens  nicht 
so  wie  dem  Beweise  erforderlich  ist.  Das  Wesentliche  dabei 
ist,  dass  der  Richter  denjenigen .  Grad  von  unvollkommener 
Ueberzeugung  erhalte,  welchen  die  Natur  des  Gegenstandes 
erfordert:  und  die  Art  und  Weise  dieses  zu  bewürken,  ist 
deswegen  der  Wahl  des  Producenten  selbst,  und  der  Bestim- 
mung des  Richters,  nach  Anleitung  der  individuellen  Um- 
stände überlassen. 

§    730.  ... 

Insbesondere  ist's,  der  Regel  nach,  nicht  nöthig,  dass 
der  Produkt  über  die,  von  dem  Producenten  beigebrachte  Be- 
scheinigung vorher,  ehe  der  Richter  die,  darauf  gegründete 
Verfügung  trifft,  mit  seinen  Einwendungen  gehört  werde,  son- 
dern es  ist  genug,  wenn  derselbe  davon,  zugleich  mit  der 
Nachricht  von  der  getroffenen  Verfügung,   Nachricht  erhält- 

§.  731. 

Wenh  der  Producent,  zum  Behuf  einer  blossen  Beschei- 
nigung, Zeugen  aufführt;  so  ist  vv'fe'der  die  Aufstellung  förm- 
licher Artikel,  noch  die  Aufstellung  der  Fragstücke  von  Sei- 
ten des  Produkten,  erforderlich,  sondern  es  ist  dem  Richter 
überlassen,  die  Zeugen,  nach  der  summarischen  Angabe  des 
Producenten,  übei*  ihre  Wissenschaft  von  der  Sache  zu  ver- 
nehmen. Selbst  die  Vorladung  des  Produkten,  um  der  Ab- 
hör  beizuwohnen,  ist  nicht  immer  erforderlich. 

§.  732. 

Ein  dem  Producenten,  zu  Beibringung  einer  Bescheini- 
gung, angesetzter  Termin  ist  nur  alsdann  peremtorisch,  wenn 
er  von   dem  Richter    ausdrücklich   dafür  erklärt   worden  ist. 

§.   733. 

Wenn  der  Produkt  Ursache  zu  haben  glaubt,  sich  über 
die,  von  dem  Richter,  auf  den  Grund  einer,  von  dem  Produ- 
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centen  beigebrachten  Bescheinigung';,  getroffene  Verfügung  zu 
beschweren;  so  ist  es  ihm  gestattet,  mittelst  einer  zu  über- 
gebenden Gegenvorstellung^  die  Unzulänglichkeit  der  Beschei- 
nigung auszuführen,  auch  allenfalls  Gegenbescheinigung  bei- 
zubringen, und  dadurch  den  Richter  zu  Wiederaufhebung  der 
getroffenen  V^erfügung  zu  veranlassen.  , 

S,  734.  '     - 

Die  näheren  Bestunnfbngen  über  aas,  m  RucKsicht  der 
Bescheinigungen,  nach  Verschiedenheit  der  Fälle,  zu  beobach- 
tende Verfahren,  hängen  von  der  Art  der  dadurch  bezweckten 
richterlichen  Verfügun«^  ab,  und  sind  in  der  Proze  «sordnuiii«: 

gehörigen  Orts  enthalten,  ,  .    -  .        , 
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Dritter  Abschnitt. 

Von  dem   Verfahren  nach    geendigter  Beweis 
führung  *^. 


§.  735. 

Wenn  das  Verfahren  über  die  Beweisführung  geschlossen 
ist;  so  bleibt  nun  nichts  mehr  übrig,  als  dass  der  Richter 
über  den  Erfolg  desselben  entscheide,  das  heisst,  durch  sein 
Urtheil,  den  Beweis  entweder  für  vollkommen  geführt,  oder 
für  unvollkommen  geführt,  oder  für  gänzlich  verfehlt  erkläre  **3' 

§.  736. 

Ist  der  Beweis  vollkommen  geführt ;  so  muss  das  Urtheil, 
indem  es  dieses  erklärt,  zugleich  die  Anwendung  der  Ge- 
setze auf  den  erwiesenen  Thatsatz  erklären,  das  heisst,  den 
ganzen  Rechtsstreit  definitiv  entscheiden,  und  also,  je  nach- 
dem entweder  der  Kläger  den  Grund  seiner  Klage,  oder  der 
Beklagte  den  Grund  seiner  Einwendungen  zu  beweisen  ge- 
habt, und  würklich  bewiesen  hat,  diesen  Letzteren  entweder 
verurtheilen  oder  freisprechen  ***^. 


*)  An  merk,  des  Heraugg.  Vergl.  Gensler  Anleitung  zur  gcrichll. 
Praxis  Band  1.  S.  61.  ff.  Derselbe  im  Commentar  Band  1.  S.  298. 
ff.  330.  ff,  —  Derselbe  im  Archiv  Band  4.  S.  273.  ff.  Spangenberg 
im  Archiv  Band  5.  S.  41.5.  ff.  Linde  Proz.  §.  317.  bis  323. 

**)  lieber  die  Prüfung  des  Kichters  Gensler  Commentar  Band  1.  S.  331. 
a.  b.  siehe  dazu  über  die  Collision  der  Beweise  die  oben  §.  378. 
Nole  *  allegirten  und  Gensler  1.  c.  S.  336.  ff.  —  Ueber  die  Nolh- 
Avendigkeit  der  Prüfung  des  Gegenbeweises^  selbst  für  den  Fall 
des  verfehlten  Hauptbeweises  siehe:  Bülow  und  Hagemann  pract. 
Erört.  Band  10.  1837.  S.  151. 

***)  Aumerk.  des  Herausg.  Ueber  den  Unterschied  ob  Beklagter 
wegen  Mangels  des  Vorbeweises,  oder  wegen  seines  geführten  Ein- 
redebeweises freigesprochen  wird,  siehe:  c.  4.  C.  2.  1.  c.  9.  C.  8. 
36.  c.  9.  C.  4.  10.  Gensler  im  Archiv  Band  1.  S.  160.  F.  und  S. 
279.  Bawl  4.  S.  286;  im  Cummentar:  S.  300.  ff.  341. 
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§.  737. 

Eben  so  verhält  sich's  jedoch  mit  umgekehrter  Anwen- 
dung, wenn  der  Beweis  gänzlich  verfehlt  ist.  Der  Beklagte 
wird  freigesprochen,  wenn  es  auf  den  Beweis  des  Grunds 
der  Klage,  und  er  wird  verurtheilt,  wenn  es  auf  den  Beweis 
der  Einwendungen  ankam. 

§.  738. 
Bei  dem  verfehlten  Beweise  ist  jedoch  der  Fall^  wenn 
der  Beweis  in  Gemässheit  einer  durch  Vorbescheid  geschehe- 
nen richterlichen  Auflage  angetreten  war,  von  dem  Fall  der 
freiwillig  geschehenen  Antretung  zu  unterscheiden.  Im  letzte- 
ren Falle  nehmUch  muss  jedesmal  dem  Producenten,  sey  es 
nun  der  abgewiesene  Kläger,  oder  der  verurtheilte  Beklagte, 
noch  die  Beibringung  eines  besseren  Beweises  (^§.468.3  des 
Grundes  seiner  Klage,  oder  seiner  Einwendungen  vorbehalten, 
und  hierzu  ein  Termin  vorgeschrieben  werden  *3-  Wird  die- 
ser vorbehaltene  Beweis  angetreten  5  so  ist  das  weitere  Ver- 
fahren eben  so,  als  ob  jetzt  zum  erstenmal  Beweis  geführt 
würde,  und  der  Producent  kann  sich  alsdann  eines  jeden  Be- 
weismittels noch  bedienen.  Macht  aber  der  Producent  von  dem 
Vorbehalt  keinen  Gebrauch;  so  ist,  auf  Ansuchen  des  Produk- 
ten ,  kein  zweites  förmliches  Urtheil ,  sondern  nur  ein  richter- 
liches Dekret  nöthig,  um  die  erste,  bedingt  verurtheilende 
oder  freisprechende  Entscheidung  für  unbedingt  zu  erklären. 

§.  739. 
Findet  der  Richter  den  Beweis  nur  unvollkommen,  jedoch 
bis  auf  den  Grad  geführt,  dass  der  Ergänzungseid  Statt  findet; 
so  hat  er  **3^  durch  Vorbescheid,  auf  diesen  zu  erkennen 
Q.  737.)  und  das  Definitivurtheil  bleibt  alsdann  so  lange,  bis 
das  Verfahren  über  den  Ergänzungseid  erledigt  ist,  ausgesetzt. 

§.  740. 
Ist  der  unvollkommene  Beweis  nur  soweit  geführt,  dass 
der  Produkt  zum  Reinigungseide    zugelassen   werden  muss ; 


*)  Anmerk.  des  Herausg.    Siehe   oben  §.  616.  Note  **  und  §.619. 
Note*.  —  Ueber  sogenannten   Additional-Beweis   siehe  Genslcr  im 
Coiumentar  Band  1.  S.  315.  333.  im  Archiv  Band  1.  S.  52.  u.  313. 
Linde  Prozess  g.  318.  Xro.   1. 
*»;  Unaufgefordert  c.  3.  C.  4.  1  j  c.  11.  C.  7.  45.  — 
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SO  ist  auf  diesen,  durch  Vorbescheid  zu  erkennen,  und  das 
Devinitivurtheil  bleibt  ebenfalls,  bis  zur  Erledigung  dieses 
Pujjkts  ausgesetzt  *). 

§•  741. 
.^  In  dem  Vorbescheid  zum  Heinigungseide  niuss  jedoch, 
wenn  der  vorhergegangene  Beweis  frei\villig  angetreten  wor- 
den, jedesmal  eben  so,  wie  im  Falle  des,  auf  freiwillige  An- 
tretung, gänzlich  verfehlten  Beweises  (^§.  738.])  dem  Produ- 
centen  noch  die  Beibringung  eines  besseren  Beweises  vorbehal- 
ten, und  hierzu  ein  Termin  angesetzt  werden,  und  erst  alsdann, 
wenii  fieser  bessere  Beweis  entweder  gar  nicht  unternommen, 
oder  veri^ehljt  wird,  tritt  die  Würkung  des  Vorbescheids  ein. 

,  C  r  i  t  i  s  c  h  e 

•'' ^  ^        Anmerkung  XCII.  de^  Verfassers. 

tJeher.  den   Vorbehalt  eines  besseren  Beweises.     ,  ,    ' 
-o.h.;v^/    .V>"  (Zu  §.  738-741.i  ■''''''  ^"'^ 

"'  'bie  Beispiele,  dass  ein  ProdüCent,  d6r  seinen  Beweis 
freutillig  angetreten,  und  verfehlt  hat,  unbedingt,  und  ohne 
Auflage  oder  Vorbehalt  eines  bessert!  Beweises,  für  sach- 
fällig  erklärt  Wii'rf/' sind  irt'  mattchen  Gerichten  eben  So  häufig,; 
als  die,  dass  nach  misslungnem  Erfolge  Gxnes  durch  Vofbe- 
si-heid  auferlegten  Beweises,  dein  Producettten  noch  ein  bes- 
serer Beweis  voi-behalten  wii'd.  DüS  Eine  Wie  das  And'öl-e 
ist  ein  Fehler.  Durch  freiunllige  Antretung  seines  Beweises 
hat  der  Producent  sich  des  Rechts ,  noch  mehrere  Beweise, 
falls  sie  der  Richter  für  nothweildi^  hält,  heizubringen,  nicht 
begeben,  und  er  kann  also  verlangen,  dass  der  Richter,  wenn' 
or  sie  für  nothwendig  hält,  ihm  dieses  sage.  Hingegen  würde 
die  peremtorische  Würkung  des  Beweistermins  aufgehoben- 
werden, wenn  das  Misslingen  eines  auferlegten  Beweises  eine 
ahermalige  Beweisauflage  zur  Folge  haben  könnte.  Es  ist  ein 
deutliches  Gesetz  nöthig,  um  diese  beiden  Missbrnuche,  wodurch 
das  Recht  dei-  Beweisführung  bald  zu  sehr  eingeschränkt,  bald 
über  die  Gebühr  ausgedehnt  wird,  für  immer  abzuschaffen. 

IM*}  Aninerk.  des   Heraus».    Wie  es  oft  zur  Atiflegung  %»refV>  mo/»- 
•^■''    'Wendiger  Eide   für   ein   und    dieselbe    Partliei    koiniiien    kmin ,    sielio 
Genster  Archiv  Band  4.  S.  287*  ff.  - 
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sischen Partikularrechts  vom  i^eni.  Recht, in, (ierJB^VY«is- 
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■  H)i  OK«;  T    hnu' 

I.  In  der  Lehre  vom  Eingeständniss. 

Die  gänzlich  unterlassene  Erklärung  auf  die  Klage  und 
andre  Vorträge  ist  als  Eingeständniss  zu  betrachten. 
Verord.  v.  17.  M(ir%  1797. 

II.  In  der  Lehre  von  den  Zeugen. 

Bei  den  Untergerichten  sollen  Artikel  und  Fragstücke 
nur  im  schriftlichen  Verfahren  und  wenn  zugleich  die 
Sache  verwickelter  ist^  zugelassen  werden.  Proz.  Ord. 
V.  1724.  Th.  I.  Tit.  V.  §.  4.  Ausserdem  ist  durch  die 
Verordnung  vom  3.  März  1797  das  ganze  Zeugen- 
beweisverfaliren  mehr  inquisitorisch  normirt:  des  Rich- 
ters Fragrecht  ist  sehr  atisgedehnt;,  er  ordnet  ex  officio 
Augenschein  mit  den  Zeugen  an,  confrontirt  wider- 
sprechend aussagende  Zeugen  und  beeidigt  jeden  Zeu- 
gen einzeln,  und  zwar  nach  der  Vernehmung;  auch 
dürfen  Artikel  und  Fragstücke  den  Zeugen  mitgetheilt 
werden.  — 
III.  In  der  Lehre  von  den  Sachverständigen. 

Der  Richter  ernennt  nach  Befinden  von  seiner  Seite 
einen  (^dritten)  Sachverständigen.  Proz.  Ord.  v.  1724. 
Th   II.    Tit.  V.    §.  12. 
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IV.  In  der  Lehre  von  den   Urkunden. 

Die  Bevveisurkunden  sind,  womöglich,  der  Klage  etc. 
gleich  beizulegen.  Proz.  Ord.  Th.  II.  Tit.  V.  §.  2. 
u.  11.  Die  Beweiskraft  mancher  Urkunden  ist  an  eine 
besondre  Form  derselben  gebunden.  S.  Proz.  Ord. 
Th.  1.  Tit.  IL  §.4;  Juden-Ord.  vom  J.  1718.  Verord. 
vom  2.  Januar  1728;  vom  19.  Decemb.  1786  und  vom 
22.  Oct.  1794  u.  a. 

V.  In  der  Lehre  vom  Eid. 

Auch  bei  der  Eideszurückschiebung  hat  Deferent  einen 
Calumtiieneid  zu  leisten  und  jeder  Calumnieneid  ist  in 
Selbstperson  abzulegen.  Proz.  Ord.  Th.ll.  Tit.  V.   §.4. 

VI.  In  der  Lehre  vom  Beweisverfahren. 

Der  Beweisantretungstermin  und  alle  übrige  Termine 
und  Fristen  sind  ipso  jure  peremtorisch.  Proz.  Ord. 
Th.  I.  Tit.  V.  §.2;  Th.  II.  Tit.  V.  §.  1;  Verord. 
vom  11.  Jan.  1812  und  Gesetz  vom  1.  Mai  1830.  — 
Ueber  Erklärung  der  Fatalien  und  Beweis  fristen^  als 
wesentliches  Erforderniss  zur  Rechtskraft  des  Erkennt- 
nisses s.  Proz.  Ordn.  Th.  I.  Tit.  VI.  §.  1.  und  die  in 
Bopp's  Civilproz.-Ord.  S.  67  u.  68  alleg.  Generalien. 


Vollständiges    Register 

zu 
Schneider  s  Lehre  vom  Beweis. 


Abläugnen  der  Urkunden ;    siehe   Urkunden. 

Abschriften  §.  274—280. 

Acceptation  des  Eides  §.  343.  344. 

—  des  Geständnisses  §.  88.  fF. 

Additional  -  Beweis  §.  738.  Note  *. 

Agnition;  siehe  Urkunden. 

Aichpfahl  §.  321. 

Amtspflicht  (^Versicherung  auf)  §.  154. 

Anerkennung  der  Urkunden;  siehe  Urkunden. 

Anticipirter  Beweis  §.  468.  616.  ** 

Antistrephusa  §.   388.  critische  Anmerkung. 

Archivalurknnde ;  siehe   Urkunden. 

Artikel;  siehe  Beweis  -  Artikel. 

Augenschein  als  Beweismittel  §.  71.  Von  dem  Verfahren 
beim  Beweis  durch  Augenschein  §.  502 — 514.  Antre- 
tung §,  502.  Mittheilung  der  Antretung  §.  503.  An- 
beraumung eines  Termins  zur  Einnahme  des  Augen- 
scheins §•  504.  Verfahren  im  Termin  §.  505.  506. 
Weitere  Erklärung  des  Producenten  nach  stattgehab- 
tem Augenschein  und  Gegenerklärung  des  Produkten 
§.  507.  Ende  dieses  Verfahrens  §.  508.  Verfah- 
ren y  wenn  in  dem  Productionstermin  der  Produ- 
cent  nicht  erscheint^  oder  der  Produkt j  oder  beide 
§.  509.  Folgen,  wenn  der  Produkt  einen  Gegenstand 
zu  produciren  hat  und  diess  in  dem  Termin  unterlässt 
§.  510.  Wann  ist  der  Produkt  zur  Vorlage  einer  zu 
beaugenscheinigenden  Sache  verbunden?  ebendas.  Wenn 
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ein  Dritter  den  zu  producirenden  Gegenstand  nicht  pro- 
ducirt  §.  511.  Wenn  der  Produkt  gegen  die  Zulässig- 
kcit  des  producirten  Beweismittels  Einwand  erhebt  §.  512. 
513.  Wenn  der  Produkt  auf  die  ihm  geschehene  Mit- 
theilung der  Beweisantretung  sich  gar  nicht  erklärt  §.514. 
Beeidigung  der  Zeugen ;  siehe  Zeugen. 

Bescheinigung  §.  14.  427  — •  435.     Fälle  ^  in  welchen  sie  in 
der   Regel    genügt   §.    428.     Von   dem    Verfahren    bei 
dem    Gebrauche    der    Bescheinigungen    §     729.      Muss 
der  Produkt    darüber  gehört   werden?    §.  730.     Wenn 
der  Producent  für  seine  Bescheinigung   Zeugen  anführt 
§.   731.      Termin   zur   Beibringung    der   Bescheinigung 
§.  732.     Reclamation   gegen   die  Verfügung  des  Rich- 
ters von  Seiten  des  Produkten  §.  733.  734. 
Bewein  (^Begriff)  wem  ist  er  zu  führen?  §.9.    10.  11.    Voll- 
kommner,    unvollkommner^    halber,    mehr  und  weniger 
als  halber  Beweis  §.  11.     Künstlicher  oder  zusammen- 
gesetzter §.  374 — 378.     Beweis  zum  ewigen  Gedücht- 
niss  §.  616.     Anmerkung  **. 
Beweis  -  Erneuerung  eines  verfehlten  Beweises  §.  727.  (^Ver- 
fahren.]) 
Beweisanlretungstermin  §.  468 — 471.;  siehe  Betceistermin. 
Beweis-  Artikel  §.  519.  ff.     Kann  von  dem  artikulirten  Ver- 
hör der  Zeugen  abstrahirt  werden?   %.  543. 
Beweisfrist  siehe  Beweistermin. 

Beweisführung  %.  2.     Ihr  Zweck    und  Gegenstand    §.  9.  10. 
11.12.  Verbindlichkeit  zur  Beweisführung  §.  15  bis  50. 
Beweislast  §.  15.  ff. 

Beweismittel  §.  13.  Gebrauch  neuer  Beweismittel  §.  473.  474. 
Beweisnachlass   §.  738.  ff.  ^uunülwK'i    ^)tm 

Beweissatz  von  der  Erheblichkeit  des  ziDrbienrcizseiiden  That- 

satzes  §.  51.  52.  53.  54.  ■ 

Beweistermin;  aräicipirter  Beweis  §.  468.  616.  Beweistermin  — 
'->  ist  peremtorisch  —  Erstreckung  desselben  —  Wie- 
\>i\  '■äereinselzttng  gegen  den  Ablauf  desselben  §.  469.470. 
)<>>r>l-Lauf  der  Beweisfrist  §.  471.  Vollständigkeit q der  An- 
us T  tretung  des  Beweises  im  Laufe  der  Beweisfrist  §,  472 
UM  j /Gebrauch  neuer  Beweismittel  §.  473   u.  474.^ 
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Beteeisverfahren  im  Allgemeinen  §.  436  bis  467.  Verzicht 
der  Partien  auf  gewisse  Formen  im  Verfahren  §.  438. 
-,  Eintheihmg  des  Beweis-Verf.  §.  441.  —  Wer  hat  zu 
beweisen?  §.  442  bis  445.  Vorbescheid  über  den  Be- 
weis und  genaue  Abfassung  des  Interlocuts  §.  446  bis 
452.  Termin  zur  Beweisantretung  §.  451.  Stillschwei- 
gender Vorbehalt  des  Gegenbeweises  §.  452.  Erheb- 
r  lichkeit   der    zu    beweisenden    Thatsachen    §.    454    bis 

\.v»l  467.  Von  dem  Verfahren  nach  geendigter  Beweisfüh- 
~.'A  »rung  §.  735  bis  741.  Wenn  der  Beweis  vollkommen 
geführt  ist  §.  736.  AVenn  er  verfehlt  wurde  §.  737. 
Wann  ist  besserer  Beweis  vorzubehalten  und  Verfah- 
ren in  diesem  Falle"?  §.  738.  Wie  ist  zu  verfügen, 
wenn  der  Beweis  nur  unvollkommen ,  jedoch  bis  zum 
Ergänzung  seid  geführt  worden  ist?  §.  739.  Wie, 
wenn  der  BeAveis  bis  zum  Reinigungseid  geführt  ist? 
§.  740  u.  741«  jT    II Ol. 

Calntnnien  -  Eid  §.  373' 

Cerlifieafe ;  siehe   Urkunden. 

Cessiens Urkunde ;  siehe   Urkunden. 

Confronlation  der  Zeugen  §.  541. 

Cumulation  der  Eideszuschiebung  mit   andern  Beweismitteln 

-'■-    §.  701. 

Denkmäler   als   Beweismittel    $.  314.      Oejffeutliche    §.    315. 

''.'^'Gränzsteine    §.  316  bis  320.     Aichpfahl  321.     Privat- 
^.  denkmäler   §.  322  bis  329.     Familiemcappen_,  Inschrif- 

,,,     tenj  symbolische  Zeichen  etc.     Verfahren  bei  dem  Be- 
"'.       weise   durch  Denkmäler    §.  666.    667  u.  668. 
biffessions-Eid  S.  207  bis  210.  ,.,         . 

fidition  der  Urkunden  §.  281  bis  289.  Das  Verfahren  §:  658. ; 

sonst  sieiie  Urkunden  -  Edition. 
Eid,  vom  Eid  überhaupt^  Begriff  §.  55.  Versicherungs- 
^ly,  und  Versprechungs  -  Eid  §.  56.  Würkungen  beider 
§.  57.  58.  59.  Eid  von  Gewissheit,  Nichtwissen,  vom 
Vermuthen,  vom  Glauben  §.  60.  Wer  kanjj  zum  Eide 
zugelassen  werden?  Ob  auch  der  grobe  Verbrecher? 
§.  61.  62.     Ob  solche,  die  einer  besonderen  Religions- 
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seete  zugethan  sind  ?  —  Mennoniten  §.  63.  Der  Ver- 
sicheningseid  ist  vor  dem  Richter  zu  schwören  und 
körperlich  abzuleisten  §.  64,  Ausnahmen  hei  beson- 
ders privilegirten  Personen  §.  65.  Leistung  durch  Be- 
vollmächtigte %.  66.  —  Wenn  derjenige ,  der  ihn  zu 
schwören  hatte ,  vorher  verstirbt  §.  68.  Von  dem 
tertragsmässigen  Eid  §.  331  bis  337.  Von  dem  Ver- 
fahren bei  dem  Gebrauche  oder  der  Anwendung  des 
Eides  §.  477  bis  501.  Bei  dem  Ver sicher ung s  -  Eid 
%.  477  bis  479.  Erklärung  der  Wichtigkeit  des  Ei- 
des §.  480.  Handschlag  vor  Ableistung  des  Eides 
§.  481.  Eidesformel  §.  482.  Wie  ist  der  Eid  abzu- 
legen? §.  483.  Wo  ist  er  abzuleisten?  §,485.  Wie 
haben  Stumme  den  Eid  zu  leisten?  §.  486.  Wie 
Taube?  §.  487.  Wie  Taubstumme?  §.  488.  Wie, 
wenn  der  Schwörende  der  deutschen  Sprache  nicht 
mächtig  ist?  §.  489.  Personen  reichsfürstlichen  Stan- 
des §.  490.  Ableistung  des  Eides  durch  einen  Be- 
vollmächtigten §.  491.  Eid  eines  Mennoniten  §.  492. ; 
eines  Juden  §.  493.  Der  feierliche  Judeneid  §.  494. 
Der  weniger  feierliche  Judeneid  §.  495.  Wann  ist 
der  eine,  wann  der  andere  zu  schwören?  §.  496  bis 
498.  Zu  welcher  Zeit  sind  die  Juden  mit  der  Ablei- 
stung eines  Eides  zu  verschonen?  §.  499.  u.  500. 
Vertragsmässiger  Eid.  Verfahren  beim  Beweise  durch 
denselben  §  669.  Dessen  Antretung  ebendas.  Mit- 
theilmig  der  Beweisantretung  §.  670.  Wenn  der  Pro- 
dukt nichts  einwendet,  oder  auf  seine  Mittheilung  still- 
schweigend verzichtet  §.671.  Wenn  der  Producent  in 
dem  Termin  zur  Eidesablage  nicht  erscheint  §.  672. 
Wenn  er  den  Eid  verweigert  §.  673.  Wenn  er  dazu 
bereit  ist  §.  674.  Anwesenheit  des  Produkten  bei  der 
Eidesablage  §.  675.  Protokoll  über  die  Abhaltung  die- 
ses Termins  §.  676.  Wenn  der  Produkt  Einwendun- 
gen gegen  die  Beweisantretung  macht  §.  677.  Er- 
kenntnis« hierüber  §.  678. 

Eidesdelation  ^  siehe  Eideszuschiebung. 

Eidesformel  §.  482. 5  siehe  auch  Eid. 
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Eides%u8chiebung   %  338   bis   378.    Nächste  Wurkung  des 
Gebrauches  dieses  Beweismittels,    Acceptalion,   Rela- 
tion, Gewissensvertretung   §.  339.      Erheblichkeit    des 
zu  beschwörenden   Thatsatzes    §.  340.      Annahme  des 
Eides  unter  Einschränkungen   §.  341.   342.     Würkung 
der    Annahme   und   Ausschwörung   des   Eides  %.  343. 
344.     Eid   vom  Nichtwissen    §.    345.      Würkung    der 
Zurückschiebung  des  Eides  §.  346.  u.  347.     Würkmig 
der    Gewissensvertretung    §.    348.      Folgen   wenn   der 
Produkt  sich  auf  die  Eidesdelation  nicht  erklärt  §.  349.  — 
Eidesdelation  an  Curatoren,  Vorsteher  etc.  §.  351.  352. 
353.   354.    356.;    an  fiscalische  Beamte   357.;    an   den 
Curator  eines  Prodigus  §.  358.;    an   den  Curator  einer 
Concursmasse  §.  359.    Eideszuschiebung  bei  dem  Ver- 
hältnisse  der    Cession   §.  360.;   bei   dem  Verhältnisse, 
welches   die  Erwerbung   einer  körperlichen   Sache  be- 
gründet hat  §.  361.     Eideszuschiebung  in   der  Rechts- 
sache einer  Corporation   §.  362. ;    bei   Societätsverhält- 
nissen  und  Streitgenossenschaft    §.  363   u.    364.     Darf 
der  Delat,  der  die  Glaubwürdigkeit  verloren  hat,  vom 
Richter  zum  Eid  zugelassen   werden?    §.   365.     Kann 
ein  zugeschobener  und  acceptirter   Eid  vom  Producen- 
ten  zurückgenommen  werden?    §.  366.  367.     Kann  ein 
angenommener  Eid  zurückgeschoben  werden  ?  §.  368.  — 
Von    dem    Kostenpunkt    bei    Entscheidungen,    welche 
durch    Eid    erledigt    werden    §.    371.      Eideszuschie- 
bung über  verbrecherische    oder  beschimpfende   Hand- 
lungen §.   372.    Calumnien-Eid   §.  373.  —   Verfahren 
beim    Beweis     durch    Eideszuscliiebung    §.     679    bis 

\-  704.  Mittheilung  an  den  Produkten  §.  680.  Wenn 
sich  der  Produkt  nicht  erklärt  §.  681.  Wenn  er  sich 
einräumend  erklärt  §.  682.  Wenn  er  sich  zur  An- 
nahme des  zugeschobenen  Eides  bereit  erklärt  §.  683. 
Wenn  der  Produkt  im  Schwörtermin  nicht  erscheint 
§.  684.  Wenn  der  Produkt  erscheint;  —  verschie- 
dene Fälle,  die  alsdann  Statt  finden  können  §.  685. 
Inhalt  des  Eides  —  verneinend,  bejahend  -  nichtwis- 
send §.  686.     Wenn  der  Producent  den  Inhalt  des  Ei- 
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ao!>  ^^  nicht  deutlich  und  zweckmässig  in  seiner  Beweis- 
..  \     antretunji;   gefasst   hat  §.   687.      Wenn    mehrere    Sätze 
zu  beschwören  sind;,  und  einige  nachgegeben  werden  688. 
K  )ii  -Wenn  der  Producent   seinem  Hauptsatze  Nebenbestim- 
muuffen  auffehänüt   hat   §.  689.     Formeln   dieses  Eides 
,;        für  ve  schiedene  Fälle,  beispielsweise  angegeben  §.  690. 
i,  ;    Zurückschiebung   des  deferirten   Eides    §.  691.     Wenn 
der  Producentj  dem  der  Eid  zurückgeschoben ,    in  ter- 
mino  nicht  erscheint  §.  692.  Wenn  er  erscheint  §.  693. 
Wenn    der  Produkt   sich  der    Gewissensvertretung  be- 
C;       dient  §.  694.  u.  695.     Kann  der  Produkt,    der  sich  der 
n        Gewissensvertretung  bedient  hat,  später  noch  den  ihm 
lani'j  zugeschobenen  Eid  acceptiren  —  und  dessfallsiger  Vor- 
>jj'/ behalt  —  §.  696.   Wenn  der  Producta  auf  die  ihm  ge- 
schehene   Mittheilung  gegen    die   Zulässigkeit  des  Be- 
weismittels Einwenilungen  macht.  §.  697.  698.  699.  — 
-rii;!j  Dessfallsiger  Vorbescheid,    wie  er  einzurichten  §.  700. 
_         Wenn  sich  die  vorgeschützten  Einreden  auf  dieErheb- 
i;.  .     lichkeit   des    Inhalts  des   zu  schwörenden  Eides  bezie- 
cnoY  l*^P  §•  ^öl*      Wenn    der    Produkt    verlangt,    dass  dem 
f,,        ihm  zugeschobenen  Eide    Einschränkungen,   Bedingun- 
_^       ^en,  nähere  Bestimmungen  und    Zusätze  gegeben  w^er- 
fii'j  ffden  §.  702.     Abnahme    des    Eides   mittelst  Requisition 
-  8J)S-  '^03.     Eventuelle    Verbindung    der  Eidesdelation  mit 
or  I    andern  Beweismitteln  §..  704. 

Eingeständniss   §.  72.      Allgemeine  Erfordernisse    desselben 
§.    73.    74.    75.    76.     Gerichtliches    und  aussergericht- 
;  i        liches  §.  77.;  des  Bevollmächtigten  §.  81.    Das  fingirte 
jm^Yigerichtliche    Eingeständniss  §.  82.    bis   87.    —    Bedarf 
,'  •     das   Eingeständniss    der  Acceptation?   §.  88.     Kann  es 
zurückgenommen    werden?    §.  89.    u.   92.     Wie  muss 
die  Acceptation  beschaffen  seyn?  §.  90,  91.     Interpre- 
tation des  Eingeständnisses  §.  93.  94.      Von  dem  Ein- 
geständniss   unter   Beschränkungen,    Bedingungen    und 
näheren  Bestimmungen.  §.  95.  —   Eingeständniss  eines 
Rechtssatzes  §.    96.    —    Von    dem    ausser  gerichtlichen 
Eingeständniss  §.  97.  (98,.  animus  confitendi.) ;  sodann 
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§.  99.  bis   106.     Von  dem  Verfahren  bei   dem  Beweis 

v'-'t    durch  Eingeständniss  §.  515.  516.  u.  517. 

Ergänzimgs-  und  Reinig ungseid  §.  397  bis  415.;  vom  Nicht- 
wissen §.  399.  Wann  findet  in  der  Regel  der  Ergän- 
zungs-,  wann  der  Reinigungseid  Statt?  §.  400.  — 
Ausnahmen  §.  401.  u.  402.  —  Ergänzungseid  beim  Be- 
weis durch  Handelsbücher  §.  404.  Wirkung  der  ab- 
geleisteten   nothwendigen   Eide    §.  405.    u.    406.     Von 

Mii..' diesen  Eiden  in  Rechtssachen  eines  Älinderjährigen^ 
!'=  ^ines  Unmündigen,  Wahnsinnigen,  Abwesenden,  Blöd- 
sinnigen, einer  milden  Stiftung,  des  Fiscus,  eines  Pro- 
digus ,  einer  Concursmasse ,  eines  Cessionars ,  einer 
Corporation  und  einer  Privatstreitgenossenschaft  §.  407. 
Von  dem  Schät%ungseiil ,    juramentum  in  litem    §.  408. 

no-jiuii409.  Minderungseid  Note  *  ("bei  dem  Affectionswerthe 
§.  410.)  —  §.  411.  u,  412.  Von  dem  Offenbarungseid 
§.  413.  414.  u.  415.  juramentum  quantitatis  §.  410. 
Note  *.  Zenonianum  §.  411.  **.  Ergänzitngseid:  Ver- 

rj  '  fahren;.. wann  findet  er  Statt?  §.  717.  Vorbescheid 
desshalb  §.  718.  Weiteres  Verfahren  §.  719.  Ter- 
min zur  Ausschwöning  ^.  720.  Folgen  des  versäum- 
ten Termins  §.  720.     Ablage  dieses  Eides  §.722. 

Erneuerung  eines  verfehlten  Beweises  §.  727. 

Ewiges  Gedächtnissy  Be\Vß\s  (^zum)  §.616.  Note  **. 

Experlen;  siehe  Sachverständige.  -  »Uv'au.k 

FictiOj  juris  §.  5.  \:  .    ..   .i         ■ ,.  ,   .  *'>^>»t\. 

Form  des  Verfahrens;  siehe  Beweisverfdkre^ !.  iv\. 

Fragstiicke  §.  522  ff. 

Fürstenwort  §.  153.  ,m      .. 

Gegenbeweis  im    Allgemeinen  §.8;" •■'Von   dem    Gegenbeweis 

.w^)\m*  insbesondere  §.  379.  bis  396.;  umnittelbarer,  mittelba- 
rer   §.   380.     Unterschied   zwischen    Gegenbeweis    und 

ir        Hanptbeweis  §.  380.     Directer,  iadirecter   unmittelbarer 

>'  Gegenbeweis  §.  381.  Eidesdelatiau  findet  zum  Behuf 
des  directen  Gegenbeweises  nicht  Statt  §.  383.  Ge- 
genbeweis bei  Schuldbekenntnissen  §.  384.;  beim  Au- 
genschein §.  385.;  beim  Eingeständniss  §.  386.  387. 
^.„388.;  beim  Zeugenbeweis  §.  389.  390.;     bei   dem  Be- 
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weis  durch  Sachverständige  §.  391.;  bei  dem  mit 
einer  öffentlichen  Urkunde  angetretenen  Beweis  §.  392. 
393. ;  beim  Beweis  durch  vertragsmässigen  Eid  $.  394. ; 
beim  Beweis  durch  Eidesdelation  §.  395.  Stillschwei- 
gender Vorbehalt  desselben  §.  452.  462.  —  Von  dem 
Verfahren  beim  Gegenbeweis  §.  712  bis  716.  Der 
Produkt  ist  hinsichtlich  seines  Gegenbeweises  nicht  an 
deuj  dem  Producenten  vorgeschriebenen  Beweistermin 
gebunden  §.  713.  Wie,  wenn  der  Producent  seinen 
Beweis  während  der  ersten  Verhandlung  freiwillig  an- 
getreten hat?  §.  714.  Kann  der  Gegenbeweis  durch 
ein  von  dem  Producenten  acceptirtes,  und  nachher  von 
dem  Produkten  widerrufenes^  gerichtliches  Eingeständ- 
niss  angetreten  werden?   §.  715. 

Gewissensvertretung  §.  339.  348.  397.  Von  dem  Verfahren 
dabei  §.  694.  ff. 

Glaubenseid ;  siehe  Eid  und  Eideszuschiebung. 

Gränzs leine  %.  316.  ff. 

Handelsbücher  %.  243  bis  273.  —  Das  Nähere  siehe  unter 
Urkunden. 

Handgelübde  %.  69. ;  siehe  auch  Eid. 

Handzeichen  §.  198.;  siehe  auch  Urkunden. 

Impugnation  und  Salvation  §.  546. 

Interlocut;  dessen  Abfassung  §.  446  bis  452. 

Inventarieny  siehe  Urkunden. 

Juden  als  Zeugen;  siehe  Zeugen. 

Judeneid  §.  493.  ff. 

Juramentum  in  liteni^  siehe  Ergänzungseid. 

Juramentum  manifestationis ',  siehe  Ergänzungseid  und  Ma- 
nifestationseid.     Zenonianum  dessgl. 

Kundenbücher  §.  243 — 273.  —  Das  Nähere  s.  unter  Urkunden. 

Künstlicher  Beweis  §.  374  bis  378. 

Loos;  wann  soll  der  Prozess  durch  das  Loos  entschieden 
werden?  wann  soll  er  ganz  unentschieden  bleiben?  §.  27. 

Manifestationseid    %.  413.  414.  u.  415.    Verfahren  §.  723. 

Meineid  §.  114.  390. 

Mennoniten;  siehe  Zeugen  und  Eid. 

Nichtwissen  (Eid  vom);  siehe  Eid  und  Eideszuschiebung. 
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Notariatsinstrument;  siehe  Urkunden. 

Nothwendiger  Eid;  siehe  Ergänzungseid. 

Notorietät  §.  6. 

Offenbarungseid  %.  413.  414  u.  415. 

Oeffentliche  Urkunde  §.  203. 

Parere  §.  179. 

Praesumtiones  §.  5  u.  50.     hominis  §.    53.    s.    Vermuthung- 

Privatzeugnisse,  schriftliche  §.  235. 

Producent  und  Produkt  §.  7. 

Production  der  Urkunden;  siehe  Urkunden,  Vom  Verfahren  etc- 

Protocolle ;  siehe  Urkunden. 

Purgatorium  ;  siehe  Ergänzung  seid. 

Recognition  der  Urkunde  §.  202. 203. ;  siehe  auch  Urkunden. 

Reinigungseid;  siehe  auch  Ergänzung  seid. 

—  das   Verfahren    betreffend;    wann    findet    er 

Statt?  §.  717.  Vorbescheid  desshalb  §.  718.  719. 
Termin  zur  Ausschwörung  §.  720.  Folgen  des  ver- 
säumten Termins  §.  720.     Ablage  dieses  Eides  §.  722. 

Relation  des  Eides;  siehe  Eideszuschiehung. 

Relevanz  des  Beweissatzes  §.  454  bis  466. 

Reprobatio  reprobationis   §.  396. 

Retractation  (^Wiederaufhebung)  eines  von  dem  Producenten 
geführten  Beweises  §.  416  bis  426.  Unterschied  zwi- 
schen der  Retractation  eines  Beweises  und  dem  Ge- 
genbeweis und  Voraussetzungen  dafür  %.  416.;  bei 
dem  durch  Zeugen  geführten  Beweis  §.  418  bis  420.; 
bei  dem  vertragsmässigen^  zurückgeschobenen,  oder 
Ergänzungseid  §.  421.  422.  Wiederaufhebung  eines 
von  dem  Produkten  geführten  Beweises  §.  423.     Ver- 

-!iji-   fahren  bei  der  Retractio  juramenti  §.  724. 

Rotulf  siehe  Zeugenrotul  §.  545. 

Sachverständige  %.  176.  Persönliche  Glaubwürdigkeit  §.  177. 
178.  Innere  Glaubwürdigkeit  des  Parere  §.  179.  Vi- 
sum repertum  ebend.  Eidliche  Bestärkung  des  Gut- 
achtens §.  181.  Ausnahme  ebend.  Zahl  der  Sach- 
verständigen §.  182.  183.  184.  185.  Pflicht  zur  Ab- 
gabe eines  Gutachtens  als  Sachvcrst.  §.  186.  Wir- 
kung des  Gutachtens  %.  187.  188.  189.  191.     Wirkun- 
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gen  desselben,  wenft  es  au  den  gesetzlichen  Erforder- 
nissen mehr  oder  weniger  fehlt  g.  190.  —  Wie,  wenn 
die  wissenschaftlichen  Grundsätze,   auf  deren  Anwen- 
dung es  bei  Abgabe  eines    Gutachtens    ankommt,    be- 
stritten  sind  ?    §.    192.     Ist   der  Richter    unbedingt    an 
das  Gutachten    bei    seinen    Entscheidungen   gebunden? 
^Vv-    §.  193.     Wiederholung  einer  Expertise  —  wann  findet 
sie  Statt?  §.  194.   —  Verfahren    beim    Beweise    durch 
Sachverständige  §.  564  bis  589.     1)  Wenn  die  Wahl 
•o)-.'    nicht ivon  den  Parthien  abhängt  §.  564.    Mittheilung  an 
den  Produkten  §.  565.    Verfügung  des  Richters,  wenn 
nichts  erinnert  wird  g.  566.     Beeidigung    der  Sachver- 
««\^- ständigen  dieser  Classe  <::.  567.     Eidesformel,   wornach 
die  Sachverständigen  zu  beeidigen   sind    §.  568.     Ver- 
yj     ,  tahren,    wenn  die  Sachverständigen    Augenschein    ein- 
MV\  nehmen    miissen   §.    569.      Aenderung    der   Eidesformel 
-VJ7  in  diesem  Falle  §.  570.     Fülle,  in  welchen   wedier  der 
SS*\  Richter,  noch  die  Parthien  beider  Begutachtung  zuge- 
gen sein  dürfen  §.  o7i,     Instruction  der  Sachverstän- 
digen §.  572* '    Publicatian   deS  Gutachtens  —  Salva- 
tion  und    Impugnation    §.  573.      2^    Wenn    die    Wahl 
-,  .'  :  der  Sachverständigen  von  den  Parthien  abhängt  §.574. 
:  Erklärung  über  die  Person  der  Sachverständigen  §.  575. 
f>':)   »3  Wenn  nichts  eingewendet  ^xivA  gegen  die  Beweis- 
!9d     atltretung,    und  Namhaftmachung  eines   Sachverständi- 
f.O^'gen   voll    Seiten    des    Produkten    §.    576.      Ernennung 
•ai .;.  eines  dritten  Sachverständigen  durch  den  Richter  §.  577. 
a'jiiio25wang  gegea  Sachverständige  §.578.  Wenn  der  Sach- 
-lüV  verständige  unter  fremder  Gerichtsbarkeit  steht  §.  579. 
b^  VerfaJiren,.  wenn  Einwendungen  gegen  die  Beweisan- 
tretung gemacht  werden  580.     Wenn   die   Eiuwenduri- 
•^'      gen  die    persönliche   Glaubwürdigkeit  betreffen   S»  581. 
582.  u.  583.     Findet  ein  Verfahren  Statt  über  die  per- 
,        sönliche  Glaubwürdigkeit  des  von  dem  Richter  erwähl- 
ten Sachverständigen,  so  wie  desjenigen,   der  vermöge 
seines   Amtes    zur  Ablegung  seines    Erkenntnisses  be- 
..       rufen  ist    g.    584.     Wenn    die  Einwendungen  die   Er- 
heblichkeit  der    vom    PfiOducenten    aufgestellten    Sätze 
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betreflFen  §.  585.     Verfahren,   wenn   über  die  Einwen- 
dungen   entschieden   ist    §.   586.      Wenn  der   Produkt 
.         sich  nicht  auf  die  Beweisantretung  erklärt  §.  587.  Wenn 
TOb    Producent  sich  nicht  erklärt  §.  588.   Wiederholung  des 

Gutachtens,  wann  findet  sie  Statt   §.  589. 
Salvation  und  Impugnation  §.  546 
Schätzungseid   —    Verfahren    §.   723. ;    siehe    auch  Ergän^ 

zun  g  seid. 
Schreibverständige  §.  205.  206. 

Suppletorium ;  siehe  Ergänzungseidx^^  bußJ^  »dawEi* 
Termin  zur  Beweisantretung  §.  457.  ■ 

Testamente  —  Codicille;  siehe   Urkunden. 
Testis ;  siehe  Zeuge. 

Testes  singulures    %.   167.  '■-     i  ;   -    '^ 

Thatsatz  §.  1.,  bejahender,  verneinender  ;§*il7v/  einschrän- 
-it  /  kender  §.  22.     Erhebüchkeit  desselben   §.  51. 
Thema  probandi  §.  446  bis  452.  ij /i:/.  ; 

Untersclirift   %.   198.;    siehe  auch   Urkunden: 
Urkunden   %.  195.   196.  als  Eingeständnisse    §.  197.     Unter- 
Kr^uin  Schrift,  Handzeichen  §.  198.     Formalität  bei  Abfassung 
-iloki  von  Urkunden  §.  199.  Anerkennung  der  Urkunde  §.202. 
da-iiii  203.     Oeffentliche   Urk.  (§.  203    u.  232-3    bedarf  kei- 
-iov  ner  Recognition.    Schreibverständige  §.  205.  206.    Dif- 
■i  '      fessionseid   §.207    bis    210.     Anerkennung  der   Unter- 
.»        Schrift   und    Abläugnung    des    Inhalts    §.    212    bis    215. 
-o^iiv- Verfälschte  Urk.  §.  214.     Besitz  der  Urk.  und  hieraus 
--        abgeleitete  Folgen  §.  216  u.  217.     Urkunden  als  Zeug- 
nisse %.  218.     Von  der  öffentlichen  Urk.    §.  219.     Von 
-19  3<iem    Certi/icat   §.220.     Von    der     Fiditnation    §.  221, 
ni  J>i;  Von  dem    Protocoll   §.  223.     Erkenntnisse^    Rescripte, 
flOO  Decrele  §.    224.      Acten  §.    225.     Von    dem    Inventar 
S.  226.     Von  Flur-^   Steuer-    und  Kirchenbücher  etc. 
%.  227.     Von    dem    Notarmts -Instrument   §.    228     bis 
.,.231.     Von  dem  Ausstreichen,    Hadiren  und  Einschalten 
-i's%  in  öffeutl.    Urk.    §.    233.     V^on  auswärtigen  öÖentlichen 
Urk.    §.    234.      SchriftÜche    Privat- Zeugnisse    %.   235. 
Testamente    §.    236.    237.      Cessionsurkunden    §.   238. 
ZufäUige  Privatzeugnisse  §.  239.     Absichtliche  Privat- 
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Urkunden 

Zeugnisse  §.  240.  Urkunden  als  Selbstzeugnisse  §•  242. 
Von  den  Handelsbüchern  §.  243  bis  273.  Bücher  der 
Gasthalter,  Wein-  und  Speisewirthe  §.  267.;  der 
Handwerker  §.  270. ;  der  Advokaten  und  Aerzte  §.  271 
u.  272.  —  Abschriften  §.  274  bis  280.  Von  der  Edi- 
tion der  Urk.  §.  281—289.  Gemeinschaftliche  Urkun- 
den §.  284.  285.  286.  287.  Von  der  Erklärung  zwei- 
felhafter Urk.  §.  290  bis  304.  fZeit,  Ort,  Sprach- 
gebrauch, Stand  der  Contrahenten,  fremde  Sprache,  Wi- 
dersprüche etc.3  Von  alten  Urk.  §.  305  bis  310.  fAr- 
cliivalurkunden).  Von  der  Beweiskraft  der  Urk.  zum 
Vortheil  des  Produkten  §.  311  bis  313.  Von  dem  Ver- 
fahren beim  Beweis  durch  schriftliche  Urk.  §.  590  bis 
665,  Antretung  des  Beweises  durch  Urk.  §.  590.  Ver- 
fahren, wenn  der  Beweis  nach  vorausgegangenem  Vor- 
bescheid angetreten  wurde  §.  591.  Wenn  der  Produkt 
nichts  gegen  die  Produktion  erinnert  §.  592.  Wenn 
der  Produkt  sich  zur  Verläugnung  bereit  erklärt  §.  593. 
Verläugnungseid  $.  594.  Form  desselben  §.  595.  Schluss 
dieses  Verfahrens  §.  596.  Wenn  der  Producent  zur  Ableh- 
nung des  Diffessionseides  den  Beweis  der  Aechtheit  durch 
andere  Mittel  führen  will  §.  597.  Wenn  dieser  Beweis  ver- 
fehlt wird  §.  598.  Wenn  der  Produkt  die  Aechtheit  der 
Urk.  zugiebt,  aber  die  Aechtheit  des  Inhalts  läugnet  §.  599. 
600  u.  601.  Wenn  Unterschrift,  Inhalt  u.  Relevanz  zuge- 
geben werden  §.602.  Wenn  Einwendungen  erhoben  wer- 
den §.  603  u.  608.  Verhandlung  über  die  Bedeutung  zwei- 
felhafter Urk.  §.  604.  Wenn  der  Producent  nicht  er- 
scheint, oder  nicht  producirt  §.605.  Wenn  der  Produkt  in 
termino  nicht  erscheint,  oder  nicht  producirt  §.  606. 
Wenn  der  Produkt  den  Verläugnungseid  verweigert, 
oder  nicht  erscheint  §.  607.  Verwerfung  ganz  uner- 
heblicher, oder  aller  Beweiskraft  beraubter  Urk.  §.  609. 
Bei  zweifelhafter  Beweiskraft  der  Urk.  §.  610.  Ver- 
fahren, wenn  der  Richter  die  Original  -  Produktion  ohne 
Vorbehalt  für  zulässig  erklärt  §.  611.  Wird  die  Ori- 
ginal-Produktion unnöthig,  oder  der  Produkt  des  Rechts, 
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Urkunden 

die  Urkunde  zu  verläugnen,  verlustig,  wenn  der  Pro- 
dukt gegen  die  Erheblichkeit  der  Urkunde,  oder  deren 
Beweiskraft  vorläufige  Einwendungen  gemacht,  und 
diese  Einwendungen  mit  oder  olme  Vorbehalt  verwor- 
fen worden  sind?  §.  612.  Wie,  wenn  der  Produkt 
die  in  Abschrift  producirte  Urk.  gerichtlich  im  Laufe 
der  Verhandlungen  anerkannt  hat?  §.  612  u.  613. 
Wann  werden  die  Einwendungen  des  Produkten  gegen 
die  Zulässigkeit  des  Beweismittels  als  stillschweigend 
vorbehalten  betrachtet?  §.  614.  Verfahren,  wenn  der 
Beweis  durch  von  dem  Produkten  ausgestellte  Urk.  im 
Original  oder  beglaubter  Abschrift  schon  mit  der  Klage 
oder  Einrede  augetreten  wurde  §.  616.  Wenn  eine 
solche  Urk.  erst  in  der  Duplik  beigebracht  wird  §.  617. 
Wenn  eine  solche  Urk.  im  Laufe  des  ersten  Verfahrens 
anerkannt  worden  ist  §.  618.  Wenn  sie  nicht  anerkannt 
worden,  oder  die  Erklärung  undeutlich  ist  §.  619  u.  620. 
Wenn  die  Einlassung  bis  zur  Original  -  Produktion  ver- 
weigert wurde  §.  621. 622.  Wenn  die  Urk.  eine  öffentliche 
ist  §.  624.  625.  Beweis  der  Unächtheit  einer  solchen  öf- 
fentlichen Urk.  §.  626  627.  Wenn  diese  Urk.  von  einer 
auswärtigen  Behörde  ausgestellt  ist  §.  628.  Privatzetigniss 
§.  629.  Verfahren  bei  dem  Beweise  durch  Handelsbücher 
%.  631  bis  634.  Form  des  Ergänzungseides  für  dieses 
Beweismittel  §.  635.  636.  Schluss  dieses  Verfahrens 
§.  637.  Verfahren,  wenn  der  Produkt  gegen  die 
Zulässigkeit  dieses  Beweismittels  Einwendungen  macht 
§.  638.  639.  640.  Wenn  der  Producent  das  Buch  nicht 
producirt,  oder  nicht  erscheint  §.  641.  Wenn  der  Pro- 
dukt nicht  erscheint  §.  642.  Wenn  der  Producent  die 
eidliche  Bestärkung  des  Buchs  verweigert  §.  643. 
Wenn  der  Produkt  auf  die  Beweisantretung  Einwen- 
dungen erhebt  §.  644.  645.  646.  647.  648.  Wenn  der 
Beweis  mittelst  des  Handelsbuchs  anticipirt  worden 
war  S.  649.  Wenn  der  Produkt  im  Laufe  der  Ver- 
handlungen den  Buchextract  anerkannt  hat?  §.  650- 
Wemi   der  Produkt   den    Inhalt    des    Auszugs    wider- 
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sprochen  §.  651  bis  653.   Wenn  der  Produkt  alle  Ein- 
lassung  venveigert  hat  §.  654.  655.      Wenn  der  Pro- 
ducent  an  einem  entfernten  Orte  wolmt^  und  sein  Han- 
delsbuch  nicht    ohne   Nachtheil   am   Gerichtssitze,    wo 
dasselbe   zu    produciren    ist,     produciren    kann    §.   656. 
Ergänzungseid  in  dem  nemlichen  Falle  §.  657.  Zwang, 
wenn    eine   Verurtheilung    zur    Edition   Statt    gefunden 
hat  §.  659.     Die  Beweisfrist  bleibt  so  lange  offen,   bis 
das  Editionsgesuch  erledigt  ist   §.  660.     Wenn  die  zu 
edirende    Urkunde  sich    in   den  Händen  des  Produkten 
befindet  §.  661.     Folgen,   Avenn  der  Produkt   sich   der 
Edition  weigert  §.662.  Aussergerichtliche  Edition  §.  663. 
Edilionseid  §.  664.  665. 
Ver laug nung seid  §.207 — 210.;  siehe  auch   Urkunden. 
Vermuthung   ([rechtliche])    §.    4.     BegriflF.      Vermuthung  für 
die    gewöhnliche    Naturbegebenheit    §.  25.;    gegen    die 
JiHib,    zufällige   und   ungewöhnliche   Naturbegebenheit    §.  26.; 
gegen    einschränkende,    unter    näheren    Bestimmungen 
behauptete  Thatsätze,   welche  aus  Naturbegebenheiten 
'  !      abgeleitet  werden  §.  27,;  gegen  den  Thatsatz,  der  eine 
~lö  ,    bejahende  Handlung   ausdrückt  §.  29.;    gegen   denjeni- 
■s  '■■     gen,  welcher  eines  Verbrechens,  das   in  Unterlassun- 
gen seinen  Grund  hat,  beschuldigt  wird  §.  30.;  für  die 
'    .     bona  fides  §.  31.;    für  die  wesentlichen  Bestimmungen 
:>"..!     eines  Vertrags,  für    die   gewöhnlichen   Bestimmungen; 
>ttw.    ^re^f?«  ungewöhnliche    und   zufällige    ^32.;    gegen  die 
unentgeltliche   Leistung   von  Diensten  §.  33.;  für    den 
Besitzer    §.  34.      Ausnalimen    §.   35. ;   für    die  persön- 
liche  Freiheit    §.    36. ;    gegen    die    Befreiung  von  Ent- 
-01*1    richtung  allgemeiner  Landessteuer  §.38.;  /wr  das  zur 
Gültigkeit    eines    Geschäfts  erforderliche    iVlter  §.  39.; 
V^ermuthung   über   die  Lebensdauer    eines  Abwesenden 
-ivi :    §.39.  S.  45. ;  /"wr  die  eheliche  und  rechtmässige  Geburt 
§.  40.  und  41.     Vermuthungen  bei  unehelichen  Gebur- 
.....    ten  §.  43.;    bei  Schivanger  schuf len   §.    44.      Die    Ver- 
irr/  muthung   streitet  für   die  Erlöschung   der  Verbindlich- 
keit,   wenn  der  Verpflichtete  sich  im  Besitze  der  Ur- 
kunde   befindet ,    aus    der    er    verpflichtet    ist    §.    45. 
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1.  Vermuthung  bei  übernommener,  vertragsmässiger 
Verbindlichkeit  §.  45.  2.  bei  solchen  Schulden,  die 
sich  nach  gewissen  Perioden  erneuern  §.  47. ;  beim 
Kauf  einer  beweglichen  Sache  §.  48. ;  einer  unbeweg- 
lichen Sache  §.  49.  Gemeine  Vermuthung,  praesum- 
tio  hominis  §.  53.   54. 

Versichertnigaeid ;  siehe  Eid.  laniomov 

Versprechungseid ;  siehe  Eid. 

Vertragsmässiger  Eid  §,  331 — 337.     Verfahren  669. 

Vidimalion :  siehe  Urkunden. 

Visum  repertwn  §.   179. 

Wiederaufhebung  eines  geführten  Beweises ;  siehe  Retractatio. 

Wiedereinsetzung  gegen  den  Ablauf  des  Beweistermins 
§.  469.  470. 

Würderungseid ;  siehe  Ergänzungseid. 

Zeuge;  Begriff  §.  107.;  vollgültiger,  mangelhafter,  unzuläs- 
siger Zeuge  §.  108.  Erfordernisse  der  persönlichen 
Glaubwürdigkeit  §.  109.  Rasende,  Wahnsinnige,  Blöd- 
sinnige §.  110.  Kinder,  Minderjährige  §.  111.  Blinde, 
Taube  §.  112.  ;  moralischer  Character  des  Zeugen  §.  114. 
Verbrecher,  Ehrloser  §.  115.  Lügenhaftigkeit,  aus- 
schweifendes Leben  etc.  §.  116.  Fremde^  am  Orte  des 
,  Gerichts  unbekamite  Zeugen  §.  117.;  verwandtschaft- 
liches Verhältniss,  Eltern,  Ascendenten.  §.  118,  und 
119.;  Kinder  und  Descendenten,  Stiefeltern,  Stiefkin- 
der, Schwiegereltern  und  Kinder,  vollbürtige  Geschwi- 

ijj     ster,  halbbürtige  Geschwister,   Seitenverwandte  g.  120. 

-ijoi  bis    124.       Ehegatten,     Schwäger    %.    125.     bis     127. 

-nov  Freundschaft  §.  128.     Liebesverständniss  §.  129.  Ver- 

-•gii  hältniss  der  Dankbarkeit  §.  130.  Hausgesinde  8.  131. 
Amtsuntergebene  des  Producenten  §.  132.  Diener  des 
Staats  in  fiscalischen  Sachen  §.  133.  Bestochene  Zeu- 
gen §.  134.  Der  Consulent,  Advocat  oder  Procura tor 
des  Producenten  §.  135.  Der  Richter  als  Zeuge  in 
der  von  ihm  entschiedenen  Sache  §.  136.  Der  Zeuge, 
welcher  sich  zum  Zeugniss  anbietet  §.  137.  Verab- 
redung §.  138.  Religions- Verwandtschaft  des  Zeu- 
gen mit  dem  Producenten  §.  139.     Feindschaft  J|-  140. 
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Zeuge  in  eigner  Sache  §.  141.    Mitglieder  einer  Corpora- 
tion, als  Zeugen  für  dieselbe  §.  141  u.  142.  Der  Streitge- 
nosse, Litisdenunciant,  Lcgatarius  §.  141.   Der  unmittel- 
-^?)    bar  oder  mittelbar  Betheiligte,  der  Testaments-Erbe,  der 
-fft'    Intestat-Erbe  §.  143.  Innere  Glaubwürdigkeit  des  Zeug- 
nisses §.  146.  Zeuge  von  Hörensagen  §.  147.  Zeuge  eines 
verneinenden  Thatsatzes  §.  148.    Widersprüche  in  sei- 
nen  Aussagen    §.    149.      Lügen   des    Zeugen   §.   150. 
Beeidigung  des  Zeugen  %.    152.     Ausnalunen   bei  dem 
Fürstenwort  §.  153.    Der  Versicherung  auf  Amtspflicht 
§.  154.     Dem  Mennonitenwort  §.  155.     Dem  Zeugniss 
eines    Unmündigen   %.    156.      Erlass    des   Zeugeneides 
§.  157.     Pflicht    zur   Zeugnissablage  %.  158.     Ausnah- 
men %.  159.  bis  164.     Zahl  der  Zeugen   §.    165.    166. 
Testes  singulares  §.  167.     Wirkungen  des   Zeugenbe- 
-Wv, .  weises  %.  168    bis  175.     Gemeinschaftlichkeit   des  Be- 
n">(.    Weismittels  durch  Zeugen  §.  174   und  175.    Vom  Ver- 
fahren  beim    Beweis   durch    Zeugen  %.    518    bis   564. 
Artikel  §.   519.   520.    521.      Dürfen    die  Zeugen  über 
Rechtssätze  vernommen   werden?    %.  521.     Fragstücke 
%.   522.   523.     Verfahren,    weim    der   Produkt   auf  die 
Beweisantretung   nichts   einwenden    zu   wollen    erklärt 
$.  524.     Termin  zur  Abhör  der  Zeugen  %.  525.     Zeu- 
ifui!   geneid  %.  525.     Vernehmung  der  Zeugen  %.  526.   Fra- 
-fji     gen,  die  der  Richter  ex  officio  an  den  Zeugen  zuthun 
■ '     hat  §.  527.     Aufklärung  der  Sache    durch  Fragen  von 
OS*    Amtswegen    §.    528.      Anwesenheit    der   Partien   bei 
''''     der  Abhör  der   Zeugen   §.  529.     Erinnerung   des  Zeu- 
gen an  seinen  Zeugeneid  §.  530.     Der  Richter  ist  ver- 
■  t^    bunden,  dem  Zeugen  unverständliche  Artikel  und  Frag- 
stücke zu  erklären  §.  531.     Adhibiruug    eines  Dolmet- 
schers §.  532.     Wenn   der   Zeuge   Aufschub    verlangt 
■"'!     §.  533.     Wenn  der  Zeuge  über  den  Gegenstand,  wor- 
ni      über   er    aussagen   soll,    zweifelhaft  ist  §.  534.    Proto- 
.9^!   collirung  der  Zeugenaussagen  und  überhaupt  alles  des- 
-dt:    sen,    was    bei    der    Abhör  vorkommt  §.  533    bis  538. 
Vorlesung  der  Artikel,  Fragstücke  und  Aussage  §.  537 
und    539.      Confrontation    der    sich    widersprechenden 
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Zeugen  $.  541.  Ist  es  zulässig,  wenn  der  Produccnt 
statt  formlicher  Artikel  den  Richter  bittet,  den  Zeugen 
über  seine  Wissenschaft  zu  vernehmen?  §.  543.  Publi- 
cation  der  Zeugenabhör-Protocolie  §.  544.  Zeugen," 
Totul  §.  545.  Salvation  und  Impugnation  §.  546. 
Wenn  in  dem  zur  Beeidigung  und  AbhÖr  der  Zeugen 
angesetzten  Termin  eine  der  Partien,  oder  keine  er- 
scheint §.  547.  Zwang  zur  Zeugnissablage  §.  548  u.  549. 
Zwang  zur  Beeidigung  der  Zeugenaussage  §.  550.  Sisti- 
nmg  der  Zeugen  durch  Requisition  §.  551.  552.  Abhör 
der  Zeugen  diu-ch  Requisition  §.  552.  553.  Commis- 
sions-Erkennung  zur  Abhör  der  Zeugen  §.  553  u.  554. 
Vernehmung  obrigkeitlicher  Personen  als  Zeugen  §.  555. 
Verfahren,  wenn  der  Produkt  die  Zulässigkeit  des 
Zeugenbeweises  bestreitet  §.  556  bis  562.  Unzuläs- 
sige Zeugen  muss  der  Richter  verAverfen  §.  557.  Man- 
gelhafte Zeugen  §.  558.  Wie,  wenn  die  Zulässigkeit 
des  Zeugen  bestritten  wird?  §.  559.  Wenn  die  Er- 
heblichkeit des  Inhalts  der  Artikel  bestritten  wird? 
$.  560.  561.  Entscheidung  des  Richters  §.  562.  Fol- 
gen, wenn  der  Produkt  auf  die  ihm  geschehene  Mit- 
theilung der  Beweisantretung  sich  binnen  der  bestimm- 
ten Frist  nicht  erklärt  $.  564 

Zeugenbeweis}  siehe  Zeuge. 

Zeugeneid  —  die  Formel  desselben   §.  525. 

Zeugenrotul  §.  545. 

Zurückschiebung  des  deferirten  Eides  $.  691. ;  siehe  auch 
Eid  und  Eideszuschiebung. 

Zusammengesetzter  Beweis  §.  374  bis  378.  Von  dem  Ver- 
fahren beim  zusammengesetzten  Beweis  §.  705  bis 
711.  Die  Anticipation  dieses  Beweises  §.  706.  Be- 
weisantretung binnen  des  Termins  §.  706  und  707. 
Form  der  Antretung  dieses  Beweises  §.  708.  Es  hängt 
von  dem  Richter  ab,  welches  der  Beweismittel  er  zu- 
erst erledigen  will  §.  709.  Nur  nicht,  wenn  von  dem 
Erfolg  des  einen,  der  des  andern  abhängt  §.  710.  Sal- 
vation und  Impugnation  §.  711. 
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S.  65.  Z.' 5.  V.  u.  statt  „Mühler"  setze:  „Mühkrt*'. 
S.  65.  :Z:  8.  v.u;  streiche  „—  i/tf«^«". 

S.  65.  Z.  2.  V.  «.  setze  liigitcr  ^,5mc7<  /."  ein  y>C§.)".  ,  ■„,.,„/ 
S.  71.  Z.  7.  V.  u.  %iAti  „cojifidendi^'  setze:  „confiten^^:  ^^^ '^  ^ 
■8.  79.  Z.  6.  V.  oben  statt  „und"  setze  :  ,.nMr'^  y.  '  ''  .    ' 

S. -84.  ^.5.  V.  u.  statt  „Pradol^evera"  setze:  ^^Pratobevercf' . 
^.S^.  Z.  6.  \.\x.  statt  „dein"  setze:  „den".  'i    ^^ 

Si  ÖO.  Zi  8.  V.  u.  statt  „Puheros"  setze: „Puber es''.    ,   ;'   oy;.- 
S.  91.  Z,  4.  V.  oben  streiche  das  „Sternchen"  und  s^tae  «s  Zeile  7. 
ii    •■■  "'^^'^liach  „Äo/*''.  ^         i;-...  •     •    ;;4 

■Su!94.:Z-  2.  V.  u.  statt  „unterscheiden'*  öefze:  „nnterscheidet/':: 
.&  102.  Zeile  5.  von  nnton  statt  „imfähige"  setze:  „nnzulässige." 
S.  110.  Z.  2.  V,  u.  statt  t.'eÄ/e  m  desigilto"  setze:  „Uehlein  de  iigillo." 
Si  119.  Z.  3.  v.  u.  so tze  hinter  j,i4«^e/MCÄ«j«^^  die  ."Worte :,  „z/7«if<SacA- 

rierständige."  •.  .    ■     , 

S.  122.  Z."3.  V.  u.  statt  „dagegen"  setze:  „xe^gMöHt."''     '  "     ' 
S.  122.  Z.  1.  V.  u.  .sotze  hinter^,,«.  ^9." :  ««.  <«<cA  ^S.  S4ai"  i 
S.  128.  Z.  14.  V,  u.  statt  „einen"  setze:   „ein."  .  , - 

S.  135.  Z.  8.  V.  u.  statt  „Zimmei*'  setze:  „Zimmerk."' ' '^  "*   "'-•• 
S.  138.  Z.  6.  V.  oben  statt  „C§.  206.)", mtm:  (§,  /9X>!?.ii%•i^«i*ttS\>^\vo^. 
S.  143.  Z.  5.  V.  unten  statt  „Akten"  setzte:   .,Ahte." 
S.  145.  Z.  13.  V.  \x:\iivteT  „Beweiskraft"^  4etze:  ,**Y'.~'  ^>^^«^\iW^Ä. 
S.  173.  Z.  8.  V.  u.  streiche  das  Wort:  „von."  /,J\^._     7,  V.s-.i^x.   ,;.r,v 
S.  174.  Z.  6.  V.  u..gctze  hintec  „Gegenbeweises"  das  W^ort:  „bewarf". 
S.  174.  Z.  3.  V.  11.  setze  hintci-  „ünd^'[-  i,4J".  '  '      •>\.-.  .'V-v.•^^^;^ 

S.  179.  Z.  7.  V.  u.  statt  „Verträge"  ^tz^i.  fjieehtsgefci4ft^" 
S.  195.  Z.  1.  V.  oben  statt  ,,^.95'^  setze:   „W^"  " 

S.  242.  Z.  1.  V.  unten  hinter  „culpa"  setze:   >i/afÄ^*.>''''^V>''^^^-<^"'(^*M^ 
S.  243.  Z.  17.  V.  u.  hinter  „contunuicia"  setzj^v  ,,({^8,tiGegaffi(**. 
S.  285.  Z.  4.  V.  u.  statt  ^.a"  setze:  ,,«?z". 

S.  325.  Z.  7.  V.  u.  statt  „vor''  setze:  .^m'«^.     '■    '-    *-^-     .-->■        , 
.8*338.  Z.  4.  V.  11.  statt  „ensler"  setze;  jjG'cn.s/e^(jjjy-,|(iß^j 
S.  347.  Z.  21.  V.  oben  statt  .,ehen"  setze:  „eler?^. 

^JiuiJ'iKiA    -t'JlJ    Ul'lü  »J 
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